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(Wiederaufnahme der Sitzung um 9.01 Uhr.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir nehmen die Verhandlungen wieder auf.

Heute ist Frau GRin Stubenvoll entschuldigt.

Die Beratung des Rechnungsabschlusses der Bun-
deshauptstadt Wien für das Jahr 2001 wird fortgesetzt, und wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die, die da sind, scheinen ja die Ausgeschlafenen zu sein. Schaut nur so aus. Schaut bei mir auch nur so aus.

Wir werden nichtsdestotrotz uns jetzt mit der Geschäftsgruppe Soziales und Bildung auseinander setzen. 

Ich möchte ganz gern, weil ich mich ja gestern bei der Gesundheit habe streichen lassen, weil es einfach schon ganz spät war, dennoch den einen Gedanken, den ich gestern unterbringen wollte, jetzt zu Beginn meiner Rede bringen, und möchte über die Novellierung der Straßenverkehrsordnung sprechen, die ja da geplant ist und die ganz viel mit Drogen zu tun hat. 

Also immer, wenn irgendwo ein Unfall passiert und man kommt dann im Nachhinein drauf, das ist ein so genannter Drogenlenker gewesen, dann ist der Ruf nach einem neuen Gesetz laut. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Zu Recht!) Bitte? (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Zu Recht! Zu Recht!) Zu Recht, wenn man sich trotzdem die Zeit lässt, etwas Vernünftiges zu machen, weil ein Gesetz ja immer eine Verbesserung einer Lage darstellen soll und nicht eine Verschlechterung einer Lage. Ich glaube, da sind wir alle einer Meinung. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Ja!)
Es gibt noch einen Punkt, wo wir wahrscheinlich alle einer Meinung sind, nämlich niemand will von einem Drogenlenker irgendwo angefahren werden und alle wollen, dass die aus dem Verkehr gezogen werden. Alle wollen, dass die Straßen verkehrssicherer werden. Die Frage ist ja nur: Wie machen wir das? Und ich behaupte: Mit dem neuen Gesetz ganz sicher nicht! Ich sage das jetzt auch deswegen, weil offensichtlich auch die SPÖ nach den gestrigen Verhandlungen nunmehr diesem neuen Gesetz zustimmen will.

Ich möchte aber - und ein paar Leute sitzen ja hier, und zwar der Herr Kowarik und der Herr Pfeiffer und die Frau Landauer - daran erinnern, dass wir im Drogenbeirat lange über dieses Gesetz gesprochen haben und von den ganz vielen Fachleuten, die entweder dort waren oder schriftliche Unterlagen geliefert haben - es sind ungefähr 25 Fachleute, wenn ich es jetzt richtig im Kopf habe, 27 Fachleute -, ein Einziger war, der dieses Gesetz für schlau gehalten hat. Alle anderen haben gesagt, dieses Gesetz erreicht sein Ziel, nämlich Verkehrssicherheit, mit Sicherheit nicht! Ich habe hinzugefügt, dieses Gesetz hat gar nicht das Ziel von mehr Verkehrssicherheit, sondern ist ausschließlich eine drogenpolitische Maßnahme mit dem Zweck der Kriminalisierung von ganz vielen Menschen, die gar nicht verkehrsuntauglich oder verkehrsunsicher sind. Und das möchte ich jetzt ganz kurz einmal begründen. (GR Mag Helmut Kowarik: Darüber war man sich aber auch nicht ganz klar!) Bitte, Herr Kowarik? Ich höre Sie nicht. (GR Mag Helmut Kowarik: Darüber war man sich aber auch nicht ganz klar!) Na gut, ich argumentiere einmal und man kann ja dann in einen Dialog eintreten.

Ich möchte einmal nur kurz ansprechen: Einen Vor-Ort-Check, der 200 illegale Verbindungen und 100 legale Verbindungen, wo Medikamente zu Verkehrsuntüchtigkeit führen, abcheckt, den gibt es einmal nicht. Den haben wir nicht, also können wir ihn auch nicht anwenden. Das ist das Erste.

Zweiter Punkt: Wenn wir sagen - und ich glaube, das ist jetzt das, worauf sich SPÖ und FPÖ und ÖVP im Parlament einigen wollen -, dass man die Drogen im Urin hernimmt, im Harn hernimmt, um abzutesten, dann möchte ich Ihnen eines mit auf den Weg geben, was mir ganz, ganz wichtig erscheint, und deswegen mache ich es auch ein bisschen ausführlicher:

Amphetamine, und zwar kurz wirksame Amphetamine, haben eine Wirksamkeitsdauer von ein bis zwei Stunden. In diesen ein bis zwei Stunden soll so ein Mensch nicht Auto fahren - vollkommen klar und vollkommen d`accord mit Ihnen. Aber es geht nicht nur um diese Wirksamkeit, sondern um die Nachweisbarkeit. Wenn wir uns jetzt anschauen, wie lange ist ein kurz wirksames Amphetamin, das ein bis zwei Stunden die Verkehrstüchtigkeit beeinflusst, auch tatsächlich nachweisbar, so sind das drei Tage. Man braucht sich das nur vorzustellen. Da fährt einer auf der Straße und ein Polizist hat den Verdacht, woher auch immer, vielleicht weil ihm die Person, die da drinnen sitzt, nicht gefällt oder weil es sich um Samstag Nacht handelt und viele Jugendliche von irgendwelchen Discos oder sonst wo unterwegs sind und sich einer denkt: Hey, da habe ich einen Verdacht. Der haltet den auf, dann wird der über den Harn abgetestet, man kommt drauf, der ist positiv, und was hat man gefunden? - Man hat jemanden gefunden, der möglicherweise vor zwei Tagen Amphetamine konsumiert hat, aber voll verkehrstauglich war, weil das gar nicht mehr wirkt. Es ist nur im Harn drinnen.

Meiner Meinung nach wird das einfach so ablaufen, dass man vor allem in der Samstag Nacht in Wien eine Jagd auf Cannabis-Konsumenten veranstaltet, weil bei Cannabis ist es genau dasselbe: Einer konsumiert einen Joint, der wirkt drei bis sechs Stunden, im Harn finde ich das aber drei bis sieben Tage lang.

Und, meine Damen und Herren Kolleginnen und Kol-
legen von der SPÖ: Was denkt sich ein Herr Cap, wenn er nunmehr einer derartigen Sache zustimmt? Was denkt sich der? Haben Sie ihn nicht darüber informiert, was uns die Fachleute im Drogenbeirat gesagt haben? Dass es einen großen Unterschied gibt zwischen dem, wie lange wirkt eine Droge, sodass tatsächlich eine Beeinträchtigung in der Fahrtüchtigkeit vorhanden ist, und wie lange finde ich dieselbe Droge aber dann im Harn, nämlich viele, viele, viele Tage später. Drei Tage später ist der immer noch positiv. Dem wird der Führerschein entzogen oder wenn er den Test verweigert, bekommt er Strafen, das kommt zum Gesundheitsamt und so weiter und so fort. (GR Gerhard Pfeiffer: Das Entscheidende ist der Bluttest! Sie wissen das genau!) 

Ja, aber wenn es weder Grenzwerte gibt, noch eine Möglichkeit gibt, zu sagen, wann der Mensch das eingenommen hat, dann kann ich nicht sagen, das ist wirksam und der ist verkehrsuntauglich! Das ist einfach Mumpitz zum Quadrat! Das ist vollkommener Unsinn!

Wenn Herr GR Ulm gestern so wunderbar vom Rechtsstaat gesprochen hat, den die ÖVP unterstützt - wir auch im Übrigen -, dann kann ich nur sagen: Auf welcher Seite stehen Sie denn da? Auf welcher Seite stehen Sie, wenn Sie Menschen kriminalisieren oder von Menschen behaupten, sie sind fahruntauglich, bei denen das nachweislich überhaupt nicht stimmt, oder aber überhaupt nicht festgestellt werden kann. Also man sollte vielleicht doch ein bisschen auf die Fachleute hören.

Frau StRin Landauer, Sie haben in Ihrer Wortmeldung auch gesagt: Hören wir auf die Fachleute. Na bitte, hören wir! Mittlerweile hat auch die SPÖ aufgehört zu hören. Frau GRin Malyar hat sich in diesem Drogenbeirat kompetent geäußert und hat ganz klar am Ende dieser Sitzung festgestellt, dass man diesem Rat der Fachleute folgen muss und dass eigentlich die Sache sonnenklar ist. Nur diese Sonne scheint nicht auf den Herrn Cap. Der hat keine Ahnung und macht irgendetwas aus, was zur Kriminalisierung von vielen, vielen, vielen, vielen, vielen Menschen führen wird, und nicht nur von jenen, die Drogen konsumieren, sondern es werden auch solche Leute dabei sein - ich weiß nicht, wie man damit umgehen will -, die ganz legal irgendwelche Medikamente verschrieben bekommen, zum Beispiel die vielen zuckerkranken Menschen oder auch Medikamente bei anderen Krankheiten. 

Jetzt will ich Ihnen ja nicht immer was Grausliches vorwerfen. Also hör' ich auf mit dem Vorwerfen und sage nur: Bitte, sehr geehrte Frau Ausschussvorsitzende Malyar, sagen Sie das Ihrem Kollegen, dem Herrn Cap, dass die Dinge etwas anders liegen als er glaubt. Das war der Teil, den ich noch von gestern mitgenommen habe.

Um zum heutigen zu kommen, wird mein Hauptvorwurf an die SPÖ sein, nur damit ich das auch gleich zusammenfassend feststelle: Mein Eindruck ist, wir leben hier mit Ihnen als absoluter Partei in einer vordemokratischen Zeit. Vordemokratisch soll heißen, nicht ausreichend demokratisch, denn auf der einen Seite wird selbstverständlich verlangt, dass alle Abgeordneten dieses Hauses kompetent entscheiden und Pro und Kontra stimmen, aber das, was in einer Demokratie - und zwar überall, das ist Wurscht, ob das eine Schuldemokratie oder ob das da ist - die Bedingung dafür ist, dass alle wirklich kompetent entscheiden, ist Information. Information! Es müssen erstens alle auf demselben Stand von Information sein und zweitens auf einem guten Stand von Information. Erst dann kann dieser demokratische Meinungsbildungsprozess und Abstimmungsprozess auch tatsächlich über die Bühne gehen. 

Ich denke mir ja, irgendwo in diesem Haus, ich hab' es noch nicht gefunden, gibt’s ein Handbuch für Regierungsmitglieder für den Umgang mit Mitgliedern der Opposition. Das ist nicht nur für Regierungsmitglieder, sondern auch für die aufstrebenden jungen Abgeordneten dieses Hauses. Und was da so ungefähr drinnen stehen könnte, kann sein: "Will ein neugieriges Mitglied der Opposition mehr wissen, als man ihm sagt, dann gibt’s verschiedene Möglichkeiten. Gib' ihm ganz kryptische, verwirrende Antworten, sodass er danach mehr Fragen als Antworten hat. Oder lass' ganz fein durchklingen, dass es sich bei diesem speziellen Mitglied der Opposition vermutlich um einen "g'sunden Trottel", wie man in Wien das nennt, handeln könnte oder er aber einfach zu faul ist, um sich zu informieren." 

Das könnte der erste Teil dieses Handbuchs für den Umgang mit Mitgliedern der Opposition sein. Ein ganz häufiger Fall ist: Die Mitglieder der Opposition beklagen sich darüber, dass ein Geschäftsstück zu wenig ausführlich ist, freundlich ausgedrückt, denn manchmal steht da einfach nichts, womit man irgendetwas anfangen kann. Dann sag' ihm, dass er sich alle Infos ohnehin selbst zusammensuchen kann oder dass er es halt früher sagen hätte sollen, oder, oder, oder. Wir Mitglieder der Opposition kennen das alles, eine Akteneinsicht. Ich bin ja unermüdlich. Seit zwölf Jahren schau' ich mir die Akten von A bis Z an. Das ist ja der Vorwurf, dass die Akten manchmal so dürftig sind, dass sie nicht geeignet sind, dass sich auch nur irgendwer tatsächlich eine Meinung bilden kann. 

Ja, und dann noch Fragen. Fragen ist eine Supergeschichte, aber bei Fragen kriegt man ja manchmal Antworten, die wirklich nur zur weiteren Verwirrung beitragen oder aber so angelegt sind, dass es halbe Antworten sind. Und dann hat man nicht mehr genug Fragen, um auch tatsächlich weiter nachfragen zu können.

Deswegen mein Vorwurf an Sie: Sie regieren absolut: "L'roi c'est moi" - das ist die Devise! Sie regieren absolut. Das sind vordemokratische Zeiten und bei der Information hapert's. Das ist aber die Grundsubstanz, das Grundlegende in einer Demokratie.

Zum Beispiel: Was kann man alles tun, wenn ein Mitglied der Opposition ganz lästige oder ganz viele Anfragen stellt? Das gibt’s, kommt vor, geb' ich zu. Wissen Sie, was man dann am Besten macht? - Neuerdings, ganz neu! Ein ganz neues Mittel der Regierung ist, man antwortet einfach nicht. Man sagt: Hey, das sind zu viele Fragen, lieber Abgeordneter, das ist mir zu viel, da hab' ich zu viel Arbeit, das ist zu bürokratisch. Alle diese Antworten hab' ich gekriegt, lange Fragen gestellt. Sie kennen alle diese Bücher, bitte. (Die Rednerin zeigt das Buch "Die Verwaltung der Stadt Wien 1999".) Da haben wir "Die Verwaltung der Stadt Wien 1999" und davor hat es immer so ausgeschaut. Das war ein dicker Bericht. Da stand zumindest die Absicht dahinter, ein bissel zu informieren, ein paar Informationen zu liefern, die den Abgeordneten einer Opposition geholfen haben. Aus diesem Verwaltungsbericht, den ich relativ geschätzt habe, wurde dann dieser Verwaltungsbericht. (Die Rednerin zeigt "Die Verwaltung der Stadt Wien 2001".) So schaut er jetzt aus. Na, lesen Sie den einmal. Also wenn Ihnen im Sommer ganz fad ist, dann lesen Sie den dicken aus 1999 und dann lesen Sie die Schmalspurversion und dann werden Sie feststellen, dass Sie viele Informationen nicht mehr bekommen. Das heißt, nachdem das Handbuch vollzogen ist und man die Abgeordneten fragemäßig eh schon in die Wüste geschickt hat, drückt man ihnen einen abgespeckten Verwaltungsbericht in die Hand und damit soll man sich jetzt glücklich zurückziehen. Und wenn dann das Mitglied der Opposition die Frechheit hat, Dinge zu fragen, die im alten Verwaltungsbericht noch drinnen gestanden sind, dann schickt man ihn wieder in die Wüste und sagt: Das erheben wir nicht mehr oder das wissen wir nicht mehr, oder, oder, oder. 

Es gibt überhaupt so Fragen. Ich habe zum Beispiel gefragt, wie viele Kinder und Jugendliche aus Gemeindewohnungen delogiert wurden. Da hab' ich von der Frau Stadträtin die Antwort bekommen: Das wissen wir nicht, weil das erheben wir nicht. Jetzt glaub' ich das gern, das kann ja durchaus auch sein, dann ist das auch eine richtige Antwort. Keine Kritik daran. Ich hab' einen guten Rat mit auf den Weg gekriegt, nämlich den guten Rat, mich doch an den Herrn StR Faymann zu wenden. Also hab' ich mich an den Herrn StR Faymann gewandt. Der Herr StR Faymann hat gemeint: Ja, das erheben wir nicht. Ja, gibt’s das? Gibt’s das? Gibt es das, dass eine Stadt Sozialwohnungen anbietet, Kinder und Jugendliche, weil sie Teil einer Familie sind, delogiert und dann gar nicht schaut, wie viele es sind oder was mit denen jetzt ist? Das wird nicht erhoben, das wissen Sie nicht! Dass Sie sich überhaupt trauen, über Jahre zu sagen - ich frag' das nämlich seit 1995 -, das wissen wir nicht, weil wir es nicht erheben, und wir bleiben auch dabei, dass wir es nicht erheben, weil es uns nämlich Wurscht ist. Was denken Sie sich dabei? Das tät' mich wirklich interessieren! Mich würde interessieren: Was denken Sie sich dabei, wenn solche Dinge nicht einmal erhoben werden? 

Das heißt, die Informationen, die die Mitglieder der Opposition brauchen, werden diesen Mitgliedern der Opposition vorenthalten. Jeder neue Abgeordnete, der da herkommt, stellt sich ganz rasch die Frage: Hey, da kriege ich immer so Geschäftsstücke, da soll ich zustimmen oder ablehnen, aber wie kann ich denn das tun, wenn ich überhaupt nicht weiß, welche anderen Vereine oder Initiativen auch angesucht haben, um die selbe Leistung anzubieten oder um für etwas Ähnliches eine Subvention zu wollen? Jeder Einzelne, der da neu herkommt, fragt sich genau dieses. Also stellt er eine Anfrage: Und wer hat noch angesucht? Na, wir kennen die Antwort alle. Lieber Abgeordneter, geh' wieder nach Hause, wir beantworten das hier nicht. Es steht nämlich nicht in der Stadtverfassung, es ist gar nicht vorgesehen, dass du das erfährst, also erfährst du es nicht. Also wird von den Mitgliedern der Opposition verlangt, dass sie ohne diese 100‑prozentig wichtige Information eine Entscheidung treffen. Das sind vordemokratische Zustände, die Sie hier eingeführt haben!

Es gibt noch ein zweites absolutes Todschlägerargument in dieser Richtung, nämlich man fragt dann möglichst cool, lässig und herablassend den Abgeordneten: "Herr Abgeordneter, Frau Abgeordnete, haben Sie noch nie etwas vom Datenschutzgesetz gehört? Das würde nämlich wiederum das Datenschutzgesetz verletzen! Verlangen Sie wirklich, dass die Stadt Wien das Datenschutzgesetz missachtet?" -  Das ist die Art und Weise, wie mit den Mitgliedern der Opposition umgegangen wird und das sind vordemokratische Zustände in diesem Haus.

Wir haben aber auch ein Budget. Wer nun glaubt, dass das Budget - übrigens ist mir der Satz abgegangen: "Ein Budget ist in Zahlen gegossene Politik". Den Satz habe ich heuer vermisst. Den hat's ... (GRin Martina Malyar: Oh ja, Oh ja! Wurde schon gesagt!) Schon gesagt! Ja, da bin ich sehr dankbar, dass das schon wer gesagt hat. Da muss ich weggehört haben. Jetzt ist da dieses in Zahlen ... (GR Johannes Prochaska: Wurde gesagt! Sie haben nichts versäumt!) Nichts versäumt! Danke! (GR Franz Ekkamp: Copyright! Copyrigth!) Copyright! Copyright! 

Also da ist jetzt dieses in Zahlen gegossene Machwerk, aber nicht dass man glaubt, man erfährt jetzt da Besonderes daraus, oder Konkretes oder Dinge, die im Detail wichtig sind, sodass man vergleichen kann. Weit gefehlt, weil die Begleitunterlagen, die ja in den Händen der Beamten sind, kriegen ja die Abgeordneten nicht! Das ist ungefähr der dritte Teil unter dem Vorsatz, vordemokratische Zustände herstellen, damit das Mitglied der Opposition möglichst auf einem ganz niederen Informationslevel gehalten wird, außer es reißt sich einen Haxen aus und versucht, die Information von sonst woher zu bekommen. Was hingegen hilfreich wäre, das ist ... (GRin Martina Malyar: Das ist eine Beleidigung! Das geht aber dann alle Beamten an!) Ooooooooh, das ist keine Beleidigung für die Beamten (GRin Martina Malyar: Na sicher!), sondern das ist eine Kritik an der Politik, und zwar an Ihrer Politik, das muss man schon sagen! Das ist eine Kritik an der Politik der Sozialdemokratischen Partei, die es nicht schafft, weil sie nicht will - dazu gehört ja ein politischer Wille -, alle Informationen zur Verfügung zu stellen, die in einem demokratischen Prozess wichtig und notwendig sind. Das hat mit den Beamten überhaupt nichts zu tun! Die Beamten verwalten und legen das auf den Tisch, was Sie zur Verfügung stellen. Da bedarf es einer Weisung von ganz oben. 

Die Frau amtsführende Stadträtin und alle amtsführenden Stadträte sind Mitglieder des Magistrats. Die könnten sagen, damit auch alle notwendigen Informationen auf dem Tisch liegen: Machen wir ab jetzt etwas ganz anderes, nämlich legen wir nicht nur das Budget vor, sondern legen wir eine Übersicht vor, aus der hervorgeht, zum Beispiel Krankenhilfe für Nichtsozialversicherte, MA 12, ist soundso vielen Menschen zu Gute gekommen, 1993 waren es so viele, 94, 95 bis 98, 99, sodass man in einer Übersicht sieht, wie viele Menschen das bekommen, ist die Maßnahme noch irgendwie aktuell und wie entwickelt sich das Ganze. Das kann man für jedes einzelne Kapitel machen, für die Krankenhilfe, für die Impfungen, für den ermäßigten Bäderbesuch, für Sozialnotruf und so weiter und so fort. 

Es gibt, und Sie kennen das ja alle, von der Stadt- und Regionalforschung GmbH diesen Bericht über die Treffsicherheit von sozialen Leistungen. Das ist genauso aufgebaut. Da kann man ablesen: Wie entwickelt sich eine derartige Leistung über den Lauf der Jahre und wie ist es daher einzuschätzen? Ich kann mir gut vorstellen, dass Sie das zur Verfügung stellen sollen. 

Abschließend noch einmal die Feststellung: Sie tun alles, um die Mitglieder der Opposition nicht zu informieren. Das sind vordemokratische Zustände und ... (GRin Martina Malyar gähnt.) Ja, Sie gähnen, aber nicht zu Recht, Frau Malyar, denn meiner Meinung nach sollten Sie sich mit diesem Punkt intensiv auseinander setzen, weil gerade die SPÖ den Mund doch recht voll nimmt und oft auch zu Recht, wenn es darum geht, Demokratie und Partizipation auf ihre Fahnen zu schreiben. Wenn Sie das aber wollen, dann müssen Sie das auch hier im Gemeinderat leben. 

Ich möchte ganz gern zu einigen wenigen Kapiteln noch etwas sagen. 

Thema Obdachlose: Ich habe beantragt, dass es einkommensabhängige Tarife auf den öffentlichen Verkehrsmitteln geben soll. Ich glaube, dieser Antrag ist mehr als berechtigt, denn immerhin erhalten teilweise einkommensmäßig sehr, sehr gut gestellte Teile der Bevölkerung Halbpreiskarten. Ich erinnere nur daran, dass Pensionistinnen und Pensionisten Halbpreiskarten bekommen, und zwar vollkommen unabhängig, wie hoch ihr Einkommen ist. Diese Studie schlägt ja auch vor, zu überlegen, das ans Einkommen zu koppeln, wodurch man auf einen Schlag zwischen 22 und 78 Millionen S hätte, das aber nur berücksichtigt wird, wenn jemand jung oder alt ist oder zum Beispiel, wenn jemand blind ist, aber nicht wenn jemand gehörlos ist. Kein Mensch wird das alles je verstehen. Das muss historisch gewachsen sein. Nur, historisch gewachsen kann ja nicht eine Ausrede für in alle Ewigkeit sein. 

Was die GRÜNEN einfordern, ist, dass das Einkommen eine Rolle spielt. Auch Menschen, die kein Einkommen haben oder nur sehr wenig Geld haben, sollen mobil sein und sollen am sozialen und kulturellen Leben teilnehmen können. Daher überall Einkommensstaffeln, die dafür sorgen, dass Menschen, die kein Geld haben, mit dabei sind. Ich habe also diesen Antrag gestellt.

Frau StRin Laska hat gesagt, da wird noch nachgedacht, was für mich so viel heißt wie: Nun, man könnte eventuell auch daran denken, so etwas zu machen. Ich hoffe, dass eine derartige Einkommensstaffelung kommt. 

Ich möchte Ihnen aber auch nicht verhehlen, dass ich eine Antwort von Dr Sepp Rieder auf meinen Antrag bekommen habe, der doch einer gewissen Merkwürdigkeit nicht entbehrt. Er wurde auch im "Augustin" abgedruckt, damit die sozial interessierten Menschen, die den "Augustin" kaufen und lesen, auch erfahren, was Stadträte dieses Hauses und was die Sozialdemokratie im Speziellen zu solchen Dingen denkt und sagt. 

Ganz abgesehen davon, dass die ganze Antwort merkwürdig ist, möchte ich nur auf einen speziellen Satz hinweisen, der "Augustin"-Leser, "Augustin"-Verkäufer und das Büro des "Augustin" zu etwas gereizten Lachstürmen hat hinreißen lassen, nämlich wenn der Herr Stadtrat schreibt: "... weil auch andere Personen sich in sozialer Not befinden können, ohne obdachlos zu sein, andererseits Obdachlosigkeit nicht automatisch soziale Not bedeuten müsse." - Das kommt Ihnen nicht komisch vor? Also ich habe noch niemanden getroffen, dem das nicht komisch vorgekommen wäre! Wenn das nicht soziale Not ist, wenn ich keine Wohnung mehr habe, auf die ich Anspruch erheben kann, wo ich zu Hause bin und wo ich alle meine Sachen habe, also wenn ich da mit meinen Sachen in den Sackerln herumtrotte und das nicht soziale Not ist, dann haben wir sehr unterschiedliche Vorstellungen von sozialer Not! 

Ich möchte Sie aber auch darauf hinweisen und das ist, glaube ich, eine sehr ernste Sache, über die wir hier zu reden haben und Sie sehen, dass da sehr viele verschiedene Ressorts natürlich betroffen sind, denn das Ressort Laska kann natürlich nichts dafür, wenn das Ressort Faymann zu gröberen Delogierungsmaßnahmen ausholt. Das ist mir schon vollkommen klar. Ich sag's jetzt trotzdem an dieser Stelle. Denn obwohl die MA 11 im Rahmen der Delogierungsprävention selbstverständlich eine ganze Reihe von Delogierungen verhindert hat, und das finde ich ganz toll, so ist es ja so, dass im Büro Faymann jährlich mehr Leute delogiert werden, und zwar aus Gemeindewohnungen. Also man delogiert die Leute aus den Sozialwohnungen. Wenn wir uns da einen kleinen Überblick darüber verschaffen, wie sich die Zahlen trotz Delogierungsprävention der MA 11 und trotz FAWOS im privaten Bereich, der käme noch dazu, entwickelt haben, dann müssen wir feststellen, dass es aus Gemeindewohnungen im Jahr 1995 730 Delogierungen gegeben hat und dass das dann jährlich ungebremst angestiegen ist. Das steigt ungebremst an! Sie produzieren Obdachlosigkeit, und zwar im Ressort Faymann, und das Ressort Laska kann dann rennen, um Delogierungsprävention anzubieten und diese Delogierungen wieder zu vermeiden.

Nicht dass Sie glauben, ich spreche jetzt dem ein Wort, dass man, wenn man in einer Gemeindewohnung wohnt, die Miete nicht zahlt oder immer spät zahlt oder der Teufel was alles nicht. Selbstverständlich muss pünktlich bezahlt werden und wenn man das Geld nicht hat, dann soll das die MA 12 oder die MA 11 eben vorschießen. Die Leute müssen sich schon auch ein bisserl kümmern. Aber auch die, die sich nicht kümmern, kann ich nicht einfach auf die Straße setzen und schon gar nicht, wenn dabei auch Kinder und Jugendliche mit aus der Wohnung hinausfliegen, weil ihre Eltern irgendeine Miete nicht gezahlt haben. 

Jetzt weiß ich schon, Sie wissen nicht, wie viele Kinder und Jugendliche es sind - das ist ein Manko -, aber die Dinge sind, wie sie sind. 1996: 716 Delogierungen, 1998: 827 Delogierungen, 1999: 855 Delogierungen, 2000 - es wurde die Tausendermarke überschritten -: 1 050 Delogierungen, 2001: 1 179 Delogierungen. Das sind dann, wenn man mit 2,4 in etwa rechnet und damit rechnet zum Beispiel FAWOS, 2 829 Menschen, also fast 3 000 Menschen, die jährlich aus Gemeindewohnungen delogiert werden. Da kann die MA 11 noch so viel verhindern und noch so gut arbeiten und noch so gut ihre Arbeit steigern, wenn allein aus Gemeindewohnungen 3 000 Menschen hinausfliegen, und erfahrungsgemäß sind es im privaten Bereich eineinhalb Mal bis zwei Mal so viel, dann stehen wir vor der Tatsache, dass in Wien ungefähr 8 000 Menschen im Jahr delogiert werden. Ich weiß schon, ein paar kommen bei Verwandten unter und andere finden sich im privaten Bereich etwas. Aber das sind meistens Übergangslösungen und irgendwann muss das Problem ja an sich einer Lösung zugeführt werden. 

Das heißt, meine Forderung lautet: Mehr Anstrengungen in der Delogierungsprävention und ein anderes Verhalten im Ressort Faymann. Das kann so nicht weitergehen, dass am Fließband delogiert wird und keiner sagt was und keiner findet etwas dabei. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Ich bin sehr dankbar für den Applaus, weil ich gerade meine Unterlagen suche. (GR Mag Christoph Chorherr: Sollen wir noch einmal applaudieren?) Bitte? (GR Mag Christoph Chorherr: Sollen wir noch einmal applaudieren?) Ja! (GR Mag Christoph Chorherr: Man muss nur warten können!) Ja, man muss nur warten können, genau.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich - weil die Zeit läuft mir ja davon, weil ich das Gestrige da auch noch hineinvermantschkern hab' müssen - ein paar Worte sagen: Ich war mit einigen anderen Kolleginnen und Kollegen, die ich dort selten getroffen hab', in Barcelona bei diesem großen Sozialkongress, wo es ja um ein Problem geht. Die Fortsetzung dieses Problems hat über den GATS-Vertrag mein Kollege Margulies ja gestern schon beschrieben. Es geht darum, welche Dienstleitungen sollen ausgelagert werden? Was soll privatisiert werden? Wie soll's weitergehen? - Ich kann Ihnen versichern, ich hab' 90 bis 95 Prozent der Vorträge und der Seminare dort gehört. Von dort kommt garantiert keine Hilfe, ja! Die schwimmen alle. Ich hab' noch nie so viele Reden gehört, wo so wenig bis fast gar nichts gesagt wurde. Das war schon fast unter Null. Ich habe manchmal nicht gewusst, ist es so schlecht übersetzt oder sagen die wirklich nichts? Dann hab' ich mir gedacht, ich höre es mir auf Französisch an, aber da war auch nichts. Also das ist ganz, ganz wenig, da kann man die Stadt Wien ja nur lobpreisen. Da kann man nur sagen, im Vergleich dazu sind wir besser (GRin Martina Malyar: Genau! - GRin Mag Sonja Wehsely: Wien macht es besser!), Wien macht's besser, in dem Fall tatsächlich, aber das heißt noch lange nicht, dass das, was wir machen, unseren Qualitätsansprüchen genügt, sondern das heißt nur, wir müssen diese Probleme mitdenken und es immer noch ein bisschen besser machen. 

Deswegen schlage ich vor, dass Sie in Hinkunft nicht mehr die Mitglieder der Opposition einfach in die Wüste schicken, sondern dass Sie das innovative Potenzial aller Menschen in diesem Hause kräftig nutzen, um damit gemeinsam zu einem lebenswerten Wien - um das einmal so wunderbar auszudrücken - zu kommen. 

Mir bleibt nicht mehr viel Zeit und ich möchte daher noch etwas ganz Kurzes auch zum Thema Schule sagen, wo die Sparmaßnahmen jetzt massiv wirken und diese ganzen Nachmittagsangebote an vielen Schulen weg sind und die Kinder darüber tatsächlich sehr, sehr traurig sind. Jetzt weiß ich schon, wir verdanken das den Maßnahmen der Bundesregierung, wo gespart wird. Aber Sie kennen meine Forderung: Da hätte Wien - und das Geld ist da - sehr wohl einspringen können. Es hätte sich um rund 200 Millionen, noch in Schilling gedacht, gehandelt. Meiner Meinung nach ist das Argument, wir können damit nicht anfangen, sonst wälzt der Bund auf uns ab, ab, ab, zwar ein richtiges, nur in dem Fall hätte ich darum gebeten, es nicht anzuwenden, weil etwas anderes Priorität hat, nämlich die Schule. (GRin Martina Malyar: Nein, das geht nicht!) Ja, also es ist so. Da sind wir einfach 100‑prozentig unterschiedlicher Meinung, weil unser politischer Wille und unsere Einschätzung etwas anderes ist. (GRin Martina Malyar: Es wird von uns sowieso sehr viel gemacht!) Ja, ich schätze alle möglichen Dinge, die schon gefördert werden. Nur in diesem Punkt denke ich mir, da hätte Wien auch einsteigen sollen.

Ich möchte nun zum Abschluss meiner Rede noch einmal hervorkehren, was Maria Vassilakou und Christoph Chorherr in der Generaldebatte deponiert haben, nämlich: Uns ist die Gleichstellung aller Menschen, die hier in Wien leben, wichtig. Die, die einen österreichischen Pass haben, die, die einen EU-Pass haben, die, die einen anderen Pass haben, diese Menschen, die da alle in Wien zusammenkommen, sollen auf der kommunalen Ebene gleichgestellt werden, und so auch, bitte, bei der Sozialhilfe. Da muss es Änderungen geben. Es gibt eine Kannbestimmung, aber Tatsache ist, dass diese Leute kaum je zu Geld kommen.

Für meine Partei kann ich deponieren: Das wollen wir nicht! Deswegen bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit meiner Kollegin Maria Vassilakou ein, die ja selbst nicht einbringen kann - ein Fehler in der Geschäftsordnung, könnte man sagen -, der folgendermaßen lautet: 

"Der Wiener Gemeinderat bekennt sich zum Prinzip der Gleichstellung aller in Wien lebenden Menschen ungeachtet ihrer Staatsbürgerschaft. Wir fordern, dass das Sozialhilfegesetz so geändert wird, dass alle Menschen, die in Wien leben, gleichgestellt werden. Dafür ist auch im Budget der Stadt Wien entsprechend Vorsorge zu treffen." 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das war das Ende meiner Rede. Ich möchte abschließend zusammenfassend noch einmal darauf zurückkommen, was mir am meisten am Herzen liegt, nämlich: Ich wünsche mir eine Stadt Wien und ich wünsche mir eine Regierungspartei, die Informationen ganz selbstverständlich zur Verfügung stellt und echte demokratische Zustände herstellt! - Ich danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Pfeiffer zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. Er hat 3 Minuten Redezeit.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke schön. - Frau Vorsitzende! Frau Bürgermeister! 

Ich möchte nur den Wahrheitsgehalt der Aussagen der charmanten Kollegin Jerusalem zu den Drogenlenkern ins richtige Licht rücken und die Unwahrheiten dabei festhalten. 

Frage ist: Gibt es ein Problem bei den Drogenlenkern? 

Antwort: Ja, eine geschätzte Anzahl von 10 bis 20 Prozent nehmen Drogen ein, wenn sie ein Fahrzeug lenken. Und zwar sagen das die Experten. Nicht Experten, wie Sozialarbeiter oder sonst irgendetwas, sondern solche, die tatsächlich damit zu tun haben. 

Muss die Politik handeln? - Ja. Die Vorfälle zeigen es. Und was wollen Sie denn mehr? Die verschiedenen Anlässe, wo 1 Toter und 17 Verletzte sind, machen es eindeutig notwendig, zu handeln. 

Wann sonst sollte die Politik handeln und wie, meine sehr geehrten Damen und Herren, sollte sie handeln, wenn die Relevanz der Nachweisbarkeit nicht wirklich gegeben ist? - Ganz klar nur so, dass eben der Verdacht verfolgt wird, genauso wie der Verdacht auf Alkoholisierung verfolgt wird und letztendlich der Amtsarzt feststellt, ob der Tatbestand der Nichtfähigkeit des Lenkens gegeben ist. Das wissen Sie ganz genau, Frau Kollegin, und was Sie hier immer wieder vorbringen, ist einfach und schlicht falsch. 

Nicht wahr ist, dass kein Handlungsbedarf vorhanden ist. Ja, es ist wirklich einer vorhanden. 

Nicht wahr ist, dass die Einnahmen nicht nachgewiesen werden können. Das ist gegeben. 

Nicht wahr ist, dass das das einzige Beurteilungskriterium ist, sondern tatsächlich der Amtsarzt es als Letzter feststellt.

Nicht wahr ist, dass mit Hilfe eines solchen Gesetzes jemand zusätzlich kriminalisiert werden soll, sondern es soll die Fahruntüchtigkeit vermieden werden.

Und nicht wahr ist, dass es um einen Harntest geht, sondern es geht um den Bluttest, denn nur dafür ist es notwendig, eine Zweidrittelmehrheit zu bekommen.

Wahr ist hingegen, sehr geehrte Frau Jerusalem, dass für die Grün-Alternativen kein Argument zu dumm ist, um die Einnahme verbotener Drogen zu verniedlichen und letztendlich dadurch unsere Gesellschaft zu destabilisieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strobl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 

Zu Beginn möchte ich einige Überlegungen zur Rechnungsabschlussdebatte an die Spitze meiner Überlegungen stellen. Ich glaub' ganz einfach, dass dieses Ritual, wie es derzeit abläuft - und wir haben es gestern wieder sehr deutlich gesehen - überholungsbedürftig ist. 

Ich fordere die Mitglieder der Präsidiale auf, sich Gedanken darüber zu machen und zu überlegen, wie weit man hier diese Diskussionen effizienter und vor allem straffer führen kann. (Beifall bei der ÖVP sowie der GRe Mag Sonja Wehsely und Heinz Vettermann. - GR Gerhard Pfeiffer: Es sollte eine Wiener Abschlussdebatte sein!) 

Ja, ich sehe, ich stoße auf breite Zustimmung. Das erfreut mich natürlich. Du gibst mir ein Stichwort. Zusätzlich glaube ich, waren bei der gestrigen Debatte ungefähr zwei Drittel der rot-grünen Redner offenbar beim falschen Türl. Es hat sich hier um den Gemeinderatssitzungssaal und nicht um den Nationalrat gehandelt, aber das Thema Rechnungsabschluss musste in einem hohen Ausmaß der Kritik an der Bundesregierung Platz machen. Es scheint sich meiner Einschätzung nach dabei um eine Schar vielleicht etwas zu kurz Gekommener zu handeln beziehungsweise im Hinblick auf die in einem Jahr stattfindende Nationalratswahl auch um einige Damen und Herren, die Profilierungsnotwendigkeiten verspüren. 

Wir können das jedenfalls in dieser Form auch demokratiepolitisch nicht akzeptieren und wir ersuchen Sie, meine Damen und Herren von den GRÜNEN und von den Roten, wenn Sie derartigen Profilierungsdruck spüren, diese Gespräche vielleicht auf die Ebene mit dem Herrn Gusenbauer oder mit dem Herrn Van der Bellen zu verlegen und sich dort auszumachen, wie das Match dann auf nächster höherer Ebene weitergehen soll. Das hier ist sicherlich der ungeeignete Ort! (Beifall bei der ÖVP.) 

Den Gipfel - und ich betone das - der Geschmacklosigkeit haben gestern allerdings zwei Stadträtinnen erreicht, und ich sag' das wirklich mit scharfer Kritik. Es ist eine Missachtung des Gemeinderats, wenn während einer Rechnungsabschlussdebatte die Ressortchefin nicht auf der Regierungsbank Platz nimmt oder den Vorsitz innehat, sondern sich schwätzend hinter den letzten Bänken aufhält und de facto an der Verhandlung zumindest physisch nicht und auch nicht psychisch im Sinne von Zuhören teilnimmt. Das ist eine eklatante Missachtung des Gemeinderats und das muss man hier von dieser Stelle auch klar sagen. Ich hoffe hier auf eine Stiländerung! (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)

Es ist eine Frage auch der Einschätzung, wie man hier mit dem Gemeinderat, mit dem Souverän umgeht, denn schließlich handelt es sich hier um eine Kritik, um eine Abrechnung mit der Regierung. Daher haben die Regierungsmitglieder hier auch deutlich anwesend zu sein und das nicht damit kundzutun, indem sie sich hier hinten irgendwo aufhalten und schwätzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich kann aber auch in der Kritik eines nachlegen. Den Höhepunkt der Geschmacklosigkeit hat gestern Frau StRin Brauner geliefert (GRin Martina Malyar: Na geh!), na eindeutig, wenn sie sich hier im Stil einer Leiterin einer nordkoreanischen Umerziehungsanstalt verhalten hat und den Gemeinderatssitzungssaal offenbar mit irgendeinem Sektionslokal der SPÖ verwechselt hat. Ich weise alle hier ... (Aufregung bei der SPÖ.) Ich weise alle hier vorgenommenen An- und Beschuldigungen gegenüber der Wiener ÖVP auf das Schärfste zurück. Das ist kein Stil und das ist keine Art, wie man sich hier mit vorgebrachter Kritik auseinander gesetzt hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht um den Rechnungsabschluss und ich werde mich daher auch in den folgenden Überlegungen nun ausschließlich damit beschäftigen. 

Nun, wie sieht es denn in diesem Ressort aus, das budgetmäßig noch gemeinsam mit der ÖVP, also mit dem Koalitionspartner, verhandelt wurde, aber in der Umsetzung dann de facto alleine geschehen ist. Wo hat sich denn da überall was verändert? 

Es ist, man könnte das mit einer großen Überschrift bezeichnen, der Rückfall ins rote Wien! Ich bringe jetzt einige Beispiele: Der Bund tätigte im Bundesschulbau die höchsten Investitionen, denn es waren von 1996 bis 2002 3,8 Milliarden S, insgesamt 26 Neu-, Umbauten und Sanierungen. Nun werden es weitere 22 Projekte sein, die der Bund an Bundesschulen ausschließlich in Wien um weitere 2,4 Milliarden S saniert und umbaut. 

Warum sage ich das? - Wir haben in Wien bis heute keinen Schulentwicklungsplan. Wien lebt in diesem Bereich noch immer von den in der Koalition ausverhandelten 1,4 Milliarden S zur Schulsanierung für die Pflichtschulen und wir müssen leider feststellen, dass diese 1,4 Milliarden, die bereits in den nächsten zwei Jahren voll ausgegeben sein sollten, nicht im Plan liegen. Es gibt eine Reihe von insgesamt 30 ursprünglichen Projekten. Als ein Beispiel davon darf ich die Renngasse nehmen. Die Renngasse sollte im Jahr 2000 saniert werden. Wir haben sie jetzt vor einem Monat beschlossen und jetzt beginnt die Sanierung! Wir sind also zwei Jahre in der Verzögerung. Da zeigt sich schon, meine Damen und Herren, wie Sie beim Austeilen zwar großzügig sind, wenn es darum geht, die Bundesregierung zu kritisieren, aber dort, wo Sie im eigenen Bereich verantwortlich sind, dort, wo Sie im eigenen Bereich Ihre Konzepte umsetzen sollen, sind Sie plötzlich nicht im Stande, Zeiten einzuhalten, weil Sie offenbar auch hier mit dem Budget nicht ganz zu Rande kommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ganz zu schweigen davon, dass Sie bis heute nicht im Stande sind, detaillierte Auskünfte über die Kosten der einzelnen Standorte der Pflichtschulen zu geben. Sie können nicht sagen, was ein Standort von den Energie- und Erhaltungskosten bis hin zur Frage, wie man substanziell mit diesen einzelnen Standorten in der Zukunft umgehen könnte, bis hin zum Vermieten und zum Verkauf, kostet. Sie haben keinen Generalplan, weil Sie bis heute keinen Schulentwicklungsplan haben. Es ist daher nicht verwunderlich, wenn sich Eltern aufregen und eigentlich überrascht sind, wenn Sie plötzlich in den Medien vereinzelt hören, dass Schulen geschlossen werden, umgebaut werden, dass Veränderungen stattfinden, dass Schulen zusammengelegt werden. Das ist kein Stil. Das ist Konzeptlosigkeit und da ist die Frage, wie weit man mit dem zur Verfügung gestellten Geld des Steuerzahlers auch sinnvoll umgeht. 

Oder nehmen wir das Beispiel Energie-Contracting her. Angeblich gibt es einige Standorte Wiener Schulen, die dieses Energie-Contracting erproben. Es gibt aber bis heute keinen Bericht dazu. Ich darf Ihnen aber, weil die Bundesschulen in Wien das machen, daraus zitieren, was hier bereits als Ergebnis vorliegt:

"Beim Contracting übernehmen Firmen die Investitionen für effizientere Energienutzung an Schulen und erhalten diese aus den erreichten Einsparungen wieder zurück. Die Schulen wiederum bekommen 20 Prozent der jährlichen Einsparungen. Vorteil für die Schulen: Die jeweiligen Pools sind auch für die Wartung und Instandhaltung der neuen Anlagen verantwortlich. Für die Schule ist das alles kostenlos." 

Wer hindert Sie daran, dieses tolle Modell der Bundesschulen einfach auch für die Wiener Pflichtschulen umzusetzen? - Es ist das eine Frage der Investition. Ich muss nur Geld investieren, weil ich das zuerst natürlich auch erstellen und umbauen muss, habe aber dann im Rückfluss die Garantie, dass das über viele Jahre eine großartige Ersparnis bringt. 

Ich darf aber auch noch auf ein Ereignis des Vorjahres ganz deutlich hinweisen, weil es plötzlich bei den Agitatoren und Agiteuren um diese sehr ungute Situation im Frühjahr des vorigen Jahres im Umfeld der Gemeinderatswahlen sehr still geworden ist. Aber ich werde Sie nicht von dem Vorwurf entlasten, dass Sie hier den Lehrern und den Eltern gezielt die Unwahrheit gesagt haben: Dass es um 1 400 Entlassungen gehen wird und dass an manchen Schulen Ihre sozialdemokratischen Vertreter, LehrerInnen, Bilder von LehrerInnen aufgehängt haben, die alle entlassen werden sollen, und das der Bundesregierung unterschoben haben. Unabhängig davon, dass der Herr Landeshauptmann den Finanzausgleich unterschrieben hat und nicht die Frau Bundesministerin. Die war nicht einmal dabei. (GRin Mag Sonja Wehsely: Ja, mit Vorbehalt! Mit Vorbehalt!) Ja, das hätt' ich gern gewusst, wie das geht. Mit Hexenkreuz, dann gilt's nicht oder wie ist das "mit Vorbehalt"? 

Es gibt nur einen Finanzausgleich und wenn ich den Finanzausgleich ablehne, dann muss ich es sagen, aber ich kann nicht sagen: Ein bisserl schwanger bin ich schon und daher war ich ein bisserl dafür, aber ich hab' einen Vorbehalt. Also wie das geht - politisch - hätt' ich gerne gewusst, ja! Ja, das ist ja ... (Beifall bei der ÖVP.) Das ist ja bei euch immer ein guter Vergleich. Das ist ja immer ein guter Vergleich und trifft natürlich in erster Linie viele Frauen. 

Die Frage, die sich daraus stellt, ist natürlich die, dass die LehrerInnen und die Eltern, die hier getäuscht wurden und die heute auch von Ihnen enttäuscht sind, weil Sie ihnen derartig viel Angst versucht haben einzureden, natürlich schon draufgekommen sind, weil wir jetzt - vergangenen Herbst - 350 Junglehrer neu eingestellt haben, dass da offenbar Ihre Propaganda, dass es sich hier um massive Entlassungen handeln wird, danebengegangen ist. 

Oder der Hinweis, 30 Kinder in einer Klasse kommen auf uns zu. Wir haben einen Schnitt von 23,2 Kindern pro Klasse. Das ist der aktuelle Schnitt, meine Damen und Herren. Also besser als die aktuelle Forderung, die ich selbst mitunterschreibe und unterstütze, nämlich Klassenschülerhöchstzahl 25. 

Aber das ist nun alles sozusagen die soziale Kälte des roten Wien. Uns ist sozusagen der Weg Wurscht, der Weg heiligt die Mittel und da greifen wir auch gerne in jene Kategorien politischer wirklicher Grauslichkeiten, die zumal - wie ich das beurteilen würde - früher einer anderen Partei vorbehalten waren, die auch mit Diskriminierung, Politik der Angst und Polarisierung versucht hat, Stimmen zu maximieren. 

Es war überhaupt das Jahr, ich würde einmal sagen, der bildungspolitischen Flops der SPÖ-Alleinregierung in Wien. Die so genannte unabhängige rot-grüne Bildungsplattform organisierte gegen den Bildungsabbau eine so genannte Riesendemonstration am Stephansplatz und kündigte mindestens 4 000 Demonstranten an. Nach offiziellen Angaben sind nicht einmal 1 000 hingekommen. Im Herbst werden 350 Junglehrer neu angestellt, nicht wie von SPÖ und Grünen angekündigt 1 400 Junglehrer entlassen. Die durchschnittliche Klassenschülerzahl liegt bei 23,2 und nicht wie von der SPÖ überall propagiert bei 30. Und das großartig angekündigte Bildungsvolksbegehren flopt österreichweit mit insgesamt 2,98 Prozent Teilnehmer und in Wien mit insgesamt 4 Prozent. 

Die Menschen, meine Damen und Herren, durchschauen Sie und sind viel klüger, als Sie das wahrhaben wollen und werden sich das auch ganz sicher merken, wie Sie in so einer Situation mit der Wahrheit umgegangen sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein nächster Bereich: Kindergarten in Wien. Nur ganz allgemein. Bei der Budgeterstellung - ich kann mich noch gut erinnern - gab es große Bedenken wegen der Kindergartenmilliarde, weil laut Reglement eine Kindergartenmilliarde ja durch die Länder - wenn sie in Anspruch genommen wird - verdoppelt werden muss. Man muss ja dann die gleiche Summe dazubezahlen. Das Geld war nicht da. Wir haben daher einige Projekte sogar noch rasch in das Jahr 2000 vorgezogen und konnten dann für 2001 nur mehr insgesamt, glaub' ich, sechs oder sieben Projekte ins Auge fassen. Eine Sache, über die man auch sehr seriös und ordentlich so diskutieren kann, kein Problem, hätte sich nicht die SPÖ hier in den letzten Monaten ans Rednerpult gestellt und großartig auf diese Bundesregierung nach dem Motto "Wir würden ja noch gerne viel mehr Kindergärten bauen, aber die Kindergartenmilliarde wurde eingestellt" geschimpft. 

Ich frage Sie: Wo hätten Sie das Geld hergenommen, wenn Sie schon bei der Budgeterstellung für das Jahr 2001 nicht einmal mehr Geld für mehr als sechs Projekte gehabt haben? - Sie sehen, meine Damen und Herren, auch hier sind Sie unglaubwürdig, schlichtweg unglaubwürdig! (Beifall bei der ÖVP.)

Aber es kommt noch dicker. Wenn man sich nämlich dieses gelbe Heftchen mit den überplanmäßigen größeren Abweichungen im Voranschlag genauer anschaut, dann kann man erkennen, dass es einen Überschuss bei den Kindergartenbeiträgen in der Höhe von 72,4 Millionen S gegeben hat. Um 72,4 Millionen S wurde bei den Kindergartenbeiträgen mehr eingenommen, als ursprünglich geplant beziehungsweise budgetiert worden war. 

Was machen Sie daraufhin im Folgejahr? - Sie erhöhen die Kindergartenbeiträge und haben damit nicht nur die teuersten Kindergärten in Österreich, sondern Sie haben damit auch die Möglichkeit ungenutzt gelassen, eine wirklich gute Idee auch im Zusammenhang mit Integrationsbemühungen zu verwirklichen, nämlich das letzte Kindergartenjahr als vorschulische Einrichtung generell frei anzubieten. Sie aber sparen bei den jetzt noch vorhandenen Ansätzen und Überlegungen. Bei den Projekten, die anstehen, für die es sogar schon Zusagen gegeben hat, ist nicht klar, ob das Geld dafür überhaupt zur Verfügung steht. Offenbar sind also diese 72 Millionen S, die hier übrig geblieben sind, für ganz andere Zwecke verwendet worden. Da gibt es nach meinem Dafürhalten einen sehr großen Aufklärungsbedarf. (Beifall bei der ÖVP.)
Bäderkonzept - oder: 600 Millionen S Defizit und kein Ende. - Laut Rechnungsabschluss 2001 wurden bei den Bädern die geplanten Ausgaben fast zur Gänze zurückgestellt. Das waren 31,5 Millionen S. Das hängt offenbar damit zusammen, dass man nach der Wahl, durch den Wechsel der MA 44 in ein anderes Ressort, erkannt hat, man müsse konzeptiver an die Sache herangehen. Es gab einen neuen Ressortleiter, der hier auch mit mehr Schwung und mit mehr Klarheit bemüht war, aufzuzeigen, in welche Richtung es geht. (Zwischenbemerkung der VBgmin Grete Laska.) - Entschuldigung, es war nicht "Ressortleiter" gemeint, Frau Vizebürgermeisterin, sondern "Abteilungsleiter". Ich bitte um Entschuldigung, dass ich mich hier versprochen habe. - Der Abteilungsleiter war also in diese Richtung unterwegs. Es gab ja bereits Ansätze für ein Bäderkonzept und erste Ergebnisse lagen auch schon vor. Daher war es vernünftig, diese 31,5 Millionen S jetzt einmal zu kappen, einzusparen, und zu sagen: Wie kann man das, mit einer Prioritätenliste versehen, mit einem Bäderkonzept versehen, dann sinnvoll investieren?

Was folgt aber daraus? - Am 15.7.2001 liegt der Endbericht für das Bäderkonzept vor. Erst am 6.12.2001 wurde die Bäderkommission damit befasst. Da wurde auf die politischen Vertreter furchtbar Druck gemacht: Diese mussten innerhalb von einer Woche sozusagen ihre Stellungnahme zum Bäderkonzept abgeben. Seitdem aber gibt es sechs Monate lang nur mehr Schweigen. Es gibt überhaupt keinen Ansatz dazu, wie man mit einem Bäderkonzept, mit einer Prioritätenliste, mit irgendeiner Überlegung, die konzeptiv sagt, wie jetzt vorzugehen wäre, etwas anfangen könnte. 

Dafür haben wir aber jetzt laufend Anträge in Millionenhöhe. Ich nenne als Beispiel nur die Sanierung des Erlebnisbeckens im Krapfenwaldlbad: 360 000 EUR. Das wird als Notfall hingestellt! Wer sich jedoch genau erkundigt, der stellt fest, dass das schon seit längerem fällig ist, es wurde nur nicht gemacht. - Es zeigt sich hier also bereits eine gewisse Planlosigkeit.

Der Gipfel - fast ein Schildbürgerstreich, würde ich sagen - ist die Tatsache, dass um 710 000 EUR ein Pilotprojekt zur Kassenautomation ausgerechnet am Zentralstandort der MA 44 im Amalienbad erprobt wird. Wir erproben dort ein Pilotprojekt, obwohl wir in der Diskussion - und das hat sich im letzten Ausschuss sehr schön gezeigt - schon jetzt wissen, dass dieses Projekt atypisch für die gesamten anderen Bäder sein wird, weil hier Auflagen aus dem Denkmalschutzbereich zu erfüllen sind, die es wahrscheinlich, ich sage einmal, zu 99 Prozent bei allen anderen Anlagen nicht geben wird. - Also ich wünsche viel Glück bei solchen wirtschaftspolitischen, bei solchen technischen Überlegungen mit dem Begriff eines Pilotprojekts an einem Standort, der sich auf Grund seiner atypischen Situation wahrscheinlich wirklich überhaupt nicht dazu eignet!

Für mich stellt sich folgende Frage: Warum haben Sie ursprünglich alle Maßnahmen von 2001 zurückgestellt, wenn Sie jetzt genauso plan- und ziellos einfach mit dem Steuergeld - ich sage es einmal - weitermurksen? - Es ist nichts anderes! Es kommt in jedem Ausschuss wieder irgendein Antrag. Es gibt keine Prioritätenliste, es gibt keinen nachvollziehbaren Sanierungsplan - nichts. Es wird halt irgendetwas auf die Tagesordnung gesetzt, wobei ich schon davon ausgehe, dass wahrscheinlich auch tatsächlich ein Bedarf danach besteht. 

Schauen wir uns noch die Frage betreffend das Musikschulkonzept dieser Stadt an. Im Jahre 1998 gab es einen Allparteienantrag zur Erstellung eines Musikschulkonzeptes. Eine erste Analyse dazu lag bereits 1999 vor. Demnach liegt die aktuelle Versorgungsdichte in Wien - in der Musikstadt Wien - derzeit bei 1,52 Prozent. Als Ziel, so wird in der Studie gesagt, müsse eine Versorgungsdichte von rund 3 Prozent erreicht werden. 

In einer Studie unter dem Titel "Musikschule 2000" stehen aber ganz andere Zahlen, meine Damen und Herren. Hier wird nämlich dargestellt, dass unter den 5- bis 20‑Jährigen österreichweit 12,44 Prozent eine Musikschule besuchen. Wenn man sich die Bundesländer einzeln anschaut, dann stellt man fest, dass in Vorarlberg und in Oberösterreich jeder fünfte Jugendliche eine Musikschule besucht, in Wien ist es jeder Fünfzigste!

Sie sehen: Auch hier wieder keine Art von Reform, keine Art von Konzeption! Es fehlen laut Studie mindestens zehn weitere Standorte; wir haben derzeit 24. Es wären Mittel in der Höhe von insgesamt 512 Millionen S notwendig, der Vollausbau sollte demnach bereits im Jahr 2010 abgeschlossen sein. Man würde in einer konzeptiven Überlegung für dieses und nächstes Jahr durchaus bereits 30 zusätzliche Lehrer, 5 neue Standorte, 6 Zweigstellen und 690 Schüler brauchen. Was tut sich? - De facto nichts!

Das Einzige, was man in Wirklichkeit dem Leiter, Mag Markovic, zugestehen muss, ist, dass er sehr bemüht ist und dass er zumindest die Möglichkeiten zu nützen versucht, mit dem zur Verfügung stehenden Geld, von dem offenbar zu wenig vorhanden ist, an den vorhandenen Standorten qualitative Verbesserungen durchzuführen. Das aber rechne ich wirklich in sehr hohem Maße dem Direktor als Verdienst an.

Meine Damen und Herren! Damit komme ich zu meiner letzten Überlegung. Der Rechnungshofbericht von 1999 sagt Folgendes: "Die landesgesetzlich eingerichtete Landessportorganisation Wien wurde vor allem mit vorgegebenen Themenstellungen befasst. Die politischen Gremien fassen eine Vielzahl von Einzelbeschlüssen zur Sportförderung, deren strategische Ausrichtung und Zielerreichung an keinem schriftlich ausformulierten Sportförderungskonzept gemessen werden konnte." - Eine harsche Kritik des Rechnungshofs!

Der Rechnungshof empfiehlt daher, die Aufgaben der Landessportorganisation neu zu definieren und kritisiert die zu geringe Anzahl der Sitzungen.

Es gab dann in koalitionären Zeiten noch Bemühungen, sich mit einem kleinen Arbeitskreis genau dieser Themen anzunehmen. Dieser Arbeitskreis ist leider eingeschlafen. Es ist dann nicht wirklich etwas Bewegendes aus diesen Gesprächen geworden, und ich muss ganz einfach sagen: Wir haben uns jetzt - und das darf ich hier stolz verkünden; es waren die Sportsprecher aller Parteien und die Vertreter aller Dachverbände sowie des Wiener Fußballverbands eingebunden - außerparlamentarisch in einer Arbeitsgruppe zusammengesetzt und haben nun vor etwa zwei Monaten der Frau Vizebürgermeisterin ein aus unserer Sicht modernes, neu konzipiertes Landessportorganisationsgesetz überreicht, mit der Bitte, seine Umsetzbarkeit nach allen Richtungen prüfen zu lassen und uns dann Bescheid zu geben. Ich habe Hoffnung, dass die Zusage, dass das im Herbst, im September passieren wird, auch eingehalten wird, und ich gehe davon aus, dass dann die Ideen, dass es hier um eine größere Transparenz im Förderbereich geht, um das Abgehen von der Rolle der einzelnen Vereine als Bittsteller, um die Anerkennung ihrer Rolle als Leistungsträger für diese Stadt, dass all diese Ideen in diesen Reformüberlegungen auch tatsächlich umgesetzt werden. 

Das heißt, es liegt jetzt an Ihnen, liebe Frau Vizebürgermeisterin - und ich nehme an, Sie werden ein paar Worte dazu sagen -, wie Sie im Herbst mit diesen Unterlagen umgehen werden und was Sie davon auch tatsächlich umzusetzen bereit sind. 

Zusammenfassend kann man nur sagen: Es ist ein Rückschritt ins zentralistische, eher planlose rote Wien. Gespart wird bei den Vereinen und bei den Gemeinnützigen. Das Förderwesen ist nach wie vor nicht transparent. Leistungsträger, Vereine mit einem Milliardenaufkommen an freiwilligen und ehrenamtlichen Leistungen bleiben Bittsteller und werden nicht als Partner gesehen. Dafür gibt's durchaus in Sidesteps für dubiose Leistungen - ich sage das sehr gezielt: für dubiose Leistungen - bis zu 7 Millionen S. Ich denke hier speziell an Public Netbase. 

Sie haben sozusagen das Rad der zaghaften Entwicklung zu einer Bürgergesellschaft wieder zurückgedreht, zugunsten einer Herrschaft der Betreuer. Sie haben zentralistische Vorgaben - "und so läuft's!" - und haben damit auch Ansätze einer Bürgergesellschaft, die sich mit wertkonservativen, basisdemokratischen und sozialreformerischen Elementen zu entwickeln begonnen hat, abgedreht, weil Sie vom New Public Management nichts wissen wollen, weil Sie konzeptlos, in Einzelbereichen teilweise sogar hilflos sind und vor allem weil Sie nicht bereit und nicht fähig sind, Reformen rasch umzusetzen. Wir werden daher diesen Rechnungsabschluss ablehnen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Römer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Werte Kolleginnen und Kollegen dieses Hauses! 

Es ist vielen aufgefallen, dass am gestrigen Tag vor allem von den Kollegen der Sozialdemokratischen Partei versucht wurde, hier vom Rechnungsabschluss 2001 abzulenken und in die Bundespolitik auszuweichen. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Partei! Ich würde Ihnen empfehlen: Bleiben Sie ruhig hier! Hier haben Sie die Mehrheit, hier könnten Sie etwas umsetzen, hier könnten Sie etwas verbessern - was ja im Parlament, wo Sie keine Mehrheit haben, nicht so leicht ist! Aber ich glaube, Sie machen das in Wirklichkeit deshalb immer wieder, weil Sie für alle Unzulänglichkeiten, die Wien betreffen, mit Vorliebe dem Bund die Schuld geben. 

Ein Thema, das gestern auch angesprochen worden ist, weil es gestern auch um Frauen gegangen ist, war die Frauenpolitik. Diese aber beeinflusst ja auch wesentlich Familien, Jugendliche und Kinder. Frauenpolitik ist zu wichtig, als dass man das, was gestern gesagt wurde, im Raum stehen lassen könnte. Ich möchte daher noch einmal darauf hinweisen, dass, seit die Freiheitliche Partei das Frauenministerium innehat, also in den Jahren 2001 und 2002, um 50 000 Frauen mehr in Beschäftigung stehen, als zuvor unter einer sozialdemokratischen Regierung. Das muss schon auch daran liegen, dass eben Rahmenbedingungen, Gefühle und Umstände geschaffen wurden, die es ermöglicht haben, dies zu erreichen. 

Ich möchte auch anmerken, dass nicht nur eine Männerabteilung geschaffen wurde - deren Wichtigkeit ich sehr stark sehe, weil ich glaube, dass gerade bei Themen wie Scheidung, Männer und Kinder ein großer Nachholbedarf der Gesellschaft besteht, egal, ob das Kind jetzt beim Vater aufwächst oder ob das Kind nicht beim Vater ist und er den Kontakt mit dem Kind auf anderem Wege braucht und aufrechterhalten will. Ich glaube also durchaus, dass das ein großes Problem darstellt. - Ich möchte aber vor allem darauf hinweisen, dass unter Minister Haupt in der Frauensektion zwei zusätzliche Abteilungen für Frauen geschaffen wurden, nämlich die Abteilung "Gewalt gegen Frauen" und die Abteilung "Frauengesundheit". Ich glaube, das zeigt, welchen Stellenwert Minister Haupt der Frauenpolitik einräumt, und ich halte es daher für nicht gerechtfertigt, wenn Sie diesbezügliche negative Beurteilungen vornehmen. 

Wir haben jetzt Sommer und daher möchte ich gleich mit dem Thema Bäder beginnen. Am 23. Mai 2001 haben wir die erste Bäderdebatte hier in diesem Haus gehabt, nämlich die erste Debatte im Rahmen unseres Sozialausschusses. Es war wunderschön: Frau GRin Jerusalem hat über Bäder gesprochen, ich habe über Bäder gesprochen, und auch Herr Kollege Valentin. Es ging um das Brigittenauer Bad, wo ein schönes Nirosta-Kinderfreibecken mit zusätzlichen Kinderspielanlagen um 8 Millionen S errichtet werden soll. Es wurde sogar noch darauf hingewiesen, dass diese verhältnismäßig, sage ich, kleine Maßnahme - weil es sich an und für sich nur um einen kleinen Eingriff handelt, egal, wie hoch die Kosten zu sein scheinen - in Wirklichkeit nichts mit dem Bäderkonzept zu tun hat, sondern dass das ein lange gehegter Wunsch der Brigittenauer Bevölkerung ist, und daher haben wir das auch beschlossen und haben mit Freude der Eröffnung entgegengesehen. 

Und siehe da, 13 Monate später kann ich Ihnen sagen: Das ist nicht gebaut worden! - Jetzt frage ich mich: Welche Vorgangsweise ist das, wenn ein Gemeinderat etwas beschließt, das nachher nicht umgesetzt wird?! Und was ich an dieser Situation besonders schlecht finde, ist die Tatsache, dass man es nicht einmal der Mühe wert findet, zu sagen: Ihr habt da zwar etwas beschlossen, aber wir machen es einfach nicht. - Es mag einen Grund dafür geben - ich weiß es nicht; es wurde uns ja nicht gesagt. Aber ich stelle mir vor, dass es in jeder Firma, wenn der Chef etwas anschafft und der Untergebene das einfach nicht macht, Troubles geben wird. Hier in der Gemeinde aber beschließt das höchste Entscheidungsgremium, der Gemeinderat, etwas, und es wird einfach nicht durchgeführt! - Ich glaube, dass das keine Vorgangsweise ist, die man sich auf Dauer gefallen lassen kann, nämlich auch als Oppositionspolitiker, denn dann beschließen wir überhaupt nur mehr das Budget ohne irgendwelche zusätzlichen Dinge! Dann ändern wir die Verfassung und all die Geschäftsordnungen - aus basta! -, und die sollen machen, was sie wollen! - Das kann es, bitte, nicht sein. Als Verantwortlicher, der da mitgestimmt hat, erwarte ich, dass ich, wenn etwas nicht so durchgeführt wird, wie wir es geplant haben, das auch erfahre. 

Ein weiteres wichtiges Thema, das heute bereits angesprochen wurde, sind die Subventionen. Es ist für jeden, außer für die sozialdemokratischen Mitglieder des Hauses, klar, dass es einfach ein unmöglicher Zustand ist, dass wir die Subventionen, die die Mehrheit gewähren will, zwar auf den Tisch bekommen, aber nicht wissen, was sich rundherum abspielt: Wir erfahren nicht, welche anderen Projekte eingereicht worden sind. Wir erfahren nicht, welche Vereine genauso Unterstützung brauchen. 

Es ist ja allein schon die Vorgangsweise interessant: Es gibt offensichtlich einerseits jene Vereine, die vorher anrufen und fragen: wie viel Geld bekomme ich heuer?, dann sagt jemand: 140 000 S - nur um einen Betrag zu nennen -, und dann legt dieser Verein einen wunderschönen Jahresvoranschlag vor, in dem drinnen steht: 140 000 S fehlen mir auf mein Ziel. Und dann werden ihm 140 000 S gewährt. - Und andererseits gibt es auch Vereine, die den anderen Weg gehen: Diese schreiben halt irgendwelche Zahlen hinein - das ist jetzt gar nicht negativ gemeint, sondern im Sinne von Beträgen, die sie sicherlich auch durchaus brauchen würden, weil sie damit etwas anfangen könnten -, weit überhöht, und sie bekommen dann eben irgendeinen Betrag, nämlich den, der für sie vorgesehen ist.

Ich glaube daher, dass das eine undurchsichtige Sache ist, solange wir nicht wissen, welcher Bedarf hier im Gesamten gegeben ist, aus welchen Gründen jemand abgelehnt wird, aus welchen Gründen jemand einen niedrigeren Betrag bekommt. Das ist einfach undurchsichtig für einen Oppositionspolitiker und daher unbefriedigend.

Es gibt noch eine zweite Sache, die man überlegen sollte, weil sie einmalig ist: Wenn man sich die Gemeinde Wien anschaut, so gibt es viele Tätigkeiten, die ausgelagert sind. So wird etwa der Fahrtendienst nicht von der Gemeinde Wien durchgeführt, sondern man sucht sich Kooperationspartner. Auch Altenbetreuung wird mit Kooperationspartnern durchgeführt. Da gibt es feste Regeln, da gibt es feste Sätze, da gibt es Verträge. Darin ist eindeutig geregelt: Ich brauche diese Leistung für die Wiener Bevölkerung; du machst das und du bekommst das und das dafür. 

In diesem Ressort gibt es aber eine Spezialität, und zwar ist das die Jugendbetreuung. In diesem Bereich werden über 300 Millionen S ausgeschüttet. Wir wissen schon, der Hauptanteil an diesem Betrag geht in die Jugendzentren, der zweite Teil des Betrags geht in den ehemaligen Jugendkreis, und dann gibt es viele Vereine - ich habe schon einmal gesagt, ein "Spinnennetz sozialdemokratischer Vereine" -, die Jugendbetreuung vor Ort durchführen, Parkbetreuung, aufsuchende Jugendarbeit et cetera. Hier wird aber nicht der Weg gegangen, zu sagen: wir haben in dieser oder jener Gegend ein Problem, da sollte man etwas machen; wer hat Vorschläge?, wer kann etwas machen?, wer stellt sich was wie vor?, sondern da wird ein Verein gegründet, der sucht um Subvention an und bekommt dann eben den Geldbetrag, den man sich in irgendeiner Sitzung ausgemacht hat. 

Ich glaube, hier sollte genauso vorgegangen werden, wie in anderen Bereichen: dass man eben die Arbeit definiert, ausschreibt und dann auch noch evaluiert, sodass man genau feststellen kann, wie die Sache vor Ort tatsächlich läuft.

Es wurde gestern auch noch etwas anderes angesprochen. Es hat nicht mehr gereicht, für alle Unzulänglichkeiten die Bundesregierung verantwortlich zu machen, sondern man hat auch noch versucht, Freiheitliche zu diffamieren, würde ich sogar sagen, und dazu war Ihnen eigentlich jedes Mittel recht. 

Gestern ging es um Reinhart Gaugg, und es war interessant zu beobachten, was man in diesem Zusammenhang alles ins Treffen geführt hat. Ich würde mich ja niemals hier herstellen und irgendeinen anderen abqualifizieren, wie es gestern hier geschehen ist. So etwas tut man nicht, vor allem dann, wenn man vorgibt, so humanistisch zu sein. Ich bin kein Gutmensch, ich will auch gar keiner sein, aber mein humanistisches Verständnis geht auf jeden Fall so weit, dass ich so etwas nie machen würde und so etwas auch nicht akzeptiere. Aber es ist ja um etwas anderes gegangen und das hat mich besonders betroffen gemacht, nämlich dass sowohl der Erste Vorsitzende des Gemeinderates als auch die Zweite Vorsitzende des Gemeinderats offensichtlich keine Zeitungen lesen und dass sie ihren ganzen Wissensstand aus dem SPÖ-Klub beziehen. 

Ich möchte daher hier dezidiert Folgendes klarstellen, weil gestern zweimal behauptet wurde, nämlich - noch einmal - vom Ersten Vorsitzenden Hundstorfer und von der Zweiten Vorsitzenden, Frau Tomsik, dass Robert Freitag eine Dienstprüfung gemacht hat. Ich sage Ihnen: Das stimmt nicht! Das ist unwahr! Robert Freitag hat die B‑Prüfung nicht gemacht! Das ist überhaupt nichts Garstiges, wenn ich das sage, sondern das war einfach jahrzehntelang die Vorgangsweise: Wenn Gewerkschaftsfunktionäre irgendwann einmal in der Sozialversicherung gelandet sind, dann haben sie dort einen Sondervertrag erhalten und haben immer Dispens von der B‑Prüfung bekommen. Das hat - wenn Sie die Zeitungen genauso gelesen hätten wie ich, dann wüssten Sie es; es war erst vor zwei Wochen darin zu lesen - Hans Sallmutter im Jahr 1996 abgeschafft. 

Aber sich hier herzustellen und etwas über einen SPÖ-Expolitiker zu behaupten, um einen FPÖ-Politiker schlecht zu machen; zu behaupten, dass der eine das gemacht hat und der andere das nicht machen wird, obwohl genau das Gegenteil der Fall ist, das ist eine Vorgangsweise, die einer Propagandamaschinerie entspricht, aber wirklich nicht das, was ich mir unter Politik, unter ehrlicher Politik vorstelle. (GRin Helga Klier: Ihr habt doch das immer bekämpft! Jetzt macht ihr das ...!) - Frau Kollegin, es geht nicht darum! Entschuldigen Sie, jetzt sind Sie auf einem Nebengleis! Jetzt frage ich Sie: Wieso behaupten Kollege Hundstorfer und Frau Kollegin Tomsik etwas, was nicht stimmt? - Darum geht es momentan und um sonst gar nichts. Über andere Dinge können wir ruhig auch diskutieren, aber jetzt ist es darum gegangen! 

Aber sehen Sie, das ist genau eine jener Vorgangsweisen, um die es auch bei meinem nächsten Thema geht: Ein großes Problem, das momentan jeden Arbeitnehmer beschäftigt, ist Mobbing - in jedem Bereich. Jetzt werden Sie natürlich sofort sagen: Das gibt es ja nicht! - Natürlich gibt es auch in der Gemeinde Wien Mobbing! Da gibt es einerseits ein politisches Mobbing; davon könnte ich Ihnen abendfüllend allerhand erzählen. Aber ich will jetzt gar nicht über politisches Mobbing reden, sondern ich will darüber reden, wie man zum Beispiel mit einem bewährten Mitarbeiter, der schon über zehn Jahre lang an seinem Dienstort seinen Dienst verrichtet, umgeht.

Dieser Mensch hat Pech und wird krank. Er hat Pech und bekommt einen neuen Chef, mit dem er sich offensichtlich von der Vergangenheit her nicht versteht. Das kann alles passieren. Wo Menschen zusammenkommen, menschelt es.

Aber wir wissen ja inzwischen auf Grund der vielen Studien und Untersuchungen, was Mobbing ist: Man hört weg. Man tuschelt, wenn er vorbeigeht. Wenn er hereinkommt, hört man auf zu reden. Man stellt ihm den Sessel vor die Tür und so weiter - das Spektrum von Verhaltensweisen ist ein breites. Man weiß, welche Auswirkungen das hat: Die Leute werden krank, die Leute werden depressiv, die Leute sind todunglücklich. - Das wollen wir alle miteinander nicht und da sollte man daher den Riegel vorschieben.

Aber bei diesem Kollegen war es genauso: Er war sehr schwer krank. Dann kam er zurück, und das Erste, was er vorfand, ist ein Dienststellenverzeichnis, in dem bei seinem Dienstposten steht: "wird nachbesetzt". Er ist aus dem Telefonverzeichnis gestrichen, er hat keinen Computerzugang mehr, er hat kein Türschild mehr. Er ist total erledigt. - Das, bitte, ist Mobbing schlechthin! Das ist Mobbing par excellence, wie es sich darstellt! Und so etwas passiert bei der Gemeinde Wien! Und deshalb sage ich es ja auch: weil ich glaube, dass wir alle verantwortlich dafür sind, dass die Gemeinde Wien diesbezüglich Vorbild ist und nicht solche Dinge praktiziert. - Dieser Mann sitzt dann in einem verborgenen Kammerl, wo vorher irgendjemand saß, der pensioniert worden ist und für den es auch keine Nachbesetzung gibt, und wartet eben und harrt der Dinge, die da passieren. 

Das sind Dinge, auf die Sozialdemokraten nicht stolz sein sollten, sondern im Gegenteil: Man sollte versuchen, solche Dinge hintanzuhalten. Das ist eine Anstrengung, der Sie gerecht werden sollten, gerade auch deshalb, weil Sie immer vorgeben, für die "kleinen Leute", für die "kleinen Beamten", für die Beamten, für all diejenigen, die arbeiten, da zu sein. (Beifall bei der FPÖ.)  

Diese Bundesregierung - und darauf kann man nicht oft genug hinweisen, weil Sie immer das Gegenteil behaupten; daher soll man es auch ruhig sagen, damit Sie es sich auch endlich merken - hat mit ihrer Politik auch im Sozialbereich Meilensteine gesetzt, und ich komme jetzt auf die größte Scheinheiligkeit der letzten zwei Jahre auf Seiten der Sozialdemokratischen Fraktion zu sprechen, nämlich auf die Haltung, die sie zum Kinderbetreuungsgeld einnimmt. Ich erinnere mich daran zurück, wie seinerzeit mit einem Belastungspaket der sozialdemokratischen Regierung das Karenzgeld eingeschränkt wurde. Da haben Sie dann gesagt: Wir wissen das genau, diese Art von Karenzgeld ist nicht optimal!, und haben die Forderung erhoben: Im Gegenteil, wir wollen es nicht nur für allein stehende Mütter haben, sondern für alle Mütter!, - die berufstätig waren, schränke ich jetzt aus Ihrer Sicht ein. Sie hatten nämlich erkannt, dass nicht nur allein stehende Mütter manchmal in ernsthafte Schwierigkeiten geraten, sondern dass es auch Jungfamilien, in denen es Arbeitslose und so weiter gibt, zum Teil nicht viel besser ergeht. Sie haben also gesagt: Ja, das gehört, im Gegenteil, sogar ausgeweitet! 

Dann schafft diese Regierung ein Kinderbetreuungsgeld und auf einmal sagen Sie: Fürchterlich! - Jetzt frage ich Sie: Haben Sie das nicht verstanden? (GR Johann Driemer: Oh ja! Haben wir schon verstanden!) Ob das "Karenzurlaubsgeld" oder "Kinderbetreuungsgeld" heißt, ist mir als Person vollkommen Wurscht! Wenn Sie nur den Ansatz kritisieren würden, dass es auch jene Kreise bekommen, die es vorher nicht bekommen haben, dann könnte ich das ja noch verstehen, wenn ich diese Meinung auch nicht teile, aber Sie greifen es ja prinzipiell an - und das ist das, was zu verurteilen ist! Ich könnte Ihnen die Protokolle von Sitzungen des Arbeiterkammer-Vorstands vor sechs oder sieben Jahren geben. Damals haben die Arbeitnehmervertreter ganz andere Dinge gesagt! Da wollten sie es ausweiten - also genau das tun, was jetzt geschehen ist; nicht den Personenkreis, aber die Zeit et cetera. Jetzt haben wir es endlich einmal bis zu einem Alter von drei Jahren. Seien wir doch froh darüber und feiern wir das als einen Meilenstein dieser Regierung - eine Maßnahme, die Sie leider Gottes nie zusammengebracht haben! (Beifall bei der FPÖ.)  

Aber Sie dürften ja der Wahrheitsliebe schon etwas näher kommen, denn es haben heute schon viel weniger von Ihnen die Taferln mit der Aufschrift "Wien macht's besser", die Sie gestern voll Stolz getragen haben, angesteckt, weil Sie offensichtlich auf Grund der gestrigen Debatte schon erkennen mussten, dass das in dieser Form nicht stimmt. 
Ich erinnere nur an die Anträge, die wir hier gestellt haben und die mit Ihrer Mehrheit abgelehnt wurden. Ich erinnere daran, dass keine Senkung der Kindergartentarife durchgeführt wurde. Sie haben unseren Antrag auf Gratiskindergarten abgelehnt, Sie haben unseren Antrag auf ein Kinderbetreuungsgeld für die 4- bis 6‑Jährigen abgelehnt. - Und dann schaue ich mir den Rechnungsabschluss an und finde interessanterweise beim Konto 2400, dass hier Einnahmen von 379 Millionen S vorgesehen waren und dann 451 Millionen S an Einnahmen getätigt wurden - Leistungserlöse, die dann auf Seite 11 der Erläuterungen genauer beschrieben werden. 

Da heißt es unter anderem: "Die Abweichung vom Voranschlag 2001 ergibt sich aus einer Mehrzahl von Effekten. So wurden im Voranschlag in Erwartung geringerer Einnahmen durch eine ursprünglich für 2001 vorgesehene Umstrukturierung der Verrechnungstabellen für die Bemessung der Besuchsbeiträge bewusst niedrigere Einnahmen angesetzt. Die Indexentwicklung und damit die Anhebung der Beiträge war höher als erwartet und nicht zuletzt führten die Nachverrechnungen von Bearbeitungsrückständen aus dem Jahr 2000 zu einer zusätzlichen Abweichung."

Alles schön und gut. Aber was heißt das in Wirklichkeit, wenn man das hinterfragt? - Sie haben wahrscheinlich vorgehabt, vor den Wahlen die Tarife der Kinderbetreuungseinrichtungen zu senken. Dann sind Sie aber draufgekommen, dass Sie ein halbes Jahr vorher zwei Akten beschlossen haben, nämlich zwei Akten, durch die im Gesamtausmaß von 400 Millionen S für den PID Regierungspropaganda finanziert werden sollte. Wahrscheinlich sind Sie draufgekommen, dass es besser ist, eine schlechte Politik mit viel Propaganda zu verkaufen, dass es dadurch bessere Aussichten auf Erfolg bei den Wahlen gibt, und sind daher diesen Weg gegangen. 

Sie sind diesen Weg - dass Sie nämlich nicht optimal agiert haben - auch ins Jahr 2002 weiter gegangen. Da haben Sie jetzt nämlich eine Tarifanpassung gemacht und - ich weiß es noch ganz genau - auf meine Nachfrage wurde erklärt, dass diese Tarifanpassung einkommensneutral ist. Das heißt in Wirklichkeit, sie hat einen positiven und einen negativen Aspekt. Der positive Aspekt ist der, dass die Einkommensschwächsten weniger zahlen oder überhaupt nichts zahlen und besser dran sind. - Das ist ein positiver Aspekt, das gebe ich zu. - Der negative Aspekt aber ist, dass jene, die mehr verdienen - und damit wir wissen, wovon wir reden: das sind Jungfamilien, das sind keine Millionärsfamilien; hier geht es um Facharbeiter, um kleine Angestellte, die im mittleren Einkommensbereich zu finden sind -, diese Tarifermäßigung in Wirklichkeit jetzt finanzieren müssen. Der Familienvater oder die Mutter, denen es auch nicht so gut geht, deren Gestion ihrer Familie auch nicht so offensichtlich toll ist, die müssen das finanzieren.

Also auch eine Augenauswischerei! Auf der einen Seite macht man eine Tarifanpassung voriges Jahr nicht und auf der anderen Seite gehen allein die auf Grund der Erfahrung der letzten Jahre sicherlich nicht niedrigen Ansätze des PID von 324 auf 427 Millionen S hinauf! Das ist an und für sich eine Ungeheuerlichkeit, dass eine derartige Anhebung eines Ansatzes vorgenommen wurde, die nur damit zu erklären ist, dass es sich beim Jahr 2001 um ein Wahljahr gehandelt hat.

Frau Vizebürgermeisterin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte noch ein anderes Thema streifen. Es geht dabei um etwas, das mir immer mehr auffällt und das an und für sich ganz etwas Liebes und Nettes ist, wozu aber offensichtlich die Antworten noch nicht vorliegen - es betrifft ein Spezialthema der Freiräume für Kinder und Jugendliche: 

Wenn ich am Samstag oder am Sonntag mit dem Auto durch die Zollamtsstraße nach Hause fahre, dann sehe ich mit Genuss, dass immer etwa zehn junge Leute mit ihren Brettern zwischen neuem Ministeriumsbau und Rettung über die Stufen springen, dass sie sich dort - an einem Ort, der an und für sich dafür gar nicht vorgesehen ist - einen Freiraum suchen, weil es an solchem offensichtlich zu wenige Angebote gibt. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das kommt auf die Sichtweise an, ob das dafür vorgesehen ist oder nicht!) - Ich weiß schon, Frau Kollegin! Sie brauchen jetzt überhaupt nicht hereinzuschreien. Ich bin jetzt überhaupt nicht aggressiv oder irgendetwas. - Ich weiß, dass alle jungen Leute zum Beispiel unsere Remise schätzen, weil sie sagen, das ist toll! Ich weiß, dass die Anlage im Prater geschätzt wird, wobei man vielleicht auch überlegen müsste, sie größer zu gestalten oder vielleicht mehrere solche Anlagen zu errichten. Es ist festzustellen, dass es hier zu wenig Bedarfsdeckung gibt.

Ein typisches Beispiel dafür, wie man etwas schlecht machen kann, ist die Neugestaltung des Esterhazyparks, wo die Jugendlichen jetzt zum Ausdruck bringen, dass sie hier vorher viel mehr an Freiräumen gehabt haben: Es gab dort eine große Wiese, wo man viel machen konnte, und einen großen Käfig. - Jetzt ist das Ganze viel, viel schöner geworden. Es gibt viel, viel schönere Wege, viel, viel schönere Beete - aber die Jugendlichen fühlen sich beengt und haben nicht mehr jenes Gefühl, das sie vorher gehabt haben.

Daher glaube ich, dass es zwar sicherlich ein schwieriger Weg ist - denn das, was man sich wirklich wünscht, zu artikulieren, ist auch nicht immer einfach -, aber ein Weg, den man gehen muss, dass man diese jungen Leute in die Gestaltung solcher Freizeitanlagen mehr einbezieht.

Ein wichtiges Thema, das ja voriges Jahr viel Geld gekostet hat, sei nur der Vollständigkeit halber auch noch erwähnt: die Zentralbibliothek. Unsere Kritik war dahin gehend, dass wir sagten: Es ist schade, dass wir, wenn an dieser Stelle ein privater Unternehmer eine Investition tätigen will, an derselben Stelle die Zentralbibliothek bauen. Es wäre sicherlich anderswo ein ebenso günstiger Ort gefunden worden, der genauso gut mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen ist. Man hätte auf diese Weise die doppelte Investitionssumme für Wien erzielt. Wenn man dauernd lamentiert - und das mit Berechtigung -, dass im Baugewerbe zu wenige Aufträge vorliegen, dann ist es schade, dass man hier eine Privatinitiative umgebracht hat, nur um die Zentralbibliothek dort hinzubauen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch darauf hinweisen, dass es schade ist, dass man die Lehrlingsbibliotheken in den Berufsschulen mehr oder weniger sterben lässt. Sie wurden schon vorher nicht immer so toll behandelt, indem sie meist irgendwo im letzten Stockwerk oder im hintersten Eck untergebracht wurden, aber jetzt hat man auch noch die Kräfte abgezogen, oder zieht sie ab, und will diese Bibliotheken nur mehr auf Sparflamme weiterführen. Ich glaube, dass es schade ist, dies zu tun, weil ja nicht zu erwarten ist, dass die Lehrlinge dann mit Freude über den Gürtel in die Zentralbibliothek fahren werden, sondern dieses Angebot in der Schule sicherlich vermehrt angenommen wird. Das ist eine Maßnahme, die an und für sich gegen den Trend spricht.

Damit sind wir bei den Lehrlingen. Wir haben voriges Jahr einen Antrag an Sie gestellt, den wir damit begründeten, dass in Oberösterreich in Zusammenarbeit mit dem Land Oberösterreich, der Arbeiterkammer und der Wirtschaftskammer ein Firmenverband geschaffen wurde, der sicherstellen sollte, dass mehr Lehrlinge ausgebildet werden können. Durch diesen Firmenverband wird nämlich vielen Firmen, die jetzt keinen Lehrling ausbilden können, weil sie nicht die ganze Breite des Lehrberufs anbieten können, geholfen, indem Lehrlinge einzelne Abschnitte der Lehre in anderen Firmen absolvieren können. Das ist gesetzlich überhaupt kein Problem - das wissen wir schon -, aber man muss den Leuten unter die Arme greifen, damit sie diese Möglichkeit auch annehmen können. Das hat in Oberösterreich gleich in der ersten Phase 1 000 zusätzliche Lehrstellen gebracht und laut neuesten Zahlen sollen es inzwischen an die 1 450 sein.

Aber wen wundert es: Der Antrag wurde von der Frau Vizebürgermeisterin dann am 25. Februar - oberflächlich könnte man sagen: abgelehnt - so behandelt, als gäbe es das überhaupt nicht, nach dem Motto: Das brauchen wir nicht! Wir machen ohnehin schon alles! (GRin Barbara Novak-Schild: Nein! Das ist überhaupt nicht wahr! Das wissen Sie! ... in einer dreiseitigen Antwort ...! Das ist überhaupt nicht wahr!) Sie hat mir schon eine Antwort gegeben, aber lesen Sie diese Antwort! Wir haben gesagt, wir wollen einen Firmenverbund, und sie hat gesagt: Es gibt ohnehin alles. Wozu brauchen wir das? Schließlich ist das ohnedies geregelt. Das brauchen wir nicht! 

Interessant ist jedoch etwas anderes: Herr StR Rieder hat das offensichtlich anders gesehen und er hat sich mit den zwei Präsidenten, dem Präsidenten Nettig und dem Präsidenten Tumpel, diesbezüglich in Verbindung gesetzt. - Die beiden unterscheiden sich ja: Nicht nur, dass der eine der Präsident der Wirtschaftskammer und der andere der Präsident der Arbeiterkammer ist; man muss auch immer wieder betonen, dass der eine, nämlich der Wirtschaftler, ehrenamtliches Mitglied des Stadtsenats ist, der Arbeitnehmervertreter hingegen dort nicht eingeladen worden ist. Nur damit wir der Vollständigkeit halber wieder erwähnen, welche Wertigkeit ihnen zukommt. - Diese drei haben sich also geeinigt: Es wurden unter anderem all die Maßnahmen der letzten Jahre wieder in das Papier hineingeschrieben - das ist schon gut -, wie zum Beispiel, dass Leuten, die keinen Hauptschulabschluss haben, das Nachholen ermöglicht werden soll, et cetera, et cetera; aber genau diesen Firmenverbund, den wir gefordert haben und der von der Frau Vizebürgermeister am 25. Februar abgelehnt wurde, der steht jetzt hier als große Errungenschaft drinnen!

Es ist uns vollkommen egal, wer in Wien die Vaterschaft dafür hat. Hauptsache ist, es wird gemacht. Es ist nur schade, dass man nicht schon im Februar damit begonnen hat, diese Dinge umzusetzen. Da wären wir vielleicht schon früher dran gewesen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Es wurde gestern von vielen Rednern der Sozialdemokratie - natürlich, man kann es immer wiederholen -, die den Saal verwechselt haben, hier dauernd die Bundespolitik zur Sprache gebracht, nämlich deshalb, weil sie immer die Unzulänglichkeiten in Wien dieser Bundesregierung in die Schuhe schieben wollten. Sie machen sie für alles verantwortlich: Arbeitsmarkt, Wirtschaftspolitik et cetera. Es ist leider Gottes festzustellen, dass gerade in Wien die Arbeitslosigkeit am meisten gestiegen ist. 

Wenn man sich einmal vor Augen führt, dass, während Oberösterreich fast Vollbeschäftigung erreicht hat, Wien heuer wieder 10 000 Arbeitskräfte verloren hat - insgesamt haben wir ja seit Amtsantritt von Bgm Häupl 30 000 Arbeitsplätze in Wien verloren -, dann weiß man natürlich auch, dass die Sozialpolitik gefordert ist, was natürlich auch im Rechnungsabschluss durch vermehrte Inanspruchnahme von Sozialhilfe et cetera zum Ausdruck kommt. Aber gerade in diesem Zusammenhang tut es mir Leid, dass das 1996 bereits angesprochene Familienförderungsgesetz bis heute nicht verabschiedet wurde, weil ich glaube, dass das für jenen Prozentsatz - der hoffentlich immer kleiner wird -, der das notwendig hätte, eine entsprechende rechtliche Grundlage darstellen würde. Leider Gottes wurde das aber nicht in einem entsprechenden Rahmen umgesetzt. 

Ich möchte noch ein Problem ansprechen, das auch im Jahr 2001 ein wesentliches Thema war, und das sind die Fahrtendienste. Erinnern wir uns zurück: Die Firma Haas hat einen Vertrag mit der Gemeinde Wien abgeschlossen, der, so stellt es sich uns dar, die Änderung der Straßenverkehrsordnung, die Erhöhungen mit sich bringen hätte müssen, nicht berücksichtigt hatte. Die Gemeinde Wien hat dann - ich sage das jetzt so salopp - die Firma Haas in Konkurs gehen lassen und andere Firmen genommen, die hier eingesprungen sind. (Ruf bei der SPÖ: ... vorsichtig sein!) - Ich bin ja vorsichtig! Ich habe es ja vorsichtig gesagt: Sie haben ihn in Konkurs gehen lassen - na und, das ist nichts Negatives (GRin Mag Sonja Wehsely: Wir? Er ist in Konkurs gegangen! - Weiterer Zwischenruf bei der SPÖ.) - und haben andere Firmen hier einspringen lassen. 

Nun stellt sich im Nachhinein heraus, dass auch diese anderen Firmen zu diesem Betrag nicht kostendeckend arbeiten können. Jetzt ist die Gemeine Wien so fair - das muss man dazusagen -, dass sie die Kosten, die tatsächlich nachgewiesen sind, ersetzt, damit diese Firmen nicht vielleicht auch in die Insolvenz schlittern. Aber mir stellt sich die Frage, ob es wirklich notwendig war, dass man Herrn Haas - ich muss dazusagen: ich bin mit ihm weder verwandt noch verschwägert, ich habe ihn zweimal in meinem Leben gesehen - in die Insolvenz gehen lässt, ob es nicht möglich gewesen wäre, diese Firma bestehen zu lassen, indem man an sie dieselben Nachzahlungen geleistet, dieselben Tarife gezahlt hätte, die man jetzt den anderen Firmen bietet. 

Da stellt sich mir die Frage, wieso das passiert ist. Ich weiß, die Frau Vizebürgermeisterin versucht das immer, wenn es angesprochen wird, zu erklären, aber ich glaube, dass das Ganze, wenn man es jetzt, zwei Jahre später, rückblickend betrachtet, sich nicht mehr als ein so unabwendbares Ereignis darstellt, dass man binnen einigen Tagen etwas ganz Neues auf die Beine stellen hätte müssen. 

Dieser Rechnungsabschluss 2001 bietet ja im Großen und Ganzen nichts Neues und nichts Sensationelles. Wir haben einige Dinge aufgezeigt, die interessant sind - ich verweise hier vor allem wiederum auf die Erhöhung des PID-Ansatzes.

Als Herr VBgm und Finanzstadtrat Rieder gestern diesen Rechnungsabschluss vorgelegt hat, hat er zwar - abgesehen davon, dass er natürlich auch die Bundesregierung angegriffen hat, das ist vollkommen klar - einiges erklärt, aber er hat in Wirklichkeit keine Zukunftsperspektiven, die sich aus diesem Rechnungsabschluss ergeben, vorgelegt, und das ist symptomatisch für diese Politik. Daher werden Sie auch verstehen, dass wir diesem Rechnungsabschluss nicht zustimmen werden. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Josefa Tomsik zum Wort gemeldet.

GRin Josefa Tomsik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine Damen und Herren! 

Kollege Römer hat mich hier zu einer tatsächlichen Berichtigung provoziert: Ich habe weder gesagt, dass Robert Freitag eine besondere Fachprüfung gemacht hat (GR Johann Römer: Dann schauen wir uns das Protokoll an!), noch habe ich überhaupt im Zusammenhang mit Herrn Gaugg von einer Prüfung gesprochen, sondern ich habe auf Zwischenrufe von Ihrer Seite gesagt: Es würde mich freuen, wenn er diese Prüfung machen würde, denn andere KollegInnen müssen in drei Monaten die B‑Prüfung machen. Ich habe hier in keiner Weise gefordert, dass Herr Gaugg eine Prüfung macht, sondern nur gesagt, dass es mich freuen würde, wenn er sie machen würde. 

All jene Kollegen, die in der Sozialversicherung sind, wissen ja, dass es hier zunächst einmal eine A‑Prüfung gibt und dass die besondere Fachprüfung schon ab der Gruppe D notwendig ist. Das heißt, der Stellvertreter in einer kleinen Abteilung muss die B‑Prüfung haben, damit er überhaupt einen höher bewerteten Dienstposten bekommt. - Ich sage das hier nur deshalb, weil ich annehme, dass nicht so sehr viele Sozialversicherungsangestellte unter Ihnen sind.

Ich glaube nicht, dass Sie mich missverstanden haben, und ich ersuche Sie, schon auch auf die Zwischenrufe zu achten. - Das ist keine sozialistische Propagandapolitik, sondern das steht in der Dienstordnung der Sozialversicherungsangestellten! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Nächste Rednerin ist Frau GRin Novak-Schild. - Bitte schön.

GRin Barbara Novak-Schild (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Ausschussvorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin noch ein sehr junges Mitglied dieses Hauses und noch nicht sehr lange Mitglied dieses Hauses, und ich kann mir schon vorstellen, dass bei meinem Vorredner und meiner Vorrednerin nach ein paar Jahren der Frust sehr hoch ist. Aber ich habe jetzt schon den Eindruck gehabt, dass wir uns - bis auf ein paar inhaltliche Sträußerln - hier mehr in einer Mediations- oder Therapiestunde und in einer Gesprächstherapie befinden, in der es um persönliche Befindlichkeiten bezüglich Informationsweitergabe oder Nicht-Informationsweitergabe geht. Ich finde es eigentlich sehr schade, dass dieses Forum dazu missbraucht wird, weil ich glaube, dass der Rechnungsabschluss viel zu bieten hat und dass wir darüber auch reden sollten. 

Ein paar Anmerkungen zu den Beiträgen meiner Vorredner: Erstens möchte ich in Bezug auf die Ausführungen von Kollegem Strobl eine Bemerkung zum Thema Bäder - obwohl dieses Gebiet an sich heute hier nicht von mir, sondern von meinem Kollegen Reindl behandelt wird - und im Speziellen zum Krapfenwaldlbad machen, weil ich ja Döblingerin bin und mir das KraWa, wie wir es nennen, sehr am Herzen liegt. 

Was das Erlebnisbecken dort betrifft, so habe ich mir das sehr genau angeschaut. Ich war auch vor Ort, und ich hatte auch die Gelegenheit, mit dem dort zuständigen Mitarbeiter, den Betriebsmeister, zu plaudern. Sie haben ja kritisiert, dass das jetzt plötzlich als akute Maßnahme auf den Tisch gekommen ist und in Wirklichkeit gar keine akute Maßnahme ist. - So habe ich das verstanden. Habe ich das falsch verstanden? (GR Walter Strobl: Dass sie schon länger ein Problem ist!) Genau, dass es eben keine akute Maßnahme ist. Das haben Sie hier gesagt. - Es gibt dort, wie wir wissen, ein Fliesenbecken, und dort fällt jedes Jahr hin und wieder einmal eine Fliese herunter. Man wusste: Irgendwann muss man dieses Becken renovieren. Irgendwann wird man nicht darum herumkommen, diese Altlast zu bereinigen. Nur: Dass diesen Winter Temperaturen von minus 15 Grad erreicht werden und nach diesem Winter das Becken in diesem Zustand ist, in dem es jetzt ist, das wusste man vorher nicht - und insofern ist es sehr wohl eine akute Maßnahme. Das wurde auch von meinem Kollegen im Ausschuss ganz genau erklärt, und ich denke, es lässt sich auch so argumentieren, und es ist auch so. Wenn man sich vor Ort anschaut, wie das Becken derzeit aussieht, und weiß, wie es voriges Jahr ausgesehen hat - da war es noch relativ in Ordnung -, dann wird klar, dass das eine Investition ist, die sich auszahlt, egal, ob es die Bäderstrategie schon gibt oder nicht. 

Nun zu dem von Kollegin Jerusalem angesprochenen Thema Delogierungen. - Ich weiß nicht, ob Sie es mir glauben werden, aber ich möchte Ihnen aus meinem eher noch kurzen Leben etwas erzählen: Ich war 15 Jahre lang Tochter einer Hausmeisterin in einem der schönsten, aber auch größten Gemeindebauten, im Karl-Marx-Hof. Zum Thema Delogierungen habe ich einiges an Erfahrung aufzuweisen. Glauben Sie mir: Es ist nicht so, dass in dieser Stadt von einem Tag auf den anderen wegen Mietzinsrückständen (Zwischenruf der GRin Susanne Jerusalem.) - und Sie haben hier ganz genau die Mietzinsrückstände angesprochen (GRin Susanne Jerusalem: Aber nicht von einem Tag auf den anderen!), von einem Tag auf den anderen nicht, aber wegen Mietzinsrückständen - verantwortungslos Menschen aus den Gemeindebauten delogiert werden. Das kommt in dieser Stadt dermaßen selten vor, dass wegen Mietzinsrückständen jemand delogiert wird! Wenn hier Delogierungen anstehen, dann sind das Angelegenheiten, die man sich in Wirklichkeit einmal ganz genau anschauen muss, wobei man sich auch anschauen muss, was sich dort abspielt, und dann auch erkennen wird, dass es letztlich für alle anderen dort lebenden Menschen und vor allem auch für die Kinder und Jugendlichen, die dort auch leben, nicht mehr zumutbar ist, dass die betreffende Person in der Wohnung bleibt. Ich spreche in diesem Zusammenhang etwa von Müttern, die ihre Töchter im Keller schlafen lassen. Es ist sicher nicht zu akzeptieren, dass solche ... (Zwischenruf des GR David Ellensohn.) - Kollegin Jerusalem hat sich hier hergestellt und gesagt: Wegen Mietzinsrückständen (GR David Ellensohn: Nachfragebeantwortung Faymann: Über 1 000 Mietzins...!), nur wegen Mietzinsrückständen werden Delogierungen ... (Weiterer Zwischenruf des GR David Ellensohn.) Das glaube ich nicht! Das schauen wir uns nachher nochmals an. Das kann ich mir nicht vorstellen. Das glaube ich nicht! (GR David Ellensohn: Ich glaube auch nicht, dass alles stimmt im ...-Büro!) Ich schaue es mir nachher gerne gemeinsam mit Ihnen an. - Okay. Aber ich sage Ihnen: Es sind ganz andere Geschichten, die der Grund dafür sind, wenn in dieser Stadt Delogierungen vorgenommen werden. 

Jetzt aber zu meinem eigentlichen Beitrag. Ich komme sogleich auf den Jugendbereich und hier wiederum im Speziellen auf die Arbeitsmarktpolitik zu sprechen, ein Thema, das auch Kollege Römer angeschnitten hat. 

Die Wiener Stadtregierung hat auf wirtschaftliche und soziale Entwicklungen sehr wohl reagiert, vor allem im vorigen Jahr, gerade im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit. Die Frau StRin und VBgmin Grete Laska hat sehr früh schon "geschrien" - ich habe sie in einer der letzten Sitzungen in einem meiner Redebeiträge als Frühwarnsystem bezeichnet, und als solches ist sie auch tatsächlich aufgetreten. Sie hat sehr früh schon begonnen, darauf hinzuweisen, dass wir in Wien ein Problem haben werden, und hat das dem zuständigen Minister auch gesagt. Es ist daraufhin aber sehr lange nichts passiert - und dann hat die Stadt ihre Verantwortung wahrgenommen und hat, da es eine passive Haltung des zuständigen Ministers Bartenstein und eine noch passivere Haltung des Arbeitslosenkanzlers Schüssel gegeben hat, auch Geld in die Hand genommen und Taten folgen lassen. Sie hat selbst 37 Millionen EUR in Ausbildungslehrgänge und in Maßnahmen zur Beschäftigung der Jugend in dieser Stadt investiert. Das ist ein Zeichen an die Jugendlichen und damit wird auch klar kommuniziert, dass die Stadt Wien eine Partnerin für die Jugendlichen in dieser Stadt ist. Und deshalb macht es Wien auch besser! (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch heuer gab es wieder - rechtzeitig - das Frühwarnsystem, wie ich es nenne. Schon im Frühjahr, also sehr früh, gab es eine Gesprächsrunde, einen Sozialpartnergipfel - in Wien wird ja die Sozialpartnerschaft noch praktiziert und auch gelebt, im Gegensatz zum Bund -, und auch hier wurden und werden wieder Maßnahmen für Wien ausgearbeitet, und auch diesmal wird wieder die Stadt Wien viel Geld in die Hand nehmen, um Millionen von Euro zu investieren. 

Und das in einer Angelegenheit, die eigentlich Bundeskompetenz und nicht Länderkompetenz ist - und dahin gehend könnte man den Rechnungsabschluss vielleicht sogar bekritteln: dass die Stadt Wien in einer Angelegenheit, für die das Land Wien eigentlich gar nicht zuständig wäre, trotzdem so viel Geld ausgibt! - Aber deshalb kritisiere ich den Rechnungsabschluss gerne, denn das ist die Wahrnehmung einer Verantwortung, die wir als Sozialdemokraten haben und die wir auch in diesem Sinne verstehen. 

Dass unser Umgang mit Jugendlichen nicht nur in Fragen der Arbeitsmarktpolitik ein sehr verantwortungsvoller ist, sondern auch - und das hat sich vor allem im Vorjahr gezeigt - im Bereich der Mitbestimmung und Demokratie, sieht man am Beispiel der Vorgangsweise im Zusammenhang mit der Gesetzeswerdung beim Jugendschutz. Noch nie zuvor wurden so viele BürgerInnen, und vor allem junge BürgerInnen und BewohnerInnen dieser Stadt in einen demokratischen Prozess in dieser Größenordnung eingebunden. Das Feed-back der Jugendlichen war durchwegs positiv, auch was die Mitarbeit, die Einbindung, die Einbringung von Vorschlägen betrifft. Daran zeigt sich meiner Ansicht nach eine sehr hohe Reife dieser Jugendlichen in Bezug auf das Thema Demokratie und Mitbestimmung. Wir werden ja heuer noch die Gelegenheit haben, das Wahlrechtspaket und in diesem Zusammenhang auch die Senkung des Wahlalters zu diskutieren. Dieses Projekt aus dem Vorjahr ist das beste Beispiel dafür, dass Mitbestimmung funktioniert und dass die Senkung des Wahlalters der einzig richtige Weg ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte beim Thema Jugendliche bleiben und auf die Projekte und Vereine zu sprechen kommen. Das Landesjugendreferat und die MASTA, jene Stelle, die mit den Bezirken gemeinsam Parkbetreuung, Streetwork und so weiter koordiniert, haben das auch im Vorjahr wieder hervorragend gemacht. Es wurde mit vielen Vereinen gearbeitet, es wurden viele Projekte unterstützt und auch viele Mitbestimmungsprojekte initiiert. Ich denke daher, diese hervorragende Stelle dieses Magistrats, der MA 13, verdient es nicht, dass ihr in der Frage, welcher Verein welche Mittel erhält und welches Projekt finanziert bekommt, der Vorwurf gemacht wird, dass das hier irgendwie "ausgepackelt" oder ausgemacht wird. Diesen Vorwurf verdient sie nicht. Die einzige Stelle, die mir einfällt, wo ganz kräftig gepackelt wird, ist der Bund, wenn es darum geht, den Gaugg in die Sozialversicherung zu schicken! Dort wird gepackelt Länge mal Breite und dort werden Gelder ausgehandelt Länge mal Breite! Und er selbst ist nicht einmal in der Lage, bei seinem Dienstantritt in die richtige Versicherungsanstalt zu fahren und kommt auf die Roßauer Lände! - Na, danke! (Beifall bei der SPÖ.) 
Aber auch die BezirksrätInnen für Kinder- und Jugendfragen, die seit einigen Jahren installiert sind und in den Bezirken die Aufgabe haben, Projekte der Mitbestimmung zu entwickeln und auch durchzuführen, sind vom Landesjugendreferat sehr gut betreut und unterstützt worden. Zu einem dieser tollen Projekte, in das auch die Bezirksjugendbeauftragte involviert war und an dem sie sich beteiligt hat, werden wir, glaube ich, nachher noch von Kollegin Sommer-Smolik einen Antrag zum Thema "Mehr Platz im 2. Bezirk" bekommen. Wir sind uns einig darüber, dass das ein wahnsinnig tolles Projekt ist, und es gefällt auch mir sehr gut; ich möchte aber dennoch eine Anmerkung zu diesem Antrag machen.

Es ist dieser Stadt gelungen, und es gelingt ihr immer mehr, Jugend- und Kinderanliegen zu einem Anliegen nicht nur eines Ressorts und einer Geschäftsgruppe zu machen, sondern über alle Ressorts drüberzuspannen. Und wenn dann in einer Geschäftsgruppe wie der mit Planung und Stadtentwicklung befassten - die ohnedies nicht so einfach ist, sage ich - ein hervorragendes Projekt entsteht und dort ein Kinder- und Jugendbeteiligungsprojekt, ein Entwicklungsprojekt, bei dem es um mehr Platz und mehr Raum geht, gestaltet wird, dann finde ich es nicht gut, wenn man diese Projekte wieder in die Geschäftsgruppe der Frau Stadträtin zurückzuschieben versucht, nach dem Motto: Wo "Jugend" draufsteht, muss auch Jugend drin sein. - Genau das würde nämlich mit diesem Antrag passieren und das würde ich nicht gut finden. 

Ich würde es auch nicht gut finden, wenn wir als Stadt sagen würden: Es gibt ein tolles Projekt, das in einem Grätzel entwickelt wurde. Wir nehmen dieses Projekt, sagen, es gefällt uns und es ist so toll, stülpen es allen anderen 22 Bezirken drüber und sagen: Alle anderen 22 Bezirke haben dieses Projekt jetzt auch umzusetzen. - Ich glaube, so darf es gerade in diesem Bereich nicht funktionieren. Es gibt in vielen Bezirken tolle Projekte und diese sind auch auf die regionalen Gegebenheiten zugeschnitten - und das finde ich auch gut so und das sollten wir auch so belassen. Alle tollen Projekte werden von uns mit Freuden begrüßt und auch immer unterstützt. Wer sich mit den Bezirksjugendbeauftragten auseinander setzt, weiß, dass diese viel Engagement in diese Projekte hineinstecken und ganz tolle Ideen haben - und zwar jene Ideen, die für ihren Bezirk richtig sind. 

Letztendlich ist es den vielen Jugend- und SozialarbeiterInnen, ExpertInnen und BeamtInnen im Jugendbereich zu verdanken, dass die Jugendlichen in dieser Stadt Hilfe beim Erwachsenwerden bekommen und dass sie nicht alleine dastehen, wenn sie Probleme haben. Erlauben Sie mir, an dieser Stelle - es sind nicht allzu viele anwesend, aber ich werde es trotzdem versuchen - noch einen Appell an die ÖVP und die FPÖ in diesem Haus zu richten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin nicht müde, Sie zu bitten, die nächsten sechs Monate zu nützen, um mit Ihrem Minister und Parteifreund Böhmdorfer zu sprechen und bis Ende dieses Jahres zu verhindern zu versuchen, dass diese ausgezeichnete Einrichtung - und das ist sie - des Jugendgerichtshofs zerschlagen wird. Das ist ein Schlag ins Gesicht der Kinder und Jugendlichen in dieser Stadt und Sie haben diese Verantwortung mitzutragen. Ich bitte Sie daher nochmals: Nehmen Sie diese Verantwortung wahr - ansonsten sind Sie nur Heuchler und scheinheilige Mandatare in diesem Haus! (Beifall bei der SPÖ.) 

Damit komme ich nun auch auf die Kinder und auf die Kinderbetreuungseinrichtungen zu sprechen: 36 000 Kinder können in 369 Kindertagesheimen betreut werden. Das ist eine ganze Menge und ständig kommen neue Kindertagesbetreuungseinrichtungen dazu. 

So haben wir voriges Jahr vier neue Kindertagesheime eröffnet und haben damit - das ist durchaus ein Grund zum Jubeln und zum Feiern - einen Deckungsgrad von 93,45 Prozent erreicht. Wien macht's einfach besser! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dass der Bund sehr wohl die Kindergartenmilliarde einspart - ich werde versuchen, das jetzt noch einmal darzulegen -, ist für Wien ein Problem. (Zwischenruf des GR Walter Strobl.) Nein, heute zahlen wir einen Kindergarten. Wir finanzieren ihn, stellen ihn dort hin, und das kostet uns, die Stadt, alles, die gesamten 100 Prozent. Vorher zahlte der Bund fifty-fifty mit. Ich meine, da muss ich jetzt nicht mathematisch superschlau sein und da muss ich auch keine HTL besucht haben, sondern das ist eine ganz einfache Rechnung: Jetzt zahlen wir es komplett und vorher haben wir nur die Hälfte gezahlt. Dass wir als Wiener das kritisieren, ist doch eine Selbstverständlichkeit! Daher verstehe ich das einfach nicht.

Natürlich wollen wir die Kindergartenmilliarde wieder. Natürlich wollen wir, dass der Bund zahlt und dass sich der Bund auch an Kinderbetreuungseinrichtungen beteiligt. (GR Walter Strobl: ... kein Geld!) Das ist auch die Kritik am Kindergeld: Wir glauben nicht, dass es sinnvoll ist, Menschen einfach Geld in die Hand zu drücken, aber nicht darauf zu schauen, dass es überall Kinderbetreuungseinrichtungen zu einem Deckungsgrad wie dem, den wir in Wien haben, gibt. Was sollen sie denn damit machen? - Zeigen Sie mir die 40 000 Tagesmütter, denen Sie 6 000 S in die Hand drücken und sagen: Passen Sie auf mein Kind auf!

Da geht es um qualitativ hochwertige Kinderbetreuungseinrichtungen, die auch vorhanden sind, und die gibt es eben nicht überall. Die gibt es in Wien, und jede Mutter, die in Wien ist, kann sich glücklich schätzen, dass sie Wienerin ist. Aber für eine Niederösterreicherin ist es schon nicht mehr so lustig. Deshalb macht's Wien auch besser! (Beifall bei der SPÖ.)
Dass die Kindertagesheime im Gesamten wesentlich flexibler geworden sind, wissen wir inzwischen. Es hat erst gestern dazu Diskussionen gegeben. Die Neueinführung des Zweidritteltags, die wir hier erst unlängst beschlossen haben, ist eine tolle Weiterentwicklung, und damit wird einem Wunsch nachgekommen, der auch von den Eltern selbst geäußert wurde. Das ist eine tolle Sache, damit brauchen wir uns nicht zu verstecken. Dass die soziale Dimension bei den Beiträgen wesentlich verbessert wurde, nämlich mit der Einführung der 1 000‑EUR-Grenze, sodass man bis zu einem Einkommen von 1 000 EUR sein Kind beitragslos in den Kindergarten schicken kann, ist eine hervorragende Errungenschaft, und das ist auch nicht wegzudiskutieren. Dass so vor allem einer großen Anzahl von Familien und AlleinerzieherInnen mit einem Schwung geholfen wurde, ist ebenfalls toll. Auch hier macht's Wien einfach besser!

Dass aber die Stadt durchaus auch die schützende Hand über ihre Kinder und Jugendlichen legt, verdeutlichen die Einrichtungen der Wiener Jugendwohlfahrt. 2001 wurden acht neue Wohngemeinschaften eröffnet und ein regionales Krisenzentrum in Betrieb genommen. Insgesamt sind 2 542 Kinder und Jugendliche in voller Erziehung in der Gemeindepflege, und die Eltern-Kind-Zentren, die sich immer größerer Beliebtheit erfreuen und angenommen werden, haben einen Zuwachs von 23 Prozent zu verzeichnen.

Ich weiß, dass in der einen oder anderen Diskussion die Kosten der Werbekampagnen von der Opposition immer wieder kritisiert werden. Aber diese Erweiterung und Inanspruchnahme ist auch auf eine hervorragende Imagekampagne "Besser durchs Leben - Mag 11" zurückzuführen, die dazu geführt hat, dass sich Eltern schon viel früher an diese Zentren wenden und sich helfen lassen, sodass präventiv gearbeitet werden kann. Insofern sind das Medienkampagnen, die durchaus auch von den Kosten her argumentierbar sind und die, glaube ich, gut investiertes Geld sind. 

Ich möchte kurz noch zur Freizeitgestaltung, zum sehr attraktiven Freizeitangebot für die kleinsten BewohnerInnen in Wien kommen. Viele kennen dieses Angebot. Wir haben vom Ramba-Zamba-Fest im Rathaus über das Wiener Ferienspiel bis hin zum Lesofantenfest der städtischen Büchereien sehr viele Veranstaltungen, die von den Kindern und Jugendlichen in Anspruch genommen werden, vor allem von den Kindern. Voriges Jahr neu eröffnet wurde die Kinder-Info, die sehr starken Zulauf hat und in den paar Monaten, in denen sie inzwischen existiert, nicht nur hervorragende Arbeit leistet, sondern wirklich schon zu einer Institution auf dem Informationssektor für Kinder geworden ist. Ich möchte mich herzlich bei den MitarbeiterInnen bedanken, die diese Einführung und diesen Schwung in der neuen Kinder-Info bravourös geleistet und gemeistert haben und ganz tolle Arbeit vor Ort machen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte mich jetzt dem Sozialbereich zuwenden. Wien ist auch soziale Stadt, denn während der Bund heuer bei den Ausgleichszulagen 150 Millionen EUR einspart, bei der Notstandshilfe 15 Millionen EUR einspart und bei den Kriegsopferrenten 9 Millionen EUR einspart, gibt Wien heuer 90 Millionen EUR mehr im sozialen Bereich aus. Das ist wieder einmal ein Beweis dafür, dass ein ausgeglichenes Budget nicht unbedingt mit Einsparungen im Sozialbereich einhergehen muss und dass ein ausgeglichenes Budget nicht auf Kosten der Ärmsten gehen muss - so wie es der Bund ein Haus weiter betreibt. Wien macht's hier einfach besser und zeigt's vor! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es hat auch eine Neustrukturierung bei "Wien Sozial" begonnen - wir konnten ja schon bei der Budgetdebatte darüber diskutieren -, diese ist zum Teil schon umgesetzt und voll im Gange. Da wurde ein Leitbild entwickelt, das voriges Jahr vorgestellt wurde, und die ersten Kernbereiche und Neustrukturierungen konnten schon umgesetzt werden. Darüber, dass in diesem Bereich eine effiziente Betreuung der Kundinnen sehr wichtig ist, um schneller reagieren und auf Härtefälle schneller eingehen zu können, sind wir uns, glaube ich, einig. Ich denke auch, das ist mit der Neustrukturierung im vorigen Jahr gelungen, und finde es ganz hervorragend, dass in diesem sehr schwierigen Bereich solche Umstrukturierungen durchgeführt werden können. 

Aber vor allem auch die Menschen in dieser Stadt, die Behinderungen haben, haben in Wien eine starke Partnerin gefunden. Denn während Haupt mit seiner Behindertenmilliarde inzwischen gescheitert ist, geht Wien einen ganz anderen und wesentlich effizienteren Weg. Wir haben die Behindertenhilfe im Vorjahr um 14 Prozent erhöht und die Betreuung durch Umstrukturierungen effizienter und schneller gemacht.

Dass aber gerade in diesem Bereich Geld allein nicht der Weisheit letzter Schluss ist, wissen wir. Das hat diese Stadt auch erkannt und deshalb werden hier innovative Ideen immer wieder gefragt sein. Daher möchte ich Sie auf eine Enquete aufmerksam machen, die schon bald, nämlich am 28. Juni, zum Thema "Barrierefreies Bauen und Wohnen" stattfinden wird. Ich denke, es wäre sehr wichtig, dass man sich hier einbringt, um auch auf diesem Sektor in Wien Vorreiterin zu sein und um nicht nur mit Geld, sondern auch mit wichtigen Ideen und wichtigen Errungenschaften im Bereich der Menschen mit Behinderungen in Wien Politik zu machen.

An dieser Stelle möchte ich eine Forderung stellen, nicht an die Wiener Stadtregierung, sondern an Minister Haupt: dass er die Streichung der 15‑prozentigen Werksprämie, bitte, sofort wieder zurücknimmt! Das ist eine ganz wichtige Förderung gewesen, die viele Arbeitsplätze im Bereich der Behinderten geschaffen hat, und die Streichung ist eine furchtbare Sache für die Vereine und die Werkstätten. Ich bitte Sie daher, wirken Sie auch innerhalb Ihrer Parteien ein, dass diese Regelung wieder zurückgenommen wird!

Durch den Wiener Stufenplan zur Integration von Obdachlosen, der auch als "Best Practice"-Beitrag im Nationalen Aktionsplan gegen Armut und soziale Ausgrenzung vorzufinden ist und internationale Anerkennung findet, haben wir es auch im Vorjahr wieder geschafft, Menschen von der Straße wegzuholen und die Anzahl der wohnungslosen Menschen in Wien zu reduzieren. Ich bin sehr zuversichtlich, dass wir es mit diesem Plan bis 2006 geschafft haben werden, keine Menschen mehr in Wien zu haben, die keine Wohnung haben, und keine Familien, die obdachlos sind. Wien macht's auch in diesem Bereich einfach besser! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es gibt noch zwei Bereiche, die mir am Herzen liegen. Das Erste ist der Bereich Bildung. Wir hatten auch im Bereich Bildung - und das ist mir sehr wichtig - im letzten Jahr eine Erhöhung von 10 Prozent in diesem Budget. Das ist eine tolle Sache. Wir haben es geschafft, in allen Schulen insgesamt 10 000 Computer aufzustellen und auszustatten - im Übrigen eine Sache, mit der Frau Minister Gehrer erst jetzt anfängt und wir schon längst fertig sind. Aber es freut uns, dass sie jetzt auch eine Initiative setzt und sich ein bisschen von uns abschaut. Das sollte sie öfters machen, vielleicht kann sie noch etwas lernen. (GR Johann Römer: Und warum hat die sozialdemokratische Regierung das nicht gemacht?)
427 LehrerInnen mehr wurden im vorigen Jahr beschäftigt. Darauf ist hinzuweisen, weil wir vorhin etwas von den LehrerInnen gehört haben. Auch hier hat Wien einen anderen Weg eingeschlagen und hält gegen den Trend des Bundes, Personal abzubauen. Obwohl im Regierungsprogramm - ich habe dort nachgelesen - Erwachsenenbildung ein zentraler Schwerpunkt ist, sind schon 2001 die Mittel für Erwachsenenbildung gekürzt worden. Auch für heuer sind sie gekürzt geworden, anscheinend ist Erwachsenenbildung jetzt kein zentraler Schwerpunkt mehr. In Wien ist sie es schon. Wir haben 47 Millionen EUR dafür ausgegeben und bieten mit Sicherheit das dichteste Netz an Erwachsenenbildung, das es in ganz Österreich gibt. Wien macht's hier besser! (Beifall bei der SPÖ.)
Schlussendlich bedarf es, damit diese ausgezeichneten Leistungen und Angebote der Stadt Wien an die Bürgerinnen und Bürger herangetragen und auch in Anspruch genommen werden können, unserer hervorragenden Einrichtungen des Bürgerdienstes und der Information. Hier sind die Zahlen doch sehr beeindruckend. Obwohl man mir immer sagt, hier nicht mit so vielen Zahlen aufzuwarten, möchte ich betonen, dass der Bürgerdienst im Jahr 2001 246 644‑mal in Anspruch genommen wurde - das ist immens! Viele Bürgerinnen und Bürger haben sich gemeldet, um zum Beispiel auch Schadensfälle zu melden und um dazu einen Beitrag zu leisten, dass Wien diese schöne Stadt bleibt. Sie haben sich aber auch gemeldet, weil sie Informationen über die Angebote und Leistungen wollten. Es ist eine hervorragende Leistung, dass sich die Bürgerinnen und Bürger direkt an ihre Stadt wenden und von ihr die gewünschte Auskunft und Hilfe erhalten können!

Besonders hervorstreichen möchte ich das Herzstück der Information, nämlich die Stadtinformation im Wiener Rathaus. Vor allem durch die Kompetenz und Innovation dieser MitarbeiterInnen, die hier im Hause in der Stadtinformation tätig sind, ist es möglich geworden - und auch hier möchte ich die Zahl nennen, weil sie sehr beeindruckend ist -, dass voriges Jahr 123 097 Kundenkontakte mit der Stadtinformation getätigt werden konnten. Wirklich bewusst wird es, glaube ich, erst, wenn man weiß, dass dort unten acht MitarbeiterInnen und ein Lehrling tätig sind. Es sind nicht einmal zwei Hände voller Menschen, die dort unten diese tolle Arbeit leisten. Das verdient ein ganz großes Dankeschön! Denn es ist wichtig, dass wir so eine Information haben. (Beifall bei der SPÖ.)
In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf ein ganz neues Service der Stadtinformation hinweisen. Es ist dies die Veranstaltungsdatenbank, die es erst seit kurzer Zeit gibt, die im Übrigen direkt von den MitarbeiterInnen in der Stadtinformation erfunden und entwickelt wurde und die auch technisch dort unten betreut wird. Dort werden die Daten eingegeben und kontrolliert. Ich habe vorhin gehört - und das freut mich -, dass diese Veranstaltungsdatenbank tollen Anklang gefunden hat. In drei Wochen wurden 33 000 Zugriffe registriert. Das ist immens und ganz toll! Auch für diese Idee und für diese Arbeit ein Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich komme zum Schluss; ich habe meine 40 Minuten nicht ganz ausgeschöpft. - Die Wiener Stadtregierung und ihre MitarbeiterInnen machen's einfach besser. Deshalb möchte ich jetzt allen, die in dieser Geschäftsgruppe tätig sind und es möglich machen, dass wir eine soziale, menschliche Stadt sind, in der Jung und Alt miteinander leben können und in der in diesem Bereich so viel umgesetzt werden kann, herzlich danke sagen, und zwar auch den Kolleginnen und Kollegen in den leitenden Positionen, die diesen Rechnungsabschluss möglich gemacht haben, sodass wir ihn heute hier diskutieren und uns über ein tolles Ergebnis freuen können. Dafür danke! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Jerusalem hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. - Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe behauptet, dass im Jahr 2001 in Wien aus Gemeindewohnungen 1 179 Delogierungen durchgeführt wurden, davon 1 044 Delogierungen wegen Mietzinsrückstand. Meine Vorrednerin hat gesagt, sie glaubt das nicht. Ich glaube es auch nicht gern, aber das hat mir Herr StR Faymann am 15. Mai 2002 mitgeteilt. Zwar ist es so, dass ich Herrn StR Faymann vielleicht auch nicht alles glaube, aber dass auch Sie Herrn StR Faymann nicht alles glauben, geht einen Schritt weiter, weil Sie ja derselben Fraktion angehören!

Meiner Meinung nach handelt es sich hier weniger um eine Glaubenssache, als einfach um Daten und Fakten. Um das zu vervollständigen, füge ich gleich hinzu, dass im selben Jahr 2001, wie er mir mitteilt, 116 Delogierungen wegen erheblichen nachteiligen Gebrauchs, unleidlichen Verhaltens beziehungsweise Nichtbenützung oder gänzlicher Untervermietung durchgeführt wurden.

Das sind seine Zahlen. Glauben oder nicht glauben - meiner Meinung nach muss man dem Herrn Stadtrat an dieser Stelle leider glauben und vielleicht dies hinzufügen: Auch bei den Delogierungen macht's die SPÖ ziemlich gut - nämlich ziemlich viele Delogierungen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich möchte heute zu zwei Bereichen sprechen, zum Kinderbetreuungsbereich und zu den Freiräumen für Kinder und Jugendliche, die auch meine Vorrednerin schon angeschnitten hat. Ich möchte aber vorher noch eine Bemerkung zu den "tollen" zwei Dritteln an Kindergärten machen.

Ja, es ist ein Fortschritt, wenn es dort flexiblere Öffnungszeiten und Möglichkeiten für Menschen mit Kindern gibt, ihre Kinder in Kindertagesheime zu bringen. Aber was passiert dort? - Die Gruppen in den Kindergärten werden umgestellt, weil jetzt Gruppen gebildet werden müssen, die den ganzen Tag im Kindergarten sind, es werden Halbtagesgruppen gebildet, und es werden dann diese zwei Drittel der Kinder aufgeteilt.

Was passiert nun? - Bestehende Gruppen in den Kindergärten werden auseinander gerissen, Kinder sind verunsichert und die Eltern sind verunsichert. Das kann wohl nicht die Lösung des Problems und vor allem nicht aus pädagogischer Sicht sinnvoll sein, dass man Kinder, die schon über zwei, drei Jahre zusammen sind, auseinander reißt und neue Probleme aufmacht, statt welche zu lösen.

Zur Situation der Kinderbetreuung überhaupt in Wien: Wir haben eine recht gute Position in der Kinderbetreuung für die Drei- bis Sechsjährigen, das stimmt, sie kann aber noch besser werden. Vor allem besser werden muss die Situation bei den unter Dreijährigen, weil es da massiven Nachholbedarf gibt. Dass wir doch eine gute Kinderbetreuungssituation in Wien haben, ist eigentlich nur darauf zurückzuführen, dass wir einen bunten Mix an Betreuungseinrichtungen haben: die öffentlichen Kindertagesheime, die privaten Kindergärten, die Kindergruppen, die Tagesmütter und die Tagesväter. All das ermöglicht diese gute Position.

Wir sehen diese Position vor allem im Bereich der Tagesmütter und Tagesväter gefährdet. Da gibt es einige Probleme, auf die ich eingehen werde, und dazu haben wir auch zwei Anträge vorbereitet. Tagesmütter und Tagesväter sind für uns ein ganz wesentlicher Bestandteil in der Kinderbetreuung, nicht nur aus pädagogischer Sicht, sondern auch, weil sie die flexible Betreuungsform für Eltern ermöglichen und es den Kindern - vor allem, wenn sie kleiner sind - ermöglichen, sich im familiären Rahmen zu bewegen, sodass sie nicht gleich mit den großen Gruppen konfrontiert sind, wie es ja in den öffentlichen Kindergärten nach wie vor der Fall ist. 

Wir haben in der letzten Novelle der Wiener Tagesbetreuungsverordnung begrüßenswerterweise und sinnvollerweise die verpflichtende Aus- und Fortbildung für die Tagesmütter und wenigen ‑väter eingeführt. Jetzt stellt sich heraus, dass die Finanzierung dieser Ausbildung nur dann gewährleistet wird, wenn die Tagesmütter und Tagesväter ein Anstellungsverhältnis mit der Stadt Wien haben. Wir wissen aber, dass das für die Wenigsten gilt und dass gerade die Tagesmütter und Tagesväter nicht wirklich jene Menschen sind, die zu den einkommensstärksten Gruppen in der Stadt zählen, sodass sie sich diese Ausbildung vielleicht nicht leisten können. Es passiert, dass motivierte Frauen und Männer, die sich am Tagesmütter- und Tagesväterwesen beteiligen, aufgeben, weil sie sagen: Ich kann mir das nicht leisten, und ich kann nicht gewährleisten, dass ich mich fortbilde und ausbilde, um auch die Betreuung der Kinder zu ermöglichen.

Deswegen stelle ich den Antrag, dass die Stadt Wien die im § 4 der Verordnung der Wiener Landesregierung in der Regelung der Tagesbetreuung nach dem Wiener Tagesbetreuungsgesetz per Verordnung festgeschriebene Ausbildung aller Tagesmütter und ‑väter, also der angestellten und der freiberuflichen Tagesmütter und ‑väter, finanziert. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport.

Zum Zweiten: Die Tagesmütter und Tagesväter werden ergänzt durch die mobilen Tagesmütter und Tagesväter. Das sind nicht die Massen an Tagesmüttern und Tagesvätern, das stimmt, aber sie sind sehr notwendig, da sie einspringen, wenn eine Tagesmutter oder ein Tagesvater krank wird oder auf Urlaub fährt, damit die Möglichkeit gegeben ist, dass die Kinder weiterhin betreut werden.

Jetzt gibt es seit Mai 2002 das Problem, dass im Bereich der mobilen Tagesmütter keine Finanzierung mehr besteht. Das AMS ist aus der Finanzierung ausgestiegen und jetzt stehen diese Tagesmütter und Tagesväter - mehr Mütter als Väter - auf der Straße und wissen eigentlich nicht, was sie tun sollen. Es gibt keine Finanzierung und die bestehenden fixen Tagesmütter und Tagesväter haben keinen Ersatz, wenn sie auf Urlaub gehen oder krank werden.

Auch hier stelle ich den Antrag, dass die Stadt Wien die fehlenden 75 Prozent finanziert, um die mobilen Tagesmütter anzustellen, und dass die Abwicklung und die Organisation der mobilen Tagesmütter dem Verein Kinderdrehscheibe obliegt. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. 

Zu den Kindergruppen und privaten Kindergärten: Auch hier ist einiges verbessert worden, aber es gibt unserer Meinung nach noch einige Dinge und vor allem immer wieder auftretende Probleme, die wir auch in Angriff nehmen sollten. Eines davon ist die Finanzierung der Springerinnen in der Kindergruppenbetreuung. Hier gibt es das Problem, dass die Kindergruppen seit Mai 2002 nicht mehr Anspruch auf einen Ersatz durch eine Springerin haben und jetzt vor der Situation stehen, dass sie Qualitätseinbußen beziehungsweise Betreuungseinbußen haben.

Auch hier würden wir es sehr begrüßen, wenn die Stadt Wien in der Finanzierung bei der Anstellung von Springerinnen in der Kinderbetreuung der Kindergruppen einspringen würde, und auch hier empfehlen und beantragen wir, die Abwicklung der Organisation dem Verein Kinderdrehscheibe zu überantworten. 

In formeller Hinsicht beantrage ich auch hier die Zuweisung an den Ausschuss.

Wir haben auch im Ausschuss des Öfteren darüber gesprochen, dass die Sozialstaffelung der Elternbeiträge neben den öffentlichen Kindertagesheimen auch für die Privaten gilt. Es ist von der Frau Stadträtin immer wieder bestätigt worden, dass dem so ist, dass das stimmt und dass wir Fälle melden sollen. Kollegin Jerusalem hat immer wieder auf Fälle hingewiesen, in denen das nicht stimmt, aber es passiert nach wie vor, dass nicht darüber informiert wird, dass die Eltern Anspruch auf die soziale Staffelung haben. Es gibt ein Schreiben des Dachverbands der Wiener Kindergärten, in dem darauf hingewiesen und klar gesagt wird: Wir brauchen die Information an die Eltern, dass es diese Möglichkeit gibt und dass das auch praktiziert wird. - Ich glaube, dass wir hier schauen sollten, wo der Fehler im System liegt. Die Idee ist gut, das ist sinnvoll, nur wird es nicht praktiziert.

Deswegen stelle ich den Antrag, dass ab sofort die Sozialstaffelung der Kindergartenbeiträge auch für die Elternbeiträge bei Privatkindergärten analog der Sozialstaffelung der Elternbeiträge bei den Kindertagesheimen der Stadt Wien gilt. Das ist schon so, aber ich stelle hier noch einmal den Antrag, weil das anscheinend nicht klar ist. Die MA 11A wird aufgefordert, in diesem Sinn für die Bekanntmachung und die Umsetzung zu sorgen. 

Ich beantrage auch hier die Zuweisung an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport.

Ich hoffe, dass dieses Thema jetzt befriedigend gelöst wird, dass es nicht wieder zu diesen Unstimmigkeiten beziehungsweise Fehlinformationen kommt und dass wir das in Ausschüssen oder hier nicht mehr erwähnen müssen. 

Nun zum letzten Bereich, den Kindertagesheimen der Stadt Wien: Derzeit ist das neue Kindertagesheimgesetz in Begutachtung, das vielleicht im Herbst auch beschlossen werden soll. Ich möchte trotzdem darauf hinweisen, dass die Situation in Bezug auf die Kinderhöchstzahl in den öffentlichen Kindertagesheimen nach wie vor nicht befriedigend ist. Wenn man sich die Ergebnisse der PISA-Studie ansieht, dann sieht man, dass zum Beispiel Finnland - das ja in dieser Studie sehr gut abschneidet - ein sehr gut ausgebildetes System der "early childhood education" hat. In der Studie wird auch festgestellt, dass der Betreuungsschlüssel in den Vorschulen beziehungsweise in der Kinderbetreuung sehr klein ist. So werden die Null- bis Dreijährigen höchstens zu viert und die Drei- bis Sechsjährigen zu siebt von einer entsprechend ausgebildeten Person betreut. Es ist anzunehmen, dass sich dieses Betreuungsverhältnis sehr positiv auf den Schuleintritt und auf die Bildung der Kinder auswirkt.

Jetzt haben wir im Wiener Tagesheimgesetz nach wie vor diese horrenden Höchstzahlen, und ich möchte zum wiederholten Male einen Antrag einbringen, dass die Kinderhöchstzahlen abgesenkt werden:

Folgende Kinderhöchstzahlen in Gruppen der Kindertagesheime der Stadt Wien sollen nicht überschritten werden: a) bei Kinderkrippen, das sind die unter Dreijährigen, maximal 8 Kinder; b) bei den Kindergärten, den Drei- bis Sechsjährigen, maximal 15 Kinder; c) die Horte, Sechs- bis Zehnjährige, maximal 15 Kinder. 

Für Integrationsgruppen der Stadt Wien sollen folgende Höchstzahlen gelten: Kinderkrippen maximal 8 Kinder, davon 2 behinderte Kinder; Kindergärten maximal 15 Kinder, davon 2 behinderte Kinder; Horte maximal 15 Kinder, davon 2 behinderte Kinder; und heilpädagogische Gruppen maximal 12 Kinder. 

In formeller Hinsicht beantrage ich hier die Zuweisung an den Ausschuss.

Schaut man sich den Rechnungsabschluss an, diese schon gestern zitierten gelben Erläuterungen zu größeren Abweichungen zum Voranschlag, so sieht man, dass bei den Leistungserlösen der Kindertagesheime ein Plus von 72,4 Millionen S steht. Es wird auch erklärt, warum das so ist. Unter anderem waren die Indexentwicklung und damit die Anhebung der Beiträge sowie andere Nachverrechnungen höher als erwartet. Jetzt haben wir - was auch schon erwähnt wurde - im letzten Jahr die Elternbeiträge erhöht. Diese werden laufend erhöht. Wir haben auch in der damaligen Debatte erwähnt, dass wir mit diesen hohen Elternbeiträgen nicht wirklich zufrieden sind und dass wir uns eine massive Reduzierung der Elternbeiträge erwarten.

Es gibt bezüglich der Elternbeiträge und der Gutschriftsänderung von 1998 ein immer häufiger auftretendes Problem. Wenn Sie sich erinnern - ich war damals noch nicht hier im Gemeinderat, aber ich habe mir das Protokoll angesehen -, es wurde 1998 die Gutwochenregelung geändert, die jetzt die Eltern zu Unmut verführt beziehungsweise klar erkennen lässt, dass es hier zu sozialen Ungerechtigkeiten kommt. Das Beispiel liegt dem Antrag bei. Ich möchte nur kurz erklären, worum es geht. Es gibt jetzt durch diese 1998 beschlossene Änderung die Regelung, dass man, wenn das Kind fünf Wochen ohne Unterbrechung nicht das Kindertagesheim besucht, das Geld für einen Monat refundiert bekommt. Das führt dazu, dass, wenn nicht durchgehend fünf Wochen fehlen, die Eltern nicht einen niedrigeren Anteil zahlen müssen. 

Ich stelle den Antrag, dass die Gutwochenregelung zurückgenommen wird zugunsten der alten Regelung, dass nämlich bei Fehlen an einem Tag pro Woche die gesamte Woche gutgeschrieben wird und bei fünf Gutwochen die Beitragspflicht für einen Monat zurückgesetzt wird. Das Beispiel kann man dem Antrag entnehmen. 

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags. (GRin Mag Sonja Wehsely: ... mit Sozialem zu tun!)
Der zweite Bereich, den ich ansprechen möchte, ist der Bereich der Freiräume der Kinder. Es ist wichtig - das hat auch Kollegin Novak-Schild schon erwähnt -, dass Kinder und Jugendliche ihre Freiräume in der Stadt haben und auch finden. Sie hat auf einen Antrag von mir Bezug genommen, den sie anscheinend nicht oder vielleicht nicht ganz durchgelesen hat oder nicht verstanden hat; ich weiß es nicht. Denn dieses Mehrplatzprojekt in der Leopoldstadt soll nicht über die anderen Bezirke drübergestülpt werden, sondern es sollen - wie auch dem zu entnehmen ist, was die Autorinnen im Werkstattbericht schreiben - die Dinge, die leicht übernehmbar sind - und das sind sehr viele -, den anderen Bezirken zur Verfügung gestellt werden. Es soll auch darauf geachtet werden, dass man, wenn es ein gutes Projekt gibt, nicht wieder von vorne anfängt, sondern einfach die Studie hernimmt und schaut, was man im Bezirk davon übernehmen kann, und das auch durchführt.

Ich stelle den Beschlussantrag, dass bezüglich dieses Mehrplatzprojekts für Kinder von den zuständigen Abteilungen dem 2. Bezirk finanzielle Unterstützung zur Umsetzung der noch offenen Vorschläge aus dem Pilotprojekt "Mehr Platz für Kinder - Beteiligung und Umsetzung" zur Verfügung gestellt wird. 

Ich beantrage die Zuweisung des Antrags an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport sowie an den GRA für Stadtentwicklung und Verkehr.

Der zweite Antrag, der sich mit diesem Mehrplatzprojekt beschäftigt, ist der, dass andere Bezirke davon profitieren:

Ich beantrage, dass die zuständigen Abteilungen unterstützende Maßnahmen zur Ausweitung des Projekts "Mehr Platz für Kinder - Beteiligung und Umsetzung - Pilotprojekt Leopoldstadt" sowohl in finanzieller als auch in ideeller Hinsicht setzen. 

Auch hier beantrage ich die Zuweisung an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport sowie an den GRA für Stadtentwicklung und Verkehr.

Dieses Projekt ist ein sehr gutes Projekt. Ich glaube, man sollte damit nicht hinter dem Berg halten, sondern die Bezirke wirklich informieren und ihnen auch die Informationen darüber zukommen lassen, wie einfach es eigentlich ist, den Kindern und Jugendlichen mehr Platz in der Stadt zur Verfügung zu stellen. 

Nun kurz zum Bereich der Spielplätze: Es gibt ein paar Beispiele für gute Spielplätze in Wien, aber trotzdem werden nach wie vor Spielplätze gestaltet, die nicht den neuesten Erkenntnissen entsprechen beziehungsweise eigentlich nicht Rücksicht auf die Kinder nehmen, die dort spielen beziehungsweise diese Spielplätze benützen sollen. Wir haben uns gedacht, dass es notwendig wäre, hier den Bezirken eine Möglichkeit anzubieten, indem man eine ExpertInnenkommission zur Verfügung stellt, die sie berät, wie Spielplätze nach neuesten Erkenntnissen gestaltet werden können.

Ich stelle hiermit den Antrag, dass zukünftig bei Neu- und Umgestaltung von Spielplätzen eine ExpertInnenkommission bestehend aus StadtplanerInnen, PsychologInnen und PädagogInnen zur Beratung der Bezirke eingesetzt wird. 

Hier beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags.

Zum Schluss komme ich zu der schon von Frau Kollegin Novak-Schild angeführten Regelbeteiligungs-möglichkeit für Kinder und Jugendliche. Ja, hier tut sich etwas, nur haben wir die Situation - was bei einer Tagung, die sich damit beschäftigt hat, auch in Bezug auf dieses Mehrplatzprojekt moniert wurde -, dass die Kinder sich beteiligen. Es gibt hier in Wien ein paar gute Beispiele dafür, dass die Kinder und Jugendlichen sich sehr gerne beteiligen, diese Projekte dann aber irgendwo liegen bleiben und nicht zur Umsetzung kommen. Das kann unserer Meinung nach nicht der Sinn von Kinder- und Jugendbeteiligung sein, vor allem nicht im Hinblick auf die von uns schon oft erwähnte Politikverdrossenheit. Denn ich glaube, nichts schadet mehr, als wenn man Kindern und Jugendlichen das Gefühl gibt, sie können mitreden, und dann bleiben ihre guten und oft sehr sinnvollen Vorschläge in der Schublade liegen und werden nicht umgesetzt. Da ist mit Frustration bei den Kindern und Jugendlichen, aber auch bei den beteiligten Eltern zu rechnen.

Deswegen stelle ich hier auch den Antrag, dass die zuständigen Stellen dafür Sorge zu tragen haben, Mitbeteiligungsprojekte für und von Kindern und Jugendlichen auf alle Bereiche des öffentlichen Raums, den Kinder benützen, auszudehnen und für die Umsetzung der Ergebnisse aus den entsprechenden Projekten Sorge zu tragen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung.

Meine Zeit ist nun um. - Ich glaube, dass wir in Wien eine zufrieden stellende Situation haben. Mit zufrieden stellend möchte ich mich aber nicht zufrieden geben. Ich glaube, dass wir noch sehr viel machen könnten und noch sehr viel besser machen könnten. Ich hoffe, dass wir, alle vier Parteien gemeinsam - denn das habe ich auch aus Redebeiträgen der anderen herausgehört -, daran arbeiten, dass Wien wirklich kinderfreundlich wird und dass wir es den Kindern und Jugendlichen ermöglichen, in einer Stadt wie Wien ihre Freiräume zu haben und ihre Möglichkeiten zu haben, sich zu beteiligen und zu entwickeln. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Kollegin Smolik, alles, was Sie hier im Zusammenhang mit Kinderbetreuung gesagt haben - mehr Platz für Kinder in einer Stadt -, kann ich vollinhaltlich unterschreiben. Ich möchte aber jetzt von den Kindern zur altersbunten Gesellschaft kommen, bevor ich auf den Rechnungsabschluss eingehe.

Nachdem jetzt 20 Stunden oder mehr als 20 Stunden lang sehr viel über das Haus nebenan diskutiert wurde - also darüber, was sich im Parlament abspielt - und eigentlich relativ wenig von dem, was hier in Wien passieren sollte, lassen Sie mich einmal ein bisschen literarisch beginnen. Von Josef Weinheber, einem Dichter, den ich grundsätzlich sehr schätze, stammt der Vers: "Die Pensionisten, wie eh und je, in Schönbrunn, auf dem Ring, in der Hauptallee, mit weißem Bart und weißem Haar, die leben das Leben, was gestern war." - Falsch! Das war damals falsch und es ist natürlich auch heute falsch, allerdings aus anderen Gründen. Nicht immer stiften die Dichter, was bleibt.

Heute ist die altersbunte Gesellschaft auf Mallorca, eventuell auf den Malediven und in der Thermenregion, oder sie macht einen Fitnesslauf in der Prater Hauptallee. Das Leben in der späten Freiheit hat für viele andere Züge: freundlichere, neugierigere, voll neuer Lebenschancen. Das ist die eine Seite. Die andere Seite dieser altersbunten Gesellschaft ist Hochaltrigkeit, Abhängigkeit, Hilflosigkeit, Pflegebedürftigkeit. Auf diese Kultur des späteren Lebens möchte ich dann noch eingehen, aber vorher einige Sätze zum Rechnungsabschluss sagen.

Es haben einige Vorredner und Vorrednerinnen sowie auch meine direkte Vorrednerin auf die MA 11 und auf die Leistungserlöse bei den Kindertagesheimen hingewiesen. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am 26.4. dieses Jahres wurde die Neuregelung der Elternbeiträge für Kindergärten und Tagesheime, beginnend mit 1.9.2002, beschlossen. Das heißt, wir haben durchaus noch Zeit, Fehler zu korrigieren. Denn das, was hier beschlossen wurde, sind Fehler. Die Österreichische Volkspartei hat gegen dieses Gesetz gestimmt, trotz einiger positiver Aspekte, die auch heute hier genannt wurden. Ich stehe nicht an, zu sagen, dass es da positive Aspekte gibt: einfach mehr Flexibilität; sicherlich ist auch die 1 000‑EUR-Grenze etwas Positives, und dass besonders sozial schwache Familien noch weniger oder überhaupt nichts zu bezahlen haben. Aber - und auch das wurde schon erwähnt - das kann doch, bitte, nicht auf dem Rücken der anderen Eltern erfolgen! (Beifall bei der ÖVP.)
Das ist für Wiens Familien unzumutbar, auch beim so genannten Mittelstand. Zu dem, was als Mittelstand bezeichnet wird, muss ich hier einmal sagen: Was heißt denn Mittelstand? - Ein Familieneinkommen von 2 170 EUR, das sind 29 860 S, meine Damen und Herren, das sind - Kollege Römer hat es auch gesagt - nicht die Reichen der Gesellschaft! Das sind junge Eltern, die gemeinsam etwas aufbauen, wobei meistens beide berufstätig sein müssen und das nicht immer wollen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Die, die das oft wollen, und die die ÖVP nicht zur Kenntnis nimmt!)
Manche wollen, aber manche wollen auch nicht! Manche müssen berufstätig sein, weil sie sonst nicht in der Lage wären, den Lebensunterhalt zu bestreiten. Ich hoffe, so weit sind wir! Natürlich wollen es viele, das ist richtig, und sie sollen es auch haben. Dagegen ist absolut nichts zu sagen. Aber das Einkommen muss einmal vorhanden sein, um es ausgeben zu können. (Zwischenruf des GR Jürgen Wutzlhofer.)
Diese Eltern oder diese Alleinerzieher - ich gehe jetzt von den 2 710 EUR aus - zahlen 3 500 S monatlich an Beitrag für ein Kindtagesheim. Ich bringe Ihnen jetzt zwei Beispiele - diese Beispiele sind nicht abstrakt, die kann ich belegen -, und dann frage ich Sie, wie da Familien mit dem Einkommen auskommen sollen.

Erstes Beispiel: eine Alleinerzieherin mit zwei Kleinkindern, Nettobezug 1 210 EUR, Alimente und Familienbeihilfe, das ergibt ein Monatseinkommen von 1 918 EUR, das sind 26 392 S. Für Wohnung, Beheizung, Beleuchtung und Telefon gehen 741 EUR weg, für Kredit für Wohnung 210 EUR, für den Kindergartenbeitrag - der noch gefördert ist, der noch ein bisschen unter die Förderung fällt - 427 EUR, für eine Monatskarte 45 EUR, und es verbleiben der Alleinerzieherin mit zwei Kindern 490 EUR, das sind 6 743 S. Diese berufstätige Mutter mit den zwei Kleinkindern muss damit für Essen, Bekleidung, Gesundheit, Sport, Freizeit, Sparen, Spielzeug, Versicherung, Wohnungseinrichtung auskommen. Da frage ich Sie, ob das die Reichen sind.

Das zweite Beispiel: ein Ehepaar mit zwei Kindern, Nettoeinkommen 2 340 EUR, das sind 32 200 S. Auch wieder: für Wohnung, Beheizung, Beleuchtung, Telefon 890 EUR weg, Kreditrückzahlung 160 EUR, Kindergartenbeitrag 507 EUR - hier ist natürlich der volle Beitrag zu bezahlen -, Auto 290 EUR, verbleiben 393 EUR, das sind 5 408 S. Mit 5 408 S sollen vier Personen für Essen und alles Weitere, was ich vorher erwähnt habe, auskommen.

Meine Damen und Herren! Das war der Grund, dass wir damals, also am 26.4., forderten, dass eine deutliche Erhöhung der Bemessungsgrundlage zu erfolgen hat. Sie haben abgelehnt, Sie fahren mit Ihrer Mehrheit drüber. Nun kommt der Rechnungsabschluss, und siehe da - es wurde hier schon zitiert -: MA 11, Leistungserlöse, ein Überschuss von 72 Millionen. Das heißt, um 72 Millionen wurde von den Eltern mehr bezahlt, als in der Planung an sich vorgesehen war. - Das ist Vergangenheit.

Was Gegenwart und Zukunft betrifft, zeigt sich aber, dass Sie sich noch andere Beträge einsparen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Weil es keine Kinderbetreuungsstellen gibt!) Wien ist besonders Nutznießer bei der Sondernotstandshilfe, deren Hauptnutznießer Frauen waren (GRin Mag Sonja Wehsely: Warum ist das so?): mit Kleinkindern, nach der Karenz, Wiedereinsteigerinnen, die auf Arbeitssuche waren. Die böse Bundesregierung, Frau Kollegin Wehsely ... (GRin Mag Sonja Wehsely: ... weil es keine Kinderbetreuungseinrichtungen gibt und die Sondernotstandshilfe nicht schlagend wird!)

Aber die böse Bundesregierung hat das Kinderbetreuungsgeld eingeführt und aus diesem Grund ersparen Sie sich ja in Wien so viel. Natürlich, schauen Sie die Ansätze an, Sie haben sogar für das Jahr 2002 richtigerweise viel weniger angesetzt! (GRin Mag Sonja Wehsely: ... weil wir eine bessere Politik haben!) Um 15,3 Millionen S weniger haben Sie angesetzt, weil Sie es auch nicht brauchen, bitte! (VBgmin Grete Laska: Ja, aber warum denn? - GRin Mag Sonja Wehsely: Weil die Betreuungsdeckung so hoch ist!) Wegen des Kinderbetreuungsgeldes mit 6 000 S, das heute auch Hausfrauen und Studentinnen bekommen, die das früher nicht bekommen haben, sodass Sie Notstandhilfe bezahlen mussten, brauchen Sie es heute nicht mehr zu bezahlen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Weil wir eine ...prozentige Deckung haben!) Offensichtlich wollen Sie es nicht verstehen. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenruf der GRin Mag Sonja Wehsely.)
Meine Damen und Herren! Daher fordern wir nochmals eine deutliche Erhöhung der Bemessungsgrundlage für Vollzahler. Frau Vizebürgermeisterin, sorgen Sie dafür, dass Wiens Eltern sich einen Kindergartenplatz wirklich leisten können! (Beifall bei der ÖVP.)
Nun zur Kultur des späteren Lebens. (GR Jürgen Wutzlhofer: ... selber Kindergärten bauen können!) Ich bin schon bei der Kultur des späteren Lebens, wissen Sie! Ich bin schon ein Stückchen weiter als Sie, Sie sind hier noch etwas weiter zurück.

Inzwischen ist es kein Geheimnis mehr, dass die Menschen in Zukunft mindestens ein Drittel ihres Lebens als Ältere verbringen werden. Das heißt, dass Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, aber natürlich auch die Betroffenen sich darauf einstellen müssen. Dieser Bewusstseinwandel hat noch nicht stattgefunden, nicht in der Politik, nicht in der Wirtschaft, und sehr oft auch noch nicht bei den Betroffenen. Der ist nicht angekommen.

Bei Bevölkerungsprognosen kann man einen weiteren Blick als zum Beispiel bei Wirtschaftprognosen oder bei Wettervorhersagen haben. Das hat mit der Langfristigkeit und mit der Trägheit des Bevölkerungsprozesses zu tun. (GR Johann Driemer: Generationsbedingt ...!) Die Pensionisten und die Pensionistinnen des Jahres 2050 leben heute alle schon, sie haben einen Namen und haben eine Adresse. Wir könnten ihnen eigentlich schon einen Generationsvertrag zuschicken. (GR Johann Driemer: ... Jugendliche, Pensionisten ...!) Allerdings sind diejenigen, die dann die Verpflichtung zur Pensionsfinanzierung haben werden, Herr Kollege, zum Teil noch nicht einmal auf der Welt, und wenn sie auf der Welt sind, können sie noch keine Verträge unterschreiben.

Die wichtigste Veränderung der Bevölkerungsstruktur in den nächsten Jahrzehnten wird aber - und das ist auch gestern diskutiert worden - die Hochaltrigkeit sein. Heute leben in Österreich 1,6 Millionen Menschen, die über 60 Jahre alt sind, im Jahr 2030 werden es fast doppelt so viele sein. Das heißt, Österreich wird in Zukunft ergrauen. Dieses Land wird aber ethnisch und religiös eine viel buntere Gesellschaft als heute haben, gerade auch in Wien, und das ist durchaus positiv zu sehen. (GR Jürgen Wutzlhofer: ... nur Schlüsselarbeitskräfte!)
Sind wir nun darauf vorbereitet? - Ich meine, wir sind noch zu wenig darauf vorbereitet. Gerade in Wien - wie gesagt, das ist auch gestern bei Frau StRin Pittermann diskutiert worden -, im Bereich der Pflegeeinrichtungen, wird das verdrängt. Kollege Kowarik hat das gestern gesagt: Es hat diese Geriatriekommission gegeben. Ich muss sagen, ich habe vor einigen Monaten hier an dieser Stelle die Tätigkeit der Kommission in der letzten Funktionsperiode sehr heftig kritisiert, weil es da vier Sitzungen mit überhaupt keinen Ergebnissen gegeben hat, und habe typisch wienerisch gemeint: Wenn es zum Krenreiben ist, dann soll man es gar nicht machen.

Wir haben jetzt die erste Kommission gehabt, und ich stehe nicht an, der Vorsitzenden, Frau Kollegin Klicka, zu gratulieren. Es war eine sehr gute Sitzung auf der Baumgartner Höhe, sie war äußerst interessant und sehr informativ, aber letztendlich auch sehr deprimierend. Interessant ist, dass man jetzt eine Wiener Pflegeheimplanung macht und dass eine Studie erstellt wurde, die das Österreichische Bundesinstitut für Gesundheitswesen ÖBIG in enger Zusammenarbeit mit der MA 47 und mit den Trägerorganisationen gemacht hat. Da hat man bedarfs- und bedürfnisgerechte Betreuungsplätze, abgestuftes Leistungsangebot, differenzierte Finanzierungssysteme, Umwandlung von Wohnheimen in Pflegeheime und vieles andere mehr festgestellt.

Da ich noch nicht lange hier im Haus bin, habe ich wieder die letzten Jahre nachgelesen; nicht nur die letzten Jahre, sondern sechs, sieben Jahre zurück. Ich muss sagen, all das, was diese Studie jetzt hergibt, wurde vielfach gefordert, von den Oppositionsparteien und ganz besonders von der Österreichischen Volkspartei. Hier war insbesondere Frau Landtagspräsidentin Hampel-Fuchs eine, die nie müde geworden ist, das immer wieder aufzuzeigen. Geschehen ist sehr wenig.

Auch das Pflegeheimgesetz, das wir seit Jahren fordern, gibt es noch nicht. Das heißt - das haben wir gehört -, es ist eigentlich schon vorhanden, aber - und jetzt kommt das Aber - jetzt muss man versuchen, von dieser Studie, die nun abgeschlossen wurde, einen Teil in das Pflegeheimgesetz einzubauen. Ob das von Professionalität geprägt ist, meine Damen und Herren, diese Entscheidung überlasse ich wirklich Ihnen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bewohner und Bewohnerinnen von Pflegeheimen sind entgegen manchen Klischees keine homogene Gruppe. Sie unterscheiden sich erstens durch die Lebensumstände, durch die Biografie und durch ihre Erwartungen. Daher sind die Pflege- und Hilfsbedürftigkeit ebenso facettenreich. Aus Zeitgründen und weil das gestern schon diskutiert wurde, gehe ich jetzt nicht näher darauf ein. Ganz wichtig ist selbstverständlich der Privatbereich, ganz wichtig sind auf der anderen Seite auch die Begegnungsmöglichkeit in einem Gemeinschaftsraum, die ärztliche Betreuung und die therapeutischen Angebote wie Physiotherapie, Ergotherapie, Logopädie oder Psychologie. All das muss zusammenwirken, um den Menschen so lange wie möglich relativ selbständig zu erhalten.

Das bedeutet natürlich qualifiziertes Pflegepersonal und da besteht wirklich ein Personalnotstand. Ich muss Ihnen sagen, es war berührend, wie die Leiterinnen und der Leiter dieser Abteilungen darauf hingewiesen haben, in welcher Notsituation sie sich heute schon befinden. Jetzt wissen wir aber, was da auf uns zukommt, und hier bedarf es vor allem politischer Anstrengungen: Rekrutierung von Bewerberinnen für die Krankenpflegeschulen, Anhebung des Ausbildungsniveaus, Anhebung der Verweildauer in Berufen durch geeignete Personalentwicklungsmaßnahmen und vieles andere mehr.

Bei der Lösung dieser Krise darf man die Pflegenden nicht allein lassen. Dahinter müssen politischer Wille und ein Plan, aber natürlich vor allem auch die Bereitstellung finanzieller Mittel stehen. Ich habe den Eindruck, dass diese Fachleute wirkliche Idealisten sind, die allerdings an den Realitäten fast scheitern. Da geht es tatsächlich um eine Grundsatzdiskussion: Wie viel ist der Gesellschaft der alte und pflegebedürftige Mensch wert? Sagen wir, dass es genügt, wenn immobile Menschen in ihrem Bett warm, satt und sicher aufbewahrt werden?

Wenn wir das nicht wollen - und ich nehme an, das wollen wir alle nicht -, dann muss man die Lebensqualität aufrechterhalten und dann muss man die Möglichkeit bieten, am Leben noch teilzunehmen. Das bedeutet aber ganz konkret, immobile Bewohner oder Bewohnerinnen mehrmals täglich aus dem Bett in den Rollstuhl zu heben, eine aufwendige und fachlich herausfordernde Aufgabe, die für die Bewohner das Leben lebenswert macht, aber noch nicht Luxus bedeutet.

Wenn die Pflegenden, die ja die Fachleute sind, von uns gesundheitspolitische Entscheidungen erwarten, wenn sie von uns erwarten, dass wir uns gemeinsam mit ihnen an die Seite der alten Menschen stellen, dass wir in Zeiten von knappen Ressourcen nicht nur über den Preis, sondern auch über den nachhaltigen Wert diskutieren, so ist das ein Aufruf, den wir alle hier in diesem Haus sehr ernst nehmen sollten. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber apropos ernst nehmen, meine sehr geehrten Damen und Herren: Beim Rechnungsabschluss im Vorjahr habe ich erwähnt, dass mein nochmaliger Einstieg in die Kommunalpolitik mit der altersbunten Gesellschaft zusammenhängt. Alter ist Chance und Abenteuer, aber natürlich auch verbunden mit Risken, mit Leid, mit Problemen. Viele politische Entscheidungen sind hier notwendig, und diese will ich wirklich mit beeinflussen.

Ich war sehr optimistisch und habe einen Antrag eingebracht, den alle vier Parteien unterstützt haben und in dem ich gemeint habe, wir brauchen ein Landesseniorengesetz, um hier einen Diskussionsprozess in Gang zu bringen und Aufklärungsarbeit zu betreiben. Einige Monate später hat Herr Präsident Römer einen Initiativantrag für ein Landesseniorengesetz eingebracht. Da war mein Optimismus schon etwas geringer, denn siehe da: Die Mehrheitsfraktion und die GRÜNEN haben diesen Antrag nicht unterstützt. Der Antrag ist dann in den Ausschuss gekommen und dort ist er nicht behandelt worden, sondern an den Verfassungsdienst weitergegeben worden. Der Rest, meine Damen und Herren, ist Schweigen!

Wenn die Mehrheitsfraktion dieses Hauses die Anliegen, Probleme, Wünsche der älteren Generation so ernst wie unsere Anträge und unsere Gesetzesinitiativen nimmt, dann sieht die altersbunte Gesellschaft dieser Stadt keiner guten Zukunft entgegen! (Beifall bei der ÖVP.) Ich werde daher beim Landtag am Donnerstag ein Landesseniorengesetz einbringen. Schon im Vorjahr habe ich gesagt, Wien könnte ja hier ein Pionier sein. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Frau Gemeinderätin, ich ersuche, zum Schluss zu kommen.

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Gerade in Wien leben so viele alte Menschen. Pioniere sind wir heute keine mehr, weil inzwischen zwei Länder bereits ein Landesseniorengesetz haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist Aufgabe der Politik, kommende Entwicklungen zeitgerecht zu erkennen. Ich sehe das auch nicht parteipolitisch, sondern das ist unsere verdammte Pflicht und Schuldigkeit. Es geht um Menschen in dieser Stadt, die viele Jahrzehnte hier gelebt haben und in einer gewissen Zeitspanne, nämlich in der letzten Phase ihres Lebens, unsere Unterstützung und Hilfe brauchen. Das ist Menschlichkeit! Vergessen wir nicht, meine Damen und Herren, manch einer von uns wird dieser Menschlichkeit vielleicht auch einmal bedürfen. Ich hoffe, er, sie oder wir alle werden sie dann auch spüren können. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing RUDOLPH. Ich erteile es ihm. Aus aktuellem Anlass: Bitte die Redezeit von 20 Minuten beachten.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dieses Haus, dieser Saal ist durchaus auch ein Ort der Rituale. Da gibt es ältere Rituale und jüngere. Zu den jüngeren Ritualen zählt beispielsweise die Tatsache, dass bei Teilen der Gemeinderatssitzung das, was hier gesprochen wird, von Gebärdendolmetschern übersetzt wird. Die stehen hier, wechseln sich ab, sind hier ein paar Stunden im Dienst, und dann gehen sie wieder weg. Das passiert so von Sitzung zu Sitzung, ohne dass man sich eigentlich überlegt: Was ist denn das eigentlich, was hier passiert? Ist das ausreichend - oder ist es nur ein Signal, ist es Symbolpolitik? 

Natürlich sind Symbole als Einstieg für eine Initiative notwendig. Sie sind richtig und gut, und daher werden sie auch von allen, die in der Politik tätig sind, mit Überlegung verwendet. Nur: Wenn sich solche Symbole dann zum Selbstzweck zu entwickeln beginnen, wenn es also keine Weiterentwicklung gibt, dann muss man gelegentlich einmal darauf hinweisen, dass hier etwas stecken geblieben ist. Ich glaube, dass wir, gerade wenn es um den Bereich der Gebärdensprache und um die Tätigkeit der Gebärdendolmetscher geht, in diesem Symbolismus stecken geblieben sind.

Ich darf daher schon heute für den kommenden Landtag eine Gesetzesinitiative betreffend die Gleichstellung von gehörgeschädigten Mitmenschen ankündigen. Es geht hier im Weiteren darum, dass wir einen Gesetzentwurf haben wollen, um Ungleichbehandlungen und Ungleichheiten im öffentlichen Leben zu beseitigen. Was die Punkte betrifft, die wir in diesem Zusammenhang zu erörtern haben, so werden wir wahrscheinlich am Donnerstag im Zuge der Auseinandersetzung rund um das Sozialhilfegesetz noch Gelegenheit haben, sie ein bisschen im Detail darzulegen.

Wir unternehmen zumindest einmal diesen Versuch, Ihre Aufmerksamkeit, Ihren Willen in diese Richtung zu fokussieren, wiewohl ich durchaus skeptisch bin, ob die vollmundigen Ankündigungen von Frau Kollegin Novak-Schild sich auch tatsächlich so in die politische Praxis umsetzen lassen werden.

Ich war gestern Zuhörer bei einer Veranstaltung der Interessenvertretung der behinderten Menschen. Sie hat hier in diesem Haus während der Gemeinderatssitzung stattgefunden, und es wurde die Frau Vizebürgermeisterin zu dem einen oder anderen Thema befragt, unter anderem zum Thema "persönliche Assistenz". Es geht dabei um Menschen, die auf Grund ihrer massiven Behinderung auf sehr viel menschliche Hilfe, Assistenz im tagtäglichen Leben angewiesen sind. Es wurde die Forderung nach einem Anspruchsrecht auf persönliche Assistenz erhoben und man hat seitens der Interessengruppe einen Betrag von 1,7 Millionen EUR als budgetäre Notwendigkeit formuliert.

Die Frau Vizebürgermeisterin hat dazu Folgendes gesagt - ich glaube, dass ich sie hier ziemlich umfassend und korrekt zitiere, aber sie kann meine Ausführungen ja dann sofort richtig stellen, falls ich etwas auslasse. Sie hat gesagt, sie nimmt das Thema ernst - das ist sehr löblich -, aber es ist keine Zusage für Budgetierungen möglich. Die Budgets werden derzeit erstellt. Die ständige Erweiterung von Sozialleistungen ist nicht möglich, weil ein steigender Bedarf an Sozialleistungen auf Grund steigender Arbeitslosigkeit in Wien gegeben ist, aber die MA 12 soll es in die Budgetplanungen aufnehmen. Das ist aber keine Zusage. - So die Frau Vizebürgermeisterin. (VBgmin Grete Laska: Das ist unvollständig!) Die Frau Vizebürgermeisterin sagt, ich habe unvollständig zitiert. - Sie können das dann gerne vervollständigen. Genau dazu ist ja diese Debatte da, um die Auseinandersetzung auch dazu zu führen. 

Ich nehme jedenfalls mit - aber wir werden dann sehen, was Sie noch dazu sagen können -, dass auch die Fähigkeit, zusätzliche Sozialleistungen seitens der Gemeinde Wien anzubieten, auch für behinderte Menschen, enden wollend ist, weil auch das Geld enden wollend ist, und ich habe das als durchaus sehr ehrlich verstanden. - Gut. Wir werden das noch diskutieren.

Kollege Strobl hat gemeint, wir sollen hier nicht über bundespolitische Fragen diskutieren. Ich bin mit ihm diesbezüglich absolut nicht einer Meinung, denn wenn von Seiten der Sozialdemokratie hier im Haus - wir haben ja auch den Sport als Thema in unserem Ausschuss - das Match angetragen wird, Vergleiche anzustellen zwischen dem, was auf Bundesebene im Bereich der Sozialpolitik gemacht wird, und dem, was im Land Wien und in der Gemeinde Wien gemacht wird, dann bin ich gerne bereit zu sagen: Dieses Match nehmen wir auf (GR Johann Driemer: Das Ergebnis! Wir wollen das Ergebnis wissen!) und dieses Match führen wir! Warum? - Weil ich nämlich auch sicher bin, dass wir es gewinnen werden!

Eine Kollegin von Ihnen, werter Kollege, aus dem ÖGB gibt mir darin auch Recht. In der Zeitschrift "Soziale Berufe", Heft 3, Mai/Juni 2002, schreibt die Kollegin Monika Mauerhofer Folgendes: "Endlich ist es so weit: Wir stehen kurz vor dem Abschluss beziehungsweise dem Fertigstellen des Heilmasseurgesetzes. Wie Sie ja ... lesen können, bemüht sich die ÖGB-Fachgruppenvereinigung seit 1970" - also seit dem Antritt der sozialistischen Regierung unter Bruno Kreisky bemüht sie sich darum! -, "dass der Beruf der Heilmasseure eine Aufwertung erfährt. Jetzt erst, mehr als 30 Jahre später" - also nach dem Ende der sozialistischen Regierungstätigkeit auf Bundesebene -, "wird ein eigenes Gesetz für diese Berufsgruppe Realität."

Das ist doch einmal ein schönes Lob von einer wirklich sehr unverdächtigen Zeugin (GR Johann Driemer: Wie lange haben Sie denn suchen müssen?), wenn Genossin Mauerhofer sagt, 30 Jahre Sozialismus haben nicht ausgereicht, um das beispielsweise zu Stande zu bringen; jetzt wird es endlich Wirklichkeit!

Aber das ist ja nicht alles, es gibt ja noch viel mehr, und man soll das auch durchaus erwähnen. Im Volksmund heißt es: "Jeder Krämer lobt seine Ware", und das soll ja auch so sein. Sie machen das in Bezug auf Ihre Leistungen, und ich glaube, dass es durchaus legitim ist, die Leistungen der Bundesregierung - die Sie ja nicht wahrhaben wollen, die Sie immer so negativ beleuchten - hier auch einmal ganz korrekt zu beleuchten.

Ich beginne mit dem vorhin angesprochenen Thema Behinderte - es ist so viel dazu zu erwähnen, ich muss das direkt vom Blatt herunterlesen, denn man kann sich all das nicht merken -: Beschäftigungsoffensive für behinderte Menschen, die Behindertenmilliarde - die ja angeblich gescheitert ist, wie Frau Kollegin Novak-Schild uns hier weismachen will. (GR Johann Driemer: Den ... haben Sie sie entzogen!) Na ja, zuerst einmal das Geld aufzustellen und für diesen Bereich zu investieren - das einmal zu tun, ist ja die Leistung! Sich nachher hier herzustellen und zu sagen, es ist gescheitert, ist eine etwas dünne Lösung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich setze meine Aufzählung fort: Erhöhung der Ausgleichstaxe auf 2 700 S, Erhöhung der Schwerstversehrtenrente von 20 auf 50 Prozent, Erhöhung des Familienbeihilfenzuschusses für behinderte Kinder, die Kriegsgefangenenentschädigung, die Qualitätssicherung im Pflegebereich, Opferfürsorgegesetz, Pflegegeld ab der Geburt, Unterstützungsfonds für Unfallrentner und so weiter und so fort. - All das betrifft nur den Behindertenbereich!

Und das geht so weiter! Für Familien und Kinder wurde Folgendes umgesetzt: Anhebung des Mehrkinderzuschlags, Anzeigepflicht bei Kindesmissbrauch, Ausbau der Familienberatungsstellen, Ausdehnung der Mediation im Kindschaftsrecht, Einrichtung einer Meldestelle für Kindesmissbrauch, Erhöhung der Familienbeihilfe, Familienhospizkarenz - so traurig, so notwendig -, Fortzahlung der Abfertigungsbeiträge während Kindererziehungszeiten, gemeinsame Obsorge unter Wahrung des Kindeswohls bei richterlicher Begleitung, Gesundheitsvorsorgeuntersuchung für Mutter und Kind, Koppelung der Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen an das Kinderbetreuungsgeld, härtere Strafen für Drogendealer - das wird vielleicht die Kollegin Jerusalem nicht so sehr freuen, aber das soll sie mir dann hier auch erklären -, Kinderbetreuungsgeld, pensionsbegründende Zeiten durch Kindererziehung, Pflegegeld ab der Geburt, Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Verbesserung der Maßnahmen gegen Gewalt in der Familie, Verdoppelung der Mittel des Familienhärteausgleichsfonds von 1,1 Millionen EUR auf 2,2 Millionen EUR, Zuschuss zum Kindergeld für Alleinerzieher und sozial benachteiligte Paare und so weiter und so fort.

Ich könnte meine ganze Redezeit damit aufbrauchen, Ihnen all diese Leistungen aufzuzeigen. (GR Johann Driemer: Sie haben ja eh noch Zeit!) Und das sind tatsächlich auch sozialpolitische Leistungen, angesichts deren Sie wirklich unsicher werden. Das wird für mich zumindest dann offenbar, wenn ich mich an dem orientiere, was Ihr Noch-Bundesparteivorsitzender sagt. 

Da gibt es also den Herrn Gusenbauer - das ist übrigens derjenige, der jetzt das Charisma des Mussolini entdeckt hat und damit auch in die Öffentlichkeit gegangen ist. Es wundert mich eigentlich, dass es angesichts dessen noch keinen Aufschrei der Empörung gegeben hat, dass Gusenbauer auftritt und sagt, Mussolini hat Charisma gehabt. Das hätte ich mir eigentlich von einem Herrn Gusenbauer anders erwartet. Aber nach den Aussagen des Herrn Edlinger ist das ja fast schon etwas, von dem man sagen könnte: Das ist ja milde! - Nun, dieser Herr Gusenbauer war auch ein vehementer Gegner des Kinderbetreuungsgelds. Mittlerweile sagt er: Na ja, so schlecht ist es nicht, aber man muss es ein bisschen adaptieren und verändern, und dann werden wir das natürlich auch beibehalten. - Na klar werden wir es beibehalten! 

Oder - was haben wir noch gehabt? - Nulldefizit! Nulldefizit: Auch dieses wurde als die große, große Katastrophe hingestellt, die jetzt eingetreten ist, weil nach 30 Jahren Sozialismus das Budget so kaputt war, dass es überhaupt keinen Spielraum für irgendwelche wirtschafts- und sozialpolitischen Maßnahmen mehr gab. (GR Johann Driemer: Jetzt haben wir den Spielraum! Inflation! 47 Prozent ...quote! Das kann doch kein Erfolg sein!) - So, jetzt haben wir das Budget saniert, und wir haben gleichzeitig auf der Bundesebene Sozialleistungen möglich gemacht, die - wie die Kollegin Mauerhofer richtig gesagt hat - 30 Jahre Sozialismus nicht zu Stande gebracht haben. Was macht Herr Gusenbauer jetzt? - Er sagt: Nulldefizit gehört in die Bundesverfassung! - Dann kommt Genosse Edlinger und sagt: Entschuldige bitte, ich fahre da von Ort zu Ort, erkläre überall, dass das Nulldefizit nichts ist, und du fällst mir in den Rücken und willst es in die Bundesverfassung aufnehmen?! - Da ist er dann wieder ein bisschen in sich gegangen, der Herr Genosse Gusenbauer, und hat gesagt, ein Viertel seiner Fraktion gehört eigentlich ausgetauscht (Ruf bei der FPÖ: ... ist eh ein niedriger Anteil!) - ein deutlicher Misstrauensbeweis innerhalb der eigenen Partei. Ob er das überleben wird, weiß ich nicht, aber ich muss gestehen, es ist mir auch nicht wirklich wichtig. - Schön. So weit zum Sozial- und Familienpolitischen. 

Da fällt mir etwas ein, weil Sie hier immer so viel von den Selbstbehalten reden: Mich wundert, dass Sie eigentlich über den Schulbuch-Selbstbehalt kein Wort verlieren. Das muss doch für Sie die größte Blamage Ihrer Regierungstätigkeit gewesen sein, dass Sie, nachdem Sie zuerst das Gratis-Schulbuch eingeführt hatten, dann selbst den Schulbuch-Selbstbehalt eingeführt haben! Das heißt, Sie haben in Ihrer eigenen Regierungszeit genau von einem Ihrer großen und langjährig verteidigten Grundsätze eine massive Abkehr gemacht, indem Sie gesagt haben: na ja, auf einmal wird das Geld knapp, jetzt müssen wir natürlich das Geld auftreiben!, und den Schulbuch-Selbstbehalt eingeführt haben. - Ich kann mich nicht erinnern, dass irgendjemand hier in diesem Hause an diesem von Ihnen eingeführten Schulbuch-Selbstbehalt Kritik geübt hätte! - Gut, soll sein. 

Wir werden Ihnen diese Frage der Selbstbehalte und all das, was Sie in diesem Bereich an Leistungen eingeführt haben, in den nächsten Monaten systematisch und immer wieder zeigen. 

Und was diesen Bierdeckel-Wettbewerb anbelangt, den Sie hier jetzt offensichtlich mit Ihren "Wien macht's anders"- oder "Wien macht's besser"-Plaketten betreiben, so habe ich dazu durchaus ein paar fantasievolle Ideen. Ich bringe Ihnen da ein bisschen was mit. (Der Redner hält ein Blatt mit Text-Entwürfen für weitere Plaketten in die Höhe.) Schauen Sie, Sie können sich hier noch an anderen Sujets beteiligen. Ich liefere Ihnen da gerne noch die eine oder andere Idee. Es ist genauso wahrheitsträchtig wie das, was Sie schreiben. Wenn Sie beispielsweise schreiben: "Wien ist anders", dann passt dazu wunderbar: "Die Erde ist eine Scheibe". Das ist auf demselben Niveau! Oder, Herr Kollege, das passt für Sie vielleicht besonders gut: "Rückschritt ist Fortschritt". Das würde sich sehr gut auch auf Ihrem Bierdeckel machen, den Sie sich da an das Revers heften. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Thomas Reindl: 24 Stunden haben Sie gebraucht, um eine Alternative zu präsentieren!) 

Aber es gibt im Bereich der Sozialdemokratie durchaus wirklich anständige Leute, vor denen ich auch meinen Hut ziehe, beispielsweise die Bezirksschulinspektorin für den 13. und 23. Bezirk. Frau Brigitte Buschek wurde Bezirksschulinspektorin, dann wurde sie Vorsitzende des Zentralausschusses der Wiener Landeslehrer, also einer sozialistischen Einrichtung. Sie hat aber dann diesen Vorsitz, diese politische Funktion ... (VBgmin Grete Laska: ...! Das war ein pädagogischer Lapsus!) - Ja, das war ein pädagogischer Lapsus. Den nehme ich gerne hin. (GR Mag Thomas Reindl: Man sieht, wie Sie es mit der Wahrheit halten!) Sie war natürlich, wie Sie völlig richtig gesagt haben, Frau Vizebürgermeister - wo Sie Recht haben, haben Sie Recht!, da bin ich ja überhaupt nicht klein genug, um das hier nicht gelten zu lassen -, nicht Vorsitzende des Zentralausschusses - das ist nicht richtig gewesen -, sondern sie war Vorsitzende der sozialistischen Lehrer. - Aber das wirklich Gute daran war, dass sie dann, nachdem sie diese Tätigkeit als Bezirksschulinspektorin mit großer Akribie in Angriff genommen hat, gesagt hat: Das ist unvereinbar! Ich kann nicht einerseits Bezirksschulinspektorin sein und auf der anderen Seite gleichzeitig eine bedeutende politische Funktion im Bereich der Lehrerschaft ausüben. Das politische Mandat lege ich zurück!

Also wirklich Hut ab vor Frau Buschek, die auch daran mitgewirkt hat, dass es zu einer Mitteilung an die Schuldirektorinnen und -direktoren in folgendem Zusammenhang kam: Zwischen der MA 56, der schulerhaltenden Abteilung für den Pflichtschulbereich, und der MA 36 - das ist diejenige Abteilung, die für die Veranstaltungssicherheit zuständig ist, um es einmal ganz einfach zu formulieren - gab es permanente Auseinandersetzungen. Die MA 56 hat die Schulen saniert und die MA 36 hat gleichzeitig gesagt: Aber bitte Brandschutz, Fluchttüren und all diese Dinge gehören mit  berücksichtigt. - Das ging so weit, dass dann letztendlich mit Schreiben vom 1. Februar 2002 an die Direktorinnen und Direktoren die Empfehlung erging, Veranstaltungen nicht durchzuführen. 

Und jetzt, am 27. Mai, richtete dann die MA 56 ein umfassendes Schreiben an die Direktionen, in dem es heißt: "Bereits seit vielen Jahren unterstützt die Stadt Wien die Mehrfachnutzung. Mit einer geplanten Novelle des Veranstaltungsgesetzes soll es künftig so sein, dass der Verwaltungsaufwand für die Durchführung solcher Veranstaltungen weniger wird."

Und dann kommt ein ganz spannender Absatz: "Bemerkungen zu einzelnen Veranstaltungsräumen. - Schulturnsäle: Die MA 56 hat bereits in den vergangenen Monaten einige Schulturnsäle auf ihre Eignung im Sinne des Wiener Veranstaltungsstättengesetzes überprüfen lassen." - Und jetzt wird es spannend - und das ist eine wirkliche Herausforderung für das Kontrollamt -: "Dabei musste festgestellt werden, dass viele Turnsäle auch nach Vornahme größerer Umbauarbeiten und Installation zusätzlicher sicherheitstechnischer Einrichtungen nur für die Nutzung von maximal 100 Personen geeignet sind." 

Was hat sich da zugetragen? - Wir haben um viel, viel Geld viele Schulen hergerichtet, insbesondere die Turnsäle, und jetzt muss die MA 56 eingestehen, dass das, was man um teures Geld gemacht hat, für die Durchführung von Veranstaltungen - deren Durchführung auch die Stadt Wien will - ungeeignet ist! Das führt sogar dazu, dass der eine oder andere Bau, der derzeit stattfindet, eingestellt wird. Dies ist zum Beispiel bei der Volksschule Erlaaer Straße der Fall: Da hat man den Bau eingestellt. Das muss umgeplant werden, weil es umgebaut werden muss, weil sich jetzt die MA 36 in dieser Frage gegenüber der MA 56 durchzusetzen beginnt. 

Ich glaube, dass dieser Bereich für das Kontrollamt genauso ergiebig ist, wie - und das können wir im Kontrollamtsbericht lesen - der Bau der Hauptschule Carlbergergasse. Das ist ein wirkliches "Gustostückerl" in diesem Kontrollamtsbericht. Wenn bei anderen Schulbauten nur - jetzt übertreiben wir nicht - 10 bis 20 Prozent dessen, was allein beim Bau der Hauptschule Carlbergergasse zutage getreten ist, auch zutage tritt, dann wird dieser Kontrollamtsbericht keine 10 Zentimeter stark werden, lieber Wilfried Serles, sondern dann wird das so ein Kompendium werden! So viel wird da zu tun sein! Mir tun die Beamten des Kontrollamts schon fast Leid, aber ich glaube, hier haben sie wirklich eine lohnende Tätigkeit vor sich. 

Eine Perspektive noch auf das kommende Schuljahr: Es gibt eine Entwicklung, die bislang noch gar nicht so sehr beachtet wurde - es sind auch die Zahlen noch etwas jung, aber ich nehme einmal an, dass der Stadtschulrat für Wien keine Zahlen publizieren wird, die falsch sind. Vielleicht verändert sich ein bisschen etwas im Detail, aber vom Grundsätzlichen her werden sie schon richtig sein. 

Wie sehen die Schülerzahlen im kommenden Schuljahr aus? - Wir haben bei den Volksschulen heuer 64 600 und ein bisserl was; im nächsten Jahr geht es etwas zurück: 64 580. Die Privatschulen legen ein wenig zu, aber - und da wird es spannend -: Die Hauptschulen - die totgesagten Hauptschulen, die es ja de facto gar nicht mehr geben sollte! - legen von 31 666 heuer, am selben Erhebungs-Stichtag, zu auf 32 414 Schülerinnen und Schüler im nächsten Jahr! Und die Zahl bei der AHS-Unterstufe - von der man sagt, sie sei in Wirklichkeit ohnedies schon die Gesamtschule in Wien geworden - geht von 33 082 Schülerinnen und Schülern heuer auf prognostizierte 31 379 im kommenden Jahr zurück. 

Das wird möglicherweise um 20 auf oder ab nicht stimmen - soll sein -, aber der grundsätzliche Trend, der daraus erkennbar ist, ist sensationell: Das heißt, wir haben im kommenden Schuljahr in der Hauptschule in Wien mehr Schülerinnen und Schüler zu erwarten, als es im heurigen Jahr dort gibt! Die Botschaft lautet schlicht und einfach: Die Hauptschule in Wien lebt! - All diejenigen, die immer die Totengesänge angestimmt haben und mit Krokodilstränen gesagt haben: die Hauptschule ist gestorben!, und: sie ist die Restschule!, müssen also zur Kenntnis nehmen: Das ist so nicht richtig!

Ich freue mich darüber, gratuliere allen Hauptschullehrerinnen und Hautschullehrern, allen Direktorinnen und Direktoren, die ihren Beitrag dazu geleistet haben, dass auch die Hauptschule in Wien den ihr wirklich zukommenden Stellenwert hat. Sie haben es sich verdient: Mögen sie viel Erfolg haben bei der Arbeit im kommenden Jahr! Alles Gute! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag Reindl zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Ich möchte kurz meinem Vorredner ein, zwei Antworten geben: Kollege Rudolph! Zwei Jahre, drei Jahre Regierungspolitik - und Sie haben das Heilmasseurgesetz durchgebracht. - Ich gratuliere! Dieser Erfolg kann sich wirklich "sehen lassen"! 

Wenn ich mir all die Punkte, die Sie aufgezählt haben, ansehe, so muss ich sagen, sie sind im Prinzip nicht von wesentlicher Essenz. Von wesentlicher Essenz ist hingegen, dass Sie den österreichischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 47 Prozent ihres sauer verdienten Geldes für eine vermeintliche Null, die in Wirklichkeit keine Null ist, aus der Tasche ziehen. Das ist in Wirklichkeit das Versagen in der Sozialpolitik, die Sie in Österreich gemacht haben und für die Sie verantwortlich sind! (Beifall bei der SPÖ.)  

Die FPÖ unter Prinzhorn verscherbelt das österreichische Staatsvermögen an dubiose Personen. Die FPÖ, gemeinsam mit der ÖVP und ihrem Wirtschaftsminister und ihrem Bundeskanzler, fährt die Investitionen in Österreich rapide zurück. Die Bundesregierung hat die Ambulanzgebühr, die Studiengebühr, die Unfallrentenbesteuerung - um hier nur drei Maßnahmen zu nennen, die aber für wesentliche Bevölkerungsgruppen wirksam werden - eingeführt. Sie planen, statt eine Steuerreform durchzuführen, Abfangjäger zu kaufen. Und Sie sind die Postenschacherer Nummer eins in Österreich. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) Hätten nicht 30 Jahre Sozialdemokratie in Österreich für unseren guten Standard gesorgt, dann müssten wir uns wirklich Sorgen machen, dass wir ziemlich rasch abgewirtschaftet werden (Ironische Heiterkeit der StRin Karin Landauer und des StR Johann Herzog.), wie irgendein Staat in Kakanien oder so. Dafür müssen Sie sich eigentlich schämen! 

Eine Anmerkung in Richtung von Kollegem Strobl: Herr Kollege Strobl! Sich aufzuregen, dass die Rechnungsabschlussdebatte so läuft, ist eine Sache. (Zwischenruf des GR Walter Strobl.) Der Beitrag Ihrer Fraktion zu meiner Rede ist nicht sehr groß - das ist okay -; das ist eine andere Sache. Aber ich mache ein Angebot: Wir nehmen sehr gerne die Vorschläge der ÖVP für Verbesserungen in diesem Bereich entgegen. Sie haben ja die Möglichkeit, kreativ für die Debatte zum Budget 2003 Vorschläge zu machen. Dafür steht ja wieder eine Zweitagesdebatte am Programm. Ich bin schon gespannt und auch unser Klub ist schon gespannt, mit welchen Verbesserungsvorschlägen Sie kommen werden. Es wäre vielleicht für alle ein bisschen weniger Stress, wenn es kürzer wäre - oder vielleicht auch länger. Ich hoffe, dass sich auch die anderen Fraktionen entsprechend kreativ geben. Wir werden mit offenen Augen und mit großer Hoffnung in die Budgetdebatte 2003 gehen und dann werden wir ja sehen, welche wesentlichen Verbesserungen gegenüber der jetzigen Situation in der Präsidiale erreicht werden konnten.

Ich möchte mich aber nicht zu sehr mit den Beiträgen meiner Vorredner aufhalten, sondern vor allem auf den großen Erfolg konzentrieren, den die Stadt Wien und insbesondere die MA 44 - ich möchte diese an den Beginn meiner Ausführungen stellen - im letzten Jahr erreichen konnte. Die MA 44 ist, wie Sie wissen, bei Gott kein Betrieb, der Gewinne abwirft, sondern sie ist ein sehr wichtiger Betrieb, der mit den 40 in Wien befindlichen Bädern ein sehr großes Freizeitangebot zur Verfügung stellt. Freizeit kostet Geld und die Stadt Wien bekennt sich dazu. 

Es ist uns einerseits gelungen, zwei wesentliche Dinge zu erreichen. Das Erste ist, in die Bäder zu investieren. Ich kann nur dann ein gutes Produkt anbieten, wenn ich dieses Produkt in einen guten Zustand bringe und wenn ich es auf den letzten Stand der Technik, auf den letzten Stand in Bezug auf Qualität und auch in Bezug auf sonstige Voraussetzungen bringe. Hier hat die MA 44 im letzten Jahr 45,2 Millionen S investiert, durchaus in sehr guten Bereichen: Es wurden Kinderspielplätze und Fitnessparcours errichtet, Sanierungen in Kleinkinderbecken durchgeführt, Wasserrutschen gebaut. Es wurden im Strandbad Alte Donau Saisonkabinen, Saisonkästchen für mehr Kunden errichtet. Das Gänsehäufel wird saniert, wie wir alle wissen, und im Liesinger Bad sind energiesparende Maßnahmen gesetzt worden, um dadurch Kosten zu reduzieren. Alles in allem wurden 45 Millionen S aufgewendet, die ein beachtliches Investitionsvolumen für die Wiener Bäder darstellen.

Weiters ist es uns auch gelungen, für das Erlebnisbad Penzing die Sondervereinbarung für die Betriebsführung für die so genannten Nur-Schwimmer auch weiter zu verlängern. Ich hoffe, dass die Schwimmer die Subvention auch entsprechend nutzen und sehr viel schwimmen gehen. 

Die ÖVP macht bei den Investitionen jetzt auf einmal einen Schwenk. Wir haben das ja im letzten Ausschuss erlebt: Sie ist sozusagen auf die Investitionsbremse gestiegen und hat alle Investitionen, die für heuer in den Wiener Bädern vorgesehen sind, abgelehnt. Ich kann mir das nur so vorstellen, werte Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, dass Sie sich wahrscheinlich die Bundesregierung als Vorbild genommen haben, die auch sehr wenig investiert, und sich gedacht haben, dass das für Wien wahrscheinlich auch gut wäre. - Wir bekennen uns zu den Investitionen in die Bäder und werden auch heuer wieder zahlreiche Attraktionen und Maßnahmen setzen. 

Insgesamt gesehen haben wir auch wesentliche Verbesserungen zum Beispiel bei den Kinderfreibädern durchgeführt. Wir haben darüber auch schon im Ausschuss diskutiert. Nicht nur, dass sie nun an sieben Tagen in der Woche durchgängig geöffnet haben, es ist auch der Eintrittspreis gesenkt worden, und wir konnten hier auch einen großen Marktbedarf erreichen. 

Noch eine sehr erfreuliche Bilanz: Wie Sie wissen, hat voriges Jahr im Gänsehäufel ein Versuch stattgefunden, sozusagen der Internet Highway im Bad. Es war dies eine ganz neue Form, wie man hier Leuten, Badegästen - Pensionisten, Jungen, Menschen aus allen Bevölkerungsschichten - einerseits ein bisschen sozusagen die Angst vor dem Computer nehmen wollte, andererseits aber auch ein durchaus attraktives Angebot für Jüngere zur Verfügung gestellt hat. Das Projekt war sehr erfolgreich: 300 Badegäste haben pro Tag dieses Angebot im Gänsehäufel, im "surfer` sofa Internet- und Schulungscenter", genutzt. Eine Wiener Firma hat das mit Sponsoren möglich gemacht und auch die MA 44 hat eine Investition getätigt, um hier eine Attraktion zu bieten. Diese Innovation war ein solch großer Erfolg, dass man nun auch im Laaerberg- und im Schafbergbad in den Sommermonaten während der Badezeit surfen kann, sich schulen kann und im Umgang mit dem Computer beraten lassen kann. Das ist eigentlich eine ganz tolle Aktion und der MA 44 ist zu gratulieren, dass sie diesen Schritt gewagt hat und sich mit den modernen Medien auseinander setzt.

Wer vor kurzem im Gänsehäufel war, so wie ich, hat festgestellt, dass das Bad eine unheimliche Attraktion hat: eine Krake beziehungsweise eine stilisierte Krake. Für Leute wie mich ist es unmöglich, zu dieser Krake vorzudringen, weil die Kinder sie natürlich stürmen. Was ist das? - Es ist ein sechs Meter großes Schwimmtier, das im Becken befestigt ist und quasi eine Luftburg im Wasser darstellt - also eine total super Sache! Der MA 44 ist es gelungen, einen Privatsponsor zu finden, der zwei Kraken - eine, wie gesagt, im Gänsehäufel und eine in der Alten Donau - aufgestellt hat. Da der Erfolg jetzt schon solch ein durchschlagender ist, bin ich sicher, dass wir nächstes Jahr wahrscheinlich mit mehr Kraken in den Wiener Bädern rechnen dürfen. 

Ein besonderer Erfolg im Betreuungsbereich und auch im Wellness-Bereich ist auch der Ferienklub im Bad. Wir haben immerhin jetzt schon fünf Bäder, die ein Animationsprogramm anbieten. Es läuft zum Teil auf sehr kleiner und nicht sehr personalintensiver Schiene, aber mit sehr großem Erfolg. Man kann wirklich sagen, dass die Wiener Bäder auch in diesem Bereich sehr, sehr innovativ sind.

Das Highlight haben wir aber seit 1. Juni, meine Damen und Herren: Ab diesem Zeitpunkt haben wir eine ganz wesentliche Verbesserung für die Besucher der Bäder erreicht, und zwar den Bus-Shuttle zu den Sommerbädern Krapfenwaldlbad, Strandbad Angelibad, Standbad Alte Donau und Standbad Gänsehäufel. Hier wurde von der MA 44 ein Bus eingerichtet - beauftragt sind natürlich die Wiener Linien -, der an den Wochenenden zu den Spitzenzeiten morgens und abends alle zehn Minuten von den U‑Bahn-Stationen in die Bäder fährt. Ich habe mich vorher erkundigt, wie die Aktion läuft, und Dipl Ing Schuster hat mir gesagt, dass täglich Dutzende Bürger anrufen, die sich dafür bedanken, dass diese Aktion gesetzt wurde, und dass auch sehr viele Schriftstücke einlangen, denen eine sehr große Zustimmung in der Bevölkerung zu entnehmen ist. Da die Bäder bekanntlich ja manchmal auch nicht sehr leicht zu erreichen sind, wurde durch dieses Angebot vor allem für viele Bevölkerungsgruppen in Wien und auch für viele Gäste eine deutliche Verbesserung des Services der Wiener Bäder erreicht. Dazu ist ihnen zu gratulieren! (Beifall bei der SPÖ.) 
Auf zwei Details möchte ich noch eingehen. Das Brigittenauer Bad wurde von einem meiner Vorredner angesprochen. Hier geht es um das Kinderbecken. Es ist so, dass man auf Grund der Besucherstruktur des Bades und der Untersuchungen eigentlich zu dem Ergebnis gekommen ist, dass es eine durchaus sinnvolle strategische Positionierung wäre, wenn man dieses Bad - und da bitte ich auch Frau Korosec aufzupassen - insbesondere für ältere Bäderbesucher, die eben besondere Ansprüche haben, herrichten würde. Es wird hier eine Blocksauna im Sommer und im Winter geben, mit Kneippbecken und allem Pipapo. Es ist dies sozusagen einmal ein erster Anstoß hin zu einer Entwicklung in Richtung Wellness-Bad, und das ist durchaus eine sehr gute Positionierung und vielleicht auch ein erster Schritt zu einer Art Spezialisierung. Vielleicht sollte man auch darüber nachdenken, ob es überhaupt sinnvoll ist, dass man in jedem Bad alles anbietet. Vielleicht sollte man eher dazu übergehen, da und dort strategische Positionierungen vorzunehmen.

Zu dem Pilotprojekt im Angelibad, lieber Kollege Strobl: Ich glaube, im Ausschuss ist des Langen und Breiten erklärt worden, worum es da geht und warum gerade dieses Bad für das Pilotprojekt ausgewählt wurde, aber ich wiederhole es natürlich sehr gerne:

Das Angelibad deswegen, weil es für die ... (GR Walter Strobl: Amalienbad!) Das Amalienbad! - Danke, Entschuldigung. - Hier geht es darum, dass im Amalienbad auch die Computerzentrale und die komplette EDV-Ausstattung für alle Wiener Bäder, die in Zukunft auch auf ein elektronisches Kasterlsystem und Eintrittsystem umgerüstet werden sollen, stehen wird. Natürlich kosten die Kasterln alleine nicht das, was das Projekt kostet, sondern es sind in dieser Erstinvestition auch die zentralen Geräte - das heißt der Zentralserver, die ganzen Peripheriegeräte, die man dazu braucht - enthalten, die dann weiter nutzbar sind für ganz Wien, wobei eine Verkabelung dieser Geräte erfolgen wird. Diese sind auf alle Fälle mit Ursache für die genannten Kosten. Denkmalgeschützt sind nur diese Holzkasterln und in diese einen elektronischen Verschluss einzubauen, ist in der Tat relativ teuer. Damit haben wir dann aber auch gleich im ersten Jahr die teuersten Investitionen getätigt und wir stehen in der Folge umso besser da.

Nur kurz zur MA 51, weil ich sehe, dass die Zeit verrinnt, und auch gebeten wurde, schneller zu sprechen. Ich darf wieder auf Kollegen Strobl eingehen, und zwar auf seine Anmerkung bezüglich des Treffens mit den anderen Sportsprechern und mit den Verbänden:

Die Frau Vizebürgermeisterin - wir waren gemeinsam bei ihr – hat den Vorschlag entgegengenommen und hat auch gesagt, dass sie ihn prüfen wird. Die Prüfung läuft, das Ergebnis werden wir im Herbst diskutieren. 

Womit ich aber nicht ganz einverstanden bin, ist, dass hier ein bisschen in den Raum gestellt wurde, dass nicht klar nachvollziehbar ist, wie die Sportsubventionen oder auch der Sportgroschen ausgegeben werden. Ich möchte daher schon auf Folgendes hinweisen: Wir haben voriges Jahr im Sportgroschen 10,3 Millionen S ausgegeben und 10,6 Millionen S eingenommen; 300 000 S sind für das heurige Jahr vorreserviert worden. Die Regelung ist so, dass die drei Dachverbände und der Wiener Fußballverband zunächst einmal je 100 000 S zur Deckung ihres Verwaltungsaufwands bekommen und der Restbetrag wird im Verhältnis 50 zu 50 einerseits für bauliche Investitionen und Erhaltungsmaßnahmen und andererseits zur Aufrechterhaltung des Sportbetriebs aufgewendet.

Insgesamt haben wir im Ausschuss 78 Subventionsansuchen behandelt. Es gab dazu zwei Anträge, die auch beschlossen wurden. Weil hier gemeint wurde, es gäbe in diesem Zusammenhang irgendwelche eigenartigen Dinge: Soviel ich weiß, wird jede Subvention in diesem Haus vom Gemeinderatsausschuss beschlossen. Vielleicht sollte man sich also die Mühe machen, sich die Beschlüsse ein bisschen besser anzusehen, damit man auch weiß, wofür man die Hand hebt und wofür das Geld ausgegeben wird.

Zur Sportförderung möchte ich anmerken, dass wir voriges Jahr 95 Millionen S an Sportförderung ausgegeben haben. Ich darf darauf hinweisen, dass der Bund 500 Millionen S für ganz Österreich ausgibt. Wien kann sich hier also durchaus sehen lassen. 

Wien hat als einen Weg der Sportförderung auch jenen der billigen Sporthallen beziehungsweise der verbilligten Sporthallen gewählt. Das heißt, die Stadt Wien übernimmt Mieten für die Hallen entweder direkt vom Hallenbetreiber oder leistet an die Vereine finanzielle Unterstützungen für die Miete der Hallen und der Sportplätze. So haben wir voriges Jahr 44,5 Millionen S für die Anmietung der A-, B- und C‑Halle für Sportveranstaltungen und für andere Hallen aufgewendet. Wir haben bei den Bädern um 4,1 Millionen S Schwimmbahnen angemietet, öffentliche Plätze, einen Beach-Soccer-Platz, Volleyball-Plätze und so weiter.

Es sind in unseren Ausgaben aber durchaus auch Aufwendungen für Sanierungsmaßnahmen enthalten. So haben wir zum Beispiel beim Cottage Engelmann Verein 3,2 Millionen S für die Sanierung der Eisplatte auf dem Eislaufplatz ausgegeben. Ich könnte noch weitere Maßnahmen aufzählen, was ich aber aus Zeitgründen nicht mehr tun möchte.

Wie sieht es im Bund aus, meine Damen und Herren? Wie ist dort die Situation der Sportvereine, und wie sieht es mit Hallen aus? - Wie Sie wissen, können die Bundesschulen bei der Vergabe ihrer Hallen seit einiger Zeit den marktüblichen Preis verlangen. Im August 2001 gab es eine Weisung von Seiten des Ministeriums, dass Vereine, die dem Bundes-Sportförderungsgesetz unterliegen, kostendeckende Beiträge für die Hallenmieten bezahlen müssen. In diese Werte sind auch noch Reinigung, Entlohnung der Schulwarte und der Sperrdienst einzubeziehen. 

Ich habe hier ein Beispiel eines Bundesgymnasiums im 17. Bezirk, wo ein Verein für 6 Wochenstunden in 40 Wochen pro Jahr eine Halle mietet. Er hat im Jahr 2000 dafür eine Miete von 14 800 S bezahlt und bezahlt im Jahr 2001 für dieselbe Anzahl von Stunden, auch für 40 Wochen, 28 000 S. Es ist dies also eine Erhöhung um 100 Prozent!

Meine Damen und Herren! Jetzt frage ich Sie: Wie sollen die Sportvereine eine um diesen Betrag erhöhte Miete - auf Grund dessen, dass die Bundesregierung die Bundesschulen ermächtigt hat, selbst Kassa zu machen - bezahlen? 

Was passiert? - Die Hallen stehen teilweise leer. Die so genannten Wirtshausmannschaften, die anderswo vielleicht 700 oder 800 S in der Stunde bezahlen würden, zahlen hier die Kosten, die zugegebenermaßen im Einzelfall pro Stunde noch immer nicht sehr hoch sind, aber der Sportbetrieb wird aus diesen Hallen vertrieben - und das finde ich eigentlich sehr bedauerlich. Vielleicht könnte sich die Bundesregierung da einmal wichtig machen und für die Vereine eine gute Unterstützung vorsehen. 

Zum Abschluss zur MA 46. (Zwischenruf bei der FPÖ.) - Ja, ich habe ohnedies schon gekürzt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): 1 Minute noch - die 1 Minute haben alle.

GR Mag Thomas Reindl (fortsetzend): Danke. - Was die Turnsäle betrifft, so möchte ich noch Folgendes anmerken, Herr Rudolph: Ein Turnsaal ist ein Turnsaal und kein Veranstaltungszentrum! (StR Johann Herzog: Eine klare Feststellung!) Ja, das ist nun einmal so: Ein Turnsaal ist zum Turnen gebaut, damit sich 30 oder 40 Kinder oder Jugendliche dort "austoben" - unter Anführungszeichen -, aber nicht für Veranstaltungen. 

Jetzt haben wir gesagt: Okay, wo es möglich ist, sollten wir aber auch versuchen, Veranstaltungen abzuhalten. Die Wünsche der Schulen sind ja auch dahin gehend. Es sind Gott sei Dank die Eltern, die Lehrer und die Kinder in diese Richtung engagiert, nur: Es sollte schon auch alles in Ordnung sein. Es hat keinen Sinn, wenn man in einem Turnsaal, der vielleicht noch keinen optimalen Notausgang hat, weil er eben einen Notausgang nur für 40 Kinder hat ... 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Mag Reindl, die Minute ist, bitte, um! Ich bitte um den Schlusssatz.

GR Mag Thomas Reindl (fortsetzend): Gut. - Abschließend möchte ich mich noch bei allen Beamtinnen und Beamten und bei den Damen und Herren aller Dienststellen recht herzlich für ihre gute Arbeit im Jahr 2001 bedanken und hoffe, dass das Jahr 2002 ebenso erfolgreich für Wien verläuft wie das Jahr 2001. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bei allem Verständnis für Erfolgsstatistiken: 20 Minuten sind 20 Minuten. 

Nächste Rednerin ist Frau GRin Cordon. - Bitte.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Europa hat in diesem Jahr ein Thema, das fast alle Staaten der Erde betrifft, aber in besonderer Weise die Staaten der Europäischen Union, und das ist die demographische Entwicklung der europäischen Gesellschaft. Viele Veranstaltungen fanden bereits zu diesem Thema statt: In Madrid war im April die zweite Weltkonferenz der Vereinten Nationen zur Frage des Alterns. In Turin fand ein Kongress zum Thema "Active Aging" - "aktives Altern" -, der Kongress der EURAG, statt; in Wien die Tagung "Chancengleichheit ältererer Frauen in Österreich" - ein sehr brisantes Thema. Und das werden nicht die letzten Veranstaltungen zu diesem Thema gewesen sein. 

Was ist an dieser demographischen Entwicklung der Gesellschaft so alarmierend? - Der Anteil der Menschen über 60 in der Gesellschaft beträgt im europäischen Durchschnitt 21 Prozent; das heißt, jeder Fünfte ist über 60. Italien ist hier übrigens Vorreiter mit 24 Prozent. Das bringt nicht nur das Problem der Deckung der Pensionen mit sich - das ja ein Bundesthema ist -, es gibt auch noch eine Menge anderer Probleme, die hier zu bewältigen sind.

Derzeit ist also ein Fünftel der in Österreich lebenden Bevölkerung über 60. Bis zum Jahr 2020 zirka wird es bereits jeder Dritte sein, das heißt 30 bis 35 Prozent, darunter fast 15 Prozent über 75‑Jährige - und das alles bei einem Rückgang der Geburten noch zusätzlich.

Heute sind 21 Prozent der Bevölkerung unter 20, im Jahr 2030 werden zirka 16 Prozent zu dieser Altersgruppe gehören. Der Übergang verläuft allmählich ansteigend beziehungsweise sinkend, wenn der Trend anhält. 

In einer Entschließung fordert das Europäische Parlament unter Hinweis auf Resolutionen, Chartas, Empfehlungen und so weiter die Kommission, den Rat sowie die Mitgliedsstaaten auf, 20 Punkte zu diesem Thema zu unterstützen beziehungsweise umzusetzen, in der tiefen Überzeugung, auf diese Weise dem Problem aktiv Rechnung zu tragen und eine Verbesserung der Situation herbeizuführen.

Ein Punkt ist das Recht der älteren Menschen auf Teilnahme am öffentlichen Leben, auf Würde, Unabhängigkeit, Selbstbestätigung und Fürsorge. Das klingt selbstverständlich, doch wie ich glaube, braucht es eine verstärkte Zusammenarbeit der Politik und der Institutionen, um dies für die Menschen auch halbwegs möglich zu machen. 

Ein zweiter Punkt ist ein Hinweis auf Artikel 13 des EG-Vertrags, der eine Diskriminierung des Alters verbietet - wobei eine Diskriminierung sehr wohl die Kündigung älterer Menschen, die verstärkte Arbeitslosigkeit über 50‑Jähriger und die Wiedereinstiegsprobleme älterer Menschen sind - und die Erhaltung des sozialen Schutzes und der Gesundheitssysteme. - Ich glaube, das ist bereits ein Thema, das die Stadt Wien sehr wohl angeht. 

Drittens. Die Gesellschaft "soll eine Gesellschaft aller Altersgruppen werden", wobei in den europäischen Ländern eine Unterscheidung getroffen wird zwischen Menschen, die dem "dritten Alter" - was Frau Kollegin Korosec vorher schon angesprochen hat - angehören, die "gesund, aktiv und unabhängig leben und voll am gesellschaftlichen Leben teilnehmen sollten", und den Personen des "vierten Alters", "deren Unabhängigkeit und Gesundheit gefährdeter sind und die besondere Aufmerksamkeit und Fürsorge verdienen, um ein Leben in Würde zu führen". 

Ein wichtiger Punkt ist auch die Armut im Alter, wobei hier in erster Linie die Notwendigkeit einer Verbesserung der Lage der älteren Frauen im Rentenbereich sowie die Lage der sehr alten Menschen angesprochen ist. Es wird festgestellt, "dass Armut im Alter eine stark geschlechtsspezifische Komponente hat und dass Frauen mit größerer Wahrscheinlichkeit als Männer beim Zugang zu Bereichen wie Bildung und Ausbildung, Beschäftigung, Einkommen, Gesundheitsversorgung und Erbe Diskriminierungen erleben". - Hier sind bereits Konzepte gefragt, besonders auch zur Weiterbildung, denn das wird auch ein Problem. Wenn wir länger arbeiten müssen, dann lautet die Devise: Lebenslanges Lernen. Das heißt also, die Ausbildung, die Fortbildung auch für ältere Menschen ist immer mehr zu unterstützen. 

Ausreichende Sozialsysteme einschließlich angemessener eigener Renten sind natürlich für Frauen besonders wichtig, das wissen wir. Diesbezüglich wird sich die Situation vielleicht in den nächsten Jahrzehnten ändern. Es arbeiten immerhin mehr Frauen als in der Generation davor, eine größere Anzahl von ihnen aber immer noch in Teilzeitbeschäftigungen beziehungsweise in Beschäftigungsverhältnissen, aus denen sie nur einen geringfügigen Dazuverdienst erzielen. Das Pensionssystem in Österreich ist auch immer noch darauf aufgebaut, dass die Ehe für die Frau die Grundlage der Altersversorgung ist. 

Nun möchte ich speziell auf Daten in Wien zu sprechen kommen: In erster Linie bei älteren Frauen besteht hier im Besonderen die Gefahr der Vereinsamung. Sie sind öfter Opfer krimineller Handlungen, sie bedürfen in erhöhtem Ausmaß der Pflege, da sie bekanntlich älter werden als Männer. - Hier würde ich eine bevorzugte frauenspezifische Förderung sehr unterstützen. - Die soziale Absicherung im Alter ist oft sehr mangelhaft auf Grund der kleinen Renten, die in erster Linie Frauen beziehen. Sie gehen oft als Single ins hohe Alter, erstens weil sie länger leben als Männer, zum Zweiten aber auch, weil die Scheidungen im Ansteigen begriffen sind - und ein Fünftel der Frauen ist kinderlos. 

Ich darf Ihnen auch einige Zahlen aus einer Statistik nennen, die darüber Aufschluss geben, wie es mit der Wohnsituation aussieht. Gestern haben wir schon gehört, dass es in Wien noch 80 000 Substandard-Wohnungen gibt. Ich kann Ihnen sagen: Einen Großteil davon bewohnen alte Menschen und insbesondere alte Frauen. 27 Prozent der Frauen haben kein Bad in der Wohnung, 13 Prozent haben kein WC in der Wohnung, 46 Prozent der Frauen wohnen nicht in Kategorie‑A-Wohnungen und 53 Prozent sind über 60 und leben in einem Ein-Personen-Haushalt. 

Altern in Würde ist ein Schlagwort, aber um das halbwegs möglich zu machen, bedarf es eines gesteigerten Programms für die oben genannten Themen. Eines dieser Programme ist eben, verstärkt noch in Wohnen im Alter zu investieren. Ich habe gestern schon gesagt, es gibt sehr hübsche Seniorenresidenzen; aber gerade Frauen können sich diese oft leider nicht leisten. 

Nun hat die Stadt Wien beschlossen, kein weiteres Pensionistenwohnhaus mehr zu bauen. - "Heime" darf man ja nicht mehr sagen, obwohl man in diesen Wohnungen beziehungsweise Häusern offiziell keinen Gast beherbergen dürfte. Das heißt, dass sie eben einen Heimstatus haben - aber gut. - Also setzt man vermehrt auf Wohnen im Alter in der eigenen Wohnung, nehme ich an, was im Prinzip ja sehr gut ist. Hier ist allerdings ein erhöhtes Informationsangebot über Adaptierungsmöglichkeiten einer Wohnung gefordert, und zwar nicht erst, wenn man alt und gebrechlich ist, sondern rechtzeitig. Auch das Wohnreferat ist hier gefordert, nämlich von vornherein Wohnungen zu schaffen, die die Möglichkeit einer leichteren Adaptierung für Menschen bieten, die dann eben nicht mehr so flott auf den Beinen sind wie in jüngeren Jahren. 

Über Wohnalternativen, wurde auf einer Tagung geklagt, ist noch sehr wenig Information durchgedrungen. Jedenfalls besagt das eine Studie. 

Allein schon in diesem Bereich gibt es also sehr viel zu tun, um den Bedürfnissen alter Menschen gerecht zu werden. 

Ein weiteres Problem ist auch die Unfreundlichkeit einer betriebsamen Großstadt. Allein schon die Verkehrsbarrieren - in Bezug auf die Wien sicher nicht zu den schlimmsten Städten gehört, aber auch keine Vorbildwirkung hat - sind für alte und behinderte Menschen oft sehr schwer zu überwinden. 

Ein Thema auf der Weltkonferenz war auch die Problematik der älteren Zuwanderer und Flüchtlinge in der Europäischen Union im Hinblick auf ihre soziale Integration. 

Zu diesem Punkt bringen wir einen Antrag auf Öffnung der Wiener Pensionistenwohnhäuser für Migrantenseniorinnen und -senioren ein, denn auch diese Bevölkerungsgruppe darf keiner Diskriminierung ausgesetzt sein. Diese Menschen sind in den meisten Fällen im Arbeitsprozess dieses Landes alt geworden und sind von der Wohnsituation her in den meisten Fällen die benachteiligste Bevölkerungsgruppe. 

Wie schon vor einem Jahr, als ich auch hier stand und über die MigrantenseniorInnen gesprochen habe, kann ich auch heute wieder nur sagen: Der Rückkehrmythos ist in vielen Fällen im Wind zerstoben. Es gibt viele Gründe, warum diese Menschen doch hier bleiben: Sie sind seit Jahrzehnten hier, sie haben ihre Kinder und Enkelkinder hier, sind später nachgekommen, weil die Kinder nicht mehr nach Hause zurückkehren, oder sie haben niemanden mehr in der Heimat. Sie sind zu krank, um in ein Land mit schwacher Infrastruktur betreffend Pflegeversorgung zurückzukehren, und so weiter. 

Ich muss leider feststellen, ich könnte die Rede, die ich vor einem Jahr hier gehalten habe, heute noch einmal halten. Es hat sich zu diesem Thema leider nicht viel geändert, außer, dass die restriktivere Einwanderungspolitik das Ganze oft noch schwieriger macht. 

Die Notwendigkeit der Bewältigung von all diesen Problemen, die auf der Weltkonferenz in Madrid aufgezeigt wurden, hat sogar Sozialminister Haupt zu einem gesamtösterreichischen Seniorenplan angeregt, wie er verkündete. Er "soll als politisch-strategisches Steuerungsinstrument eine Grundlage zu Entscheidungen der Seniorenpolitik in den Bereichen Soziales, Gesundheit, Wirtschaft, Wohnbau und Kultur dienen". - Leider hat er einiges vergessen, nämlich Forschung, Bildung, soziale Integration der älteren Zuwanderer und Flüchtlinge. 

Was absurd ist, ist, dass wir ein restriktives Fremdengesetz haben, wenn man bedenkt, dass damit ein aussterbendes Volk - und ich sage das jetzt einmal so brutal, wie es hier ausgedrückt ist - die Zuwanderung bis auf ein Minimum abwürgt! 

Auf den Pflegebereich bin ich schon gestern eingegangen. Hier ist allerdings auch noch einmal anzumerken, dass die Besetzung des Pflegepersonals heute schon ein Problem darstellt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich könnte noch viele Beispiele bringen, die vermehrt eine politische Neuorientierung in der Gesellschaft erfordern, damit diese den Anforderungen der Entwicklung, die die europäische Gesellschaft nimmt, gerecht werden kann. Ich gebe zu, Wien ist, wie sich herausgestellt hat, nicht das Schlusslicht; die südeuropäischen Staaten liegen noch hinter uns. Aber wir liegen wiederum hinter den nordeuropäischen Staaten. Dänemark und die Niederlande haben uns einiges voraus. 

Ich glaube, dass eine vermehrte Zusammenarbeit aller Parteien und aller Ressorts, wie Gesundheit, Wohnen, Verkehr, Kultur, Bildung, Wirtschaft, Frauen und Integration, gefordert ist, sodass die GRÜNEN einen Antrag auf Einsetzung einer SeniorInnenkommission stellen. - Man wird mir wahrscheinlich bald erzählen, dass wir einen Seniorenbeirat haben, aber das ist ein ziemlich zahnloses Instrument, habe ich leider feststellen müssen. - Ich würde mich sehr freuen, wenn Sie mit mir gemeinsam die Notwendigkeit einer solchen Einrichtung erkennen würden und im Interesse einer verstärkten intensiven Zusammenarbeit zu Gunsten einer seniorenfreundlichen Stadt diesen Antrag unterstützen könnten. 

Jetzt habe ich noch einen Antrag, der allerdings auch bei Frau StRin Brauner eingebracht hätte werden können, aber ich hoffe, er wird hier auch angenommen. Es ist dies ein Antrag betreffend eine neue Marktordnung, in dem es darum geht, die Marktordnung dahin gehend zu ändern, dass erstens von gemeinnützigen Vereinigungen als Sachspenden gesammelte Waren, die in deren Namen verkauft werden und deren Verkaufserlös nachweislich gemeinnützigen Zwecken zugeführt wird, von diesen auch auf tageweise zugewiesenen Marktständen gehandelt werden dürfen, zweitens auf ständigen Detailmärkten auch die Ausübung des Dienstleistungsgewerbe der Reisebüros zulässig ist, auf ständigen Detailmärkten auch die fallweise Kinderbetreuung als gewerbliche Nebentätigkeit zugelassen ist und auf ständigen Detailmärkten nach Maßgabe vorhandenen Raums nicht für Marktzwecke verwendete feste Marktstände an KünstlerInnen zur Ateliernutzung vergeben werden können. 

Ich glaube, der Antrag ist hier nicht so fehl am Platze, denn meiner Erfahrung nach ist gerade der Markt ein beliebter Einkaufsort von Seniorinnen und Senioren. - Ich danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist die Frau Vizebürgermeisterin zum Wort gemeldet. - Bitte schön. 

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bedanke mich sehr herzlich für die Diskussion. Da meine beiden Kollegen bereits auf viele, viele Details, die in der Diskussion aufgeworfen worden sind, eingegangen sind - ich bedanke mich sehr herzlich für die qualitätsvolle und intensive Behandlung dieser Diskussionspunkte -, möchte ich mich auf ein paar grundsätzliche Dinge konzentrieren, die symptomatisch oder neu in dieser Rechnungsabschlussdebatte meiner Geschäftsgruppe waren.

Zum Ersten war neu, dass innerhalb meiner Geschäftsgruppe zu drei anderen Geschäftsgruppen diskutiert wurde, weil auf Grund von mir nicht nachvollziehbaren Situationen - vielleicht ist es die Redezeit - offensichtlich hierher ausgewichen werden musste, um noch Diskussionsbeiträge einzubringen. Soll so sein. Ich nehme es zur Kenntnis. Ich wundere mich nur und finde es interessant, dass offensichtlich Platz für die Diskussion von anderen Geschäftsgruppen ist. Ich nehme es erfreut zur Kenntnis.

Das Zweite, was schon interessant war - da sollte man den Begriff "Konsequenz" in diesem Haus einmal diskutieren, vor allem seitens der ÖVP und der Freiheitlichen -: Einerseits wurde kritisiert, vehement kritisiert, dass in der gestrigen Debatte seitens der SPÖ und der GRÜNEN die Bundespolitik ein Thema war, andererseits wurde danach sogar im Halbsatz dann wieder auf Leistungen der Bundespolitik hingewiesen. Da fragt man sich schon, wenn so etwas innerhalb einer Rede gesagt wird: Was ist hier Konsequenz? Die Entscheidung hat dann Herr GR RUDOLPH getroffen, indem er dazu übergegangen ist - was ich sehr begrüße -, einfach aufzuzählen, was diese Bundesregierung macht. Und dass die "gefährliche Drohung" - unter Anführungszeichen - umgesetzt wird, dass in den nächsten Monaten die Leistungen der derzeitigen Bundesregierung intensiv der Öffentlichkeit und nicht nur diesem Haus bekannt gemacht werden, das wünsche ich mir. Das kann ich unterstreichen. Je mehr Sie es tun, umso mehr werden wir uns einem Wahlergebnis nähern, wie wir es voriges Jahr in Wien hatten, und das ist eine zu erwartende und erfreuliche Tatsache. (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Das ist eine Spekulation!) 

Unter diesem Motto, nämlich dass Wahlergebnisse nicht für alle - und da spreche ich durchaus auch aus eigener Erfahrung der Sozialdemokratie - nicht immer erwartete Ergebnisse sind und auch nicht immer erfreuliche Ergebnisse sind, ist auch zu erklären, warum sich die ÖVP wahrscheinlich erst mit dieser neuen Rolle, die sie jetzt im Wiener Gemeinderat hat, auseinander setzen muss. Da muss ich ein paar Beispiele erwähnen, weil man es so nicht stehen lassen kann.

Herr GR Strobl versucht hier sozusagen ein Unterrichtsprinzip anzuwenden, dem ich an sich anhänge, denn ständiges Wiederholen sichert den Unterrichtsertrag, wie Sie alle wissen, aber ständiges Wiederholen von falschen Tatsachen sichert nicht den Wahrheitsgehalt. Wenn du noch 100 Mal in diesem Haus behauptest, dass der Herr Bürgermeister einem Finanzausgleich zugestimmt hätte, und dann versuchst, schon ein bisschen von dem, was dir hinlänglich erklärt wurde, mitzunehmen und einfließen zu lassen, wie das tatsächlich vor sich gegangen ist, so stimmt es trotzdem nicht. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist eine Vereinbarung mit dem Bund!) Es ist auch dokumentiert, dass diese Situation so war, wie sie eben war.

Es stimmt auch nicht, dass im vergangenen Jahr die Ankündigung einer Einsparung von 1 400 Dienstposten von uns erfunden wurde. Ganz im Gegenteil! Die schriftliche Information dieser Tatsache liegt in meinem Akt drüben auf dem Schreibtisch und ich kann sie jederzeit herausholen. Das war eine Mitteilung der Frau Bundesministerin, in der sie dargelegt hat, dass am Beginn der Verhandlungen diese Zahl gestanden ist. (GR Walter Strobl: Aber wichtig ist ja, was sie daraus gemacht hat!)

Die Tatsache, dass Wien in einer seltenen Einigkeit aller am Schulgeschehen Beteiligten - nämlich Eltern, Lehrer und Schüler - diese Veränderung der Einstellung erreicht hat, ein Umdenken eingeleitet hat und das Ergebnis dieser Verhandlungen ein wesentlich besseres war, das schreibe ich jener Initiative zugute, die dafür gesorgt hat, dass Bildung ein Diskussionsthema war im vergangenen Jahr, und damit auch dafür gesorgt hat, dass dieses Thema dann letztendlich für Wien und für die Wiener Bildungslandschaft zwar noch immer nicht zufrieden stellend, aber zumindest nicht so dramatisch ausgegangen ist, wie das seinerzeit vorgesehen war. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wir bedanken uns dafür!)

Das zweite Beispiel, an dem ich vielleicht ein bisschen darstellen möchte, dass der Rechnungsabschluss, der ja in Wirklichkeit den Budgetvollzug des vergangenen Jahres darstellt, nicht so schlecht sein kann, ist die Tatsache, dass zirka 75 Prozent der Anträge an die Ausschüsse und an den Gemeinderat für die Vergabe der Gelder, die im Budget vorgesehen waren und die jetzt diesem Rechnungsabschluss zu Grunde liegen, mit Einstimmigkeit zur Kenntnis genommen wurden. So schlecht kann das Budget und der damit in Zusammenhang stehende Vollzug also nicht gewesen sein. Der Rest ist zu einem gut Teil mit größerer Mehrheit beschlossen worden und nur ein sehr geringer Prozentsatz, der sich alljährlich so zwischen 5 und 6 Prozent bewegt, ist mit der Mehrheit beschlossen worden, die wir in diesem Haus haben. 

Die Unterschiedlichkeiten, die sich ergeben, lassen sich immer auf denselben Nenner zusammenführen: Auf der einen Seite sind es ideologische Unterschiede, die zum Beispiel die Freiheitlichen nie zustimmen lassen, wenn es um bestimmte Jugendprojekte geht. Immer sind es Jugendprojekte, die sich intensiv mit Kindern von ZuwanderInnen beschäftigen. Das ist eine Einstellung, die wir kennen, die uns nicht weiter verwundert. Auf der anderen Seite gibt es unterschiedliche Meinungen in Situationen, in denen vor allem die GRÜNEN mehr vom Wiener Budget fordern, als es zu leisten imstande ist, indem sie fordern, dass Wien vor allem dort einspringen soll, wo auf der anderen Seite Löcher gerissen werden, nämlich konkret im Moment auf Bundesebene.

Frau Kollegin Jerusalem hat das heute erst wieder eingefordert. Und es stimmt ja nicht, dass sie nur den Bereich der Bildung und der Lehrer anspricht, sondern kurze Zeit später sind ja auch noch andere Beispiele gekommen, egal, ob das Ausfälle des Arbeitsmarktservices sind, Förderungen im Kulturbereich, Förderungen im Frauenbereich, überall dort, wo Einsparungen seitens des Bundes vorgenommen werden, ist es die grundsätzliche Budgetintention der GRÜNEN, dass das aus dem Wiener Budget ausgeglichen werden soll. 

Dass sich das irgendwann nicht ausgehen kann, ist vollkommen klar, und daher muss man, so bedauerlich das ist, auf die Unterschiedlichkeiten aufmerksam machen, um so auch der Bevölkerung dann im entscheidenden Moment das richtige Instrumentarium in die Hand zu geben, um sagen zu können: Ja, wir wollen eine Fortsetzung dieser Politik! oder: Nein, wir wollen sie nicht!, um auf diese Weise die Wahlbeteiligung zu heben und auch Entscheidungen herbeizuführen, die dann entsprechend sind, damit - und das hat Wien bewiesen - sichergestellt werden kann, dass kein Sozialabbau passiert, dass keine Rücknahme von Maßnahmen für Jugendliche erfolgen muss, dass es in kulturellen und anderen Bereichen keinen Rückschritt, sondern einen Fortschritt gibt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Auf zwei Punkte werde ich ersuchen, das Protokoll genau überprüfen zu lassen, weniger deshalb, weil ich meine, dass hier Äußerungen getätigt worden wären, die vielleicht den einen oder anderen Ordnungsruf nach sich ziehen müssen, das nicht, sehr wohl aber deshalb, weil es Äußerungen waren, die mir grundsätzlich politisch bemerkenswert erschienen und die man sich noch einmal genauer anschauen muss.

Zum einen war das - und das verwundert mich ein bisschen - deine Äußerung, wo du im Zusammenhang mit Public Netbase, wenn ich das richtig gehört habe, von "dubiosen Leistungen" gesprochen hast. Das ist ein Punkt, den ich noch einmal hinterfragt haben möchte, bevor ich dazu Stellung nehme. Ich hoffe, dass es ein Hörfehler meinerseits war.

Und das Zweite, worüber ich sehr froh bin, dass es hier abgehandelt wurde und was ich im Protokoll auch sehr genau nachlesen werde beziehungsweise prüfen lassen werde, ist die Abhandlung vom Herrn GR Römer zum Fahrtendienst, insbesondere zum Fahrtendienst der Firma Haas. Auch darüber haben wir schon öfter diskutiert, noch nie aber ist in einer so gerafften Zusammenfassung auf den Punkt gebracht worden, was hier tatsächlich die Vorstellung der Freiheitlichen ist. Auch das wird daher ein interessanter Aspekt im Protokoll dieser Rechnungsabschlussdebatte werden. 

Zusammenfassend möchte ich noch einmal darauf hinweisen und auch sagen, dass ich stolz darauf bin, dass es auch im Jahr 2001 unter wesentlich schwierigeren Bedingungen des Gesamtbudgets, nämlich angesichts der Tatsache, dass sich das Wiener Budget in einem verbundenen Gefäß mit dem Bundesbudget befindet und wir Rahmenbedingungen zu erfüllen hatten, damit der Bund seiner Definition von sinnvoller Budgetgestaltung nachkommen kann, und der Beitrag der Stadt Wien mit immerhin über 4,6 Milliarden S kein geringer war, trotzdem gelungen ist, jene Parameter in Wien beizubehalten, auf denen das soziale Wien beruht, auf denen ein Wien beruht, das mit seinen Kinderbetreuungseinrichtungen in hervorragender Quantität und Qualität dafür sorgt, das damit Vorsorge trifft, dass Frauen berufstätig sein können, und das auch dafür sorgt, dass es immer weniger SondernotstandshilfebezieherInnen gibt.

Das war für mich überhaupt das Beachtlichste, wie man sich hier herstellen kann und mit einer dermaßen großen Unkenntnis offensichtlich zwei Dinge vermengen kann, nämlich den Bezug der Sondernotstandshilfe und das, was Frau Abg Korosec hier gemeint hat sagen zu müssen. Hier wurde so offensichtlich nicht den Tatsachen entsprechend argumentiert, dass es den Rahmen meiner Schlussworte sprengen würde, das jetzt zu erklären. Ich bin aber gerne bereit, Ihnen, Frau Korosec, ein umfassendes Bild dessen zu vermitteln, was der Bezug von Sondernotstandshilfe ist, warum in Wien nicht nur seit vergangenem Jahr, sondern seit Jahren Gott sei Dank die Zahl der SondernotstandshilfebezieherInnen rückläufig ist und warum daher auch für die Zukunft, solange der hohe Standard bei den Kinderbetreuungseinrichtungen erhalten werden kann, die Anzahl derer, die Sondernotstandshilfe beziehen, immer geringer werden wird und sich, davon gehe ich einmal aus, der Null nähern wird. 

In diesem Sinne bedanke ich mich dafür, dass es möglich war, diese Parameter des sozialen Wien erfüllen zu können, vor allem beim Bürgermeister und bei meinen Stadtratskolleginnen und ‑kollegen, denn es ist durchaus auch in Zahlen gegossene Politik, dass in derart schwierigen Budgetzeiten gerade auf diese Bereiche nicht mit Kürzungen reagiert wird, sondern, ganz im Gegenteil, im Sinne einer gesamt volkswirtschaftlichen Sicht auch eines Budgets auf diese Dinge, die sich in Prophylaxe, aber vor allem auch in konkreter Hilfe bewegen, Rücksicht genommen wird und hier nicht am falschen Ort gespart wird. 

Ein Dankeschön in diesem Zusammenhang - das ist wohl schon gesagt worden, aber man kann es nicht oft genug tun - an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter meiner Geschäftsgruppe, die verantwortlich sind für diese Budgets, die aber vor allem im Vollzug dafür sorgen, dass mit sehr, sehr viel Sorgsamkeit, mit sehr viel Augenmaß, Genauigkeit und sozialem Bewusstsein die Gelder, die wir hier zu verantworten haben, auch eingesetzt werden. Ein herzliches Dankeschön ihnen allen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft, und als erster Rednerin zu dieser Geschäftsgruppe darf ich Frau GRin Ringler das Wort erteilen. - Bitte schön.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren. 

Der vorliegende Rechnungsabschluss der Kultur ist, wie wir meinen, einfach nicht besonders aufregend. Es ist festzuhalten, dass es gegenüber dem Rechnungsabschluss 2000 in der Gesamtsumme zu einem leichten Absinken gekommen ist, allerdings im Bereich der MA 7 zu einer leichten Steigerung. Was bedauerlich ist - das tut uns sehr weh und das tut uns sehr Leid -, ist, dass damit auch der Anteil der Kultur am Wiener Gesamtbudget gesunken ist, nämlich von 1,8 Prozent im Jahr 2000 auf 1,76 Prozent im Jahr 2001. Wir glauben, dass es eigentlich der Stadt sehr gut anstünde, wenn sie etwa das Ziel von 2 Prozent am Gesamtbudget erreichen würde, und wir werden uns auch unermüdlich dafür einsetzen, dass in Zeiten allseits sinkender Budgets es hier doch irgendwann einmal hoffentlich ganz im Sinne der Kulturschaffenden in dieser Stadt zu einem Ansteigen kommen wird. 

Was natürlich interessant ist an so einem Budget, ist vielmehr die Frage: Was hat denn der Stadtrat, was hat die Kulturverwaltung mit ihrem Spielraum getan? Wo wurde denn gestaltend eingegriffen? Wo wurden Visionen umgesetzt? Wo wurden Akzente gesetzt? Wo wurde eine Handschrift sichtbar? Und hier muss ich leider sagen, dass diese Handschrift aus meiner Perspektive eher zu vermissen ist. Das ist vielleicht durchaus auch damit erklärbar - das muss man schon dazusagen -, dass das Budget ja noch von dem Vorgänger verhandelt wurde. Aber, nichtsdestotrotz, es hat ja Umschichtungen vom Kulturschilling in die frei verfügbaren Budgets gegeben. Das heißt, da ist eine ganz schöne Summe abgezogen worden beim Altstadterhaltungsfonds, um damit zum Beispiel zeitgenössische Kunst fördern zu können. Ich denke, diesen Spielraum, der ja sehr legitim ist, den sollte man dann wohl nützen, damit meine ich, im Sinne der Stadt und der Kulturschaffenden. 

Bedauerlicherweise ist für mich aber keine klare Linie erkennbar. Das Einzige, was sehr auffällig ist, ist, dass die großen Parteifeste sehr viel mehr Geld bekommen haben unter dieser Alleinregierung, als es bis dato der Fall war. Das ist sehr bedauerlich, denn auch wenn das Donauinselfest auch dieses Jahr wieder ein großer Erfolg war und wenn man sicherlich sagen muss, dass es ein wichtiger Treffpunkt für viele Wienerinnen und Wiener geworden ist, so ist es immer noch nicht nachvollziehbar, wieso dies über einen SP-Verein laufen muss, wieso wir überall die schönen SP-Schildchen sehen müssen und wieso das aus Kulturgeldern gezahlt werden muss. Das ist mir nicht nachvollziehbar. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Das ist vor allem dann bedauerlich, wenn diese Millionen eben einen großen Teil jenes freiverfügbaren Budgets ausmachen, also jenes Budgets, das man für Spielraum hat, jenes Budgets, in dem man Ideen entwickeln kann, in dem man Handschrift zeigen kann. Daher ist, glaube ich, doch festzuhalten, dass eine eigenständige und klare Förderpolitik, die jenes oftmals angekündigte SPÖ-Gegenmodell zur blau-schwarzen Kulturpolitik darstellen könnte, nicht erfüllt worden ist. Das konnte einfach nicht eingelöst werden. 

Jetzt kann man sagen, okay, im ersten Jahr ist das nicht so einfach. Wir wissen ja, vieles war schwierig, und viele Fehler werden ja am Anfang von uns allen gemacht. Aber nichtsdestotrotz, ich vermisse hier ganz klare Linienvorgaben, Visionen. Und das ist sehr bedauerlich. 

Darüber hinaus ist festzuhalten, dass es so eine seltsame Loch-auf-Loch-zu-Politik in der Kulturverwaltung dieser Tage gibt und die wird dann in dem Kulturbericht als sanfte Erneuerung bezeichnet. Ich kann sie nicht anders als Geld-da-Gold-fort oder Loch-auf-Loch-zu bezeichnen, nämlich zum Beispiel im Bereich der Freien Gruppen. 

Wir alle wissen - wir haben ja auch schon oft darüber diskutiert -, dass hier eine Veränderung ansteht, dass es ein mutiges Konzept braucht, um im Bereich der Freien Gruppen, aber auch im Bereich der Mittelbühnen - und immer mitzudenken auch die Großbühnen - zu einer Veränderung zu kommen, denn die Strukturen, die wir jetzt haben, die sind zwar so schlecht nicht, aber sie sind durchaus überlegenswert, und es ist notwendig, hier auch klare Worte zu sprechen und klare Veränderungsschritte zu setzen. 

In diesem Zusammenhang lassen Sie mich nur sagen, dass wir dem Antrag der ÖVP, was das Theater Auersperg betrifft, leider nicht zustimmen werden können, weil wir glauben, dass es genau in so einer Erneuerungsdebatte zwar legitim ist, zu sagen: Bitte rettet diesen Mann, der jetzt vor dem Privatkonkurs steht!, aber die Garantie für den Erhalt eines Theaterraums scheint uns in einer Zeit, in der wir darüber nachdenken, wo wir den letzten Groschen für eine freie Produktion finden, leider problematisch. Daher werden wir dem nicht zustimmen können. 

Ein Punkt, der mich sehr bedauert, ist das Thema Film und neue Medien in der Stadt. Ich erinnere Sie an vollmundige Ankündigungen in der Szene und auch an die Bitte an uns Grüne, wir sollten doch jetzt nichts tun, denn jetzt würde der große Wurf kommen. Na, wir freuen uns schon sehr lange auf diesen großen Wurf, fast ein Jahr, aber nichts davon ist zu sehen. Im Ausschuss haben wir gehört, es gibt keinen Termin mit dem Herrn Morak, aber das kann kein Grund sein, dass man nicht eine Skizze dessen, was man vorhat, darlegt, dass man nicht sehr offen mit den Filmschaffenden in dieser Stadt darüber diskutiert. 

Ein kleiner Sidestep: Am 3. Juli wird im Parlament eine Filmenquete der vier Parteien stattfinden. Zu dieser Filmenquete, die nicht öffentlich ist, darf nur ein Mitglied des Wiener Landtags hingehen, das ist die Frau Vitouch. Ich hätte es schön gefunden, wenn man uns darüber informiert hätte, dass Frau Vitouch dafür ausgewählt wurde, und wenn man uns damit die Möglichkeit gegeben hätte, uns, wenn wir gerne etwas wissen wollen, weil uns das auch interessiert, was dort passiert, an die Frau Vitouch wenden zu können, die es uns nachher erzählen wird. Ich hätte das sehr nett und höflich gefunden, denn absurderweise habe ich trotz meines Status ... (GRin Elisabeth Vitouch: Ich stehe gerne zur Verfügung!) Ich bin überzeugt davon. Ich wollte auch Sie nicht angreifen, Frau Vitouch, sondern eher ganz grundsätzlich festhalten, dass das eine etwas komische Vorgangsweise ist bei einem Thema, das doch vielen Parteien und vielen Fraktionen der Stadt wichtig ist. Wenn man weiß, dass diese keinen Zutritt haben, was ja an sich schon ein bisschen seltsam ist, dann kann man das doch anbieten. 

In diesem Sinne würde ich mir wünschen, dass wir in Kenntnis gesetzt werden über derartige Delegationen und damit auch die Möglichkeit haben, entsprechend informiert zu werden. Das ist, glaube ich, nicht zu viel verlangt, und ich bin sicher, Frau Vitouch wird mir zu Gesprächen zur Verfügung stehen, aber der offizielle Weg wäre ja auch nicht so schlecht. (Beifall zunächst nur bei der ÖVP und erst dann auch bei den GRÜNEN.) Sie merken, ich bin jetzt völlig verwirrt. (Heiterkeit bei der ÖVP. - GR Dr Matthias Tschirf: Wir müssen die GRÜNEN erst aufwecken! - GR Mag Christoph Chorherr - in Richtung ÖVP -: Wir wollten Ihnen eine Chance geben! - GR Godwin Schuster: Die GRÜNEN haben plötzlich keine Bewegungslust merkwürdigerweise!) 

Es gibt aber noch ein paar Punkte, auf die ich eingehen will, die im letzten Jahr vielleicht nicht so gut funktioniert haben, die aber umso bedauerlicher sind. Einer davon ist der kosmos.frauenraum. Darüber werden wir morgen, denke ich, noch ausführlicher reden und reden müssen, denn was da passiert ist, ist, glaube ich, sehr problematisch. Es freut mich aber sehr, dass die SPÖ ihren Fehler erkannt hat und bereit ist, hier auch eine entsprechende Anpassung vorzunehmen. 

Nichtsdestotrotz glaube ich, dass das durchaus eher in einem Zusammenhang zu sehen ist, den wir auch bei der Vergabe von Geldern an parteinahe Vereine immer wieder feststellen müssen, nämlich so eine Mir-san-mir-Mentalität, das ist unser Geld, und wir sagen, was damit passiert in dieser Stadt. Ich denke, das ist einer sozialdemokratischen Kulturpolitik aber nun wirklich nicht angemessen, denn das ist doch das, was wir immer auch gemeinsam an Blau-Schwarz kritisieren. Insofern bin ich höchst verwundert und verstehe überhaupt nicht, wie das passieren konnte. 

Das liegt aber auf einer Linie mit der Besetzung des Rabenhofs, über den wir ja auch ausführlichst diskutiert haben und über den ich mich jetzt hier gar nicht länger verbreitern will. 

Wir hoffen, dass die Fehler, die auch bei der Ausschreibung der Josefstadt passiert sind, sich nicht zum Beispiel im Rahmen des Historischen Museums noch einmal zeigen werden. 

Ein Bereich, der mir, wie Sie wissen, sehr wichtig ist, ist der Bereich der Restitution. Hier ist zunächst einmal festzuhalten, dass es gut ist, dass wir den Restitutionsbericht jetzt auch in gedruckter und damit auch in öffentlicher Form zur Verfügung haben. Ich würde mir sehr wünschen - Sie wissen, wir haben im Zuge dieser Debatten an die 100 Fragen eingebracht, die noch ein bisschen präziser auf die Arbeit hier eingehen -, dass es vielleicht im nächsten Jahr, sprich im Bericht für dieses Jahr, möglich sein wird, auch die Materialien, die im Zuge dieser Anfragen entstanden sind, in diesen Restitutionsbericht einzuarbeiten, denn dann gäbe es einen Bericht, den man tatsächlich als solchen bezeichnen kann, der informativ ist, der wirklich in die Tiefe gehend zeigt, was in dieser Stadt passiert. 

Trotzdem zwei Punkte, von denen ich glaube, dass es sehr wichtig wäre, dass man sie bei dieser Arbeit bedenkt und beachtet. Wenn Sie den Restitutionsbericht lesen, dann wird Ihnen auffallen, dass die Restitutionskommission eher selten tagt. Da dies aber nun einmal das Gremium ist, das darüber entscheidet, in welchen Fällen rückgestellt wird oder Erben gesucht werden et cetera, würde ich es für sehr gut und lobenswert halten, wenn diese Restitutionskommission etwas öfter tagte. Sie wissen alle, die Erben und Erbinnen beziehungsweise die EigentümerInnen sind in vielen Fällen in einem hohen Alter, und es sind oft Wochen und Monate, die darüber entscheiden, ob diese Menschen die ihnen gehörenden Gegenstände noch zu Lebzeiten zurückbekommen können oder nicht. 

In diesem Sinne die Bitte, diese Restitutionskommission öfter einzuberufen und hier auch eines zu tun, was meines Erachtens nach zu wenig geschieht, nämlich den wirklich sehr, sehr bemühten, hoch qualifizierten und hoch kompetenten MitarbeiterInnen doch noch mehr Unterstützung zukommen zu lassen. Dies gilt zum Beispiel für den juristischen Bereich, wo es offenbar - so entnehme ich den diversen Anfragebeantwortungen - ein Problem darstellt, dass schlicht und ergreifend manchmal sehr, sehr schwierig festzustellen ist, in welchem Fall welche Personen anspruchsberechtigt sind. Hier dafür zu sorgen, dass die Abwicklung noch besser und noch reibungsloser funktionieren kann, fände ich sehr, sehr gut.

Was ich in diesem Bereich doch anmerken möchte und nicht einfach im Raume stehen lassen will, ist Folgendes: Es wird immer gesagt, alle Neuerwerbungen beziehungsweise Erwerbungen ab 1945 durchzuchecken auf ihren Ursprung, das können wir uns einfach nicht leisten. Sie alle wissen, dass es besonders im Historischen Museum eine Unzahl von Objekten gibt. Herr Düriegl spricht immer von 1,7 Millionen. Das ist eine ganz ordentliche Zahl und natürlich ist es viel Arbeit. Aber wir bringen heute auch einen Antrag an, der darum bittet, dass doch das, was im Gesetz steht, auch tatsächlich geschieht, nämlich dass ein vollständiges Inventar des Historischen Museums erstellt wird. Wenn man ein vollständiges Inventar des Historischen Museums macht - das sind ja öffentliche Güter, das ist ja öffentliches Eigentum -, dann ist es nur noch ein kleiner Schritt, auch festzustellen, woher denn diese Dinge kommen, in wessen Eigentum sie waren oder sind. 

Insofern bitte ich also darum - wir werden da sicher nicht lockerlassen -, Neuerwerbungen beziehungsweise Erwerbungen ab 1945 auch weiterhin hinsichtlich ihrer Eigentümerstrukturen beziehungsweise hinsichtlich des Weges, den sie in das Historische Museum oder auch in die Bibliothek genommen haben, zu überprüfen. Das muss uns dieser Bereich wert sein, dass wir dafür sorgen, dass die Menschen, denen diese Objekte gehören, diese auch zurückbekommen. 

Dann noch drei Bereiche, in denen beklagenswerterweise nicht allzu viel passiert ist, und das finde ich sehr bedauerlich. StR Mailath-Pokorny hat zu Beginn so schöne Worte in den Mund genommen wie, wir müssen den öffentlichen Diskurs, wir müssen die Öffentlichkeit, besonders die kritische Öffentlichkeit mehr unterstützen. Es ist tatsächlich ein bisschen etwas passiert - das will ich schon anerkennen -, aber bei weitem nicht so viel, wie wir uns wünschen würden. 

Wenn ich daran denke, dass es zum Beispiel in dieser Stadt freie Medien wie etwa Radio Orange gibt, die durchaus mit Problemen zu kämpfen haben und auch einiges im kulturellen Sektor tun, wenn ich daran denke, dass es viele alternative Zeitungen und Zeitschriften gibt, die durchaus Unterstützung von einer Kulturabteilung bekommen sollten, dann finde ich es sehr bedauerlich, dass hier nicht noch mehr geschieht, um genau diese kritische Öffentlichkeit zu stärken, um die es dem Herrn Stadtrat zumindest zu Beginn seiner Amtszeit so sehr gegangen ist.

Ein Bereich, in dem auch nichts weitergegangen ist, ist der Bereich Kunst im öffentlichen Raum. Wir haben als Grüne vor einigen Monaten eine Diskussionsveranstaltung angesetzt und haben unsere Vorstellung präsentiert. Wir hätten gerne einen Topf, aus dem heraus dieser Bereich finanziert werden kann. Da wurde uns zugesichert, dass da schon etwas passiert. Ich kann mich erinnern, dass auch die ÖVP immer Anträge dazu eingebracht hat. Faktum ist: Ich sehe nirgendwo eine Lösung am Horizont. Das ist eigentlich sehr, sehr traurig, denn schlussendlich ist Kunst im öffentlichen Raum nunmehr seit vielen, vielen Jahrzehnten ein Thema auf der ganzen Welt, und in Wien passiert dazu gar nichts.

Alles in allem, wenn ich so ein kurzes Resümee ziehen darf, heißt das nichts anderes als, das Gegenmodell der SPÖ zur blau-schwarzen Kulturpolitik ist abgesagt.

Lassen Sie mich noch ein paar Worte zum Historischen Museum einflechten. Wir werden morgen auch in der Aktuellen Stunde Zeit haben, ausführlich darüber zu diskutieren. Sie alle wissen, dass das Historische Museum und die Museen der Stadt Wien den GRÜNEN seit vielen Jahren ein besonderes Anliegen sind und dass wir in diesem Zusammenhang unter anderem auch den Antrag eingebracht haben, der zur Abhaltung der Gemeinderätlichen Enquete vor ein paar Monaten geführt hat. Es freut uns auch sehr, dass es hier offensichtlichen Bemühungen von Seiten des Stadtrats gibt, die eine oder andere inhaltliche und sonstige Korrektur an diesem Museum vorzunehmen.

Tatsache ist aber, dass wir glauben, dass hier noch sehr, sehr viel mehr passieren muss. Wir bezeichnen das Museum immer so ein bisschen als das Dornröschen, das einen schönen Schlaf schläft, glauben aber, dass es ganz notwendig ist, dass wir wegkommen müssen von dem Gemischtwarenladen, in dem einmal eine zeitgenössische Ausstellung stattfindet und dann wieder eine kulturhistorische, wo der Besucher, die Besucherin hin und wieder vielleicht in die ständige Sammlung hineinfindet, aber viel zu oft nicht, wo so Kleinode wie das Uhrenmuseum sehr, sehr gute Besucherzahlen haben, andere Orte des Museums aber nicht. 

Also wir glauben, es ist ganz notwendig, am Profil des Museums zu arbeiten, nämlich in der Richtung, dass es eine Auseinandersetzung mit der Stadt und ihren BewohnerInnen in Angriff nimmt, dass die ständige Schausammlung tatsächlich ein Ort wird, wo man hingehen kann, um sich über die Geschichte der Stadt zu informieren und das auch entsprechend didaktisch aufbereitet passiert. Wir wünschen uns, dass das Historische Museum ganz viele neue Andockstellen für neue BesucherInnengruppen bekommt, dass neue Zielgruppen einbezogen werden in die Vermittlungsarbeit und dass damit das Museum ein Ort der Auseinandersetzung werden kann oder dass das Museum, wie Prof Korff aus Tübingen, den wir vor einigen Wochen eingeladen hatten, es bezeichnet hat, zum Resonanzraum der Stadt werden kann, zu einem Ort, an dem Selbstreflexion über die Herausforderung einer Großstadt passieren kann, einem Ort, an dem auch die Auseinandersetzung im öffentlichen Raum und die Vermittlung einen Stellenwert bekommen. (Zwei Kameraleute filmen die leeren ersten Bankreihen bei SPÖ und FPÖ im Sitzungssaal und sodann die besetzte erste Reihe bei den GRÜNEN. - Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Kameraleute sollen bitte um 21 Uhr kommen, denn dann sind die GRÜNEN nicht mehr da! - Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren! Die Disziplin meiner Fraktion ist vorbildlich und sollte allen Wienerinnen und Wienern zur Kenntnis gebracht werden. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Franz Ekkamp: Wir haben nur einen 8‑Stunden-Tag! - GR Harry Kopietz - auf die fix montierte Kamera zeigend -: Wir werden dafür sorgen, dass die Kamera da oben genau auf die GRÜNEN gerichtet wird!) 
Was wir sehr begrüßen, im Zuge der Auseinandersetzung um das Historische Museum, ist ... (Die Unruhe im Saal wegen der Filmaktion hat sich noch nicht gelegt.) Darf ich um ein Klingeln bitten? Meine Damen und Herren! Ich würde Sie jetzt doch bitten, sich wieder auf das eigentliche Thema, das Historische Museum, zu konzentrieren und nicht auf die Frage, wie viele Plätze frei sind, zum Beispiel bei der FPÖ. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass wir eines sehr begrüßen, was in dieser Diskussion stattgefunden hat: Der Herr Stadtrat hat nämlich eine Leitbildentwicklung in Auftrag gegeben, eine Vorstudie zum Status quo des Museums und zu möglichen weiteren Ausrichtungen. Wir halten das für eine sehr gute Idee. Das ist auch eine gute und sehr interessante Studie - wir werden sie morgen möglicherweise noch etwas diskutieren -, wir glauben aber, dass sich eben aus dieser Studie einige sehr, sehr relevante Punkte ablesen lassen, Punkte, die durchaus Problematisches aufzeigen bezüglich des Museums. Deshalb würden wir uns sehr wünschen, dass der Stadtrat den Mut hat, diese anzugehen und die Studie in ihrer Kritik dort, wo sie berichtigt ist, auch ernst nimmt und die entsprechenden Veränderungen vornimmt.

Wir haben daher ein Paket vorbereitet, das eben jene wichtigsten Punkte aufgreifen soll, und ich meine, dass eine Zustimmung der SPÖ zu diesen Anträgen das einzig wirklich ernst zu nehmende Zeichen von Reforminteresse darstellen kann. Denn wozu lässt man eine Studie schreiben, wenn man dann nicht bereit ist, die entsprechenden Punkte auch tatsächlich umzusetzen?

In diesem Sinne bringen wir als Oppositionspartei, die auch immer meint, dass die Kontrollfunktion einer Oppositionspartei eine wichtige Funktion darstellt, noch dazu bei einer absoluten Mehrheit, einen Antrag ein, der sicherstellen soll, dass im Zuge der Ausschreibung ein Höchstmaß an Transparenz gewährleistet ist, indem nämlich die bestgereihten KandidatInnen für die neue Direktion, für die neue wissenschaftliche und künstlerische Leitung des Museums, ihrer Informationspflicht gegenüber dem GRA für Kultur und Wissenschaft in einem Hearing schon vor der Beschlussfassung nachkommen und den Mitgliedern des Ausschusses auch Rede und Antwort stehen darüber, welche Ideen sie haben, was sie sich vorstellen, in welche Richtung sie gehen wollen. Das kann natürlich nur der Information dienen, denn der Gemeinderatsausschuss hat hier formal keine Beschlusskompetenzen, aber wir glauben, dass es der Transparenz sehr dienlich ist.

In diesem Sinne bringen wir folgenden Antrag ein: 

"Der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird ersucht, dafür Sorge zu tragen, dass die in die Letztauswahl gelangten Personen für die Position der DirektorIn der Museen der Stadt Wien vor der Beschlussfassung durch das zuständige Organ einem Hearing durch den GRA für Kultur und Wissenschaft unterzogen werden."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt.

Ein zweiter Punkt, den wir für ganz zentral halten, wirklich für ganz zentral, ist, dass im Zuge dieser Ausgliederung eines entweder wissentlich oder unwissentlich übersehen wurde, nämlich dass das Personal dieser wissenschaftlichen Anstalt öffentlichen Rechts weiterhin zu einem großen Teil Beamtinnen und Beamte der Stadt Wien sein werden, die formal der MA 10 unterstellt sind. 

Dieses ganz harmlos klingende Faktum kann natürlich zu größten Problemen führen. Denn stellen Sie sich einmal vor, Sie haben einen Direktor, eine neue Direktorin, und dieser oder diese hat formal nur beschränkte Kompetenzen über das Personal. Wir halten das für ungefähr so, wie wenn man jemandem Betonpatscherln umhängt und dann hofft, dass er oder sie in der Donau auch noch schwimmt. Man kann doch nicht ernsthaft glauben, dass ein neuer Direktor, eine neue Direktorin irgendetwas an diesem Museum wird ändern können, wenn diese Person nicht die volle Hoheit und das Weisungsrecht über das Personal hat. 

Ich muss ehrlich sagen, mich haben meine Gespräche mit dem Kulturamt etwas zum Nachdenken gebracht, denn ich habe das Gefühl, das wird einfach irgendwie beiseite geschoben, das will man nicht sehen, das ist irgendwie unangenehm. Der Herr Düriegl, der verdient auch weiterhin in diesem Job ist, der wird da schon etwas tun, und das wird schon gut gehen. Dann haben wir halt den Direktor dort und den Herrn Düriegl da. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das kann nicht funktionieren! Und das wissen Sie alle sehr genau. Umso mehr bin ich im höchsten Maße besorgt, dass es hier offensichtlich kaum Anstrengungen gibt, dieses formale Problem entsprechend zu lösen. 

In diesem Sinne stellen wir einen Antrag, der folgendermaßen lautet: 

"Der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird ersucht, die in der Vorstudie zu einem Leitbild für ein Wiener Stadtmuseum monierte Rechtsproblematik, die sich aus der parallelen Weiterführung eines Leiterposten der MA 10 zur Position des Direktors nach dem Wiener Museumsgesetz ergibt, auf ihre personalpolitischen Implikationen hin zu überprüfen und eine Lösung zu finden, um eine klare und eindeutige Verantwortlichkeit des Geschäftsführers und wissenschaftlichen Leiters zu erzielen. Diese Lösung möge dem GRA für Kultur und Wissenschaft vorgelegt werden." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt.

Ein weiterer Punkt, das Historische Museum betreffend, ist die Frage des Inventars. Sie können sich alle erinnern, im Zuge der Ausgliederung wurde festgehalten, dass das gesamte Inventar, alle 1,7 Millionen Objekte des Museums, im Eigentum der Stadt Wien und damit im öffentlichen Eigentum verbleiben und von der Wissenschaftlichen Anstalt nur verwaltet werden. Das ist so weit, so sinnvoll, aber die Vorstudie kommt zu dem Schluss, dass es kein einheitliches und vollständiges Inventar gibt. Das heißt, es gibt Objekte, die sind zwar im öffentlichen Eigentum, aber wir wissen weder wo sie sind, noch wissen wir, ob sie überhaupt existieren, noch wissen wir, wo sie sich befinden. Und das ist ein Problem, meine Damen und Herren. 

Ich erinnere Sie nur daran, dass im Zuge der Strauß-Nachlassverhandlungen festgestellt werden musste, dass eine kostbare Amati-Geige einfach verschwunden ist. Ja, wie kann denn so etwas passieren? Sie wissen alle, wie viel so eine Geige wert ist, und sie ist einfach verschwunden. Na ja, kann halt passieren. - Nein, das darf nicht passieren! 

Und weil das nicht passieren darf und weil eigentlich im Gesetz vorgesehen ist, dass es ein vollständiges Inventar geben muss, bringen wir zur Sicherheit noch einmal einen Antrag ein, der festhält, dass ganz sicher das passiert, was eigentlich im Gesetzt drinnen steht, und das in ausdrücklicherer Form: 

"Der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert, im Übereinkommen gemäß § 9 Abs. 3 des Wiener Museumsgesetzes festzuhalten, dass die Direktion der Museen der Stadt Wien in Entsprechung der Bestimmungen des Wiener Museumsgesetzes der Stadt Wien als Eigentümerin der Sammlungen der Museen ein vollständiges, einheitliches und transparentes Inventar der Sammlungsbestände zu übergeben hat. 

Sollte das Übereinkommen bereits ohne entsprechenden Passus geschlossen worden sein, soll das Übereinkommen ehestmöglich um eine Bestimmung dieses Inhalts ergänzt werden." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. 

Ich glaube, das ist die einzige Möglichkeit, sicherzustellen, dass öffentliches Eigentum nicht verloren geht. Ich will hier überhaupt niemandem irgendetwas Böses unterstellen, aber man kann doch nicht einfach nicht wissen, wo Dinge sind und in welchem Zustand sie sich befinden, und nicht entsprechend Sorge dafür tragen, dass diese nicht verloren gehen. 

Ein weiterer Antrag, der uns sehr wichtig ist, betrifft die wissenschaftliche Produktion. Die hoch kompetenten und hoch qualifizierten MitarbeiterInnen des Museums sind in vielerlei Hinsicht auch einfach zeitlich überfordert, das zu tun, wofür ein Museum eigentlich auch zuständig ist, nämlich wissenschaftliche Arbeiten zu schreiben. Damit meinen wir nicht nur Katalogtexte, damit meinen wir nicht nur Eigenpublikationen, sondern damit meinen wir wissenschaftliche Arbeit, wie Sie sie alle aus dem wissenschaftlichen Kontext der Universitäten auch kennen. Das passiert unseres Erachtens nach in viel zu geringem Ausmaß und dementsprechend glauben wir, dass es Aufgabe des Kulturamts ist, wenn es die politische Verantwortung, die der Herr Stadtrat immer betont, ernst nimmt, dafür zu sorgen, dass dies möglich wird. 

Das kann möglich werden durch Fortbildung, das kann da und dort auch bedeuten, dass man zusätzliches Personal an gewissen Dienststellen zur Verfügung stellt, aber es bedeutet vor allem, sich wirklich ernsthaft um dieses Museum zu bemühen. Und in diesem Sinne beantragen wir Folgendes: 

"Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge die Direktion der Museen der Stadt Wien auffordern, neben dem mittelfristigen Programm für die Wechselausstellungen auch ein mittelfristiges Programm zur wissenschaftlichen Profilierung des Hauses (Tagungen, eigenständige Publikationen, Fortbildungsprogramme et cetera) vorzulegen, und möge über dieses dann umgehend dem GRA für Kultur und Wissenschaft berichten." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt. 

Einen weiteren Punkt, den man nicht übersehen darf und der sehr viel mit dieser Ermöglichung wissenschaftlicher Produktion im Haus zu tun hat, ist die Organisationsentwicklung. Sie können sich alle vorstellen, dass es die vielen, vielen MitarbeiterInnen im Haus derzeit nicht gerade leicht haben. Zuerst sind sie ausgegliedert worden, jetzt wissen sie nicht, wer neuer Direktor oder neue Direktorin wird. Es herrscht Unklarheit über die Personalhoheit. Vieles ist im Fluss. Umso wichtiger erscheint uns, dass ein neuer Direktor oder eine neue Direktorin einen Organisationsentwicklungsprozess mit den MitarbeiterInnen gemeinsam startet, der sicherstellt, dass Strukturen, die man verändern muss, verändert werden können, dass MitarbeiterInnen auch in ihrer Arbeit aufgewertet werden. Ich denke da nur an die RestauratorInnen im Museum, die eine sehr, sehr wichtige Arbeit leisten und trotzdem vielleicht nicht ganz die Beachtung finden, die sie verdient haben. 

In diesem Sinne halten wir fest und beantragen Folgendes: 

"Im Lichte der in der Vorstudie angeführten Argumente zu einer Neukonzeption der Unternehmensstruktur der Museen der Stadt Wien wird der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft ersucht, 

1. die mit 31. März 2003 neu zu besetzende Leitung der Museen der Stadt Wien mit einer Überarbeitung der derzeitigen Organisationsstruktur im Sinne der neuen Aufgaben und im Einvernehmen mit den MitarbeiterInnen zu beauftragen, und

2. dieses überarbeite Organisationsstrukturkonzept dem GRA für Kultur und Wissenschaft vorzulegen." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt. 

Damit komme ich noch zu einem letzten Punkt. Jene von Ihnen, die die Vorstudie gelesen haben, wissen, dass es auch das eine oder andere strukturelle Problem in dem Haus gibt, was das Klima betrifft. Ganz konkret geht es darum, dass es mit dem Verschließen der Fenster des Haertl-Baus zu Klimaproblemen in der Schausammlung gekommen ist, und wir gehen davon aus, dass es ja gar kein Problem sein kann, dieses zu beheben und beantragen daher: 

"Der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird ersucht, die Direktion der Museen der Stadt Wien aufzufordern, den Mitgliedern des Kulturausschusses eine klare Sachverhaltdarstellung über die in der Vorstudie angeführten Klimaprobleme der Schausammlung zu geben und Vorschläge zur dauerhaften Sanierung bis spätestens Ende 2002 vorzulegen." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt. 

Sie sehen also, meine Damen und Herren, wir nehmen das Historische Museum und seine Ausgliederung sehr, sehr ernst, und wir tun alles, was wir tun können und wovon wir meinen, dass es in unserer Verantwortung liegt, damit dieses Haus die bestmöglichen Vorraussetzungen hat, um in den nächsten Jahren tatsächlich zu einer Neupositionierung zu kommen, damit das Museum im Herzen der Stadt auch tatsächlich zum Herz der Wienerinnen und Wiener wird, damit es mehr Sichtbarkeit bekommt, ein klares Profil und damit es nicht weiterhin seinen Dornröschenschlaf schlafen muss. 

Ich würde mir sehr wünschen, dass die SPÖ diese Vorschläge von uns aufgreift und auch in diesem Sinne agiert, denn alles andere, meine ich, ist doch wohl fast schon fahrlässig und bedeutet, seine politische Verantwortung nicht wahrzunehmen. 

Ich diesem Sinne freue ich mich auf die nächsten Kulturdebatten. Morgen wird sicher ein spannender Tag. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Dr Marboe. Ich erteile es ihm.

StR Dr Peter Marboe: Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

An vieles kann man jetzt lückenlos anschließen und vieles kann man sich dann erfreulicherweise auch ersparen, wir wollen es ja auch nicht zu lange machen, umso mehr, als, wie schon erwähnt, einiges von den Kritikpunkten morgen sehr ausführlich zur Sprache kommen wird. 

Ich möchte nur vorausschicken, dass ich es von der Präsidiale für sehr überlegt empfunden habe, sozusagen die Kultur als Alternativprogramm für die Fußballweltmeisterschaft heute auf die Tagesordnung zu setzen, weil wir, glaube ich, die Einzigen sind, die tatsächlich hier eine Konkurrenz bilden können, denn die Kultur ist immer spannend. Ich glaube, Sie alle wissen, dass es kaum in einem anderen Bereich so viele spannende Diskussionen gibt wie in der Kultur. 

Ich habe auch schon überlegt, ob ich die Fußballfans, die im Grunde jetzt schweren Herzens hier sitzen, mit einer Art Fußballsprache anreden soll. (GR Mag Christoph Chorherr: Ja, bitte!) Also ich könnte mir vorstellen, dass die Frau Kollegin Ringler eine sehr mutige Neumeisterin des Trippelns und des Übertrippelns geworden ist. Ich könnte mir vorstellen, dass man den Woller als Spezialist des Abblockens empfindet in einem Fußballteam. Ein Experte für Kopfballtore bietet sich natürlich auch an in einem solchen Kulturteam. Auch die Frau Unterreiner, die meistens im Abseits steht, wäre geeignet für eine solche Rolle. (Heiterkeit bei den Grünen.) Also wir könnten das jetzt ausdehnen, ich würde aber meinen, dass wir versuchen sollten ... (GRin Renate Winklbauer: Und die eigene Rolle? Wie würden Sie die definieren?) Nach Ihrer Definition der Schiedsrichter. (GR Jürgen Wutzlhofer: Ein richtiger WM-Spezialist!) 

Leider ist es nicht ganz so lustig, wie es schon zuerst angelassen hat und jetzt noch einmal anlässt, meine Damen und Herren, denn immerhin geht es ja um die Möglichkeit, sozusagen in einer ganz groß angelegten Debatte auch Kulturpolitik in dieser Stadt zu erörtern. Natürlich - das wurde auch schon angedeutet - überlegt man sich, ob man nicht doch zustimmen sollte, denn immerhin wurde die Budgeterstellung ja noch in einer anderen Regierungszeit gemacht, aber - und es wird sehr viele Aber geben - der Vollzug ist halt dann doch größtenteils anders gemacht worden, und das verwehrt es uns auch, diesem Rechnungsabschluss die Zustimmung zu geben. 

Ich bitte wirklich die anwesenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Referentinnen und Referenten ganz sicher zu sein, dass das keine Kritik an ihrer Arbeit ist. Im Gegenteil! Ich glaube, dass durch die Arbeit, die wirklich kompetente Arbeit der Beamten und der Beamtinnen, noch sehr viel Ärgeres verhindert wurde, worauf ich jetzt versuchen werde, ein bisschen einzugehen, und ich möchte Ihnen dafür auch sehr herzlich danken, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP sowie der GRin Marie Ringler.) 
Ich habe schon gesagt, es soll nicht der Eindruck entstehen - das tut es natürlich notgedrungenerweise wegen der Beschränkung der Redezeit -, dass alles nur schlecht war und alles nur mies war. Davon kann ja nicht die Rede sein. Es war vieles dabei, was wir durchaus begrüßt haben. Das kommt bei so einer Bilanz dann leider meistens kurz und ich würde bitten, dass man das dann doch richtig einordnet. 

Ich glaube zum Beispiel, dass zu den positiven Dingen das uneingeschränkte Bekenntnis zum Tanz, die Kinoförderung, die Weiterführung der Restitution gehört, ebenso die Wortmeldung des Herrn Stadtrats zur Wehrmachtsaustellung und überhaupt das ganze Projekt. Ich glaube, jeder, der gestern spätabends noch den Kollegen Blind gehört hat, der weiß, wenn es eines solchen Nachweises noch bedurft hätte, spätestens seit gestern Abend, für wie notwendig gerade eine solche Ausstellung und Aktionen dieser Art in Wien und für die Wiener empfunden werden müssen. (Beifall bei den GRÜNEN sowie des GR DDr Bernhard Görg. - GR Mag Christoph Chorherr: Der einzige Görg in der letzten Reihe applaudiert!) 

Jetzt kommen aber doch die Abers, Herr Stadtrat, und ich bitte, sie wirklich ernst zu nehmen. Denn auf der einen Seite ist es natürlich gut, gut für die Stadt, dass wir den Strauß-Nachlass angekauft haben - aber 20 Millionen ungefähr sind noch offen. Und woher werden die kommen? - Wie es jetzt ausschaut, werden die wieder aus dem Kulturbudget kommen, und das wird wieder - das kann man drehen und wenden wie man will - auf Kosten anderer Initiativen erfolgen. 

Die Unterstützung der Albertina, die ist gut. Wir haben in Wien immer wieder große Bauprojekte auch des Bundes oder privater Vereine unterstützt. Aber, großes Aber, warum 32 Millionen aus dem Kulturbudget? Das kann man drehen und wenden wie man will, diese 32 Millionen gehen auf Kosten anderer Projekte und Initiativen. 

Kindertheater. Es ist gut, dass das beschlossen wurde, aber bitte warum mit einem Jahr Verzögerung? Was hat man denn ein ganzes Jahr lang gemacht, wenn man jetzt im Kulturausschuss genau dieselben Strukturen, genau dieselben Budgets, genau dieselben Außerstreitstellungen beschlossen hat, wie sie schon vor eineinhalb Jahren fertig waren? Es kann einfach nicht eineinhalb Jahre oder ein Jahr dauern, bis man mit der Finanz die Finanzierung ausverhandelt. Also ein ganzes Jahr ist trotz der grundsätzlichen Bejahung, die es selbstverständlich für dieses Projekt gibt, verloren gegangen. 

Das führt dazu, meine Damen und Herren, dass im angeblich höchsten Kulturbudget der Geschichte Wiens schon im Februar den Leuten, die um etwas angesucht haben, gesagt werden musste, für den Rest des Jahres ist kein Geld da. Ich habe x‑Beispiele – wenn man mir das nicht glaubt –, schriftlich und mündlich, denen das passiert ist, denen man schon im Februar oder März von den Referenten her sagen musste: Tut mir Leid, es ist kein Geld da! Ob das jetzt Point of Music war, ob das das Kinderfilmfestival ist oder was immer. Die Liste ist sehr, sehr lang. 

Da stimmt doch etwas nicht! Und deshalb glaube ich auch, dass man diesen Budgetvollzug natürlich sehr genau hinterfragen muss. 

Oder der Wiener Frauenkunstbericht. Ich finde das sehr gut, ich bin auch sehr beeindruckt und freue mich, dass es einen solchen jetzt einmal gibt. Aber was will man denn damit, wenn man nicht gleichzeitig die Wahrheit sagt? Wer heute den "Standard" gelesen hat, weiß, dass die Journalisten das natürlich durchschauen und daher auch kritisieren, wenn bis zum heutigen Tag keine einzige künstlerische Leitung mit einer Frau besetzt wurde, das aber ein erklärtes Ziel des Frauenberichts ist. 

Frau Brauner war da sehr ehrlich. Sie hat in einer Presseaussendung genau das in einem vergleichbaren Kontext formuliert und hat gesagt, dies zeige - im Zusammenhang mit dem prozentuellen Frauenanteil bei Regisseuren bei den Festwochen -, dass es offensichtlich auch im Kunst- und Kulturbereich typische weibliche Tätigkeiten gebe. Diese sind dann im Frauenkunstbericht mit, glaube ich, 70 Prozent oder so beziffert worden. 

Warum geschah das nicht, obwohl die Gelegenheit da war, etwa beim Theater der Jugend? - Da waren Gleichgereihte. Also das heißt, dieser ... (GRin Renate Winklbauer: Wie haben Sie besetzt in Ihrer Zeit? Lauter Männer haben Sie genommen!) Wir haben zum Beispiel mit der größten Selbstverständlich die Frau Gareis zur Direktorin des Tanzhauses gemacht, ohne so viel zu reden, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir haben künstlerische Leitungen an Frauen übergeben, ohne es zu behaupten und dann nicht zu tun. Es gibt nichts Gutes außer man tut es. Das gilt auch in der Politik. Wir haben es einfach gemacht, wir haben nichts angekündigt. Wenn Frauen die Besten waren oder gleichgereiht waren, dann sind sie es bei uns geworden. (GRin Renate Winklbauer: Ha, ha, ha!) 

Oder, meine Damen und Herren, wie kann man denn von der Priorität der Frauen sprechen, wenn man dann mit qualifiziertesten Bewerberinnen bei der Josefstadt, wie etwa der Frau Kollegin Echerer, nicht einmal ein Wort wechselt, sie nicht einmal zu einer Minidebatte einlädt über ihre Vorstellungen? Ich habe mir das Konzept angeschaut. Es war ein hervorragendes Konzept für die Josefstadt, und sie hat nicht einmal die Möglichkeit gehabt, fünf Minuten lang über ihr Konzept auch nur zu reden. Das soll man ernst nehmen, wenn gesagt wird, man will den Frauen Priorität einräumen, meine Damen und Herren? 

Und jetzt geht man noch dazu her und will eine der wenigen Frauen, die künstlerische Intendanzverantwortung haben in Wien, einfach aus ihrem Job jagen, durch die Formulierung einer vorzeitigen Neuausschreibung, meine Damen und Herren. Da kann man nicht verlangen, dass man Ankündigungen in Richtung Frauenpolitik in der Kultur sehr ernst nimmt. 

Karl Heinz Hackl hat, wie Sie wissen, in einem Interview das letzte Jahr als kulturpolitisches Schreckensjahr bezeichnet, als Annus Horribilis der Wiener Kulturpolitik. Ich weiß nicht, ob diese Wortwahl zutrifft, ob man sie verwenden sollte, aber eines kann man mit Sicherheit sagen: Ein gutes Jahr war das letzte Jahr für die Wiener Kulturpolitik nicht. Während wir früher international im Feuilleton und in ganz Europa im Gespräch waren, sind wir jetzt ins Gerede gekommen, während man früher mit Respekt von der Wiener Theaterszene gesprochen hat, tut man das heute mit Gespött. 

Meine Damen und Herren! Wenn es einmal der Slogan in dieser Stadt war: Mehr Kultur in der Politik und weniger Politik in der Kultur!, dann ist es schmerzlich, eine Entwicklung eingeleitet zu sehen, die hier heißt: Je mehr sozialdemokratische Politik, desto besser! Das ist nicht gut für das Kulturleben in Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und zum Thema Reparteipolitisierung, weil da einmal eine Gefälligkeitsfrage gekommen ist: Welche Politiker wurden in welche Vereine geschickt? - Na, so eng kann man das nicht sehen. Das wäre ja sehr billig, wenn man das nur daran misst, wie viele Politiker in Kulturvereine nominiert wurden. Aber ein paar Stichworte sollen genügen: Rabenhof, Public Netbase, das Wort "unabhängig" gleich aus zwei Akten gestrichen, obwohl es vorher drinnen stand, die Forderung, beim Theater Freie Bühne Wieden einen Vertreter der Kulturabteilung in den Vorstand zu entsenden, keine Hilfe für einen unabhängigen Theatermacher, Ablöse der Barbara Klein verlangt, Subvention der Arbeiterkammer, ein ernstes Wort mit Frau Gareis muss gesprochen werden, und zwar programmatisch, nicht was ihre Funktion, sondern was das Programm betrifft. Offen gesagt, darüber wird ja morgen noch ausführlicher zu reden sein. 

Oder die Nominierung der so genannten Expertenkommission für die Museen der Stadt Wien. Also da können Sie, meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratischen Fraktion, ja nur rot werden, wenn man die drei kennt: Mießgang, Matt, Mattl, meine Damen und Herren. Jeder, der weiß, wo die drei stehen, der weiß, was damit beabsichtigt war, diese drei als Expertengruppe für die Museen der Stadt Wien einzusetzen. Das ist ja fast unglaublich, dass man sich für so eine Nominierung nicht geniert. (Beifall bei der ÖVP.) Abgesehen davon, dass kein Einziger von denen Museumserfahrungen hatte. Auch darüber werden wir morgen ausführlich sprechen. 

Mich würde schon interessieren, sind die da mit Subventions- oder Steuergeldern, wie ich in den Zeitungen lese, ins Ausland geschickt worden, um sich zu erkundigen, was eigentlich so läuft in den Museen, und dann zurückgekommen, um diese Erfahrungen in ihrem Bericht niederzuschreiben? Ich lese das nur in Zeitungen, ich hoffe, dass es nicht der Fall ist, dass man Experten zuerst sozusagen ausbilden muss, damit man sie dann als Experten für einen Bericht verwenden kann. 

Meine Damen und Herren! Wenn man heute offensichtlich ganz laut über die APA verkünden lässt "Ich bin Sozialdemokrat!" - und ich lege Wert darauf, dass, wenn ich so etwas sage mit der Reparteipolitisierung, das nicht nur eine billige Polemik ist, sondern dass ich auch versuche, es zu begründen -, wenn man sich als Theaterdirektor genötigt fühlt, was sechs Jahre lang nicht der Fall war, nicht ein einziges Mal der Fall war, öffentlich immer wieder darauf hinzuweisen, dass man Sozialdemokrat ist, das ist jedermanns und jeder Frau gutes Recht, das zu sagen, aber den Eindruck zu vermitteln, man muss es sagen, damit man wieder Subventionen bekommt, das, meine Damen und Herren, werden wir mit Sicherheit nicht zulassen in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist ja ganz einfach: Man sagt dreimal, ich bin Sozialist, also Sozialdemokrat, und schon kriegt man eine Subvention. Man nimmt dann an sozialdemokratischen Pressekonferenzen teil und schon kriegt man eine Subvention. Beispiele gefällig? Und umgekehrt, man hält ein Transparent in die Höhe bei der Eröffnung des Tanzhauses, wo draufsteht, nur als Frage draufsteht: Muss man jetzt wieder SPÖ-Mitglied sein, um zu einer Subvention zu kommen? Dann verliert man seinen Managerjob in dieser Stadt, meine Damen und Herren. Das kann Ihnen doch selbst nicht geheuer sein. (GRin Inge Zankl: Das glauben Sie ja selber nicht!) 

Und wenn dann einmal ein unabhängiger Theatermann, der 19 Jahre lang Theater in dieser Stadt gemacht hat, in Schwierigkeiten kommt, was jeden passieren kann, und zwar nicht mit seinem Theater, sondern mit einem Sonderprojekt im Operettenbereich, dann wird er hängen gelassen, kriegt keine Entschuldung und es steht die Schließung des Theaters im Raum, meine Damen und Herren.

Ein Kulturpolitiker muss sich als Anwalt der Künste und der Künstler verstehen und nicht als Exekutor parteipolitischer Ideologien. 
Ich höre, dass ja da schon tätige Reue geleistet wird, aber die Formulierung im Subventionsakt für kosmos.frauenraum ist ein neuer Gipfelpunkt parteipolitischer Arroganz. Anders kann man das nicht formulieren. Und ich kann nur hoffen, dass man da sehr schnell einsichtig wird und dass wir morgen Gelegenheit haben, diese Entgleisung, wenn sie eine solche war, möglichst schnell aus der Welt zu schaffen.

Ich will zum frauenraum, wie gesagt, weil er morgen auf der Tagesordnung steht, und auch zur Kinosituation nichts Näheres jetzt sagen, weil ich Sie da nicht unnötig zeitlich aufhalten möchte.

Ich erinnere mich, dass StR Mailath-Pokorny, aber andere auch, sich entsetzlich alteriert haben über die Frau Kollegin Ringler, weil sie bei einer Pressekonferenz das Wort "menschenverachtend" verwendet hat. Na dann sagen Sie uns halt ein anderes Wort, von dem Sie glauben, dass es zutrifft, wenn man daran denkt, wie der Kollege Scholz aus seinem Amt entfernt wurde. Dann sagen Sie uns ein anderes Wort, von dem Sie glauben, dass es zutrifft auf den Dior Düriegl, der jahre- und jahrzehntelang ganz entschieden zum kulturellen Wohl dieser Stadt beigetragen hat und jetzt behandelt wird, als ob er das Letzte und eigentlich das Ersetzbarste auf der Welt wäre, das es gibt. Das ist einfach nicht unser Weltbild, und ich verstehe, dass Frau Kollegin Ringler das als menschenverachtend bezeichnet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und letztlich auch die Art der Ablöse der Frau Klein. Und ich flehe Sie an, Herr Stadtrat, aber auch alle anderen, die da interessiert sind. (GRin Inge Zankl: Wo ist die Ablöse der Frau Klein?) Ich komme gleich dazu! (GRin Renate Winklbauer: Sie machen Behauptungen, die nicht stimmen!) Die stimmen deshalb - wir können ja morgen ausführlich darüber reden -, weil die Frau Klein einen aufrechten Vertrag hat - bleiben Sie beim Argument - bis zur Mitte 2003 und weil im Akt verlangt wird, dass der vorzeitig gelöst wird. Was soll denn das anderes sein als eine Ablöse? (GRin Renate Winklbauer: Das hat niemand verlangt!) 

Und hören Sie mir auf mit dem zynischen Hinweis, meine Damen und Herren, die Frau Klein kann sich ja bewerben. Oder der Herr Düriegl kann sich ja wieder bewerben, habe ich hier gehört. Dann legen Sie die Probleme auf den Tisch und lassen Sie uns nicht im Dunkeln, wenn Sie das alles wissen. Dann werden wir hier auch anders miteinander reden können. Das haben Sie nicht getan. Und jetzt stellen Sie Verdächtigungen in den Raum - das ist ja das nächste Menschenverachtende -, die niemand hier beweisen kann. Die Frau Klein ist nicht da und kann sich diesen Verdächtigungen nicht stellen. Das ist wirklich schäbig, was Sie hier machen! (Beifall bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.)
Und dem Herrn Düriegl nach 15 oder noch mehr erfolgreichen Jahren nahe zu legen, er kann sich ja wieder bewerben für die Museen der Stadt Wien, das ist keine Sprache, die wir in dieser Stadt führen wollen, meine Damen und Herren! 

Da kriegt er - aber auch das wird ja morgen noch zu diskutieren sein - einen Brief ohne Briefkopf. Das muss man sich einmal vorstellen. Da kommt ein Brief ohne Briefkopf an den Herrn Dior Düriegl und da steht: "Wir, die Unterfertigten, sind beauftragt, Ihr Museum zu untersuchen." - Unterschrieben Matt, Mattl und Mießgang. Na, das ist eine tolle Art des Umgangs mit Menschen, die sich derartige Verdienste in dieser Stadt erworben haben, meine Damen und Herren.

Und damit sind wir schon beim nächsten möglichen - ich räume das schon ein: möglichen - Schlamassel, aber möglich ist es, nämlich der Kinoszene in dieser Stadt, meine Damen und Herren. Wir alle haben heute die Zeitungen gelesen. Ich habe ja irgendwie gehofft, dass wir einmal einen Tag, noch dazu bei einer solchen Debatte, nicht wieder irgendetwas Negatives in den Zeitungen lesen müssen. "Wiener Kulturbudget gesunken", schreibt der "Standard". "Düriegl könnte Personalchef bleiben", schreibt der "Standard". "Er habe aber nicht vor, zuzuschauen, wie man dieses Institut kaputt macht", schreibt der "Standard", und so weiter. "Also tief enttäuscht zeigte sich Montag Abend Hans Hurch, Chef der Viennale." Und so weiter.

Ich erwähne das deshalb, Herr Stadtrat, weil da jetzt wirklich Feuer am Dach ist. Es gibt ja die Inaussichtstellung, um nicht zu sagen, Zusage im Kulturausschuss und im dementsprechenden Subventionsakt, das Gartenbau-Kino und das Metro-Kino zu erhalten, für Wien zu erhalten, als Kulturraum zu erhalten und letztlich natürlich für die Viennale zu erhalten. Auch darüber werden wir morgen ausführlicher sprechen können. Ich hoffe aus ganzem Herzen, dass das gelingt. Wenn es dazu, in welcher Form auch immer, unserer Mitarbeit bedarf, sind wir dazu gerne bereit. Ich glaube, wir sollten alles tun. Ich weiß auch, dass das eine schwere Situation ist. Das möchte ich schon in aller Deutlichkeit sagen. Das ist für den Kollegen Mailath sogar eine sehr schwere Situation.

Aber jetzt gilt es, nachzudenken und alles zu tun, dass diese Räume, die jetzt zwei verschiedenen Eigentümern oder Betreibern gehören, was die Situation nicht vereinfacht, dass diese beiden Räume für die Zwecke, die wir schon oft besprochen haben, erhalten bleiben.

Meine Damen und Herren! Was sich ein bisschen wie ein roter Faden durch diesen Rechnungsabschluss zieht, ist das, was ich, glaube ich, zutreffenderweise mit fehlendem Gestaltungswillen bezeichnen würde. Ich habe einmal einen Satz gelesen und gehört, und er wurde auch mehrfach kolportiert: Na ja, wenn das vorher noch gelöst worden wäre - das war jetzt bei der Josefstadt der Fall, beim Rabenhof der Fall, beim Theater "Freie Bühne Wieden" der Fall -, wenn das vorher noch gelöst worden wäre, in der früheren Koalitionszeit, dann hätten wir jetzt nicht dieses Problem. (GRin Renate Winklbauer: Ja!) Jetzt sagen Sie auch noch Ja. Das ist doch ein entsetzlicher Satz, Frau Kollegin, wenn man gestalten will. Sie wissen nicht einmal, welche Bankrotterklärung Sie damit abgeben, dass Sie jetzt auch noch Ja sagen. Das ist ja unglaublich. Wie kann man in eine solche Falle tappen? (GRin Renate Winklbauer: Das ist Ihre Politik gewesen!) Der Satz müsste doch umgekehrt lauten: Gott sei Dank hat das der Marboe nicht mehr gelöst, müssten Sie sagen. Gott sei Dank können wir dieses Problem angehen. Gott sei Dank konnten wir den Judenplatz angehen, das Tanzhaus angehen, die Filmreform angehen - das ist Kulturpolitik. Danke, liebe Vorgänger, dass ihr das nicht gelöst habt. Jetzt können wir es gestalten, wie wir es wollen. Verstehen Sie nicht, was Sie da sagen? - Kulturpolitik heißt gestalten und nicht permanent Ausreden benützen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber Sie können ja weiter nostalgisch von der früheren Kulturperiode träumen und reden und sie immer wieder in Erinnerung bringen. Uns kann das nur Recht sein. 

Ich glaube wirklich, dass die Zeit der Ausreden vorbei ist. Sie haben ja auch die frühere Kulturpolitik erfolgreich mitgetragen, mit 43 zu 15. Machen Sie sich nicht so klein. Nehmen Sie teil an den Erfolgen der vergangenen Regierungsperiode, meine Damen und Herren.

Aber jetzt geht es doch um was anderes. Jetzt geht es darum, dass Sie mit 52 Mandaten perspektivische Kulturpolitik für Wien machen und nicht dauernd Ausreden suchen, warum das nicht möglich ist. (GRin Renate Winklbauer: Wir machen es ja!) 

Und der nächste Vorwurf, den man schon, glaube ich, sehr ernst erheben muss. Natürlich kann man jetzt herauskommen, und ich sehe schon den Ernstl Woller das tun, und sagen: Ja, der Marboe ist schuld für die Kinomisere in Wien. Dann sage ich: Warum? Sagt er: Na, weil Sie es nicht an sich gezogen haben als Kompetenz. 

Ja, ja, so kann man schon reden, wenn man Lust hat. Also dann sieht er, das geht nicht ganz hin, und sagt: Na, der Görg ist schuld für die Kinomisere, mit seiner Politik für die Cinecitys. Dann sagt man: Ja gut, aber das hat doch der Koalitionspartner, der dreimal so stark war, alles mitgetragen, und die Gesetzeslage war so, und von der Logik her, nein, Frau Kollegin, wenn der Einwand logisch wäre, dann müssten ja alle anderen Einzelkinos auch ein Problem haben. Warum überleben die anderen herrlich? Warum überleben die Constantin-Kinos herrlich? Weil die KIBA-Kinos so heruntergewirtschaftet haben! (Zwischenruf des GR Mag Christoph Chorherr.) Ja. Ich bin ja froh, dass ein Experte da sitzt. Aber auf so was kommen die ja nicht. Ich bin ja froh, dass ein Experte da sitzt, der diese komplexeren Zusammenhänge durchschaut. 

Aber vereinfacht dargestellt, haben die anderen überlebt und die nicht, weil die KIBA-Kinos so heruntergewirtschaftet waren, so verludert waren am Ende dieser miserablen Periode bei der Holding, dass sie nicht mehr zu retten waren, weil immense Investitionen notwendig gewesen wären und das sich sichtlich ein privater Betreiber halt nicht leisten kann.

Ich will zum nächsten, wie ich glaube, Argumentierbaren gehen. Natürlich kann man jetzt herauskommen und kann sagen: Das ist alles polemisch. Ich glaube wirklich, dass ein immenser Vertrauensverlust in dieser Stadt eingetreten ist. Und dem hat man sich zu stellen, noch dazu mit einer absoluten Mehrheit, selbstbewusst zu stellen.

Wieso, werden Sie sagen, wieso kann der Marboe so was behaupten? Na horchen Sie mir zu. - Helmut Lohner spricht von der gewaltigen Selbstherrlichkeit der jetzigen Kulturpolitik. "Ich verlasse Österreich als Menschenfeind" - wörtlich - "wegen dieser Kulturpolitik", meine Damen und Herren. Hören Sie mir auf mit der Polemik, dass das nicht so gesagt wurde. Es ist dokumentierbar und zum Unterschied von gestern, wo wir nie gewusst haben, was die Quellen sind, sag ich Ihnen die Quellen dazu: die "Bühne", der "Standard", "Format". 

Karl Heinz Hackl: "Kulturpolitisches Schreckensjahr." 

Helmut Lohner: "Wer zahlt, schafft an." - Bitte, den Satz haben wir sechs Jahre in Wien nicht gehört. Und wir wollen nicht, dass der, der zahlt, auch anschafft in dieser Stadt, meine Damen und Herren. 

Muliar: "Schändung des Andenkens an Max Reinhardt." 

Muliar zu Mailath-Pokorny - es tut mir Leid, Sie haben es eh alle gelesen, daher ist es ja nur ein Zitat -: "Ein gescheiter Kerl, aber nicht sehr kompetent und ein bissel größenwahnsinnig." Das sagt immerhin einer der berühmtesten Schauspieler der Welt. 

Sagt nicht, das ist polemisch, setzt euch auseinander damit. Da ist doch Feuer am Dach, wenn man so was liest, und nicht sagen, die ÖVP polemisiert gegen euch, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Hollender: "Grundsätzlich empfinde ich es eher so, dass ein nicht entscheidungsfähiger Kulturpolitiker offenbar, statt Entscheidungen zu treffen, persönliche Polemiken vorzieht." Das war aber jetzt im "Kurier".

Paulus Manker im "News", auf die Frage angesprochen, ob er sich für das Volkstheater bewerben will. "Im Moment", sagt Paulus Manker, "ist mir die regionale Kulturpolitik so zuwider, dass ich daran keinen Gedanken verschwenden will. Ich gebe jedenfalls keine Bewerbung ab. Das habe ich für die Josefstadt getan, weil ich naiv geglaubt habe, das Ganze sei mehr als Augenauswischerei."

Meine Damen und Herren, so schaut’s aus! Machen Sie nicht die Augen zu, betreiben Sie nicht Augenauswischerei, sondern betreiben Sie endlich gute Kulturpolitik in dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht in diesem Ton weiter. "Wenn Mailath etwas wirklich bravourös gelang, dann dies: Zwietracht in der Szene zu schüren." Der "Standard". 

Der "Falter" spricht von unsauberen Spielen und so weiter. 

Was ich damit sage: Es ist sozusagen jetzt aussichtslos. Es ist kein Grund zum Verzweifeln. Aber es nicht ernst zu nehmen, ist wirklich fahrlässig, und es ist doppelt fahrlässig von einer Partei, die die Regierung stellt und alle Möglichkeiten hat, das ehebaldigst zu korrigieren, meine Damen und Herren. 

Und dann in einem "News"-Interview. Herr Stadtrat, Sie und die Wiener Kulturpolitik werden derzeit in Serie attackiert, von Medien wie von Josefstadtgrößen. "Mailath-Pokorny: Wenn ich die Äußerungen wirklicher Theatergrößen hernehme", und dann geht’s weiter und so weiter. Liebe Elfriede Ott, lieber Fritz Muliar, lieber Helmut Lohner, lieber Karl Heinz Hackl, lieber Paulus Manker und so weiter. Für uns sind sie wirkliche Theatergrößen in dieser Stadt, und wir sind dankbar für die vielen, vielen Stunden herrlichen Theaters, die sie uns ermöglicht haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Machen Sie, Herr Stadtrat und meine Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Partei, keine Künstlervertreibungspolitik - es ist einfach unerträglich, der Gedanke, dass Leute wie der Helmut Lohner jetzt im Ausland um Asyl ansuchen wollen, weil sie in Wien nicht mehr spielen wollen -, sondern machen Sie eine Kulturpolitik, die sicherstellt, dass Wien auch weiterhin in der obersten Liga des internationalen Wettbewerbs dabei sein kann. 

Und noch eins, weil uns allen, die wir hier Opposition machen, den GRÜNEN genauso wie den Freiheitlichen und uns von der Volkspartei, vorgeworfen wurde: Wir machen eine herrliche Kulturpolitik, aber Sie machen unsere Kulturpolitik schlecht. Ich glaub das nicht. Ich glaub das wirklich nicht, dass wir die Kulturpolitik schlecht machen, sondern ich glaub einfach, dass in weiten Bereichen schlechte Kulturpolitik gemacht wird. Und ich sage Ihnen zu, dass wir das nächste Mal, wenn dieser Eindruck verändert wird, wenn es sich zum Guten wendet, wenn wir ehrlichen Herzens sagen können, es wird gute Kulturpolitik in Wien gemacht, kein Problem haben werden, dem auch zuzustimmen. Heute, meine Damen und Herren, ist uns das sicher nicht möglich. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr nichtamtsführender Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Sie haben ja am Anfang ein Bild gebracht, und zwar aus der Fußballersprache. Sie waren da sehr charmant. Sie haben mir die Position derjenigen gegeben, die im Abseits stehen. Ich hab mir aber von meinen Fußballerfreunden erklären lassen: Das kann auch der sein, der ganz vorne in der gegnerischen Abwehr ist. Also ich empfinde es als Kompliment. Aber Sie haben sich selber keine Position zugewiesen. Ich habe natürlich jetzt Zeit gehabt, da ein bissel darüber nachzudenken, und ich sage das genau so charmant wie Sie: Sie sind der wegen der Fehlurteile ausrangierte Schiedsrichter im Schmollwinkerl. (Beifall bei der FPÖ und bei der SPÖ.) 

Rechnungsabschluss ist Rechenschaft abgeben über die Gelder und wie man mit ihnen umgegangen ist. Das ist die eine Seite. Die andere, die Opposition, zeigt natürlich immer auf, wie man es hätte besser machen sollen. Das ist das Ritual, das gehört dazu. 

Aber es geht nicht nur darum, es geht nicht nur um die Höhe der Gelder, es geht natürlich hauptsächlich darum: Was mach ich denn mit dem Geld? Und das ist etwas, was halt uns Freiheitliche sehr interessiert, und da gibt es jetzt im Kulturbereich einiges anzumerken.

Und es gibt jetzt auch schon ein Resümee zu ziehen, und zwar ein Resümee über Ihre Arbeit, Herr StR Mailath-Pokorny. Und jetzt kann man das eigentlich schon sagen, nach dieser Zeit, wo wir Sie beobachten konnten: Es ist klar erkennbar, es ist leider ein Rückschritt in die Arä Pasterk, in die Ära "das Kulturressort ist das Ideologieressort". Da muss man ja fast sagen: Da hat StR Marboe doch zumindest einige Überlegungen angestellt. Er hat das zwar nicht immer umgesetzt, aber zumindest einmal in den Raum gestellt. 

Und da muss ich auch wiederum Marboe Recht geben: Die großen kulturpolitischen Entscheidungen, die sind wirklich missglückt. Sie wissen das auch selber, Herr Stadtrat. Die Josefstadt, Rabenhof, es war wirklich ein Fiasko, und es war wirklich so: Erst als Muliar und seine Freunde zum Bürgermeister um Hilfe eilten - ich war damals zufällig dabei -, wurde dieser Affront, Beil für die Josefstadt zu küren - ich meine, das war ja wirklich unglaublich -, noch im allerletzten Moment gestoppt und es wurde dann der Kompromisskandidat Gratzer in letzter Sekunde gefunden 

Und im Rabenhof, Herr StR Mailath-Pokorny, darf der Schuldenmacher Welunschek, assistiert vom Provokateur vom Dienst, er ist so ähnlich wie Schlingensief, nämlich Jochen Herdieckerhoff, weiterhin Steuergeld verbraten. Sie können sich ja alle noch erinnern: Herdieckerhoff war sich nie zu schade, die allerunterste Schublade aufzuziehen, wenn es um seine plumpen Beschimpfungen ging. Und seine zweifelhafte Karriere im sozialistischen Wien verdankt er unter anderem auch dieser berühmten Werbekampagne. Sie alle können sich noch erinnern. Da ging’s um seine religionsverhöhnenden Aktionen. Das hat er beworben, indem er die Regierungsmitglieder auf das übelste beschimpft hat. Sie alle können sich noch erinnern. "Wolfgang ist eine richtige Sau", "Benita liebt es steif", "Karl-Heinz ist eine Schlampe". (GRin Ursula Lettner: Warum wiederholen Sie das?)

Ich frage Sie: Was soll das? Ich kann mir doch nicht so eine Person hereinholen! Ich kann doch nicht so einer Person erlauben, im Wiener Kulturmilieu, in der Wiener Kulturlandschaft eine Karriere zu machen. Aber vielleicht ist das notwendig, dass man sich so äußert, dass man im roten Wien Karriere machen kann. (Beifall bei der FPÖ. - GRin Ursula Lettner: Sie wiederholen das!) 

Meine Damen und Herren! Der nächste Anschlag, der kommt, das ist der Anschlag auf eine unserer traditionsreichsten Institutionen, es ist das Historische Museum Wien. Das soll jetzt, wenn man die Vorstudie ein bissel durchliest, ein Ort der Begegnung werden. Ich sage einmal ein Ort der Begegnung zwischen Dilettanten und linken Ideologen. Oder sagen wir einmal: in Jahre gekommenen Marxisten. Wir können ja morgen noch länger darüber sprechen. Und das ist wirklich ein Lehrstück für den Rückfall in den Pasterk’schen Kulturkampf. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hier hat Herr StR Mailath-Pokorny wirklich bewiesen, wie gut er in die Fußstapfen von Pasterk hineinpasst. Strategisch gut vorbereitet, beinhart durchgezogen. Zuerst einmal Zusammensetzung des Kuratoriums. Sie haben das ja sicher auch verfolgt. Sie wissen ja, wer drinnen sitzt. Sie wissen ja auch, dass auf Vorschlag des Kuratoriums dann ein Name genannt werden wird, dem dann der Herr Stadtrat zustimmen kann. Wir können uns vorstellen, nachdem ja die demokratische Bandbreite nicht wirklich gegeben ist, wie dann dieser Vorschlag ausschauen wird. Also das war einmal der erste Schritt. 

Der zweite Schritt war - das hat auch schon Marboe gesagt - die Dreiergruppe Matt, Mattl, Mießgang. Wo sind hier die großen Historiker, die großen Wissenschaftler? Wir kennen Matt als Kunsthallenchef. Ich wundere mich jetzt trotzdem über Marboe, weil schließlich ist Matt noch in seiner Zeit mit hohen Subventionsgeldern bedacht worden, und in Ihrer Ära, Marboe, hat er auch einen Dreijahresvertrag bekommen. (StR Dr Peter Marboe: Das ist ja nicht dasselbe!) Ja, das stimmt, aber in der Zeit, Herr StR Marboe, hat sich sehr wohl abgezeichnet, wozu Matt imstande ist. Ich möchte ja nicht noch einmal wiederholen diese ganzen Geschichten mit dem Kindesmissbrauch und so weiter. Da haben wir jahrelang darüber diskutiert. Aber es ist ja abzusehen, wie er Kulturpolitik sieht und wie er das macht. Und wenn ich mir als Stadtrat so eine Person hereinhole als Berater, weiß ich ja, was da herauskommt. 

Also Experten auf der anderen Seite sagen: ein bestelltes Gutachten. Und immerhin, wir sind ja jetzt schon soweit, jetzt sind wir schon soweit, dass eine renommierte Institution samt ihrem Leiter HR Düriegl derartig herabgewürdigt wurde, dass nicht nur der gute Ruf des Historischen Museums der Stadt Wien, sondern auch der gute Ruf der Stadt bereits beschädigt ist. Und ich frage Sie: Ist so etwas notwendig? Es ist verantwortungslos, würde ich sagen, wenn am Altar der linken Gesellschaftspolitik ein international angesehenes Haus demontiert wird und wenn dem Ruf Wiens ein derartiger Schaden zugefügt wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden ja morgen noch darüber diskutieren. Auffallend ist nur, und das ist auch fast ein Zeichen für Dilettantismus, dass man eigentlich sehr dreist da vorgeht, weil diese Menschen haben ja auch wenig Ahnung, wie man ein derartiges Museum führen soll. Und ich würde sagen, Herr StR Mailath-Pokorny: Es ist ein verhängnisvoller Schritt, der hier eingeleitet wurde, und in Wiener Kulturkreisen munkelt man bereits über dieses brutale Absägen eines bis dahin angesehenen hohen Beamten der Stadt Wien. 

Herr Stadtrat, Sie sind dabei - ich weiß nicht, wie sich das weiter entwickelt, aber so wie ich das vorzeichne, glaube ich, wird es laufen -, hier einen groben Fehler zu machen und auch einen unverzeihlichen. Denn hier werden Weichen gestellt für die Aufgaben eines Museums, eines Historischen Museums der Stadt Wien, für Jahre gestellt, und diese Weichen, die hier gestellt werden, die werden, wenn das so sein wird, wie ich das vermute, zu einem Zusammenstoß führen zwischen Ihnen und Ihren Günstlingen und Experten und Museumsliebhabern. 

Jetzt möchte ich gerne zu etwas Positivem kommen, das gehört auch zum Rechnungsabschluss dazu, und zwar geht es um die Vereinigten Bühnen. Es ist ja einer der größten Brocken, es ist ja einer der größten Subventionsnehmer der Stadt Wien. Und hier tut sich etwas, hier kann man aufhorchen, hier kann man Hoffnung schöpfen. Hier wurde eine politische Entscheidung getroffen, die wir Freiheitliche seit vielen, vielen Jahren verfolgt haben, und zwar, das Theater an der Wien für klassische Oper, Operette und klassische Musik zu widmen. 

Aber auch hier, muss ich sagen, ist Vorsicht geboten, denn es wird ja jetzt wieder wichtig sein, wie dieses Musiktheater dann in Zukunft geführt werden wird. Wird es geführt werden wie zum Beispiel zur Zeit der Festwochen jetzt, der Mozart-Da Ponte-Zyklus unter Ricardo Muti, geplant von Hollender, jetzt zur Zeit der Festwochen hat man ihn hören können, oder soll auch das ein Experimentierfeld werden? Also hier wird man aufpassen müssen, wie das weitergeht, und hier werden wir auch die Entwicklung sehr sorgfältig verfolgen. 

Aber eines weiß man jetzt schon: Das Theater an der Wien wird von allen großen Künstlern als ganz ideales Opernhaus für intime Opern gesehen, wird für traditionelle Opernaufführungen gepriesen, wie zum Beispiel der jetzige Mozart-Zyklus, und wird wegen seiner akustischen und wegen seiner baulichen Einmaligkeit besonders hervorgehoben. Und Ricardo Muti sagt - ich zitiere ihn -: "Die Atmosphäre des Theaters an der Wien ist eine der schönsten und perfektesten, um jene Intimität zu vermitteln, die man für die Darstellung dieser Opern braucht." Weiters: "Das Theater an der Wien ist vergleichbar mit der Pieta Michelangelos, sie steht in Italien, gehört aber der Welt. Das Theater an der Wien ist ein Musiktempel", sagt er, "er gehört allen Musikern der Welt, aber er steht eben in Wien." Ich füge noch hinzu: Er gehört auch allen Opernliebhabern.

Ich glaube, man sollte auch nicht auf die Geschichte des Hauses vergessen und auch die wieder aufleben lassen. Deswegen haben wir den Antrag gestellt. Ich werde jetzt die Begründung nicht noch einmal bringen, weil das ist inhaltlich genau das, was ich jetzt vorgetragen habe. Ich komme dann zur Conclusio:

"Der Herr Kulturstadtrat möge sich dafür einsetzen, dass bei der Erstellung des zukünftigen Gesamtkonzepts für das Theater an der Wien durch Hans Landesmann die Idee jährlicher Wiener Mozartfestwochen als feste kulturelle Einrichtung berücksichtigt wird." 

Diesen Antrag würden wir noch gerne im Ausschuss diskutieren. Ich glaube, dass das eine gute Idee ist, und ich hoffe, dass das auch in Zukunft umgesetzt wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Zusammenhang damit geht es natürlich auch darum: Wie wird die Zukunft ausschauen, was die übrig verbliebenen Bühnen angeht, das ist das Ronacher und das ist das Raimundtheater, das sind die Musicalbühnen. Das Musical hat sich in den letzten Jahren in Wien sehr gut entwickelt, und es wäre schade, wenn jetzt durch das Herausholen des Theaters an der Wien diese Tradition gebrochen werden würde. Auch hier sollte man in die Zukunft denken. Wir haben immer wieder die Idee eingebracht, dass ja das Musical privatwirtschaftlich geführt werden könne. Wir glauben aber, dass das vielleicht nicht so leicht ist. Deswegen sagen wir, nicht rein privatwirtschaftlich, sondern wir würden gerne verschiedene Ideen diskutieren, wie man zumindest eine private Beteiligung hereinholen könnte, und dieser Antrag lautet: 

"Bei dem zu erstellenden Entwicklungskonzept im Musicalbereich für die beiden Häuser Raimundtheater und Ronacher soll die Idee verfolgt werden, eine Gründung einer Betriebsgesellschaft für den Betrieb der beiden Häuser ins Auge zu fassen und private professionelle Partner mit Erfahrungen im internationalen Musicalbereich in diese Betriebsgesellschaft hineinzunehmen." 

Ich glaube, man sollte jetzt schon anfangen, darüber nachzudenken. Ab 2007 wird ja das Theater an der Wien ausschließlich nur mehr der klassischen Musik gewidmet sein und da sollte man auch für die Zukunft des Musicals schon die Schienen gelegt haben, ein Grundkonzept erarbeitet haben.

Ich komme noch mit einer Mozartidee, mit einer Idee, die ich seit 14 Jahren verfolge. Leider, es wurde noch nicht umgesetzt. Herr StR Marboe, Sie hätten auch Zeit gehabt. Ich habe nämlich gesehen, dass Sie einen ähnlichen Antrag einbringen. Es geht um das Mozarthaus in der Domgasse. Wir alle wissen, dort gibt es die historische Mozartwohnung im ersten Stock. Die darüber liegenden Räume, zwei Stockwerke, sind frei, die könnten durchaus genützt werden für ein Mozarthaus, und ich hoffe, dass jetzt in Ihrer Ära diese Idee umgesetzt wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ganz kurz nur zum Film, wirklich nur ein Satz. Unsere Meinung ist - Sie wissen das -, dass er eine echte Tragödie ist. 

Ich nehme nur eine Zahl heraus, und zwar "Jedermanns Fest", 90 Millionen S, fünf Jahre Drehzeit, ein paar Tage in den Kinos. Die ganze Sache musste abgebrochen werden, weil kein Publikum da war.

Ich muss Ihnen sagen: Das ist ein Skandal, wenn man weiß, wie viel jährlich für den Film ausgegeben wird, nämlich etwas mehr als 100 Millionen S, und 90 Millionen S ausschließlich für einen Film! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bitte, wenn man überlegt, was man mit dem Geld hätte machen können - wir haben heute am Vormittag davon gesprochen, was die Bildung der Kinder angeht im Musikunterricht, man könnte hier in der Hinsicht wirklich sehr viel aufbauen, was die Zukunft unserer Kinder angeht, oder zum Beispiel das Figarohaus -, dann ist das wirklich ein Riesenskandal. Ich werde natürlich die verfehlte Filmsubvention weiterhin zum Thema machen. 

Ich möchte nur zum Abschluss grundsätzlich noch etwas sagen. Es geht um eine Tendenz, die man jetzt wieder mehr herausspürt, eine Einstellung, eine Haltung. Und zwar geht es darum, dass wieder der historische Hintergrund, die Geschichte, benützt wird, um Spannungen zu erzeugen oder um Spannungen sogar wieder zu beleben. Die Wehrmachtsausstellung war unserer Meinung nach so eine Situation. 

Oder eine andere Tradition wird fortgesetzt, und zwar politische Visionen oder politische Ideen ausschließlich auf ideologische Konflikte und nicht auf Gemeinsamkeiten aufzubauen. Das ist etwas, was nicht Frucht bringend ist. 

Das geht von der Zerstörung unserer Kultur, was unsere Religion anbelangt, zum Beispiel die Spottlust eines Haderers Dingen gegenüber, die anderen wieder heilig sind, oder die Sache Herdieckerhoff, es geht über die Zerstörung unseres kulturellen Erbes, Museumsquartier, dann Türme im UNESCO-Erbe, bis zur Demontage unseres gemeinsames Gedächtnisses, manifestiert jetzt im Historischen Museum.

Herr StR Mailath-Pokorny, das ist wiederum mein Anliegen: Politiker, die die Gefahren einer Gesellschaftspolitik, die unsere Werte und unsere Traditionen zerstört, nicht erkennen oder nicht erkennen wollen, die müssen wissen, dass sie von denjenigen, die sie als hohes Gut schätzen und bewahren wollen, an den Pranger gestellt werden, und wir werden das in Zukunft weiterhin tun.

Ganz kurz noch etwas ganz Allgemeines zur Kulturpolitik, das mir auch wichtig ist, nämlich: Eine erfolgreiche Kulturpolitik fördert den kulturellen Reichtum eines Landes und dazu gehört auch das Bewahren und Stärken der eigenen Identität. Denn man kann nur gemeinsam unsere Zukunft bewältigen. Das ist ein Schwerpunkt auch unserer zukünftigen Kulturpolitik. 

Und ich möchte mich noch ganz zum Schluss - das ist auch eine Sitte - bei den Beamten des Hauses bedanken für die gute Zusammenarbeit im letzten Jahr. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ernst Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Stadtrat!

Bei der letzten Sitzung des GRA für Kultur hat uns StR Marboe das erste Mal wieder die Ehre seiner Teilnahme gegeben. Wir durften bei dieser Sitzung des GRA für Kultur eine schauspielerische Leistung von Peter Marboe miterleben, die ihm tatsächlich als Schauspieler sehr, sehr gute Kritiken eingebracht hätte. Wie er mit tränenerstickter Stimme die Aufregung über den kosmos.frauenraum gespielt hat, nun, Herr Stadtrat, das war tatsächlich Nestroy-Preis-verdächtig. 

Nur, wie sagt schon Nestroy? Ja, es ist alles net wahr, es ist alles net wahr. 

Und das gilt auch für das, was Sie gesagt haben. Insofern passt das sehr gut zu Ihnen. Es ist halt alles nicht wahr, was Sie da von sich geben. 

Es ist nicht wahr, dass es in Wien eine Künstlervertreibungspolitik gibt. Das ist Ihre frustrierte Sicht der Dinge, aber die Tatsache ist das nicht.

Wenn man Ihnen so zuhört und wenn man es nicht besser wissen würde, weil man Sie kennt, müsste man den Eindruck haben, Sie kennen nur die Josefstadt, und Sie wissen nicht, wer aller während eines Jahres an Künstlern und Künstlerinnen, hervorragenden internationalen Größen, in Wien Theater macht, inszeniert, spielt, in den Opernhäusern singt, wer in den Konzertsälen auftritt, jetzt nicht nur beim Klangbogen und Osterklang, sondern bei allen Musikveranstaltungen dieser Stadt, welche großartigen internationale Künstler in Wien ausstellen, in Galerien zu sehen sind, in Kunsthallen zu sehen sind. Wenn man Sie so hört, müsste man glauben, Wien ist leergefegt von Künstlern, nur weil offensichtlich einige von uns sehr geschätzte Damen und Herren der Josefstadt mit einer kulturpolitischen Entscheidung nicht einverstanden sind.

Ich glaube, dass das vielleicht auch damit zusammenhängt, dass diese Künstlerinnen und Künstler, die in Wien zu sehen sind - ich sage jetzt nur Wiener Festwochen, Castorf, Lepage, der Herr Stadtrat hat jetzt gerade den Peter Sellers für das Mozartjahr engagiert und vorgestellt -, dass alle diese Künstler, internationale Größen, einer Generation angehören, die eher die Generation des StR Mailath-Pokorny ist und nicht die seines Vorgängers. 

Dieser Vorwurf der Künstlervertreibungspolitik stimmt nicht. Er wird durch die tägliche Praxis der Wiener Kulturlandschaft widerlegt, und das lassen wir auch nicht über unsere Stadt Wien und über die Künstlerinnen und Künstler sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die von Ihnen angesprochenen Damen und Herren der Josefstadt, die wir alle tatsächlich schätzen, sind großartige Künstler, haben Großartiges für diese Stadt geleistet. Aber sie haben eines gemeinsam: Sie haben es offensichtlich nicht ganz verstehen können, dass nach Jahrzehnten eine Praxis beendet wird, wo man gesagt hat, die, die in der Josefstadt sind, suchen sich den nächsten Direktor selbst, und die auch ein finanzielles Desaster hinterlassen haben, das größte Anstrengungen der Stadt - Sie wissen das - und auch des Bundes bedurft hatte, um das Theater überhaupt zu retten. Diese Damen und Herren sind halt teilweise frustriert, offensichtlich genauso frustriert über diese Entscheidung wie Sie frustriert sind, dass Sie in den Kulturdebatten jetzt am Anfang und nicht mehr am Schluss reden können.

Nun, es ist alles nicht wahr. Es ist nicht wahr, wenn Sie immer wieder behaupten, es gibt politische Einflussnahme. Es gibt keine und es gab keine politische Einflussnahme auf die Entscheidungen von Kulturinstitutionen. 

Und es war ja entlarvend. Sie haben eine Pressekonferenz gemacht und haben gesagt: Es kommt zu einer Reparteipolitisierung der Wiener Kulturpolitik. Wir haben dann eine Anfrage hier im Gemeinderat gestellt, haben den Stadtrat gefragt: Wo gibt es diese Reparteipolitisierung? Wo wurden politische Mandatare in kulturpolitische Positionen gesetzt? - Die Antwort war entlarvend, sie sollte Ihnen eigentlich unangenehm sein. 

Es gab zwei Fälle. Der Herr Dr Gerald Szyszkowitz - er ist Gemeinderat der ÖVP in Niederösterreich, das ist durchaus legitim und anerkennenswert, ich finde, das ist eine wichtige Funktion - hat sich nach einer Ausschreibung um die Leitung der Freien Bühne Wieden beworben und er wurde bestellt. Nicht weil er ÖVP-Gemeinderat in Niederösterreich ist oder Politiker, sondern weil er ein sehr gutes künstlerisches Konzept vorgelegt hat.

Der Zweite, der nominiert wurde, den sollten Sie auch kennen, das ist der Dr Peter Marboe; er wurde auf Wunsch des Arnold Schönberg Centers vom Stadtrat in den Beirat des Arnold Schönberg Centers geschickt. 

Das waren die beiden einzigen Entscheidungen des StR Andreas Mailath-Pokorny, wo er Politiker in kulturpolitische Positionen geschickt hat. Es ist absolut haltlos, dass Sie das behaupten mit der politischen Einflussnahme. Das gibt es nicht und das wird es auch in Zukunft nicht geben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Es gibt diese politische Einflussnahme nicht und es gibt daher auch keinen Grund für Ihre Aufgeregtheit. 

Es gibt sehr wohl eine objektiv nachvollziehbare Vorgangsweise bei der Ausschreibung von Leitungsfunktionen in Kulturinstitutionen, und es gibt - und das ist unsere Aufgabe als Gemeinderätinnen und Gemeinderäte - eine berechtigte Sorgfalt beim Umgang mit Steuergeld, insbesondere wenn bei einzelnen Kulturinstitutionen manchmal mangelnde Transparenz herrscht, was die Strukturen betrifft, wenn manchmal offensichtliche Schwierigkeiten in finanziellen und organisatorischen Bereichen bestehen.

Und weil Sie die Freie Bühne Wieden angesprochen haben. Die Freie Bühne Wieden, die haben Sie zaudernd zwei Jahre dahindümpeln lassen. Sie haben nichts entschieden. Und das war der Grund, dass zwei Jahre nichts passiert ist. Herr StR Mailath Pokorny hat es innerhalb kürzerster Zeit, nicht durch politische Einflussnahme und politischen Druck, sondern durch eine sehr konstruktive Gesprächsführung geschafft, dass diese Situation geklärt ist. Heute gibt es dort eine völlig transparente Vereinsstruktur, einen Vereinsvorstand, der völlig unabhängig ist von der Direktion der Freien Bühne Wieden. Wir haben dort das Recht als Stadt, eine Person zu nominieren. Das ist keine politische Einflussnahme, sondern das ist sehr wohl politische Sorgfaltspflicht im Umgang mit Steuergeld. Und daher ist dieser Vorwurf einfach unrichtig. 

Dieser Vorwurf ist auch unrichtig im Fall des kosmos.frauenraums, weil nämlich hier auch das Problem primär dadurch entstanden ist, dass die Stadt Wien immer ihren Verpflichtungen auf Finanzierung nachgekommen ist, während der Bund hier völlig ausgelassen hat. Der kosmos.frauenraum war eigentlich eine von der Bundesregierung initiierte Einrichtung. Er wurde hauptsächlich von der Stadt finanziert. Er wurde vor zwei Jahren eröffnet. Wir sind sehr stolz darauf und stehen nach wie vor dazu. Aber durch den Ausfall der Bundesförderungen kam es zu chronischen finanziellen Problemen. Und es war daher einfach wichtig, jetzt nicht nur Geld zu beschließen, sondern auch eine Lösung des Problems zustande zu bringen. 

Wir haben gestern ein sehr langes, sehr ausführliches und sehr konstruktives Gespräch mit den Damen und Herren des kosmos.frauenraums geführt. Ich kann Ihnen sagen, es wurde großer Konsens erzielt in der Richtung, dass wir sagen: Jawohl. Wir bekennen uns vorbehaltlos zur Bedeutung dieses kosmos.frauenraums und wir werden auch in der Stadt alles unternehmen, dass es diesen in Zukunft weiter gibt. 

Wir haben das auch in der Vergangenheit bewiesen, indem die Stadt im Gegensatz zum Bund tatsächlich die finanziellen Mittel immer wieder zur Verfügung gestellt hat. 

Wir wollen durch die Beschlussfassung dieser Subvention von 145 300 EUR morgen sicherstellen, dass das Haus bis Dezember, bis Ende dieses Jahres sichergestellt ist. Wir wollen aber diese Zäsur im kommenden Halbjahr nützen, in Gesprächen zwischen den Vertreterinnen und Vertretern der MA 7 und dem kosmos.frauenraum eine klare Absicherung und strukturelle Lösung aktueller Probleme zu finden, nämlich durch die Schaffung einer strukturellen Transparenz, durch eine Trennung der operativen Geschäftsführung von den gesellschaftsrechtlichen Trägern, nämlich dem Verein und der GesmbH. Offensichtlich hat es Sie, Herr Stadtrat, nie gestört, dass da eine Person gleichzeitig Vorsitzende des Vereins, zu 100 Prozent alleinige Gesellschafterin der Gesellschaft ist und gleichzeitig alleinige Geschäftsführerin, vom Verein und von der Gesellschaft beauftragt. Das ist nicht die Transparenz, die notwendig ist. Und diese strukturellen Probleme sind unserer Meinung nach zuerst zu klären und dann kann man einen Neubeginn ab Jänner kommenden Jahres starten. Da sind wir übrigens mit den Damen des kosmos.frauenraums gestern zur völligen Übereinstimmung gekommen. 

Das Ziel ist es - und wir werden das auch morgen beantragen -, einen mittelfristigen Finanzplan auszuarbeiten, mit einem darauf abgestimmten Programm, sodass ab 2003 mittelfristig dieser kosmos.frauenraum abgesichert wird. Und das hat nichts mit politischer Einflussnahme zu tun, sondern das hat zu tun mit aktiver Kulturpolitik, die sorgsam mit Steuermitteln umgeht. Das ist unsere Kulturpolitik! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich komme zum eigentlichen Thema, zum Rechnungsabschluss Kultur und zur Bilanz über ein Jahr StR Mailath-Pokorny. 

Wer nun auf dieses Jahr zurückblickt und einen Blick in den sehr umfangreichen Kunst- und Kulturbericht der Stadt Wien wirft, der wird feststellen, dass das ein sehr erfolgreiches Jahr für die Wiener Kultur war. Um es kurz zu fassen: Nicht nur Wien macht’s besser, auch StR Mailath-Pokorny macht’s besser. 

Mailath-Pokorny macht’s nicht nur besser als der Bund, weil das ist ja nun wirklich nicht schwer. Der Bund macht in Wirklichkeit eine gegen Wien gerichtete Kulturpolitik. 

Da hätte ich übrigens irgendwann einmal eine schauspielerische Leistung des Peter Marboe erwartet, wo man sich wirklich aufregen hätte können. Nämlich darüber, dass der Bund in den letzten drei Jahren 12 Prozent der Kulturförderung in Wien gekürzt hat, das sind insgesamt 14,2 Millionen EUR, 200 Millionen S, das ist immerhin eine beträchtliche Summe. Das hat der Bund in Wien gekürzt, während Wien auf das höchste Kulturbudget in der Geschichte verweisen kann. Das ist der Unterschied. Da macht’s Wien tatsächlich besser als der Bund, und da macht’s Mailath-Pokorny besser als sein Vorgänger Peter Marboe! (Beifall bei der SPÖ.) Er macht’s besser, weil er nämlich viele der offenen Probleme, die Peter Marboe hinterlassen hat, in kürzester Zeit gelöst hat. Und so waren die ersten Monate des neuen Kulturstadtrats geprägt von der Lösung dieser unerledigten Probleme, die zustande gekommen sind durch die zaudernde Politik des Peter Marboe. 

Da war zum Ersten einmal das Volkstheater in den Außenbezirken. Es war eineinhalb Jahre bekannt, dass die kein Geld mehr kriegen, und es war klar: Wenn da nicht die Stadt eine Entscheidung trifft oder eine Initiative startet, wird es dieses so großartige Projekt des Volkstheaters in den Außenbezirken nicht mehr geben. StR Mailath-Pokorny hat sofort eine Lösung gefunden, und nicht nur eine Lösung gefunden, sondern auch kulturpolitische Akzente gesetzt, indem er drei großartige Theatermacherinnen in dieser Stadt mit der Leitungsfunktion beauftragt hat. Das waren die ersten kulturpolitischen Personalentscheidungen, wo Mailath-Pokorny bewiesen hat, dass es ihm um eine Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit für KünstlerInnen in dieser Stadt geht. 

Das Zweite war die Finanzierung des Kindermuseums. Während Sie noch wenige Wochen vor der Gemeinderatswahl angekündigt haben, wie großartig das alles ist mit der Kinderkunst in Wien, haben Sie es eigentlich nie der Mühe wert gefunden, für das Kindermuseum, das nicht in Bau oder in Planung war, sondern das fixfertig gebaut war und wo der Öffnungstermin im September vorigen Jahres festgestanden ist, entsprechende Mittel im Budget der Stadt Wien vorzusehen. Und ich sage, das war Ihre Verantwortung als Stadtrat, für die Budgeterstellung und für die Budgetvorsorge vorzusehen. Tatsache war, dass es ein Kindermuseum gegeben hat, das Sie immer wieder bei Pressekonferenzen angesprochen haben, Sie haben es aber als Stadtrat nicht der Mühe wert gefunden, dafür auch nur 1 S im Budget vorzusehen. StR Mailath-Pokorny hat das sofort gelöst und das Kindermuseum kann nun tatsächlich seine erfolgreiche Arbeit durchführen. 

Das Nächste ist die Entscheidung der Direktion der Josefstadt. Ja, wenn Sie so jammern und sagen, der arme Herr Hackl spielt jetzt nicht mehr in Wien, wenn Sie so überzeugt sind, dass der Herr Hackl der beste Direktor der Josefstadt gewesen wäre, dann frage ich mich heute noch immer: Wieso haben Sie in dem einen Jahr, wo die Entscheidung angestanden ist, diese Entscheidung nicht getroffen? Sie hätten - da hätten Sie nicht einmal mit uns als Koalitionspartner reden müssen - den Herrn Hackl zum Direktor der Josefstadt machen können. Sie haben das nicht getan, weil Sie hartnäckig keine Politik gemacht haben, sondern gezaudert haben und alle Probleme vor sich hergeschoben haben. Das ist der Unterschied von früher. Daher macht’s Mailath-Pokorny besser als sein Vorgänger Marboe. (Beifall bei der SPÖ.) 

Da könnte man jetzt eine lange Liste anführen. Ich sage nur mehr: Die finanzielle Absicherung und die Lösung der Probleme von Public Netbase, von der Freien Bühne Wieden, vom Rabenhof, insbesondere auch vom Künstlerhaus.

Das Künstlerhaus ist ein besonderer Fall. Wenn wir nicht als Stadt dem Künstlerhaus zusätzliches Geld zugeschossen hätten, weil der Bund dort alle Mittel ge-strichen hat, würde es, ohne die Hilfe der Stadt Wien, das Künstlerhaus überhaupt nicht mehr geben. Das ist der Unterschied! Sie haben nicht nur das Problem in Ihrer Amtszeit nicht gelöst, wo es schon bekannt war, sondern Sie haben auch nichts - jedenfalls nichts, was mir bekannt ist - unternommen, um den Bund - Frau Bundesminister Gehrer ist Ihre Parteifreundin - dazu zu bewegen, die Streichung der Bundesförderung für das Künstlerhaus zurückzunehmen. 

Nun, nach der kurzfristig notwendigen Lösung von aktuellen offenen Problemen, die von Ihnen hinterlassen worden sind, ist nun tatsächlich die Handschrift des Andreas Mailath-Pokorny deutlich erkennbar. Er zeigt jetzt tatsächlich, dass er es besser macht. Er beweist das insbesondere mit den wichtigen kulturpolitischen Entscheidungen in den letzten Wochen. 

Da ist zum Ersten einmal die Neustrukturierung der Wiener Musiktheaterlandschaft. Hier ist dieser Stadtregierung, insbesondere dem Bürgermeister, dem Finanzstadtrat und dem Kulturstadtrat, ein großartiger kultur-
politischer Wurf gelungen. Wien bleibt Musicalstadt mit zwei adäquaten Häusern. Das Theater an der Wien wird ab 2006 ein Haus des klassischen und des zeitgenössischen Musiktheaters. Es wurde eine Lösung gefunden, die auch zwei so bedeutende Musikeinrichtungen wie die Wiener Symphoniker und das Klangforum Wien entsprechend einbinden wird, dass das Theater an der Wien auch so etwas wie eine Heimstätte der Wiener Symphoniker und des Klangforums wird. Und diese Entscheidung, die in den letzen Wochen getroffen worden ist, ist tatsächlich eine Jahrhundertentscheidung, und es wird in der Geschichte zu beurteilen zu sein, was das für eine Entscheidung war. 

Es gibt ja immer die Frage: Was bleibt von einer Ära über? - Also ich kann mir heute schon vorstellen, was von der Ära Mailath-Pokorny über bleibt: Die Entscheidung, das Theater an der Wien wieder zum Opernhaus und zum Haus für klassisches und zeitgenössisches Musiktheater zu machen. Das ist ein großartiger Erfolg, den wir heute hier bei dieser Debatte verbuchen können. (Beifall bei der SPÖ.) Mit dieser Entscheidung, aus dem Theater an der Wien ab 2006 ein Opernhaus zu machen, hat die Wiener SPÖ und diese Stadtregierung nicht nur bewiesen, dass wir Visionen in Wahlprogrammen niederschreiben, sondern dass wir diese Visionen sehr, sehr rasch zu konkreter politischer Realität werden lassen. Das ist nur ein Beispiel der 100 Punkte, die wir für Wien umsetzen werden, aber für uns in der Kulturpolitik ist das wahrscheinlich der entscheidendste Punkt. 

Und diese Entscheidung der Stadtregierung, das Theater an der Wien in ein Opernhaus umzuwandeln, hat nun tatsächlich in der Presse und in der Öffentlichkeit ungeteilte, ja fast euphorische Zustimmung gefunden. Ebenso wie die zweite Entscheidung, nämlich den amerikanischen Regiestar Peter Sellers dazu zu gewinnen, für 2006 eine Verantwortung zur Vorbereitung des Mozartjahrs in Wien zu übernehmen. Und diese Entscheidung ist nun tatsächlich auch eine richtungsweisende Entscheidung. Es ist nämlich eine Entscheidung, die beweist, dass wir dieses Mozartjahr nicht hausgemacht in Wien machen wollen, sondern von außen beeinflussen lassen wollen, dass wir internationale Verbindungen nutzen wollen und internationale Kooperationen eingehen wollen, dass wir nicht ein Mozartjahr nach innen organisieren, sondern nach außen, hinaus in die Welt, dass wir nicht ein Mozartjahr in der Vergangenheit belassen wollen, sondern ein Mozartjahr haben wollen, das in die Zukunft weist. Und dafür ist Peter Sellers, den StR Mailath-Pokorny vor kurzem als Verantwortlichen für das Mozartjahr in Wien 2006 vorgestellt hat, nun tatsächlich ein Garant, und darüber gibt es auch völliges Einvernehmen in der Öffentlichkeit und in der Presse. 

Und wenn StR Marboe heute und der Klubobmann der ÖVP gestern von einem "kulturpolitischen Desaster" gesprochen haben, dass man in die Kulturseiten der Zeitungen schauen sollte, dann muss ich dem Klubobmann vorwerfen: Das hast du offensichtlich schon lange nicht gemacht. Also diese Zeitungen sind schon ziemlich vergilbt, denn in den letzten Wochen gibt es nämlich nur großartige Meldungen über die Kulturpolitik in Wien und insbesondere auch über den Kulturstadtrat. Und wir haben tatsächlich in die Zeitungen geschaut. Und nachdem du diese Zeitungen offensichtlich noch nicht gelesen hast, möchte ich dir da ein paar wichtige Zitate auch zur Kenntnis bringen. 

Der "Kurier" schreibt über die Entscheidung des Theaters an der Wien und Peter Sellers von einer "wundersamen Wandlung der Wiener Kulturpolitik, von einem puren Glücksfall". Der "Kurier" schreibt weiter: "Die Entscheidung ist jedenfalls die einzig richtige. Fast hat man den Anschein, als wolle Wien damit den Salzburgern, die noch um das Kleine Festspielhaus streiten, ordentlich etwas vorlegen. In Wien gibt es jetzt nicht nur ein ideales Haus für Mozart, es wird ab 2006 auch als solches genutzt werden." Soweit der "Kurier". 

Die "Salzburger Nachrichten" titeln: "Der Stadtrat zeigt Statur." Sie schreiben weiter: "Das ist nicht nur seine Größe, sondern auch seine politische Entscheidung. Er legt die Souveränität und die Kompetenz an den Tag, die man von einer Person in diesem Amt erwartet. Mailath-Pokorny handelt mit Entschlossenheit und Feingefühl zugleich. Das ist souverän, das hat Statur." 

Jetzt nehmen wir eine Zeitung auch von ein bissel weiter draußen. Die "Welt" fragt: "Was kann Berlin von Wien lernen? Was ist dort besser als in der deutschen Hauptstadt?" Und über das steigende Kulturbudget in Wien schreibt die "Welt": "Aus Berliner Sicht herrschen in Wien paradiesische Zustände." 

Und das wissen Sie auch. Sie zitieren immer nur das, was Sie wollen. Wir wissen, dass gerade die letzten kulturpolitischen Entscheidungen die Handschrift des Mailath-Pokorny tragen und dass das tatsächlich eine großartige Bilanz ist, zu der wir heute hier unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein Nebensatz noch, wenn Sie sich immer so gerühmt haben, Herr Stadtrat, und gesagt haben, das deutsche Feuilleton war begeistert über die Theaterlandschaft in Wien, dann muss man fairerweise sagen: Die haben immer das Burgtheater gemeint. Es war immer das Burgtheater, das hochgejubelt worden ist. Zu Recht. Die haben auch alle Preise gewonnen und machen das mit wahnsinnig viel Geld, zugegebenermaßen mit einer auch hervorragenden Direktion und einem hervorragenden Team. Aber nur, das war nicht Ihr Erfolg, das ist Ihnen ein bissel in den Schoß gefallen. Aber davon kann man auch auf Dauer nicht leben. 

Wenn wir nun im "Standard" lesen müssen, dass in Frankfurt zum Beispiel das experimentelle "Theater am Turm" geschlossen werden muss, dann muss man sagen: In Wien ist wirklich die Kultur- und Theaterpolitik anders. Während anderswo Theater geschlossen werden, werden bei uns - vorsichtig, aber doch - weitere Theaterräume finanziert und gestaltet. 

Und natürlich bin ich froh, dass der Rabenhof nicht nur erhalten geblieben ist, sondern diese großartige Entwicklung genommen hat. Natürlich sind wir froh, dass wir damals hart geblieben sind und nicht zugelassen haben, das als Kabarettbühne ohne Subvention zu führen. Wir sind jedenfalls froh, und das hat die aktuelle Entwicklung bewiesen, dass der Rabenhof notwendig ist, dass dieses junge, trashige Volkstheater in Wien tatsächlich gefehlt hat, und die Entwicklung der letzten Monate beweist das sehr stark. 

Eine weitere wichtige Entscheidung, die vor kurzem StR Mailath-Pokorny getroffen hat, war die Entscheidung der Baubeauftragung für das Kindertheaterhaus im Museumsquartier, wo jetzt der letzte Baustein im Museumsquartier fertig gestellt wird. Wenn Sie ihm heute vorwerfen, warum er es erst jetzt macht, dann frage ich Sie ernsthaft: Warum haben Sie es vor eineinhalb Jahren nicht gemacht? Es waren in Wirklichkeit die Pläne damals genauso fertig. Sie haben es nicht gemacht, weil Sie immer gewartet haben, dass alles, was Sie machen wollen, extra finanziert wird. Das ist halt eine Politik, die Sie machen wollten. Man kann nicht dauernd sagen, was wir machen, das muss der Finanzstadtrat extra finanzieren, und wir machen das, was es bisher immer gegeben hat. Das ist nicht unser Verständnis von Politik, und StR Mailath-Pokorny hat bewiesen, dass er es besser macht. Er hat nicht gewartet. Er hat kulturpolitisch entschieden: Ja, wir wollen dieses Kindertheaterhaus im Museumsquartier und daher werden wir es auch bauen und daher werden wir es auch finanzieren. Und diese Entscheidung haben wir vor kurzem getroffen und das ist eine sehr richtige und gute Entscheidung gewesen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Gemeinderat, wenn Sie nur kurz unterbrechen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf in unserer Mitte jetzt den Vorsitzenden der Moskauer Gebietsduma mit seinen Abgeordneten sehr herzlich begrüßen, der auf Informationsbesuch in Wien ist. Herzlich willkommen! (Allgemeiner Beifall. - Die Gäste grüßen von der Galerie aus das Plenum mit Handwinken.)

Bitte fortzusetzen.

GR Ernst Woller (fortsetzend): Auch als Vorsitzender des Kulturausschusses freue ich mich, dass Sie hier sind. Wir werden im September nach Moskau kommen und werden uns dann die großartige Kulturlandschaft in Moskau anschauen. Wir werden einige Tage Zeit haben, Moskau zu besuchen und kennen zu lernen. 

Nun, wenn in Wien Theater Probleme haben, dann ist es fast immer ein Grund, dann ist es der Grund, dass es Kürzungen der Bundesregierung gibt, die diese Theater tatsächlich hart treffen. Ich nenne ein Beispiel. Das Ensembletheater hat in den letzten Jahren eine wirklich großartige künstlerische und wirtschaftliche Sanierung durchgemacht, und sie sind optimistisch, das zu schaffen. Sie schaffen es nur aus einem Grund nicht, alle Schulden abzubauen, so wie wir es damals ausgemacht haben. Sie schaffen es deshalb nicht, weil sie seit Jahren minus 17 Prozent Bundesförderung verkraften müssen. Und genau diese 17 Prozent Reduktion der Förderung durch die Bundesregierung macht dem Ensembletheater Schwierigkeiten. 

Das heißt, es sind immer die Kürzungen des Bundes, die uns treffen, die die privaten Mitgliedsbühnen in Wien treffen. Es sind seit dem Jahr 2000, also seit dem Antritt dieser Bundesregierung, 7,6 Millionen EUR oder mehr als 100 Millionen S, die den Wiener Theatern durch die Bundesregierung vorenthalten worden sind. Und ich habe bisher kein einziges Wort, weder hier noch in der Öffentlichkeit, keine Presseaussendung, keine Pressekonferenz gehört, wo die ÖVP das in Wien einmal kritisiert hätte. Das ist scheinheilig, und daher können wir auch die Kritik, die Sie oft hier äußern, nicht wirklich ernst nehmen. 

Vor kurzem sind nun auch die Wiener Festwochen erfolgreich zu Ende gegangen. 

Das neue Leitungsteam hat mehr als deutlich bewiesen, dass das aktuelle, innovative und internationale Programm der Wiener Festwochen als Ergänzung für die so vielfältige Wiener Theaterlandschaft sehr wichtig ist, dass die Wiener Festwochen ein hervorragendes Fenster in die Welt, in die zeitgenössische Kunst sind und dass es einfach nicht stimmt, dass Künstlerpersönlichkeiten in Wien vertrieben werden. Das genaue Gegenteil ist der Fall, bei den Wiener Festwochen reißt sich die ganze Welt darum, in Wien auftreten zu können und in dieser großartigen Kunst- und Kulturmetropole, ihre Produktionen zeigen zu können.

Dass Mailath-Pokorny es besser macht, zeigt sich auch am Kunstplatz Karlsplatz. Nach der Umwandlung des Historischen Museums der Stadt Wien in eine wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts folgt nun die Ausschreibung der Leitungsfunktion und die Diskussion über die Neupositionierung des Hauses gemeinsam mit dem Project Space am Karlsplatz, übrigens eine Entscheidung, die der Bürgermeister gegen den damaligen Kulturstadtrat durchsetzen musste und die heute einfach bewiesen hat, dass es eine völlig richtige Entscheidung war. 

Gemeinsam mit dem Künstlerhaus und gemeinsam mit der Sezession gibt es einen wirklich sehr spannenden Ort in Wien für zeitgenössische Kunst, nämlich den Karlsplatz, und wir werden diesen Kunstplatz Karlsplatz in der Zukunft weiter aufwerten und versuchen, ihn in der Öffentlichkeit präsent zu machen, noch stärker, als es heute schon der Fall ist.

Nun, zu den Anträgen der GRÜNEN zu den Museen der Stadt Wien muss man sagen, das sind nun Vorschläge, die sind teilweise interessant, teilweise sind sie von der Vorstudie abgeschrieben und teilweise sind sie falsch. Aber sie haben eines gemeinsam: In Wirklichkeit können wir uns heute im Gemeinderat damit nicht befassen. Es ist nämlich nicht möglich, vor einem Jahr hier ein Museumsgesetz zu beschließen, gleichzeitig in der Landesregierung eine sehr detaillierte Museumsordnung zu beschließen und dann das Museum, das nun in eine eigenständige wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts umgewandelt ist, in allen Detailfragen als Gemeinderat, als Gemeinderatsausschuss oder als Stadtrat zu bevormunden. Das ist einfach nicht möglich und jetzt noch dazu in einer Phase, wo die Leitungsfunktion ausgeschrieben wird. Denn vieles von dem, was hier verlangt wird, ist eigentlich die logische Aufgabe einer neuen oder auch alten Leitung des Museums der Stadt Wien. 

Jedenfalls ist es nicht unsere Kompetenz, all diese kleinsten Detailfragen hier zu regeln, und es ist weder die Aufgabe des Gemeinderatsausschusses noch des Gemeinderats, auch nicht die Aufgabe des Stadtrats, sondern das ist eindeutig im Museumsgesetz und in der Museumsverordnung der Wiener Landesregierung geregelt. Es ist Angelegenheit der Geschäftsführung des Museums der Stadt Wien, teilweise Angelegenheit des Kuratoriums als Aufsichtsorgan, aber nicht Angelegenheit des Gemeinderats. Daher finden wir das zwar alles sehr interessant, aber wir können dem leider nicht zustimmen.

Ein weiterer Beweis, dass es Mailath-Pokorny besser macht als der frühere Stadtrat und insbesondere auch besser macht als die Bundesregierung, ist der heute hier erstmals vorliegende Frauenkunstbericht. Ich sage dazu jetzt nichts mehr, denn die Renate Winklbauer schaut mich ohnedies schon böse an, weil sie dazu ausführlich Stellung nehmen wird. Aber es ist jedenfalls ein unbestreitbarer Erfolg, dass es diesen Bericht gibt und insbesondere ist auch die Tatsache ein Erfolg, dass in diesem Jahr nun 72 Prozent aller Leitungsfunktionen in Kulturinitiativen mit Frauen besetzt worden sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich komme nun zu den noch vorliegenden Anträgen der ÖVP. Nun, dem Antrag auf Entschuldung des Theaters Auersperg 15 werden wir nicht zustimmen, weil es einfach keine automatische Garantie gibt, bei eklatanten Fehlentscheidungen von Künstlern einzuspringen. Noch dazu, wo es eindringlichste Warnungen der Kulturverwaltung gegeben hat, das Projekt nicht anzugehen. Und obwohl alle gewarnt haben und alle gesagt haben, es gäbe dafür keine Förderung, hat Herr Desy trotzdem die Csardasfürstin versucht, hat damit - absehbar - Schiffbruch erlitten und daher können wir uns nicht vorstellen, dass wir jetzt hier auf Grund dieser Voraussetzungen diesem Antrag zustimmen.

Dem zweiten Antrag, der noch kommen wird, nämlich über das Figarohaus, dem Antrag der FPÖ auf Zuweisung in den Kulturausschuss, werden wir zustimmen.

Dem Antrag der ÖVP auf sofortige Abstimmung werden wir nicht zustimmen, weil es nämlich leider keine Vorvereinbarung gibt, auch wenn es in der Antragsbegründung steht. Tatsache ist, dass es derzeit sehr konkrete Verhandlungen mit dem Eigentümer des Figarohauses gibt, aber es wäre einfach ganz ungeschickt von uns, und es würde unserer Sorgfalt im Umgang mit Steuergeldern eklatant widersprechen, wenn wir heute hier einen Beschluss fassen. Denn, wenn ich der Vermieter bin und ich weiß, es gibt diesen Beschluss hier im Gemeinderat, dann sind die Forderungen ab morgen doppelt so hoch und wir können nicht einmal etwas dagegen machen. 

Also, wir würden hier Steuergeld vernichten, wenn wir diesen Antrag beschließen würden. Sie wissen, dass es derzeit sehr konkrete Verhandlungen gibt, wir sind da sehr optimistisch, dass wir das bis 2006 realisieren werden, dass es das Figarohaus zum Mozartjahr geben wird. Wir werden daher jetzt nicht beschließen, unsere Verhandlungsposition zu verschlechtern, indem wir hier einen verbindlichen Beschluss fassen.

Und zum Antrag der FPÖ-GRin Unterreiner, was das Entwicklungskonzept für den Musicalbereich betrifft, müssen wir sagen: Formal sind wir nicht zuständig, das ist Angelegenheit der Wiener Holding, des Finanzstadtrats und daher werden wir diesem Antrag auch keine Zustimmung geben.

Wenn man nun über die Erfolge der Wiener Kulturpolitik spricht, dann ist vor allem eines wichtig, dass man jenen Damen und Herren dankt, die zu diesen Erfolgen der Wiener Kulturpolitik wesentlich beigetragen haben. Das sind zum einen einmal die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Wiener Magistrats, der Einrichtungen des Archivs, der Bibliothek, des Museums der Stadt Wien, der MA 7. Es ist zu danken den vielen Tausenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Kulturinstitutionen, in den Kulturvereinen, in den Institutionen der Kunst- und Kulturszene in Wien, die alle oftmals in sehr aufwändiger, ehrenamtlicher Tätigkeit diese Arbeit machen und es ist insbesondere den Künstlerinnern und Künstlern sowie den Kulturschaffenden dieser Stadt zu danken, die erst durch ihre künstlerische Arbeit und durch ihre Kreativität die Erfolge dieser Kulturstadt Wien möglich gemacht haben, auf die wir so stolz sind und die es uns auch leicht machen, dieser Bilanz des StR Mailath-Pokorny heute hier unsere Zustimmung zu geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Sommer-Smolik gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! 

Ich unterbreche nur ungern die kulturpolitische Debatte für die schnöde Wissenschaft, muss ich fast sagen, denn auch die steht eigentlich in dieser Geschäftsgruppe zur Debatte und ich verspreche, ich werde nicht lange die KulturpolitikerInnen hier jetzt aufhalten, um über die Wissenschaft zu sprechen, aber ich glaube, wir sollten diesen Teil der Geschäftsgruppe nicht zu sehr vernachlässigen.

Es geht jetzt hier um die Förderung von Forschung und Wissenschaft und ich spreche dezidiert nicht über diejenige Forschungsförderung, die in den anderen Geschäftsgruppen beheimatet ist, sondern ich spreche schon über die, die hier auch angesiedelt ist und wo wir sagen müssen, dass 92,4 Millionen S im Vergleich zu anderen Projekten, die für Forschung ausgegeben werden, sehr wenig ist. Es ist gut, dass es die anderen Forschungsprojekte gibt, aber es ist für uns schon auch wichtig, dass es gerade die Forschung im sozial- und kulturwissenschaftlichen Bereich, die ja hier sehr stark gefördert wird, auch gibt und dass es hier auch mehr Mittel geben könnte, wenn der politische Wille dazu vorhanden wäre.

Wenn wir uns anschauen, wie es jetzt im Vergleich zu Innovation ausschaut, was ja Herr StR Rieder gelobt hat und was sicher eine gute Idee ist, so sind hier Budgetmittel allein für das Jahr 2002 in der Höhe von 27,5 Millionen EUR vorgesehen, oder für die Calls, für Life Science gibt es 3 Millionen EUR, und das ist im Gegensatz zu den von mir schon erwähnten 92,4 Millionen S doch etwas wenig.

Kann man das jetzt also wirklich so stehen lassen, dass die sonstige Wissenschaft die nicht wirtschaftsnahe Forschung mit so wenig Geld betitelt? - Schauen wir uns die anderen Ausgaben an: Diese 92,4 Millionen S stehen im Vergleich zu zirka 750 Millionen für den Straßenbau, 417 Millionen für die Informations- und Öffentlichkeitsarbeit, und es gäbe noch andere Bereiche, wo wir sagen, dieser Vergleich stimmt nicht, denn wenn wir die Gesamtausgaben der Stadt mit diesem Forschungsbereich vergleichen, so haben wir hier 0,067 Prozent der Gesamtausgaben. Das ist uns viel zu wenig und ich werde auch einen Antrag stellen, dass hier mehr Mittel für das nächste Jahr budgetiert werden.

Wenn man sich auf der Homepage ein Zitat von Bgm Häupl anschaut, wo er zur Wissenschaftsstadt Wien meint, dass wir die lokalen, regionalen, nationalen und globalen Probleme nur mit Hilfe einer in der Qualität und in der ethischen Fundierung gleichermaßen hervorragenden Forschung lösen können, so ist das gut, aber wo findet sie statt, diese Forschung? Oder, die schon erwähnten 100 Projekte für die Zukunft Wiens, so findet man dort unter dem Titel "Neue Impulse in der Wissenschaft": "Neue Bereiche in der Wissenschaft werden erfasst, zum Beispiel Cultural-Studies, Gender Forschung, Urbanismus und Migrationforschung." Ja, wo werden denn diese Dinge beforscht, wenn nicht in diesen Budgetpunkten. Die wirtschaftsnahe Forschung wird sich wahrscheinlich nicht sehr für diese Bereiche interessieren. 

Unserer Meinung nach gäbe es sehr viele Bereiche zu erforschen, die hier in diesem kultur- und sozialwissenschaftlichen Bereich angesiedelt werden könnten. Zum Beispiel könnte sich die Stadt Wien auch einmal aufraffen, Armutsforschung oder Forschung, die sich mit Gettobildung, Gettopolitik in Wien beschäftigt, in der Schulpolitik könnte man einiges an Forschungsaufträge vergeben, es gibt genug couragierte und engagierte WissenschaftlerInnen, die in all diesen Themenfeldern in Wien aktiv sind. 

Man könnte sich zum Beispiel auch mit dem Vienna Citybike auseinander setzten, nicht im Zuge der Diskussion, um die es jetzt gegangen ist, warum denn diese Leute aus kapitalistischen Motiven die Fahrräder klauen, sondern steckt da nicht etwas anderes dahinter, kann man das nicht auch aus anderen, ästhetischen, wahren ästhetischen Gründen erforschen? 

Die Wissenschaft ist hier sehr breit und all diese Bereiche könnten sehr gut mit jungen Wiener WissenschaftlerInnen abgedeckt werden und es gibt genug zu tun, genug zu forschen, genug Wien-spezifische Forschung zu betreiben und ich denke, wir könnten hier doch etwas mehr Geld brauchen, um uns hier mehr Projekte anzusehen. 

Für uns ist die Forschung nicht nur eine Frage des Wirtschaftsstandorts und nicht nur vorrangig die Wirtschaftsförderung und die wirtschaftsnahe Forschung. 

Es gibt in Wien eine Unmenge an jungen AkademikerInnen, ForscherInnen, die Ideen hätten, die sie einbringen könnten, um hier auch teilzuhaben an der gesellschaftspolitischen Forschung und hier auch Gelder lukrieren zu können, und ich denke, dass wir hier schon auch ein Zeichen setzen könnten, diesen jungen, engagierten Menschen auch mehr Förderungen zur Verfügung zu stellen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich stelle daher folgenden Antrag: 

"Bei der Stellung des Budgetvoranschlags 2003 wird der Budgetansatz 2891, Förderung von Forschung und Wissenschaft, deutlich angehoben, sodass er bei mindest 1 Promille der Gesamtausgaben liegt."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Wenn wir uns also ernst nehmen, und ich fürchte, die Debatte wird dann nachher nicht über die Wissenschaft gehen, sondern es wird weiter um Kultur gehen, und hat jetzt Marboe Recht oder Woller oder Mailath-Pokorny, so möchte ich Sie doch bitten, im Sinne der jungen WissenschaftlerInnen, im Sinne der Wissenschaftsstadt Wien, die ja auch vom Herrn Bürgermeister und vom Herrn Finanzstadtrat so hoch gelobt wird, hier Gelder zu genehmigen, um unseren jungen Menschen und Forscherinnen und Forschern eine Möglichkeit zu bieten, sodass die Stadt Wien auch wirklich den Titel Wissenschaftsstadt Wien verdient und ich bitte um Zustimmung unseres Antrags. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Salcher am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte zunächst Frau Kollegin Sommer-Smolik Recht geben und auch dafür danken, dass sie hier den Aspekt der Wissenschaft eingebracht hat. Das ist sozusagen meine Vorleistung, die ich jetzt hier erbringen kann, wenngleich ich sie um Verständnis dafür ersuche, dass ich jetzt auch keinen Wissenschaftsbeitrag hier einbringe, wobei ich dazusage, dass ich das schon des Öfteren selbst erlebt habe, weil wir heißen ja wirklich "Kultur und Wissenschaft". An sich würde es diesem Ausschuss gut anstehen, wenn wir überhaupt einmal eine gesamte Debatte durchführen und - wir könnten das ja einmal in Absprache mit den Fraktionen tun - den Bereich der Wissenschaft ansprechen. Und, wie gesagt, ich möchte Ihnen dafür danken, und ich halte es für voll-
kommen richtig, dass wir das tun. Ich bitte Sie jetzt aber um Verständnis, dass ich mich jetzt ein bisserl mit den Kollegen aus dem Kulturbereich auseinander setzen möchte. 

Ernst Woller hat Nestroy zitiert, "alles, alles nicht so wahr". Ich passe jetzt ein bisserl auf mit Theaterzitaten, weil mir da einmal etwas passiert ist und man soll ja dazulernen. Und auch in Anbetracht der heutigen Fußballweltmeisterschaft möchte ich einen Experten aus einem anderen Bereich nennen, nämlich den Lothar Matthäus, der heute im "Standard" zitiert wurde: "Du sagst, alles nicht so wahr, ich muss dir leider sagen, es ist alles so wahr, nur ihr wollt es nicht sehen." Und wie der Fußballexperte Lothar Matthäus sagt, "wir dürfen den Sand nicht in den Kopf stecken", also das ist etwas, was ich der SPÖ-Fraktion hier empfehlen kann, denn es geht nämlich um das Problem der Wahrnehmung und nicht um das Problem, ob etwas wahr ist oder nicht wahr ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich war auch gut beraten, mich gestern um 3 Uhr in der Früh nicht allzu intensiv auf die heutige Debatte vorzubereiten, weil ich gewusst habe, der Kollege Woller redet vor mir und da braucht man nur aufmerksam zuhören und die Rede fließt einem dann ja aus den Händen. Und wie ich da jetzt so zugehört habe, oder überhaupt zugehört habe, ist mir ein neuer Begriff gekommen: Daniel Goleman hat in der Psychologie den Begriff der emotionalen Intelligenz entwickelt und ich möchte hier heute meinen Beitrag dem Begriff der kulturellen Intelligenz widmen. 

Jetzt muss ich dazusagen, ich will ja keinen geistigen Diebstahl begehen, Frau Kollegin Marie Ringler hat sich ja auch schon einmal mit der sozialen Intelligenz des Herrn Kulturstadtrats extra bei einer Pressekonferenz auseinander gesetzt, mit einem anderen Ansatz als ich, ich würde ihn einen feministisch-phänomenologischen Ansatz nennen. 

Ich möchte jetzt nicht in Details dieser Analyse eingehen, jedenfalls am Schluss ist sie zum Ergebnis gekommen, "der Herr Stadtrat ist einfach potschert". (GRin Marie Ringler: Das habe ich nicht gesagt!) Das ist eher ein Begriff, den Frauen Männern zuordnen, es gibt ja auch Begriffe, wie hysterisch zum Beispiel, die eher Männer Frauen zuordnen, das ist ja auch sexistisch, aber deswegen habe ich sie eine feministische Analyse genannt. Und ich möchte jetzt nicht bei dem Begriff "potschert" hängen bleiben, sondern möchte etwas tiefer eindringen. Weil, das wirst du mir auch zugestehen, du arbeitest ja gerade wissenschaftlich zu dem Thema, der Begriff "potschert" ist ja in der wissenschaftlichen Terminologie noch nicht ganz gefestigt und durchgesetzt, also daher werde ich mir erlauben, das ein bisserl genauer zu erläutern. 

Also erstens: Der wichtigste Begriff der kulturellen Intelligenz ist der Begriff der Selbstwahrnehmung. Das heißt, die zutreffende Selbsteinschätzung, also die eigenen Stärken und Grenzen zu kennen. Nun, Sie können sich ja durchaus für den Beitrag interessieren, das ist ja für alle Fraktionen vielleicht hilfreich, sich mit dem Begriff der Selbstwahrnehmung auseinander zu setzen. (GR Ernst Woller: Welchen Stadtrat meinen Sie, den früheren?) Ich rede jetzt einmal überhaupt über den Begriff der kulturellen Intelligenz, es sind dann alle Fraktionen gemeint, offensichtlich gibt es ein großes Interesse in allen Fraktionen, es kann sich ja dann jede Fraktion etwas herausnehmen und auf entsprechende Fraktionskollegen aufteilen, was vielleicht von Interesse sein kann. 

Also, ich rede jetzt einmal über die Selbstwahrnehmung. Ich darf hier wieder einmal die Frage aufwerfen, wie wird diese Politik von anderen wahrgenommen und wie wird sie von einem selbst wahrgenommen. Jetzt rede ich einmal nur von der Wahrnehmung der SPÖ-Kulturpolitik: Ernst Woller hat also gesagt, und ich sage jetzt nur einen einzigen Satz: "So hat der neue Kulturstadtrat Mailath-Pokorny rasch den Weiterbestand des Theaters in den Außenbezirken gesichert, die Finanzierung des Kindermuseums und den Bau des Kindertheaters sichergestellt sowie wichtige Personalentscheidungen bei Theatern, wie der Josefstadt und dem Rabenhof, getroffen." 

Das ist sozusagen die Eigenwahrnehmung. Die Wahrnehmung in der Öffentlichkeit war ein bisserl eine andere. Nämlich das, was hier als Weiterbestand des Theaters in den Außenbezirken argumentiert wird, war in Wirklichkeit eine eindeutige Subventionierung der Arbeiterkammer, die aufgehört hat, diese Institutionen zu finanzieren und wenn es da ... (GR Ernst Woller: Weil die Regierung so viele Gelder gestrichen hat!) Nun, langsam ... (GR Ernst Woller: Weil diese Regierung alles gestrichen hat!) Passt auf, wenn Sie über dieses Thema ausführlicher diskutieren wollen, so habe ich die Zitate eines Kollegen der Sozialistischen Fraktion parat, der rausgekommen ist und damals argumentiert hat, nun, man habe einfach alles kürzen müssen bei der Arbeiterkammer (GRin Winklbauer Renate: Ja, aber warum!) und das, was dann über geblieben ist, habe man ohnedies der Kultur gewidmet. Da können wir gerne darüber diskutieren, das ist offensichtlich das sozialdemokratische Kulturverständnis. Das, was übrig bleibt, das wird sozusagen dann der Kulturpolitik gewidmet. (GR Ernst Woller: Weil diese Regierung alles gestrichen hat!) Da können wir gerne darüber reden und das hat mit der Bundesregierung überhaupt nichts zu tun. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja arg, so eine Diskussion, das ist ja furchtbar!) 

Lieber Kollege Woller, ich will ja die Chance nutzen, dass in dieser Kulturdebatte nicht nur über die Bundesregierung und nicht nur über Peter Marboe gesprochen wird, sondern auch ein bisserl auch über den aktuellen Kulturstadtrat, gebt ihm wenigstens eine Chance, oder gebt mir eine Chance, ihn ein bisschen ins Rampenlicht zu rücken. Es ist ja nicht ganz einfach, nicht? Also, das ist mein erstes Beispiel.

Das zweite Beispiel, jetzt habe ich es nur vergessen. (Der Redner holt von seinem Platz Unterlagen für die Rede.) Das ist wichtig, das ist gut. 

Also, ich habe mir das angeschaut, Kunst- und Kulturbericht der Stadt Wien und das erste Mal Frauenkunstbericht. Und mich hat natürlich auch die optische Gestaltung sehr angesprochen. Da sehen Sie eine Dame, die eine rote Fahne hält, da steht drauf: "Feministische Forderungen sind tragbar". Jetzt können wir uns alle erinnern, da war doch, ich glaube, Dr Marboe hat es gesagt, die Eröffnung des Frauenhauses, die Eröffnung des Tanzhauses, da ist ja wirklich eine Frau gestanden, wirklich mit einem roten Transparent, da ist nur etwas anderes draufgestanden. Da ist nämlich eine Frage draufgestanden: "Muss man wieder SPÖ-Mitglied sein?" Da hätte es sicher ein Foto gegeben, das hätte man ja gleich nehmen können. Ich weiß nicht, das ist hier nicht erkennbar, ob das die Barbara Klein ist, der Spruch ist offensichtlich ein anderer. Also wirklich, wenn ich ein derart prägendes Erlebnis habe und dann traue ich mir eine Frau mit einer roten Fahne mit weißer Schrift drauf auf das Titelblatt des Frauenkunstberichts zu geben, also da muss man schon eine besondere Energie haben. 

Ich sage Ihnen was, feministische Forderungen sind tragbar, darüber kann man reden, aber Ihre Vorgangs-
weise in der Frage des kosmos.frauenraums, die ist untragbar. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zum Frauenkunstbericht wird ja Frau Kollegin Winklbauer angekündigtermaßen genauer Stellung neh-men, ich habe nur einmal eine quantitative Analyse ge-macht. Er hat 49 Seiten, zarte 17 Seiten davon setzen sich mit dem Frauenanteil bei Förderungen und Leitungsfunktionen auseinander. Das halte ich durchaus für eine interessante Analyse, sich das einmal anzu-schauen, wobei zu sagen ist, um die Peinlichkeit kommen Sie nicht herum, es gibt keine einzige künstlerische Besetzung von Ihnen in Ihrer Periode und da nutzen Ihnen die ganzen Zahlenspielereien nichts. Die restlichen 32 Seiten sind Reflexionen über Frauenkunstfragen. 

Ich muss gestehen, ich bin natürlich bei einem Satz, der auch groß herausgehoben wird, ein bisschen hängen geblieben - es war gestern schon später -, aber vielleicht kann man mir den dann noch ein bisschen ge-nauer erläutern. Das war der Satz: "Generell denke ich, dass Sex in unserer Gesellschaft total überbewertet ist." Also, das habe nicht ich gesagt, das steht da drinnen. 

Für die, die es genau wissen wollen, gemeint ist damit der Heterosex, also es wird dann noch genauer ausgeführt, aber das will ich hier nicht mehr wiedergeben. 

Also, ich möchte nur als einer der Angehörigen dieser kleinen, aber doch schützenswerten Minderheit derer, die sich dazu noch bekennt, immerhin einer Minderheit, die es schon seit ein paar Hundertmillionen Jahren gibt, wollte ich nur sagen, also zumindest die Schutzwürdigkeit dieser Minderheit sollte auch in Zukunft gesichert werden. Man könnte jetzt noch tiefer in dieses Thema eindringen, aber StR Mailath-Pokorny will ja nie, dass wir uns in andere Ressorts einmischen, da wird er immer ein bisschen nervös, vor allem bei der Frau Kollegin Laska und das Zwischenmenschliche resultiert ja doch eher ins Ressort der Frau Kollegin Brauner, aber da ist es gestern am Abend relativ lange geworden. Ich habe aber schon festgestellt, es gibt großes Interesse an diesem Thema und vielleicht könnte man sich dort einmal tiefer damit auseinander setzen.

Das dritte Beispiel der Selbstwahrnehmung - und das für mich entlarvendste - ist das Zitat von Kollegen Mailath-Pokorny selbst, oder auch hier in dieser Presseaussendung über die Situation des Theaters an der Wien, was auch Ernst Woller hier als den großen Durchbruch bezeichnet hat. Er habe seit Amtsantritt einiges erreicht, betonte Mailath-Pokorny und verwies vor allem auf die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opern- und Festspielhaus. Und das Ganze wird irgendwann einmal, ich glaube, im Jahr 2006 greifbar werden. (GR Ernst Woller: Es ist schon eine ziemliche Vorlaufzeit für ein Musiktheater erforderlich!)

Also, sehr geehrte Damen und Herren, die Idee, da sind wir uns ja alle einig, die ist nicht neu, die stammt nicht einmal aus der Ära Marboe, die stammt aus der Vor-Pasterk-Ära, das wissen wir alle. Und jetzt, die größte kulturpolitische Leistung, die Mailath-Pokorny nach eigener Meinung erreicht hat, ist, dass er ankündigt, dass irgendwann am Ende oder nach seiner Amtszeit etwas in Betrieb geht. So kleine Detailfragen, wer zahlt das Ganze, wie schaut das strukturelle Konzept aus, die sind noch offen geblieben, aber wir harren deren aller mit großem Interesse. Wir, also ich zumindest, habe bis heute noch keine einzige Studie, die es angeblich dazu gibt, kein einziges Arbeitsgruppenergebnis, keine einzige Hintergrundinformation bekommen und das unterscheidet eben diesen Stadtrat und diese Führung sehr wesentlich davon, wie wir vorher kommuniziert haben, wo wir damals immerhin fünf Parteien ständig eingebunden haben. Ich hole mir die Informationen halt aus den Zeitungen und schaue mir an, was ich hier finde. 

Faktum ist also, das ist ein Stadtrat, der ankündigt, dass sein größter Erfolg nach seiner Amtszeit sein wird: Nun, im Bereich der Selbstwahrnehmung kann man nur sagen, das ist jedenfalls eine realistische Ankündigung. Und wenn Ernst Woller heute mühsam versucht hat, Zeitungszitate zu finden und dann kommst du ausgerechnet mit der aus eurer Sicht ja bürgerlich-konser-vativen bis bürgerlich-reaktionären Welt, und diese Welt stellt fest, dass es immerhin in ganz Europa einen Stadtrat gibt, nämlich den StR Firl von der PDS in Berlin, wo Mailath-Pokorny offensichtlich auch aus Sicht der Welt besser gesehen wird. 

Also, wenn das die gesamte internationale Presseauswertung ist, im Vergleich zu dem, was Peter Marboe hier geschaffen hat - man kann ja ruhig oft in der Nähe bleiben und in der Nähe schauen, was es hier für ein katastrophales Presseecho gegeben hat -, dann ist das eine sehr traurige Bilanz. (Beifall bei der ÖVP.) 
Das zweite Element der kulturellen Intelligenz ist die Selbstkontrolle, also die Fähigkeit, störende Impulse und Emotionen einigermaßen in Schach zu halten. Und da muss ich wirklich dazusagen, also diese ständige Larmoyanz in Bezug auf den Vorgänger (GRin Renate Winklbauer: Larmoyanz, ja, das stimmt!), nun, die ständige Larmoyanz, die Sie hier immer einbringen, die ungemeine Lust, die Ernst Woller daran verspürt, endlich die Reden, die er alle aus Koalitionsdisziplin nicht halten konnte oder halten durfte - ja, ich habe das Gefühl, die sind alle vorbereitet gewesen, die sind alle unterm Nachtkasterl gelegen -, jetzt endlich alle loszuwerden, also das ist schon irgendwie beeindruckend. 

Hören Sie doch endlich damit auf, da von den Altlasten zu reden und freuen Sie sich, dass Sie so viele Dinge eröffnen dürfen, Herr Stadtrat, die ja alle von Ihrem Vorgänger geschaffen wurden, das ist ja nichts Schlechtes. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ein letztes Zitat: Sie schreiben hier in einer sehr wichtigen Zeitschrift, nämlich dem politischen Jahrbuch, das von der ÖVP herausgeben wird, und dort laden wir auch wirklich immer Experten aus allen Bereichen ein und da sagen Sie in Bezug auf die Wiener Kulturpolitik: "Diese Vorhaben, die als Teil eines längerfristigen Kulturentwicklungs- und Bildungsplans für Wien zu sehen sind, folgten einer Legislaturperiode liberal-bürgerlicher Kulturpolitik, die mit stets wohlwollender Rhetorik auftrat, doch Altlasten in beinahe niederschmetternder Größenordnung hinterlassen hat." Das Interessante ist, dass diese Altlasten, diese Periode mit niederschmetternden Ergebnissen, damals Herr Bgm Häupl in höchster Weise gelobt hat, ihm wahrscheinlich zu seinem Wahlergebnis geholfen haben, die er heute noch lobt, während ich sagen muss, das öffentliche Lob von Bgm Häupl für StR Mailath-Pokorny spielt sich offensichtlich zwischen dicken Polstertüren ab und dringt sehr selten an das Licht der Öffentlichkeit. Also, hören Sie doch endlich damit auf und steigern Sie in diesem Bereich ein bisschen die Selbstkontrolle im Sinne dieses Reflexes, ständig über Ihren Vorgänger herzuziehen. 

Noch dazu, wo wir gemeinsam in einer Regierung waren und sehr viele positive Dinge zustandegebracht haben. Ich würde mir endlich einmal hier eine Debatte wünschen, eine Generaldebatte, wo StR Mailath-Pokorny im Mittelpunk steht und wo man sich mit seiner Politik auseinander setzen kann und nicht ständig darüber reden muss, um wie viel besser Marboe war. War er so viel besser, war er so viel besser oder war er nur so viel besser? Da wäre ich schon sehr froh darüber. (GRin Renate Winklbauer: Das ist Ihnen aber auch lieber!) Nun, entschuldigen Sie, wer hat heute damit angefangen? Wir haben nicht angefangen damit. (GRin Renate Winklbauer: Aber wer hat denn dann damit angefangen!) 

Ich möchte hier zwei Anträge einbringen, um zu zeigen, dass es genug drängende Themen gibt. 

Der Erste betrifft das Theater im Auersperg, weil das von zwei Fraktionen vorher schon angesprochen wurde und damit es hier kein Missverständnis gibt: Der Anlass für diesen Antrag ist sicher die schwierige persönliche Situation des Herrn Desy, die wir alle kennen, und wo man, glaube ich, trotzdem schauen sollte, eine persönlich verträgliche Lösung zu finden. Das steht aber nicht im Antrag drinnen. Der Antrag sagt nur, dass wir gerne hätten, dass auch in dieser Periode das sichergestellt wird, was der Bürgermeister angekündigt hat, nämlich dass in Wien keine Theater geschlossen werden. 

Daher lautet der Beschlussantrag schlicht und einfach: 

"Im Sinne der Erklärungen des Herrn Bürgermeisters und des Herrn Kulturstadtrats werden diese aufgefordert, keine Theaterschließungen in Wien zuzulassen und die Weiterführung des Theaters im Auersperg sicherzustellen." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Und ich habe einen zweiten Antrag, der vorher auch schon ausgesprochen wurde, da handelt es sich um das Figarohaus. 

Der Antrag lautet: 

"Das schon von der früheren Koalitionsregierung betriebene Projekt Figarohaus ist schnellstens einer endgültigen Lösung zuzuführen. Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge entsprechende Schritte in die Wege leiten." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und jetzt komme ich zum Bereich der eigenen Selbstwahrnehmung, weil das ist sehr wichtig bei der kulturellen Intelligenz, dass man auch immer an sich selber lernt. Ich weiß natürlich, dass der Fußball heute vielleicht ... (GRin Renate Winklbauer: Selbstkontrolle!) Ja, ich weiß es ja, dass der Fußball heute vielleicht die stärkere Rolle spielt.

Ich wollte nur noch vielleicht hier weitere Reden ankündigen, welche interessanten Elemente die kulturelle Intelligenz noch aufweist. Zum Beispiel der Beweis sozialer Fähigkeiten, das heißt, die Geschicklichkeit, mit der man erwünschte Reaktionen bei anderen hervorruft. Zum Beispiel Pressearbeit. Das habe ich mir auch angeschaut, ich mache das ganz gerne. 

Also, die Bilanz der Meldungen von Mailath-Pokorny und Woller im letzten halben Jahr. Jetzt wird es natürlich ruhig, weil jetzt sind alle gespannt, wie das ausgeht.

Mailath-Pokorny 350, Woller 21. Das heißt aber, der arme Woller ist immer an allem schuld, aber an einem kann er nicht schuld sein, das heißt, an der traurigen medialen Bilanz, der kulturellen Bilanz dieses Stadtrats, kann Woller nicht schuld sein. Denn 350 zu 21, das kann nicht er sein, das muss schon jemand anderer sein, der für diese traurige Bilanz verantwortlich ist.

Sind es vielleicht die Freiheitlichen, also die böse Opposition? Also, wir haben ja fast alle erlebt, wie Frau Kollegin Unterreiner in der Ära Marboe, das muss man wirklich sagen, zu echter emotionaler Hochform aufgelaufen ist. Ich möchte nur an die Periode erinnern, wo sie endlich die Zusammenarbeit des StR Marboe mit kommunistischen Revolutionären aufgedeckt und vor den Gemeinderat gebracht hat, wo sie mit Bildern aufgetreten ist - deren Inhalt ich nicht näher treten will - und gesagt hat, wer so ein Bild zeigt, gehört sofort verhaftet. Also, da war eine echte Kraft dahinter und ich muss sagen, in der jetzigen Periode, dem StR Mailath-Pokorny gegenüber, ist sie geradezu sanftmütig geworden. Selbst heute war ihr Bestreben, sich wieder mit dem Marboe auseinander zu setzen, weitaus größer, als das mit Mailath-Pokorny zu machen. Woran kann das liegen? Wer könnte noch schuld sein? - Die GRÜNEN könnten noch schuld sein. Da muss ich wieder sagen, die Frau Kollegin Ringler, das wissen wir alle, sieht immer prinzipiell das Positive und ist an sich ein sehr liebenswürdiger Mensch. Daher glaube ich auch nicht, dass sie das sein kann. Ganz im Gegenteil, ich glaube, Kollegin Ringler sehnt sich so danach, dass es eine erfolgreiche linke Kulturpolitik in der Stadt gibt.

Nur, Herr Stadtrat, Sie geben ihr keine Chance. Also ich meine jetzt nicht allein die Ringler, aber der linken erfolgreichen Kulturpolitik geben Sie keine Chance. Das ist vielleicht ein Widerspruch in sich, aber geben Sie ihr doch einmal eine Chance, die GRÜNEN werden Sie sicher nicht daran hindern. 

StR Marboe ist es heute gelungen - und das ist wirklich eine Premiere im Wiener Gemeinderat gewesen -, dass die SPÖ frenetischen Applaus einer FPÖ-Abgeordneten, der Abg Unterreiner, gibt, weil sie endlich etwas gegen Marboe sagt. Da eröffnen sich natürlich völlig neue Koalitionen und da rücken auf einmal Dinge zusammen, die vielleicht sogar mehr zusammengehören, als uns das bisher bewusst geworden ist. (GR Kurth-Bodo Blind: Aber geh!)

Der letzte Schuldige, der bleibt natürlich ich, im Sinne der Selbstwahrnehmung. Da muss ich aber auch zu meiner Ehrenrettung sagen - und ein paar kennen mich -, ich bin auch die Milde in Person, seien wir uns ehrlich. Wenn ich mich an meine Zeiten der Pasterk erinnere, Misstrauensantrag, die ganze SPÖ-Fraktion ist damals noch ausgezogen, ich will nicht sagen ausgezuckt, ausgezogen. Nur eines muss man der Ursula Pasterk zugute halten, da war etwas, woran man sich reiben konnte, was man kritisieren konnte. Das war auch spannend. 

Nur, wo nichts ist, kann man auch nichts kritisieren, und daher kann man auch, wo nichts ist, nirgends zustimmen und das ist der Grund, warum wir leider heute nach reiflicher Überlegung auch das Kulturkapitel ablehnen müssen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag STEFAN gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Versteckt, soweit ich sehe, da hinten. Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben das Glück, dass wir nicht in erster Linie darüber diskutieren müssen, hat es der ehemalige oder der jetzige Stadtrat besser gemacht, oder der Kopfballspezialist oder der ausrangierte Schiedsrichter. Das ist für uns nicht das Thema, wir können das von außen betrachten, was sich im letzten Jahr in der Kultur getan hat. Ein Budget, das ja noch gemeinsam verhandelt wurde, wurde jetzt rein rot durchgeführt. 

In den Medien haben wir zum Teil gehört, Mailath-Pokorny wäre konzeptlos. Ich muss sagen, den Eindruck vermittelt er nicht. Man muss nur schauen, was man als Konzept erkennen kann, und da meine ich schon, dass was auch schon heute einmal gesagt wurde, so eine kleine Rückkehr in die Pasterk-Zeit erkennbar ist. 

Es sind diese verschiedenen Bereiche, wo man das wieder erkennen kann. Es ist die direkte und indirekte Einflussnahme auf die Kulturpolitik, die Gewichtung von Subventionen, es sind die Einflussnahmen auf Preisverleihungen, indem man Jurys besetzt, es ist vor allem insbesondere überhaupt die Personalpolitik, die Direktorenbesetzung. Wir haben heute schon gehört: Rabenhof, Josefstadt. Was mit dem Historischen Museum der Stadt Wien passieren wird, darüber können wir schon Wetten abschließen. Vielleicht werden wir das morgen tun. Wer sich Gedanken machen darf, über die Zukunft der Vereinigten Bühnen, ist bezeichnend. Es werden hier also schon ganz eindeutig Akzente gesetzt. Und die Selbstherrlichkeit ist auch wieder ein gewisser Rückschritt, zum Beispiel die Zusage, Public Netbase zu sanieren oder zu retten, ohne davor noch irgendein Gremium damit befasst zu haben. Das ist dann ein Selbstverständnis sozialdemokratischer Kulturpolitik ohne jedes Hindernis, und da ist insofern ein Konzept vorhanden, das muss man eindeutig sagen, und da kann man nicht von Konzeptlosigkeit sprechen.

Es ist ja auch ganz angenehm, hinter so einem bürgerlichen Auftreten, einem durchaus sympathischen, mit den behübschenden Stehsätzen und Worten, die wir da immer wieder hören, wie archiviert, neu, spannend, innovativ, experimentell, international anerkannt, kritisch, öffentlicher Diskurs, wunderbare Auseinandersetzung, engagiert, couragiert, bis zum heute gehörten trashig. Trashig ist ja ganz gut ... (Zwischenruf: Deutschland hat 1 zu 0 gewonnen!) Wir haben 1 zu 0 gewonnen (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wer ist wir?), die Deutsch-Nationalen haben gewonnen, ja. (Zahlreiche Zwischenruf von der SPÖ.) Die Europäer haben 1 zu 0 gewonnen, ja. Die letzte Mannschaft der EU, die noch drinnen ist. 

Wir haben heute gehört, "trashig ist das Rabenhoftheater". Also, soweit ich englisch gelernt habe, hat das etwas mit Mist zu tun, das soll wahrscheinlich mistig heißen. Also wunderbar, diese schönen Worte, mit denen aber ganz wunderbar einschlägig geschulte Persönlichkeiten mit einer guten roten Herkunft ihre linke Politik durchsetzen.

Wenn man von der Gewichtung spricht, dann muss man sich ja nur die Zahlen anschauen. Wir haben das diesmal netterweise im Kunst- und Kulturbericht der Stadt Wien sehr schön aufbereitet bekommen. Wir können uns anschauen, was das Rabenhoftheater bekommt, nämlich 650 000 EUR, dagegen die weniger geliebte Freie Bühne Wieden 130 000 EUR. Wir sehen, wie die so genannten Freien Gruppen bedacht werden, immerhin 148 Institutionen, über die die breite Gießkanne gestreut wird, mit 54,7 Millionen EUR, also ein beträchtlicher Betrag, der hier gestreut wird, wie gesagt, an eine ganz große Vielzahl von Institutionen. Der echte Nutzen ist ja fraglich und es ist vor allem kaum überprüfbar. Das wird also frei vergeben, deswegen heißen sie auch Freie Gruppen.

Überhaupt ist das so ein Stehsatz, der auch heute wieder gekommen ist: "Es ist ganz wichtig, es muss nur mehr Geld geben." Es war heute schon in den Medien und daher muss man das auch thematisieren. Wir haben bis jetzt 1,8 Prozent des Budgets gehabt, jetzt sind es nur noch 1,76 Prozent. Das ist die Hauptproblematik. 

Alles in Ordnung. Wenn dafür gute Arbeit geleistet wird, dann soll dafür Geld da sein. Aber das als reines ausschlaggebendes Argument zu verwenden, es müsse mehr Geld her, ist durchaus auch gegenüber all jenen, die den Sparmaßnahmen der SPÖ in Wien - nein, wir reden von der Wiener Politik -, und Sie wissen es ganz genauso gut wie ich, dass gerade in Wien extreme Maßnahmen gesetzt wurden, die gerade die kleinen, nicht so privilegierten Bürger betreffen, nämlich gerade die, die nicht unbedingt zu den kulturellen Veranstaltungen gehen oder gehen können, dass gerade die getroffen werden, dass bei denen die Stromsteuer eingeführt wird, die neue Müllsteuer, die Mietenerhöhung im sozialen Wohnbau, die Erhöhung der städtischen Kindergartengebühren, die Tarife bei den Wiener Linien, die Erhöhung der Bädertarife oder die Erhöhung der Autoabschleppgebühr. 

Alles wunderbare Dinge, die jeden Bürger betreffen, dort muss also offenbar eingegriffen werden, dort müssen die Millionen herausgeholt werden, die wir dann auf die Freien Gruppen und Sonstige verstreuen können. 

Ich weiß schon, das ist blasphemisch, wenn man das im kulturellen Bereich sagt, weil hier ist ja jeder Groschen, der für Kultur aufgewendet wird, sakrosankt und offenbar mehr wert als wo anders. Aber es muss gesagt sein, dass es hier nicht angeht, dass man diesen Punkt so herauskehrt und die anderen aber dann dafür umso abfälliger betrachtet. (Beifall bei der FPÖ.) 

Eine besondere Facette des heurigen Kunst- und Kulturberichts der Stadt Wien ist der Frauenkunstbericht. Ich habe hier vielleicht auch eine andere Wahrnehmung und ich habe schon einmal festgestellt: Ich habe offenbar eine andere Sozialisation hinter mir - ist auch ein schöne Wort - und daher ist es so, dass in meinem Umfeld Frauen es eher als beschämend befinden, dass so etwas notwendig ist. Dass es also notwendig ist, hervorzukehren, dass Frauen in der Kunst aktiv sind, im kulturellen Bereich aktiv sind. Ich habe also noch nie gehört, dass eine Frau als Künstlerin definitiv benachteiligt wäre. Dass Frauen hier sogar erhöhte Fähigkeiten haben und so weiter, das ist mir immer bewusst gewesen und ich habe damit nie ein Problem gehabt. Aber offenbar gibt es da so etwas wie einen Komplex zu kurz zu kommen, und aus dem heraus entstehen dann solche Berichte. 

Das ist ja, wenn man sich das anschaut, zum Teil geradezu wirklich skandalös. Also, ich darf da vielleicht so ein paar Dinge zitieren, und zwar auf Seite 102 beispielsweise lesen wir: Im Bereich Musiktheater, Frauenanteil an Dirigenten bei den Festwochen null Prozent, Festwochen-Frauenanteil an Komponisten null Prozent. Ich muss dazusagen, man erkennt bereits an der Überschrift, dass es nur Männer sind, sonst würde KomponistInnen stehen, nehme ich an. Ich weiß zwar nicht wie man das große I ausspricht, aber es steht zumindest hier. (GR Mag Christoph Chorherr: Genau so! - Probieren Sie es einmal!) Ah, das große I spricht man genau so. Es steht aber mitten im Wort, ist das nicht ... (GR Mag Christoph Chorherr: Das ist egal!) Also, KomponistInnen, genauso ausgesprochen wie Komponistinnen, also da jedenfalls null Prozent. Aber was ganz interessant ist, einen hohen Anteil, das muss man schon sagen, ist zum Beispiel Festwochen-Frauenanteil Kostüme, da sind die Männer nur bei 33 Prozent, die Frauen bei 67 Prozent. Also, ich weiß nicht, da hat die sozialistische Kulturpolitik, oder die sozialdemokratische Kulturpolitik, versagt. Das sind ja wirklich standard-sexistische Aussagen, die man hier liest. 

Oder, und da komme ich jetzt schon zum zentralen Punkt: Kunstankauf Frauenanteil: Männer 51 Prozent, Frauen 49 Prozent. Wir sind zufrieden, es ist fast ausgeglichen. Aber, und jetzt kommt eben diese übliche Ungerechtigkeit, und da muss man natürlich schon vielleicht wirklich etwas dagegen machen: Ankaufsummen Kunstwerke von Männern, also die 51 Prozent in Zahlen ausmachen, aber die Ankaufsumme macht 58 Prozent aus, während die Kunstwerke von Frauen nur 42 Prozent ausmachen. Das heißt, es wird auch hier die Arbeit der Männer offenbar höher bewertet, als die von Frauen, weil sonst könnte das ja nicht sein, dass deren Kunstwerke höhere Preise erzielen. 

Ein ähnliches Bild ergibt sich für die Literatur. Beitrag Literatur: Frauenanteil 40 Prozent Männer, 60 Prozent Frauen, aber Druckkostenbeiträge Literatur 63 Prozent Männer und nur 37 Prozent Frauen. Also, hier eine Ungleichgewichtung, eine große Aufgabe für all jene, die sich um dieses Thema besonders annehmen. 

Ein letzter Punkt: Theater an der Wien. Wir freuen uns alle, dass es da jetzt wirklich eine Änderung geben soll. Seit rund 15 Jahren fordern die freiheitlichen Kulturpolitiker, dass die Oper wieder Einzug finden kann ins Theater an der Wien. Heute haben wir gehört, es scheint so zu sein, dass es wirklich funktioniert. Aber man sollte vielleicht auch die Kirche im Dorf lassen und festhalten, wer das gefordert hat und wer den Druck hier ausgeübt hat. 

Kurz und gut, der Kulturbereich entfernt sich zunehmend von den Bürgern und wieder zurück in den geschlossenen Bereich. Die zeitgeistige Läuterung ist nicht absehbar, was bleibt, ist die Hoffnung, dass die Bürger aufwachen und bei Wahlen auch entsprechend reagieren. Und was uns bleibt, ist, diesen Rechnungsabschluss abzulehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Winklbauer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Renate Winklbauer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der trotz allem noch männerdominierte Sport Fußball hat, trotz allem, auch die Kulturdebatte zumindest ein bisschen beeinflusst. Als erste Bemerkung möchte ich einmal eine Berichtigung anbringen, weil es mir wichtig erscheint: Deutschland hat gewonnen - nicht Europa, denn es gibt keine Europamannschaft - und nicht, wie der offensichtlich durch seine Sozialisation bedingte Kollege Stefan gemeint hat, wir hätten gewonnen. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ. - Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Es hat also Deutschland gewonnen, gewonnen hat aber auch die Kulturpolitik in Wien, die Künstler, die Kulturschaffenden, und zwar haben sie gewonnen durch die Politik, die Andi Mailath-Pokorny im letzten Jahr betrieben hat. Also ein 1 zu 0 gegenüber seinem Vorgänger. (Beifall bei der SPÖ.) 

Er macht eine neue, junge, eine aktive Kulturpolitik, die Rahmenbedingungen für die Kulturentwicklung und für die Kunstproduktion schafft, im Gegensatz zur Zeit vorher, der Zeit des Laisser Faire. 

Leider ist mir der Herr Stadtrat entwischt, wahr-scheinlich will er es sich nicht anhören. (StR Dr Peter Marboe aus dem Hintergrund: Ich bin hier!) Oh, da bin ich froh, dass Sie mir doch zuhören. Die Zeit des Zauderns, der Seitenblicke-Präsenz des Dr Marboe, ist vorbei. Hinterlassen hat er Versprechungen, offene Fragen, Probleme. Probleme, die zur Lösung einige Zeit angestanden sind, für die er keine Finanzierungsbasis geschaffen hat, vieles nicht im Budget vorgesehen hat. 

Damit war StR Andreas Mailath-Pokorny konfrontiert, als er sein Amt angetreten hat. Aber, in gerechtfertigter Abwandlung des Slogans "Wien macht’s besser", Andi Mailath-Pokorny macht’s besser. 

Ich möchte fünf Bereiche nennen, mit denen das zu beweisen ist: Das ist der Bereich Neue Medien, das ist der Filmstandort Wien, das ist der Wissenschaftsbereich, das ist all das, was mit der Geschichte und dem Gedächtnis der Stadt Wien zu tun hat, Museen, Archiv, Bibliothek, Altstadtfonds, Restitution. 

Und ich möchte die emanzipatorische Kulturpolitik erwähnen. Nicht nur das, was den Frauenkunstbericht betrifft, der zum ersten Mal ein eigener ist - das ist schon gesagt worden -, sondern einen viel weiter gefassten emanzipatorischen Kulturbegriff enthält. "Neue Medien" war ein vorher früher kaum beachteter Kunstbereich, wurde 2001 systematisch zu fördern begonnen und auch mit Hilfestellungen für Kulturschaffende in diesem Bereich versehen. Damit wurden auch Vorraussetzungen geschaffen, dass es im heurigen Jahr erstmals einen Rahmenbetrag für "Neue Medien" - Kunst gibt, mit dem multimediale, spartenübergreifende kleine Projekte, die aber global, also weltumspannend wirksam sind, gefördert werden, wo reale und virtuelle Ausdrucksformen von Künstlerinnen verwirklicht werden, und ich sage hier das Wort Künstlerinnen mit dem kleinen i, weil sechs von zehn Projekten in diesem Bereich von Frauen gemacht werden. 

Ein wichtiger Anbieter im Bereich der Neuen Medien ist Public Netbase und wir stehen dazu, es in der Vergangenheit gefördert zu haben und es auch in der Zukunft tun zu wollen. Public Netbase ist in diesem Sektor ein international anerkannter Player, er bietet für Hunderte Künstler, Kulturschaffende, eine Basis mit dem Webserver, er ist eine Jugend- und Kulturschnittstelle zu den neuen Kommunikationstechnologien, macht international anerkannte Veranstaltungen, wie zum Beispiel Word Information Org, Veranstaltungen, die wichtig wären am Kulturstandort Museumsquartier, wo sie durch eine meiner Meinung nach unverschämte Kulturkürzungsstrategie des Blau-Schwarzen Bundes - auch da wieder das Problem - ausgehungert und vorläufig auch hinausgedrängt wurden. (StR Dr Peter Marboe: Ja, das ist realistisch!) Vorläufig sage ich deswegen, weil ich glaube, dass spätestens dann, wenn die Sozialdemokraten wieder die Regierung im Bund bestimmen, diesem Spuk ein Ende gesetzt wird. 

Jetzt muss, in dieser Zeit bis dorthin, StR Andi Mailath-Pokorny - und das gilt auch für Projekte wie "Depot", wie "Basis", das gilt auch für den "kosmos.frauenraum" - dem Bundestrend der Bestrafung von kritischem Kunstpotenzial durch Subventionsentzug entgegenwirken und entgegensteuern, aber auch das machen Andi Mailath-Pokorny und Wien besser. (Beifall bei der SPÖ.) 
Zweiter Bereich, der Filmstandort Wien: Die Vielfalt der Wiener Kinos, das Wiener Filmangebot zu fördern, sind eine der wichtigen und zentralen Aufgaben dieses Bereichs. Die ersten Multiplexkinos gehen schon ein, weil eben ein ungezügelter und ungeregelter Errichtungsboom, entgegen dem Optimismus der Selbstregelung des Markts, Ruinen hinerlässt. Negativ hat sich dieser Boom der Multiplexe allerdings auch auf die bestehende, gewachsene Kinolandschaft ausgewirkt und da wird es notwendig sein, und da ist es notwendig, gegenzusteuern. Aber das sind auch Probleme, die Andi Mailath-Pokorny geerbt hat. 

Jetzt will ich das nicht überbewerten, die hat er nicht von Herrn StR Marboe, aber von der konservativen Ideologie des Laisser Faire des Markts geerbt. 

Die Vielzahl der Maßnahmen, die in diesem Bereich gesetzt wird, möchte ich nur wirklich schlagwortartig erwähnen. 

Die Kinoförderung, eine gute Sache, wird verbessert, indem Investitionsförderung auch für kleinere Kinos möglich wird, indem der Eigenmittelanteil herabgesetzt wird. Ich möchte nur den Filmfonds erwähnen, der zeigt, wie gute Arbeit möglich sein kann, durch Förderung von Projektentwicklung, durch Herstellungsförderung, durch Förderung von Kinostarts oder von Festivalteilnehmern. Ich möchte die Vielfalt des Kinoangebots auch unterstreichen mit der so genannten kleinen Filmförderung, wo junge Talente, wo Kurzfilme, Experimentalfilme und Dokumentarfilme gefördert werden. Ich möchte auch darauf hinweisen, dass auch in diesem Bereich spezielle Frauenfilmförderung möglich war, zum Beispiel im Bereich eines Festivals über von Frauen gestalteten Frauentrickfilmen und in einem Studentinnenfilmfestival. 

Ich möchte erwähnen, dass das Filmarchiv und das Filmmuseum mitfinanziert wurden. Auch dort hat der Bund in ganz katastrophaler Weise ausgelassen. Wir fördern die Wiener Programmkinos, wir haben die Viennale als international beachtetes Festival. Auch dort ist eine Frau als Kulturmanagerin tätig, und ich weise wirklich zurück, dass das eine Zweitrangigkeit gegenüber der künstlerischen Leitung ist, wenn ein Kulturbetrieb gerade in Zeiten knapper Budgets und der Streichungen von Bundesseite das als eine nicht wichtige oder zweitrangige Position angesehen wird. Es wird immer wichtiger, dass auch kaufmännische Fähigkeiten dort greifen. Und die Frauen stellen dort sozusagen ihren Mann, aber sie sind eigentlich besser, wenn sie nicht ihren Mann, sondern ihre Frau stellen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und Andi Mailath-Pokorny hat sich auch im Interesse der qualitätsvollen Wiener Kinolandschaft bemüht, das City-Cinema-Problem in den Griff zu bekommen und es wird das Metro- und das Gartenbaukino für den Kulturbetrieb, für den Kinokulturbetrieb, erhalten bleiben. Andi Mailath-Pokorny macht’s eben besser. 

Dritter Bereich: Wissenschaft. Die Wissenschaft ist wieder in den Bereich des Kulturressorts zurückgekommen und ich finde das wichtig und gut so und ich sehe es nicht so, wie die Kollegin von den GRÜNEN gemeint hat, dass das nur ein Anhängsel sei. Ich glaube, dieser enge Zusammenhang zwischen der Wissenschaft und der Kunst ist sehr wesentlich, wir arbeiten ja auch gemeinsam an einem Projekt, Marie Ringler, das sich mit Art and Science beschäftigt, wo wir Kunst und Wissenschaft des 21. Jahrhunderts fördern wollen, wo wir gemeinsame Forschung und künstlerische Umsetzung von Wissenschaft und Kunstprojekten ermöglichen wollen. Dies soll nicht mit den Methoden des 20. Jahrhunderts erfolgen, sondern mit denen des 21. Jahrhunderts, aber wo die im 20. Jahrhundert entwickelten Grundlagen in Wissenschaft und Kunst in das 21. Jahrhundert getragen werden. Von der klassischen Moderne zur Cyberkultur, von klassischer Technik zur Quantenmechanik, zur Kybernetik und zur Biotechnologie. Die kritische Auseinandersetzung in diesem Bereich mit Demokratie und die gesellschaftspolitischen Auswirkungen der neuen Technologie werden ein wichtiger Bereich sein, etwas - um wieder zurückzukommen auf Public Netbase -, das von Public Netbase immer schon gemacht wird. 

Voraussetzungen die wir schaffen für die Zukunftsideen im Kunst- und im Wissenschaftsbereich: Die Grundlage dafür ist die Arbeit der Wissenschaftsabteilung, die jetzt wieder ins Kunstressort unter Dr Ehalt zurückgekehrt ist. Es ist ein wichtiger Beitrag, um Wien im Städtewettbewerb als Wissens- und Wissenschaftsstadt zu etablieren, mit einem sehr breiten Wissenschaftsbegriff, in dem Themen wie Forschung und Innovation, Kulturreflexion, Kontakt zu universitären Einrichtungen, Förderung auch zu kreativen Wissenschaftsinitiativen fernab von Institutionen, die wissenschaftliche Nachwuchsförderung, die Wiener Vorlesungen und Wissenschaftscollege, erfasst sind. 

Ich könnte jetzt eine ganze Weile noch weiterreden, aber ich habe nur mehr 7 Minuten zur Verfügung und daher möchte ich das abkürzen, aber ich möchte betonen, wie wesentlich dieser Bereich ist. 

Um wieder auf den Frauenbericht zu kommen: Selbst im Wissenschaftsbereich, von dem wir ja genau wissen, dass er an den Universitäten, an den Institutionen, extrem Männer-dominiert ist, im Bereich der Stadt Wien aber, wo wir es eben besser machen, sind es immerhin 27 Prozent der Förderungen, die an Frauen gehen. Also, auch da macht es Wien besser. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich komme zum vierten Bereich, den ich beleuchten möchte: Geschichte - Gedächtnis der Stadt Wien. Das Archiv im Gasometer - ich glaube, es ist eines unser hervorragenden Gedächtnisse - hat eine ganz reibungslose Übersiedlung hinter sich gebracht. Und hier noch einmal den Dank an alle, an die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die das ermöglicht haben. Also noch einmal diesen Dank, dass Wertbestände, die man gar nicht ermessen kann, jetzt an einem schönen Ort ihren Platz gefunden haben. 

Ich erwähne nur, dass wir erleben konnten, dass Wien zum Weltkulturerbe geworden ist. Wir haben im Bereich der Wiener Stadt- und Landesbibliothek eine in dieser Richtung auch positive Entwicklung, dass wir die Schubert-Sammlung im Memory of the World-Register der UNESCO unterbringen konnten, wir haben in diesem Bereich der Geschichte und des Gedächtnisses der Stadt das Jüdische Museum, wir haben den Altstadtfonds, der die Wiederherstellung historischer Bausubstanz ermöglicht, wir haben die Bezirksmuseen und wir haben natürlich, und deswegen zum Schluss, das Historische Museum, in welchem jetzt die Weichen gestellt werden, um diese erfolgreiche Vergangenheit der Repräsentation der Weltkulturstadt und der Geschichte hinüberzuleiten in ein urbanes Museum, das den heutigen Bedingungen und den zukunftsorientierten und visionären Ideen gerecht werden kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich komme zum fünften und letzten, aber nicht weniger wichtigen Bereich: Chancengleichheit, emanzipatorische Kulturpolitik für junge Kunst, für junge KünstlerInnen, Kulturschaffende, KulturmanagerInnen, und da vor allem weibliche. 72 Prozent der neuen Positionen, die im Führungsbereich besetzt wurden - und ich habe zuerst schon gesagt, dass ich nichts davon halte, den künstlerischen Bereich als den wertvolleren und den kaufmännischen als den weniger wertvollen auseinander zu dividieren -, sind von Frauen besetzt.

Ich möchte in diesem Bereich der emanzipatorischen Kulturpolitik aber auch interkulturelle Projekte nennen. Ich möchte alles das nennen, was bezirksbezogene Aktivitäten sind, die nämlich eine Emanzipation der Bewohner und Bewohnerinnen zu eigenkreativer Arbeit und eigenkreativer Kunstproduktion sind. Auch da haben wir hervorragende Leistungen: das Theater in den Bezirken, die Bezirksmuseen, die Bezirksfestwochen, stadtteilbezogene Aktivitäten wie Kulturnetz oder Aktionsradius Augarten. Und last but not least der Frauenkunstbericht. 

Im Bereich der Theater ist ja schon vieles gesagt worden und selbstverständlich ist alles selektiv, was man in diesem Bereich sieht oder was man in diesem Bereich sagt, weil ja bewusst manches gesehen wird und manches nicht gesehen wird, je nachdem mit welcher Einstellung man an die Sache herangeht. Ich kann es nur positiv sehen, auch wenn ich durchaus erkenne, dass an manchen Stellen noch Nachholbedarf ist.

Für mich ist auch - es gehört nicht in unsere Verantwortung - die magere Besetzung mit Frauen bei den Philharmonikern immer noch ein Problem. Also das ist für mich nicht wirklich eine Lösung. Wir können es nur nicht beeinflussen. Aber dort, wo wir beeinflussen können, tun wir es. Bei den 21 Besetzungen, die Andy Mailath-Pokorny in seiner Zeit zu verantworten hat, wurden 8 mit Männern und 21 mit Frauen besetzt. Das ist ein hervorragendes Ergebnis. 

Im Bereich der Freien Gruppen Theater: 45 der Projekte werden von Frauen gemacht, beim Tanz Freie Gruppen sind es 41 Prozent. Auch in den Beiräten sind einige Besetzungen gewesen, da sind es 84 Prozent Frauen, Kompositionsaufträge 28 Prozent, so wenig ist das nicht. Im Filmfonds sind bei den Projekten 24 Prozent der Förderungen an Autorinnen gegangen und noch immerhin 11 Prozent an gemeinsame Projekte Männer/Frauen. Im Regiebereich haben bei den Projekten 21 Prozent Frauen die Möglichkeit gehabt, gefördert zu werden. Stars wie Barbara Albert mit "Nordrand" möchte ich nur als ein Beispiel nennen.

Ich könnte noch viel weiter fortsetzen. Was ich damit zeigen will, ist die Vielfalt der Frauenkunstpolitik in dieser Stadt. Ein wichtiger Bereich sind auch gezielte Projekte, die sich mit Frauenförderungen beschäftigen, mit Frauenkunst beschäftigen. In dem Zusammenhang möchte ich den kosmos.frauenraum erwähnen. 

Von der öffentlichen Hand wurden ihm für die Baubedingungen 14 Millionen gegeben und ich glaube, dass das ein ganz hervorragender Stellenwert ist. Wir anerkennen diesen Stellenwert, den der kosmos.frauenraum hat und werden das auch weiter fördern, aber wir werden mit den Mitteln sorgsam umgehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Vielfalt der Frauen im Kultur- und Wissenschaftsleben der Stadt: Man sieht, und das ist das Wichtige am Bericht, was Frauen leisten, wenn es auch öffentlich dargestellt wird und wenn es ins Licht gerückt wird. Das geschah durch diesen erstmals präsentierten Kunstbericht. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Kollegin Winklbauer.

GRin Renate Winklbauer (fortsetzend): Ich habe schon meinen letzten Satz.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Gut.

GRin Renate Winklbauer (fortsetzend): Dieses geschah durch diesen Kunstbericht, der eine hervorragende Leistung von StR Andy Mailath-Pokorny ist, auch wenn er keine Frau ist.

Schlussresümee: Viel ist im Kulturressort 2001 nach jahrelangen Versäumnissen des Vorgängers (Heiterkeit des StR Dr Peter Marboe.) und trotz Gegenwind durch die empfindlichen Kürzungen, die die schwarz-blaue Bundesregierung - verbrochen, hätte ich jetzt fast gesagt - vollzogen hat, geschehen, aber Wien und Andy Mailath-Pokorny machen es besser! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Wenn man diese heutige Diskussion mitverfolgt hat, dann kann man eigentlich nur zu dem Schluss kommen, so schlecht kann es um die Kultur in der Stadt gar nicht bestellt sein, insbesondere wenn ich mir die Debattenbeiträge der Opposition noch einmal vor Augen führe. 

Die Frau Kultursprecherin der GRÜNEN spricht die Hälfte ihrer Redezeit über das Historische Museum und macht dazu konkrete Vorschläge. Das ist sehr löblich. Damit wird man sich auseinander setzen. Ich finde das auch sehr konstruktiv.

Herr StR Marboe, er nennt mich überhaupt einmal gleich - ich mein', ich weiß schon, die ÖVP-Fraktion hat immer ein bisschen Probleme mit Metaphern und Bildern, also der Experte für Kopfballtore, das ist nun wirklich nicht fußballerisch gesprochen, weil so etwas gibt's nicht, aber wenn ich das bin, dann danke ich für dieses Kompliment, weil dieses Bild kann ja nur bedeuten, dass ich möglichst viele Tore schieße und das ist eigentlich ein Kompliment. Dafür danke ich herzlich. 

Im Übrigen ist mir das, was ich vom Kollegen Marboe gehört habe und auch das, was ich von der Kollegin Unterreiner gehört habe, merkwürdig bekannt vorgekommen. Also ich glaube, wir sollten dann einmal ins Protokoll schauen, ob das nicht fast wortident ist mit dem, was wir vor einem Jahr hier gehört haben, inklusive der Zeitungsausschnitte, weil all die Zeitungsausschnitte, die ich heute gehört habe, sind auch schon mindestens ein Jahr alt und beziehen sich auf Dinge, die vor einem Jahr geschehen sind. 

Das ist alles okay. Auch darüber, dass Herr GR Salcher eine ziemlich laue Polemik, die jetzt wirklich völlig inhaltsfrei war, abgegeben hat, kann man auch noch diskutieren. Nur eines, meine Damen und Herren, weil das so ein bissel untergegangen ist und man sollte es doch erwähnen, weil ich glaube, dass das auch ein bissel zur Kultur in dieser Stadt gehört: Da spricht Herr GR STEFAN, und Renate Winklbauer hat das schon richtigerweise zurückgewiesen, aber da spricht GR STEFAN davon, dass wir, und auf Nachfrage, ich hab' ja nachgefragt: "Wir haben 1 zu 0 gewonnen. Wir haben 1 zu 0 gewonnen.", gewonnen haben.

Meine Damen und Herren! Ich distanziere mich erstens einmal von dieser Vereinnahmung, von dem Wort "Wir", und zweitens vor allem - und das ist das Entscheidende und das ist, glaube ich, kulturpolitisch entscheidend - von den politischen Implikationen dessen, was damit einhergeht! (Beifall bei der SPÖ, bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) 

Wenn man das so dann wegtut und sagt: Ja, wir in der EU und so weiter - tun Sie nicht so, es zeigt eindeutig, welch Geisteskind Sie sind, und das ist meiner Meinung nach mit aller gebotenen Schärfe zurückzuweisen, mit aller Freude oder Nichtfreude, die man haben kann, dass Deutschland gegen Südkorea 1 zu: 0 gewonnen hat.

Meine Damen und Herren! Ein paar grundsätzliche Bemerkungen zum Inhaltlichen, so es auch in den Debattenbeiträgen überhaupt wahrnehmbar war.

Natürlich ist diese Kulturpolitik der gegenwärtigen Stadtregierung und dessen, worum ich mich bemühe, getragen auch davon - und das soll ja Politik letztlich sein -, grundlegende Weichenstellungen zu treffen und natürlich auch zu schauen, dass die tägliche Verwaltung gut funktioniert und das Vertrauen - das ja anders, als es da dargestellt wird, und selbstverständlich und berechtigterweise nach wie vor vorhanden ist - weitergeht, aber dass man grundlegende Weichenstellungen trifft.

Wir haben versucht, das zum Beispiel in den beiden wichtigen Bereichen dieser städtischen Kulturpolitik, nämlich im Theaterbereich, im Musiktheaterbereich und im Museumsbereich, zu tun. In beiden Fällen haben wir bereits grundlegende Weichenstellungen getroffen und das ist nicht, wie GR Salcher sagt, sozusagen etwas, was man halt macht und dann im Jahr 2007 wird das dann vielleicht relevant, sondern das bedarf erstens einmal einiger konzeptiver Arbeit, zweitens bedarf es auch einigen - in aller Bescheidenheit gesagt - Mutes und drittens bedarf es auch ziemlich konkreter Arbeit, das umzusetzen, damit nicht das passiert, was wir vorher erlebt haben, dass man Entscheidungen trifft und dann sagt, es ist geschehen und die Finanzierung passiert halt dann irgendwann einmal nachher. Ich werde selbstverständlich für die Finanzierung einzustehen haben. Ich werde selbstverständlich für die Finanzierung Vorschläge zu machen haben und ich werde selbstverständlich auch daran gemessen werden können. Wir können gerne bei Gelegenheit darauf zurückkommen.

Diese - und es wurde ja schon erwähnt - grundlegende Entscheidung, was den Theaterbereich anbelangt, ist eine, die weit über die theatergrundlegenden Entscheidungen des Bundes und die Ausgliederung der Bundestheater beispielsweise hinausgeht, weil es inhaltliche Weichenstellungen sind und weil es darüber hinausgehend noch ein grundsätzliches Bekenntnis dieser Stadtregierung ist, Kultur auszuweiten, Investitionen in die Kultur auszuweiten und sich grundlegend zu einer Expansion der Kultur, weil das eine Investition in die Zukunft ist, zu bekennen. Damit unterscheidet sich Wien massiv von anderen Städten, insbesondere in den Nachbarländern und auch sonst wo in Europa. Deshalb, meine ich, ist es gut, dass diese Stadtregierung diese Entscheidungen getroffen hat und auch dazu steht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist nicht nur so locker dahergesagt, jetzt mach ma da ein Opernhaus - diese Idee hat es eh schon längstens gegeben -, sondern es ist ja auch eine konzeptive Arbeit. Ich sagte schon, man muss sich da überlegen, was man damit macht und wir haben - und auch das ist ja nicht ganz leicht und nicht ganz selbstverständlich - dafür auch zwei hervorragende Experten gewonnen. Eine davon übrigens eine Expertin, weil Sie sagen: Ja, wo habt's ihr Frauen besetzt? Frau Mag Zechner ist mit Sicherheit eine ausgewiesene Expertin ... (GR Dr Andreas Salcher: In der Opernfrage? In der Opernfrage?) Na nicht, Herr GR Salcher, in der Opernfrage. Das kann auch Ihnen nicht entgangen sein, dass Frau Mag Zechner nicht für die Oper zuständig ist, sondern für den Unterhaltungsbereich. Also werfen Sie nicht ein "In der Opernfrage". Dafür ist sie keine Expertin, zugegebenermaßen, aber dafür ist sie ja auch nicht zuständig. 

Also wir haben dafür ganz hervorragende Experten gefunden, die sich damit auseinander setzen und die auch die Konzepte innerhalb der nächsten Monate entwerfen werden. (GR Dr Andreas Salcher: Na ja!) Es ist damit etwas gelungen und es wird gelingen, aber die Grundsatzentscheidung ist ja die, dass wir die großen Bühnen der Stadt grundlegend anders positionieren und damit aber auch das Kulturangebot der Stadt ausweiten. Im Grunde sind das eigentlich in der Tat, wie ich meine, Meilensteine einer Kulturpolitik, die weit über die gegenwärtige Legislaturperiode hinausreichen. Wenn es uns gelingt, tatsächlich auch diese Umsetzungsschritte zu machen, und Sie werden laufend darüber Berichte bekommen und ich lade Sie auch herzlich ein, darüber konstruktive Vorschläge zu machen, dann glaub' ich, ist das ein wesentlicher Schritt für die Stadt. 

Ähnlich, meine Damen und Herren, das Historische Museum. Ich verstehe und weiß, nachdem es sonst an dieser Kulturpolitik offensichtlich nicht sehr viel zu kritisieren gibt, dass Sie krampfhaft nach Möglichkeiten suchen, irgendwo parteipolitische Beeinflussungen oder Einflussnahmen zu suchen und zu finden. Es wird Ihnen nicht gelingen, weil es sie nicht gibt und schon gar nicht im Historischen Museum. Das Historische Museum ist ein ganz transparenter Prozess, den sie als Gemeinderäte und Gemeinderätinnen mitgetragen haben, mitbestimmt haben, es ist letztendlich auch hier die Ausgliederung beschlossen worden, es sind auch hier das neue Museumsgesetz und die Museumsordnung beschlossen worden. Es geht im Grunde, und das ist ja nichts Böses und ich versteh' ja nicht, warum da alle jetzt aufschreien und sagen: Um Gottes willen, und ich weiß nicht, die Freiheitlichen sagen, da werden irgendwelche Rückschritte oder Schritte in der Parteipolitik unternommen. Ich kann das beim besten Willen nicht sehen. Ich bin gespannt, ob das morgen irgendwie angesprochen und nachgewiesen werden kann, aber es ist ja nichts Böses, darüber nachzudenken, genauso wie wir über die Theater nachdenken und über andere Bereiche in der Kultur, dass man auch über die Zukunft des Historischen Museums nachdenkt und darüber nachdenkt, wie kann es uns gelingen, dass wir daraus ein Stadtmuseum der Zukunft machen, das neue Aufgaben auch wahrnehmen kann, das neue Aufgaben auch wahrnimmt und wie kann man das organisatorisch, personell und finanziell am besten absichern. Um nichts mehr und nichts weniger geht es. Wir sind da in der Mitte dieses Prozesses und ich gehe davon aus, dass wir da sehr bald auch ein grundlegend erneuertes Stadtmuseum haben werden, das selbstverständlich auch international seinen Namen hat und verstehe auch nicht die Kritik daran, dass man Leute einlädt, ein Expertengutachten zu schreiben. Es ist dieses Gutachten eines, das als Diskussionsgrundlage dienen soll, so wie im Übrigen auch die Enquete des Gemeinderats und andere Ergebnisse auch. Für mich ist jedenfalls die Entwicklung dieses Museums, aber auch die Entwicklung des Kunstplatzes Karlsplatz insgesamt eine kulturpolitisch wichtige und ich meine, auch eine gute und interessante Entwicklung für die Zukunft. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ich werde jetzt nicht die ganze Palette der Entwicklungen und Entscheidungen des letzten Jahres aufzählen, aber an einem liegt mir schon: Natürlich gehört zu einer Erneuerung der Theaterlandschaft auch, dass man sich immer wieder auch mit den Bühnen beschäftigt, die in eine Krise geraten sind und da gab es einige, es gibt auch einige, und es wird auch wieder welche geben, weil das offensichtlich in der Theaterlandschaft so der Fall ist. 

Nur zum Thema "Rabenhof" lassen Sie mich noch eines sagen. Er wird von Ihnen, meine Damen und Herren von der Opposition, immer so als Synonym für ein besonderes Scheitern, für ein besonderes Ausmaß an Parteipolitik hergenommen. Das ist auch hier nicht nachweisbar. Ich wüsste auch nicht, wie man das nach-weisen sollte. Es ist ganz im Gegenteil so, dass entgegen all Ihrer Unkenrufe der "Rabenhof" eine sehr erfolgreiche Entwicklung nimmt. Und weil da so gerne Medien zitiert werden, hab' ich mir auch erlaubt, etwas herauszuholen. 

Im November 2001 schreibt der "Falter": "Eine prekäre Situation, in der Mailath-Pokorny eigentlich nur falsch entscheiden konnte. Der Stadtrat behielt die Nerven und das einzig Richtige: Weluntschek hat jetzt drei Jahre lang die Gelegenheit zu beweisen, ob er die Kraft besitzt, das umzusetzen, was er bisher nur angedeutet hat." So, zwei Monate später wiederum im "Falter": "Das Theater im Rabenhof wurde offiziell eröffnet und obwohl kein Theaterabend im engeren Sinn am Programm stand, war das Eröffnungswochenende mit vier nahezu ausverkauften Vorstellungen das stärkste Lebenszeichen, das die Stadt seit langem gesehen hat." Weiter heißt es dann: "Wenn das so weitergeht, könnte der neue Rabenhof nicht nur so manchem Theater in der Stadt Konkurrenz machen, sondern auch eine Alternative zum immer gleichen Programm der Kabarettbühnen werden." "Falter" schließt: "Es sieht so aus, als wäre der neue Rabenhof genau die Bühne, die uns gerade noch gefehlt hat. Ein Theater, in dem es keine Berührungsängste mit verwandten Genres gibt, in dem es nicht immer gleich die große Kunst sein muss, in denen man sich auch ohne zwei Monate Probezeit auf die Bühne wagt. Etwas Ähnliches versucht auf ganz andere Weise auch das neue Schauspielhaus. Das Wiener Theater bewegt sich also doch noch. Wer hätte das gedacht?" 

Na ja, also so eine schlechte Meinung vom Rabenhof wird dann nicht mitgeteilt. Ich kann sie auch im Übrigen in letzter Zeit nicht finden, ganz im Gegenteil. Es sind da natürlich auch die entsprechenden internationalen Kritiken. Ich bin sehr versucht, mir dieses Packerl von Zeitungsausschnitten nur für die Kollegen der ÖVP von wegen selektiver Wahrnehmung herzunehmen, also sowohl was die Wiener Kultursituation allgemein, als auch meine eigene Performence anbelangt. Ich schicke Ihnen das gerne zu. Vielleicht können Sie Ihr Archiv ein bisschen damit anreichern, weil da offensichtlich tatsächlich eine selektive Wahrnehmung herrscht. 

Ein Wort noch, meine Damen und Herren, weil es auch angesprochen wurde und weil es auch aktuell ist, zur Kinolandschaft. StR Marboe hat da gesagt, ich habe mir das aufgeschrieben: "Schlamassel der Kinosituation." Also da kommen einem ja auch fast die Tränen. Also erstens einmal, wenn es ein Schlamassel gibt, dann ist wirklich die Frage, wer das verursacht hat. Wir, ich mit Sicherheit nicht. Und zweitens ist StR Marboe genauso wie alle Mitglieder des GRA für Kultur über die Schritte, die wir unternehmen, informiert. Ich sag' nur einmal grundsätzlich dazu - du hast es als Schlamassel der Kinopolitik genannt -: 

Erstens. Da ist durch Versäumnisse der vorherigen Politik etwas passiert, dass nämlich Wien heute so viele Kinoplätze hat wie Berlin. 

Zweitens. Ist auch entweder unbemerkt oder jedenfalls nicht weiter kommentiert, ein Unternehmen offensichtlich ins Schlingern geraten. Das kann ja auch nicht völlig unbemerkt gewesen sein, nämlich die City-Cinemas. Als ich angetreten bin, sind sie plötzlich gekommen und haben gesagt, sie können das jetzt leider nicht mehr weitermachen. Wir sind seither in ziemlich permanentem Kontakt, um diese relativ verfahrene Si-tuation zu lösen, und auch da gibt es eine grundsätzliche kulturpolitische Entscheidung.

Wir haben gesagt, wir wollen zumindest zwei dieser Kinostandorte als kulturell anspruchsvolle Kinostandorte erhalten, haben uns damit sehr intensiv auseinander gesetzt, entgegen allen möglichen Querschüssen, die nicht zuletzt auch von dir kamen, wo man sozusagen dann hinterrücks versucht hat, das noch einmal zu torpedieren oder sich auszutauschen und so weiter. Wir haben Kurs gehalten, haben ziemlich offen das auch allen vermittelt und haben jetzt gesagt, es gibt eine klare Linie, die heißt: Alle diejenigen, die sehr konkret ausformulierte Bedingungen erfüllen, da geht es nämlich um die kulturpolitische und die kulturell anspruchsvolle Bespielung dieser beiden Häuser, können mit einer För-derung rechnen. Das ist in dem gesamten Konkursverfahren gar nicht einfach. Es ist relativ kompliziert, da sozusagen auch alle beisammen zu halten. Jetzt scheint es zu gelingen. Ich glaube, es ist eine gute Lösung. Es scheint uns zu gelingen, dass wir beide Kinos und sogar noch ein drittes Kino, nämlich das Cine-Kino, als Kinostandorte erhalten werden können. Ich sage noch nicht, das ist jetzt die endgültige Entwarnung oder das endgültige grüne Licht, weil der letzte Stempel der Konkurs-richterin fehlt noch, aber die Chancen sind mehr als gut. Wenn mir der Gemeinderat diesbezüglich auch morgen die Zustimmung erteilt, dann glaube ich, können wir uns alle miteinander gemeinsam glücklich schätzen, etwas, was offensichtlich durch Nachfrage und das Spielen der freien Marktkräfte nicht geglückt ist, dass uns das als kulturpolitische Maßnahme glücken wird, nämlich die Vielfalt der Kinolandschaft in Wien zu erhalten. (Beifall bei der SPÖ.)  
Meine Damen und Herren, weil da auch so leicht polemisch über die Frauen gesprochen wurde. Auch GR STEFAN hat gesagt, die haben offensichtlich den Komplex, zu kurz zu kommen. Also, ich weiß nicht, ob der Herr Gemeinderat die gesellschaftliche Entwicklung der letzten 30 Jahre versäumt hat, also offensichtlich seines gesamten Lebens, ein bissel älter werden Sie ja sein, aber ehrlich gesagt, ich meine, das ist eine ähnlich skandalöse Behauptung wie die, zu sagen, wir sind Deutschland. 

Ich bitte nur zur Kenntnis zu nehmen: Wir haben versucht, mit momentan leider nur nicht ganz vollständig vorhandenem Datenmaterial, weil das ein erstmaliger Versuch ist, so einen Frauenkunstbericht zu machen und durchaus selbstkritisch darzustellen: Wie schaut die Situation der Kunstförderung für Frauen in dieser Stadt aus? Wir haben das auch sehr offen als einen Pilotversuch deklariert. Wir legen das hier vor. Wir sind herzlich dankbar, wenn es konkrete Vorschläge, Kritik oder was auch immer gibt, nur - wir werden das selbstverständlich fortsetzen. Es wird im nächsten Jahr einen ausführlicheren, einen fundierteren Frauenkunstbericht geben. 

Eines ist mir schon auch wichtig, weil da so locker darüber weggeredet wird: Na ja, Leitungsfunktionen von Frauen! Was sind schon Leitungsfunktionen von Frauen? Künstlerische Leiterinnen brauchen wir! Zugegeben, ja auch, und ich verweise da noch einmal beispielsweise auf die Kathi Zechner. Aber es sind Leitungsfunktionen, die im letzten Jahr mit Frauen besetzt wurden. Mir geht es jetzt nicht um eine krampfhafte Quotenerfüllung oder sonst was, sondern es geht mir einfach darum, dass wir auch hier und auch im Kulturbereich das Bewusstsein entwickeln, dass selbstverständlich Frauen gerade in den Leitungsfunktionen in einem Bereich wie der Kultur, wo ohnedies sehr viele Frauen tätig sind, gleichberechtigt sind und genauso das Recht haben, dort in den Leitungsfunktionen vertreten zu sein.

Meine Damen und Herren, ich schließe und möchte mich abschließend natürlich auch, und ich habe das ja auch schon persönlich getan, bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der verschiedenen Abteilungen bedanken. Sie haben im letzten Jahr sehr, sehr viel dazu beigetragen, dass das Kulturleben in dieser Stadt, glaube ich, ein besonders gutes, ein reichhaltiges, ein vielfältiges und umfangreiches ist. Sie haben Ihren Teil dazu beigetragen, dass selbstverständlich die Kulturschaffenden in dieser Stadt uns mit Recht wesentlich mehr vertrauen, als dem gesamten politischen und Fördersystem des Bundes, weil diese Anmerkung sei mir schon auch gestattet: Ich hätt' so gern einmal, wirklich, von Ihren beiden Fraktionen irgendein Wort gehört, wie denn das nun eigentlich mit der Streichung der Kulturförderung des Bundes ist. Nicht ein Sterbenswörtchen dazu und es ist wirklich ein Problem! Es ist wirklich ein Problem! Vielleicht könnten Sie sich einmal dazu besinnen und zu Ihren Parteifreunden gehen und einmal fragen, was sie so in aller Zukunft denn vorhaben und ob das in irgendeiner Weise noch zurückgenommen werden wird.

Meine Damen und Herren, ich danke meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern noch einmal herzlich für diese Mitarbeit, auch für die Zuarbeit zu diesem Bericht. Ich weiß, dass das dann immer sehr schwierig ist und relativ schnell gehen muss. Ich hoffe sehr, dass wir uns jedenfalls über inhaltliche Debatten in Zukunft auch über die Kultur in der Stadt verständigen werden. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Bevor wir das Kapitel der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft schließen, gibt es noch eine tatsächliche Berichtigung von Herrn StR Marboe. Er weiß, dass er 3 Minuten Redezeit hat.

StR Dr Peter Marboe: Also, wenn ich mich nicht verhört habe, Herr Stadtrat, hast du gemeint, deine Bemühungen um die Lösung der Kinoproblematik seien von irgendwem torpediert worden und hast irgendwie auch eine Andeutung in meine Richtung gemacht. 

Ich lege Wert auf die Feststellung, dass das nicht nur nicht zutrifft, sondern dass wir, was für eine Opposition immer schwierig ist, sogar dem Rahmenbetrag im Kulturausschuss zugestimmt haben und natürlich auch morgen zustimmen werden. Also da kann man schwer von torpedieren reden, sondern ich glaube, dass es ein gemeinsames Anliegen bleiben müsste, hier eine Lösung zu finden. Ich habe auch betont, dass das nicht leicht ist und wünsche dir - ich habe heute angeboten, da weiter mitzuhelfen und lade auch alle anderen dazu ein -, dass du eine baldige Lösung findest. Das ist mir schon wichtig. 

Das Zweite ist, bei der Funktion der Frau Zechner, die ich sehr schätze und auch sicher bin, dass sie gute Konzepte vorschlagen wird, kann es sich nicht - so wie wir das den Medienberichten entnehmen - um eine leitende Funktion handeln, wie du behauptet hast, weil sonst wäre sie ja ausgeschrieben worden. (Beifall des GR Dr Andreas Salcher.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft liegt nun keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. 

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung mit der Postnummer 2 (02464/2002-GWS), das ist der Jahresabschluss der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2001 gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt und den Jahresabschluss der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, so vorzugehen. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn und ich erteile ihm das Wort. 

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen! Sehr geehrte Herren! 

Mit drei Punkten werde ich mich bei meiner Rede beschäftigen. Es handelt sich jeweils um die Gemeindebauten in der Stadt. Es geht um die Öffnung des Gemeindebaus, um den Verkauf von Gemeindewohnungen und um Delogierungen durch "Wiener Wohnen". Wir werden in dem Zusammenhang auch zwei Anträge einbringen. 

Die Öffnung des Gemeindebaus für Menschen ohne rot-weiß-roten Pass, ohne einen bestimmten Pass ist schon lange ein Anliegen der Wiener GRÜNEN, ist mittlerweile ein Anliegen, das auch von der Volkspartei unterstützt wird, von der Caritas unterstützt wird, von ganz, ganz vielen Vereinen unterstützt wird (GR Gerhard Pfeiffer: Ja, ja! - GR Georg Fuchs: Ja!) und nicht unterstützt wird von der FPÖ und der Sozialdemokratie. Da sagt man einmal etwas Positives über die ÖVP, was schwer genug ist, und dann entsteht trotzdem Unruhe! Unglaublich! (GR Johannes Prochaska: Ja, weil Sie den Zeitraum verwechseln!) Sie können sich ja gerne zu einer tatsächlichen Berichtigung melden, wenn Sie glauben, dass es Platz hat. 

Bei dem Punkt "Öffnen des Gemeindebaus" haben wir im Vorjahr vorgetragen, was unter anderem der Wiener Integrationsfonds dazu sagt. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie können das ja dann kommentieren!) Jetzt werden wir nicht das Gleiche noch einmal sagen, sondern ich trage ein paar Sachen aus einem Papier vor, das "Wohnen und Integration in europäischen Großstädten" heißt. Das behandelt Integrationspolitik in vielen Städten: Frankfurt, Stuttgart, Birmingham, Amsterdam, in der Schweiz und so weiter.

In dem Papier heißt es - das nicht von mir verfasst wurde, ich werde Ihnen am Schluss sagen, wo man das Papier findet -: "Die günstigsten Voraussetzungen im Bereich Wohnungen, Wohnungspolitik, finden AusländerInnen in den Niederlanden vor. Hier werden die Einwanderer auch ohne Änderung der Staatsbürgerschaft rechtlich weitgehend mit den Staatsbürgern und Staatsbürgerinnen gleich gestellt. Gesellschaftliche Benachteiligungen sind auf Grund des Antidiskriminierungsgesetzes des Holländischen weitgehend auf ein Minimum beschränkt. Etwas anders stellt sich die Situation für Wien dar. Hier ist die Wohnsituation der Ausländer und Ausländerinnen vor allem dadurch charakterisiert, dass sie in der Regel nur zu einem sehr eingeschränkten Wohnungsmarkt Zugang haben. Während in allen anderen untersuchten Ländern Nationalität und ethnische Herkunft keine Auswirkung auf die Zuweisung von geförderten Wohnungen haben, ist dies in Wien zum Teil der Fall, zum Beispiel bei den Gemeindewohnungen."

Dass die Wohnungsversorgung von ausländischen Mitbürgern, Mitbürgerinnen in der Stadt schlechter ist als die Wohnungsversorgung von Inländern wissen wir auch schon lange. Auch hier sagt diese Studie, in den Niederlanden zeigt die Wohnsituation am wenigsten Unterschiede. In Wien ein ganzer Haufen. 

Schlussfolgerung und Empfehlungen dieses Papiers: "Die wichtigste Voraussetzung für die Umsetzung eines wohnungspolitischen Gesamtkonzepts wäre die wohnrechtliche Gleichstellung der ausländischen Wohnbevölkerung."

Wer hat das alles geschrieben? - Ansprechpartner Mag Dr Robert Eigler, MA 18. Also das kommt nicht von den GRÜNEN, sondern das finden Sie auf der Homepage wien.gv.at/stadtentwicklung/wohnenintegration. Ich würde der SPÖ empfehlen, hier nachzulesen. Es findet sich immerhin in Ihrem Einflussbereich. 

Wir bringen in diesem Zusammenhang einen Antrag ein, der zur Folge hätte: "Zugang zu Gemeindewohnungen für MigrantInnen ohne österreichische Staatsbürgerschaft und zwar bis spätestens 1.1.2003. Der zuständige Stadtrat hat ein Konzept rechtzeitig vorzulegen."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Punkt 2: Verkauf von städtischen Wohnhäusern durch die Stadt Wien. Verkauf von Gemeindewohnungen. Die Leute, die in diesen Häusern wohnen, wohnen genauso in einer Gemeindewohnung wie jemand, der im Karl Marx-Hof wohnt. Für den Mieter, für die Mieterin von diesen Objekten macht es keinen Unterschied, ob sie in einem städtischen Wohnhaus, in einem atypischen Gemeindebau oder in einem typischen Gemeindebau wohnen.

Ich werde mich da ein bisserl aufhalten und Ihnen ein paar Fälle vortragen. 

In der Cobenzlgasse 42 im 19. Bezirk, gut gelegen, verkauft die Stadt Wien, verkauft "Wiener Wohnen", verkauft der politisch zuständige StR Werner Faymann, ein Haus mit einer Grundstücksfläche von fast 5 000 Quadratmeter, davon fast 4 000 Quadratmeter Grünfläche. Von der Stadt Wien 1967 erworben, von der Stadt Wien im September 1999 verkauft. Verkaufszweck damals: Wohnbausanierung, gekauft von "Freude am Wohnen". So weit, so gut. Die Wohnbausanierung hat nicht stattgefunden, die "Freude am Wohnen" ist aus den Problemhauslisten und Spekulationshauslisten der Mobilen Gebietsbetreuung bekannt, das heißt, "Wiener Wohnen" weiß, wem hier verkauft wird und konnte erahnen oder konnte wissen, sage ich, dass die Sanierungsabsicht nicht einmal beim Kauf bestanden hat. Das ist nämlich in anderen Fällen mit derselben Firma auch schon passiert, die zum Beispiel in der Annagasse 5 ein Gebäude des Bundes gekauft hat, sofort weiterverkauft hat und damit einen schönen Rebbach gemacht hat. Viel Glück für die Gesellschaft, aber der Sanierungsverpflichtung sind sie weder da, noch in diesem Falle nachgekommen.

Was ist jetzt passiert mit dem Haus? Die "Freude am Wohnen" hat die Sanierungsverpflichtung dem nächsten Käufer weitergegeben, die haben es auch saniert. Jetzt könnte man sagen: Schön. Mittlerweile sind das Vorsorgewohnungen für Leute, die aus dem Geschäftsleben bekannt sind, geworden. Das tut aber da nichts zur Sache. 

Jetzt kann ich annehmen, dass entweder "Wiener Wohnen" von "Freude am Wohnen" beim Preis über den Tisch gezogen wurde, wenn ich mir dann anschaue, wie das ausgegangen ist, oder aber die letztgenannten Käufer. Das glaube ich aber nicht, dass sich die über den Tisch haben ziehen lassen, weil das private Wirtschaftsexperten sind. Also muss ich annehmen, dass Wiener Wohnen hier ein Gebäude zu billig verkauft hat. 

Der Gewinn von "Freude am Wohnen" innerhalb sehr kurzer Zeit, nämlich innerhalb von drei Monaten, war beachtlich. Innerhalb von drei Monaten hat "Freude am Wohnen" dieses Haus weiter verkauft mit einem Gewinn, mit einem Plus von 190 000 EUR. Schön, haben sie ein Geschäft gemacht, das ist nichts Unsittliches, aber wieso verkauft "Wiener Wohnen" so billig? Wieso verkauft "Wiener Wohnen" Eigentum der Wiener und Wienerinnen so billig an jemanden, der aus den Problemhauslisten und Spekulationshauslisten bekannt ist, die nicht von der Opposition gemacht werden, sondern von der Mobilen Gebietsbetreuung? Warum wird so jemandem ein Haus verkauft, wo ich von vornherein annehmen kann, der wird das nicht tun, was ich ihm sage? Und das hat er auch nicht getan. Ich würde zumindest empfehlen, dass man "Freude am Wohnen" in Zukunft nichts verkauft. 

In dem Fall möchte ich noch kurz sagen, warum die in den Listen der Mobilen Gebietsbetreuung stehen, weil sonst heißt es, vielleicht war es nur eine Kleinigkeit.

Andere Häuser stehen drinnen mit "Desolater, verwahrloster Zustand", "Starke Verwahrlosung des Hauses", "Fast alle Mieter wurden abgesiedelt", "Erhaltungsarbeiten werden nicht durchgeführt". Das sag' alles nicht ich, das sagen alles Organisationen, das sagt alles die Mobile Gebietsbetreuung mit Wissen des politisch zuständigen Stadtrats. 

Das heißt im Ergebnis, wir haben verkauft, die Stadt Wien hat verkauft, zu billig sage ich einmal, verschleudert, 200 000 EUR mehr wären offensichtlich locker zu gewinnen gewesen. Es hat drei Monate für die Firma gedauert, das zu verdienen. 200 000 EUR verschenkt. Jetzt kann man sagen: Bei einmal, mein Gott, sind es 200 000 EUR. Wir reden aber über eine Serie von Häusern und müssen natürlich befürchten, dass noch sehr, sehr viel mehr verkauft wird. Wenn wir bei jedem einzelnen Haus 200 000 EUR liegen lassen, wird das ein Milllionen-Euro-Schaden. Den wollen die GRÜNEN auf jeden Fall verhindern.

Ich komme schon zum Fall 2, es wird leider nicht besser: 17. Bezirk, Hernalser Hauptstraße 184. Die Stadt Wien verkauft an die SFI, keine böse Firma, nichts, kein Problem. Die verkaufen sofort wieder weiter. 10 Monate später ist es im Besitz von BEDFORD, Gewinn dieser Firma, die natürlich in der Zeit mit dem Objekt nichts gemacht hat: 215 000 EUR. Wieder hat es nicht einmal ein Jahr gebraucht: 215 000 EUR. Wenn Sie es in Prozenten wissen wollen: Ursprünglich gekauft um 350 000 EUR und dann 210, 215 000 EUR darauf gelegt. Wieder viel zu billig verkauft, schon wieder verschenkt. Jetzt ist es in Händen von BEDFORD und die sind schon wieder in den Problemhauslisten der Mobilen Gebietsbetreuung. Das heißt, wieder verkauft worden, nicht geschaut, was müssen die machen, die dürfen es einfach weiterverkaufen, 10 Monate später wieder in Händen von amtsbekannten Spekulanten in dieser Stadt. 

Das ist das zweite Objekt gewesen, das jetzt dank "Wiener Wohnen", dank einem dilettantischen Verkauf, zu billig in den Händen von Spekulanten gelandet ist.

Ein dritter Fall: Praterstraße 10, 2. Bezirk. Da wird es noch besser. Käufer Lenikus, in der Problemhausliste natürlich bekannt. "Wiener Wohnen" weiß, wem sie das verkaufen, verkauft es trotzdem. Warum steht der in der Problemhausliste? Mieterabsiedlung. Und was macht er jetzt in dem Haus, das er gekauft hat? Mieterabsiedlung! Die GRÜNEN haben an alle Bewohner und das Geschäftslokal in dem Haus Briefe geschickt und siehe da, nahezu alle haben sich beschwert und haben gesagt: Genau das passiert jetzt mit ihnen. Der Eigentümer verlangt wesentlich höhere Mieten. Jetzt könnte man sagen, Moment, was hat "Wiener Wohnen" da angestellt? Wieso kann man da höhere Mieten verlangen? Es wird auch jemand von der SPÖ herauskommen und uns erzählen: Nein, wir haben den Mietern gesagt, es kann euch nichts passieren, die Mietverträge bleiben alle aufrecht, wir werden euch schon helfen, und falls es euch trotzdem nicht mehr gefällt, weil euch vielleicht so ein Spekulant aus dem Haus raus treibt, wie er das ja auch schon in anderen Fällen gemacht hat, dann dürft ihr in eine andere Gemeindewohnung umziehen, die ungefähr gleich groß ist, ungefähr gleich viel kostet und ungefähr in der gleichen Gegend ist. Und falls jemand in einen anderen Gemeindebau übersiedeln möchte, muss der neue Eigentümer sogar eine Nachzahlung leisten, in etwa 200 bis 220 EUR für den Quadratmeter. Nur, während der Mieter, die Mieterin dieses Umzugsrecht im Gemeindebau mehr oder weniger lebenslänglich zugesichert bekommt, liegt mir ein Kaufvertrag vor, wo die Verpflichtung, diese 200 bis 220 EUR pro Quadratmeter nachzuzahlen, für den neuen Eigentümer ein Jahr lang gilt! Das heißt, ich bin der neue Eigentümer und ich hau' die Leute halt nach 13 Monaten raus beziehungsweise ich decke das Dach ab - so steht es auch in der Spekulationshausliste, solchen Leuten werden die Häuser verkauft - und warte, bis die Leute ausziehen beziehungsweise helfe ein bisschen nach und sag': Du kriegst eh eine Gemeindewohnung, also übersiedel einfach! "Wiener Wohnen" kriegt natürlich diese Nachzahlung dann nicht, denn sobald die 12 Monate vorbei sind - zumindest in dem Kaufvertrag, der mir vorliegt -, ist diese Nachzahlung nicht mehr zu leisten. 

In der Praterstraße 10 geht’s nicht nur um ein paar Mieter, und es beißt sich Lenikus dort ein bisschen auf die Zähne, weil er das Pech hat, dass dort Mieter drin sind, die sich nicht so leicht raushauen lassen. Diese Hoffnung kann man aber nicht jedes Mal haben, dass da zufällig irgend so ein halber Generaldirektor drinnen sitzt, der sagt: Ich hab eh meine Rechtsvertretung, der wird schon schauen, wie das geht. Das hat man nicht überall. 

In dem Fall geht’s um ein Geschäftslokal, das in der Existenz gefährdet ist, weil Mietnachzahlungen in Höhe von viereinhalb Millionen S verlangt werden. Ich sag’s jetzt in Schilling, weil die Forderung auch noch in Schilling ausgewiesen ist. Viereinhalb Millionen S Nachzahlung! Die Miete schnalzt nicht um das Dreifache oder Fünffache, sondern um das Elffache hinauf! Und warum passiert das? Und warum kann das überhaupt eingeklagt werden? - Weil verschiedene Unterlagen scheinbar bei "Wiener Wohnen" entweder nicht mehr auffindbar sind oder dem neuen Käufer nicht zugespielt wurden. Auf jeden Fall beruft sich Lenikus, eine Firma, die das öfter macht, die Ihnen bekannt ist, die Sie kennen, die immer wieder wegen Mieterabsiedlungen in den Spekulationslisten auftaucht und das dort wieder macht, darauf, dass sie das Recht hat, das durchzuziehen. Natürlich wird man ihnen jetzt wieder einen ganzen Apparat zur Verfügung stellen und die Stadt wird wieder alles hinschicken und einen Haufen Geld wird’s wieder kosten, dass man es richten kann. Warum hat man das bitte zuerst verkauft, das frag' ich mich? - Es ist ein schlampiger Verkauf, es ist ein dilettantischer Verkauf, nur es liegt halt immer noch der Verdacht nahe, dass hier Leute Eigentum der Wiener und Wienerinnen abverkaufen, die das nicht können und deswegen Preise erzielen, die weit unter dem liegen, was möglich ist und die sich dann ihre Spekulationsopfer selber schaffen, um denen dann zu helfen und zu sagen: Da sind wir, wir sind die großen Retter, wir helfen euch. 

Gestern hat der Herr Klubobmann der SPÖ, Herr Oxonitsch, in Richtung der zwei Fraktionen, die die Bundesregierung bilden, gesagt: Es geht nicht, dass man den Leuten auf die Zehen steigt und dann sagt: Ich werd' euch schon ein Pulverl geben, dass es euch besser geht. Da muss man von den Zehen runter steigen. Und ich sag', man kann nicht in der Stadt hergehen und den Leuten sagen, wir helfen euch jetzt, nachdem man vorher dafür gesorgt hat, dass sie überhaupt erst in die Hände von diesen Spekulanten gefallen sind! Die Sozialdemokratie macht sich ihre Spekulationsopfer im Wohnungsbereich selbst und sagt anschließend: Wir helfen euch. Das ist eine traurige Bilanz! Und lässt sich dafür in den Medien abfeiern. Das Einzige, wo man sagen kann, dass es wirklich gut funktioniert, ist die Öffentlichkeitsarbeit, weil ohne gute Öffentlichkeitsarbeit müsste die Bilanz vom zuständigen Stadtrat anders ausschauen. 

Ein weiterer Fall: 15. Bezirk, Turnergasse 33. Ich war früher Klubobmann der Grünen im 15. Bezirk, ich kenn' das Haus. Der Kampf gegen Problemhäuser, der Kampf gegen Spekulationshäuser ist der SPÖ ein Anliegen in dieser Stadt - na schmecks. Was ist da wieder passiert? - Ein Haus, das 20 Jahre im Besitz der Stadt Wien ist, verfällt vor sich hin und niemand macht was. Es schaut immer schiacher aus und immer schiacher aus und verfällt. Keine Sanierung wird gemacht, nicht einmal angestrebt, nein, verkauft wird’s. Verkauft wird’s mit einer Sanierungsverpflichtung an die A. Frauwallner GesmbH, na selbstverständlich bekannt aus den Problemhauslisten und Spekulationslisten der Stadt Wien. Man muss es fast gebetsmühlenartig sagen, aber es schaut fast so aus, als ob man diese Leute gezielt gesucht hätte, um zu verkaufen. 

Wenn schon Eigentum der Stadt Wien veräußert wird, dann sollten Sie nicht in der Spekulantenliste blättern, die Sie selber haben und dann sagen, geben wir jedem eines oder zwei, sondern Sie sollten sich vielleicht bemühen, Käufer und Käuferinnen zu finden, die mit den Mietern anders umspringen, als es da der Fall ist. 

20 Jahre im Eigentum der Stadt Wien, dann wird’s mit einer Sanierungsverpflichtung verkauft und dann wird noch hineingeschrieben: "Falls es nicht saniert wird binnen drei Jahren, haben wir ein Rückkaufrecht." Jetzt wird einer von der SPÖ rauskommen und sagen: Da habt's ihr mitgestimmt, das war noch, wie "Wiener Wohnen" nicht ausgegliedert war. Das war ja da ein Beschluss, der einstimmig war. Da steht aber auch in diesem Beschluss drinnen, dass die neue Firma zum Sanieren verpflichtet ist und falls sie dies nicht tut, wird" Wiener Wohnen" vom Rückkaufsrecht Gebrauch machen. Das haben Sie bis zum heutigen Tag nicht gemacht und der Zwangsverwalter - mittlerweile wird es zwangsversteigert - sagt, nichts gehört, ich weiß nichts von einem Rückkaufsrecht. Es wird nicht genützt. Mittlerweile wohnen in dem Haus genau noch zwei Parteien, ein Mieter noch und die Hausmeisterin. Die wird zwar seit Ewigkeiten nicht mehr bezahlt. Das sind die einzigen zwei, die drinnen sind. Die Turnergasse ist knapp hinter dem Westbahnhof, Äußere Mariahilferstraße. Das ist eine Gegend, die man eigentlich eher etwas sorgfältiger behandeln sollte. Es ist noch nicht die tolle Lage in der Stadt. Und dort schaut die SPÖ 20 Jahre lang zu, wie das Haus verfällt. Nachdem es komplett verfallen ist, wird’s in die Hände eines Spekulanten gegeben. Nachdem der in Konkurs geht und das Haus zur Zwangsversteigerung ausgeschrieben ist, kümmert man sich gar nicht darum und sagt einfach: Irgendeiner wird schon irgendwas machen. Mittlerweile ist es natürlich fast abbruchsreif. Das ist eine Tragödie, wie die SPÖ mit dem Eigentum - und das muss man wieder sagen: Das ist Eigentum der Wiener und Wienerinnen! - einfach zugeschaut hat! 20 Jahre lang in eurem Besitz! Und verkauft habt ihr es, und es ist fast müßig zu sagen, selbstverständlich, muss man sagen, einem Spekulanten. Wem hättet ihr es denn sonst verkaufen sollen?

Noch ein Fall: Objekt Real, 3. Bezirk, Ungargasse 65, das ist auch gleichzeitig die Barichgasse 37. Er hat noch ein Objekt gekriegt, aber lassen wir's bei dem Objekt. 1998 kriegt es die Stadt Wien, 2001 verkauft sie’s weiter. An wen verkauft sie’s? - An die Objekt Real Allgemeine Immobilien und Vermögenstreuhand GesmbH. Wer steckt da dahinter? - Alois Obermeier. Wo steht der drin? - In den Problemhauslisten und Spekulationshauslisten der Mobilen Gebietsbetreuung. Diese Listen sind allen da herinnen bekannt, ganz sicher "Wiener Wohnen" bekannt und 100‑prozentig dem zuständigen Stadtrat bekannt. Wie oft steht denn dieser Herr Obermeier in den Listen? Hätte man den überlesen können? - 2. Bezirk, Adambergergasse 2 als Verwalter. 9. Bezirk, Lazarettgasse 15 - Absiedlungsversuch im Zuge des Dachausbaus. Es sind die, die immer die Tricks machen, mit Dach aufmachen, über den Winter offen lassen, dann regnet's rein, dann werden schon ein paar ausziehen. 10. Bezirk, Buchengasse 51, 10. Bezirk, Troststraße 119, 12. Bezirk, Ignazgasse 42 - es tut mir Leid, dass es so eine lange Liste ist, aber das haben Sie sich selber zuzuschreiben! -, 20. Bezirk, Bäuerlegasse 18 - sanitäre Übelstände, Kakerlaken, unkorrekte Betriebskostenabrechnungen -, 20. Bezirk, Heinzelmanngasse 8 - Vernachlässigung, gefährliche Baugebrechen -, 22. Bezirk, Langobardenstraße 21 - fehlende Benützungsbewilligung, und so weiter und so fort. 

Und den kennt keiner? - Wenn jetzt jemand glaubt, da muss man ein irrsinniger Detektiv sein, bis man da draufkommt, dann sag' ich: Diese Firmen kriegt man ja relativ zügig raus. Wir haben jede Einzelne innerhalb von wenigen Minuten rausbekommen. Wenn ich etwas verkaufen würde und wenn ich eine soziale Verantwortung dabei übernehmen würde, dann wäre es das Minimum, dass ich zu einem Mitarbeiter, zu einer Mitarbeiterin sag: Schaut's euch kurz im Handelsregister an, was das für eine Firma ist. Da geht man einmal rein, tippt das ein und hat es. Alois Obermeier ist alles andere als ein Unbekannter in der Stadt. Er taucht wirklich so oft mit den grauslichsten Spekulationen auf und darf nicht nur ein Haus kaufen. Ich lass' es jetzt bei einem. 

In 40 Minuten kann man leider nicht alle Fälle erwähnen, in denen die Sozialdemokratie darauf verzichtet hat, Wohnungspolitik so zu machen, dass sie auch das Wort "sozial" in Sozialdemokratie noch verdient. 

Solchen Leuten wie dem Herrn Obermeier oder der Objekt Real Häuser zu verkaufen, ist sozialpolitisch eine Katastrophe. Und was hat er jetzt noch bei dem Haus auf die Schnelle gemacht? - Ein bissel parifiziert, 20 Prozent der Quadratmeter verkauft und 40 Prozent schon wieder herinnen gehabt. Ziemlich günstig, sag' ich. Er hat's schon wieder geschafft und wird es wieder schaffen, mit dem halben Verkauf von dem Haus 100 Prozent der Investition reinzubringen. Da frage ich mich wieder: Wieso verschenkt ihr es nicht gleich? Schreibt es aus, tut's es verlosen in der Stadt! Wahrscheinlich hätten die Leute in dieser Stadt mehr davon, wenn man sagt, die Spekulanten kriegen es nicht und alle anderen, die in dem Bereich noch nie auffällig geworden sind und die das noch nie so gemacht haben, die dürfen sich dafür eines aussuchen und die bewerben sich - machen wir eine Millionenshow oder irgendetwas -, und die kriegen nachher das Haus. Besser als ein Millionenschaden, der des Öfteren da passiert. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Diese Liste lässt sich natürlich lange weiterführen. Es sind mittlerweile 36 Objekte, die seit 1998 verkauft wurden. Und ich weiß schon, es wird jetzt irgendjemand von der SPÖ sagen: Na ja, der Rechnungshof hat gesagt, wir müssen verkaufen. Der Rechnungshof ist schuld. 

Ich würde gerne sehen, wo der Rechnungshof sagt: Bitte "Wiener Wohnen", Herr Faymann, verkauft's mir die Häuser an ein paar Spekulanten in der Stadt, schaut's, dass ihr möglichst wenig Geld dabei verdient, damit die auch noch was davon haben. Das habe ich nirgends gefunden, das steht nirgends drinnen! 

Es beschränkt sich auch nicht beim Verkauf auf atypische Gemeindebauten. Im 1. Bezirk findet ein Abverkauf statt, das ist horrend. Da bleibt am Schluss gar nichts mehr übrig. Das ist eine Serie von Objekten, die werden wir aber jetzt auch nicht alle hören, sondern die können Sie alle auf der Homepage der Wiener GRÜNEN nachlesen, die ist allen bekannt. Da ist jeden Tag ein Fall oben. 

Das, was ich mir wünsche, das, was ich jetzt gerne hätte, ist, dass in Zukunft bei einem Verkauf - und heuer im ersten Quartal ist ja nichts verkauft worden - von Eigentum der Wiener und Wienerinnen etwas mehr Bedacht darauf genommen wird, ob ich es verschenke, ob ich es verscherble, ob ich es zu billig hergebe und wem ich es vor allem verkaufe. Sie treiben die Leute in die Hände der Spekulanten und ich finde es ziemlich unverschämt, wenn man nachher irgendwo liest, da geht man zu einem Haus hin, stellt sich vorne hin und sagt: Wir werden diese Leute retten. Das ist wirklich derselbe Trick, wie ihn die Bundesregierung macht, nur das ist jetzt nicht das Thema. 

Das Thema ist, der Herr Faymann und "Wiener Wohnen" verkaufen in dilettantischer Manier, in finanzpolitisch dilettantischer Manier und in sozialpolitisch dilettantischer Manier, Eigentum der WienerInnen, und das ist eine Zumutung. 

Deswegen werden wir auch, damit das nicht nur ich sage, einen Antrag einbringen, der das Kontrollamt bittet, die Vorgänge rund um die Verkäufe dieser 36 Objekte hinsichtlich Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit zu überprüfen. Das ist dann alles dabei: Ist es zweckmäßig, dass eine Serie von Objekten in den Händen von Spekulanten landet? Darf man jemanden einen Spekulanten nennen, wenn er in der Spekulationshausliste mehrfach auftaucht oder nicht? Ist es wirtschaftlich, wenn man so verkauft, dass jemand ohne großes Zutun, ohne bauliche Veränderung, ohne Sanierung innerhalb von drei Monaten 200 000 EUR verdienen kann? - Also den Journalisten, denen ich diese Geschichte erzählt habe, die haben gesagt, sie würden gerne wissen, wenn das nächste Mal etwas verkauft wird. Und ich hab' gesagt, ich auch, denn wenn das so einfach geht, dann nennen Sie mir zehn Häuser, da verdient man ja innerhalb kürzester Zeit mehr als man da herinnen wahrscheinlich in 100 Jahren Stadtratdasein verdienen kann, geschweige denn mit dem vergleichsweise niedrigen Gehalt eines Gemeinderats. 

Wir bringen den Antrag betreffend die Überprüfung des Verkaufs ein. Wir werden schauen, ob die SPÖ dem zustimmt. Das hoffen wir doch. Es hat immer geheißen, es gibt nichts zu verbergen. Und wir werden uns dann freuen, den Kontrollamtsbericht zu lesen. 

Ein Punkt zum Schluss: Herr StR Faymann war noch nicht da, als in der Früh über die Delogierungen von "Wiener Wohnen" geredet wurde. Die grüne Gemeinderätin Susanne Jerusalem hat hier Zahlen vorgelesen, die ungefähr heißen: 2001 sind von "Wiener Wohnen" 1 044 Delogierungen wegen Mietzinsrückstand passiert. Das betrifft, wenn es die gleiche Belegung wie bei anderen Wohnungen ist, in etwa 2 800 Leute. Das können sein, ich weiß es nicht, die Anfrage wurde nämlich nicht so ausführlich beantwortet, wie sie gestellt wurde, konnte es nicht, weil nicht erhoben wird, wie viel Kinder da drinnen sind und wie viele Leute das genau sind. Was wir wissen, ist, es sind 1 179 Fälle. Ob das 100 Kinder sind, oder 300 oder 500 oder 1 000 Kinder, die jährlich von "Wiener Wohnen" delogiert werden, das wissen wir nicht. Das steht in einer Anfragebeantwortung von diesem Mai - ich glaube, der 15. Mai war es - vom Herrn Faymann. Die Abg Novak-Schild von der SPÖ hat gesagt: "Das glaube ich nicht." Sie ist da gestanden und hat Richtung GRÜNE gesagt: "Das glaube ich nicht." Und ich habe dann gesagt: Ich glaube auch nicht alles, was aus dem Stadtratbüro kommt, aber das werden wir glauben müssen. Ich möchte es ja auch nicht glauben. Es hat nicht geklungen wie "Ich glaube das nicht", sondern es hat mehr geklungen nach "Es ist ja nicht zu glauben". 

Es ist ja nicht zu fassen, dass in der Stadt Hunderte, na vielleicht 500, und vielleicht übertreibe ich, wenn ich sage 1 000, aber sagen wir 500, sagen wir "Alle zwei Jahre werden 1 000 Kinder von 'Wiener Wohnen' delogiert". Das ist ein Skandal! Und dass eine Abgeordnete der Sozialdemokratie da steht und sagt: "Ich glaube es nicht." - das wundert mich überhaupt nicht. Ich denke mir, dass eine ganze Serie von Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen und ein Haufen anderer Leute in dem Raum sagen: "Das glaube ich nicht und wir hätten gerne, dass sich das ändert."

Wien macht es besser - na ja, Wien delogiert besser. "Wiener Wohnen" delogiert besser, "Wiener Wohnen" verkauft besser für Spekulanten, "Wiener Wohnen" und Wien macht es besser, aber leider nicht für die Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Fuchs. Ich erteile es ihm.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Zu den angesprochenen Themen meines Vorredners - Delogierungen, Verkauf, aber auch zum Antrag, Gemeindewohnungen für Ausländer - möchte ich sagen, dass für uns, für die Österreichische Volkspartei, die soziale Wohnungswirtschaft die Lebensbedingung der Menschen in einer menschenwürdigen Umwelt sichern muss. Das ist das Wichtigste. Dazu gehören eben die Betroffenen, die Familien, die Alten, die Kinder, die Kranken, die Beschäftigten, die Unternehmer und ebenso aber auch ethische Minderheiten. 

Ich darf Ihnen jetzt schon sagen, dass wir diesem Antrag für einen Einstieg in die Gemeindewohnung zur Vorbereitung - wie es so schön in diesem Antrag heißt - eben die Zustimmung geben werden. 

Dieser Rechnungsabschluss soll aber auch unter dem Blickwinkel einer sozialdemokratischen Mehrheit in diesem Haus gesehen werden, und ich möchte hier ein paar Dinge in den Raum stellen, die ich nur kurz aufzählen werde und dann auf einige Punkte im Rechnungsabschluss eingehen möchte. 

Nicht erledigt ist die Reformbedürftigkeit der Althaussanierung, die Anpassung der Höhe der Sanierungsmittel und die thermische Sanierung. Man hat versprochen, 16 000 Wohneinheiten zu sanieren. Es gibt kaum 4- und 5‑Zimmer-Wohnungen. Notfallswohnungen, günstige, für Großfamilien sind nicht vorhanden. Wien hat 100 000 armutsgefährdete Haushalte, wie wir wissen. Wir verkaufen Baurechte zu vergünstigten Preisen. Wir verkaufen Kleingärten. Wir geben aber dieses Geld nicht ins Wohnbudget. Das kommt alles ins allgemeine Budget. 

Die Bekämpfung der Winterarbeitslosigkeit wird nicht vorangetrieben. Die Verhinderung der Mietzinsrückstände, wie wir schon gehört haben, das Frühwarnsystem funktioniert nicht bei den Sozialwohnungen. Wohnen wird in Wien immer teurer, Müll 25 Prozent, Strom - Rieder, KWK-Steuer - Rieder-Steuer.

Meine Damen und Herren, wir haben 290 000 Zuwanderer in Wien, die in vielen Bereichen allein gelassen werden. Das sind Fakten, mit denen man fertig werden muss und die natürlich im Lichte dieses Rechnungsabschlusses stehen. 

Wenn ich mir heute die Reden anhöre und gestern vom Herrn Finanzstadtrat Rieder angehört habe, der gesagt hat, die Bundesregierung entzieht sich der Verantwortung bei der Beschäftigungspolitik, so muss ich schon sagen, der Wohnbau hat sehr viel mit der Beschäftigungspolitik zu tun. In der Beilage des Rech-
nungsabschlusses steht dann: "Die verminderte Inanspruchnahme bei den nicht rückzahlbaren Baukostenzuschüssen".

Meine Damen und Herren, was heißt "verminderte Inanspruchnahme"? Das ist so ausgedrückt, wie dass es die Leute nicht haben wollten. Es wurde ihnen nicht gegeben, das ist die Wahrheit. 

Die verminderte Inanspruchnahme bei der Superförderung, 2 000 S per Quadratmeter, steht auch drinnen. Den Leuten hat man es nicht gegeben.

Die verminderte Inanspruchnahme von Sanierungsmitteln durch gewerbliche Bauträger: Den Bauträgern hat man das nicht gegeben. Die wollen sanieren in der Stadt, die wollen Arbeitsplätze sichern. Das ist die Wahrheit des Rechnungsabschlusses.

Meine Damen und Herren, wie schaut es eigentlich mit dem Budget 2001 und dem jetzigen Rechnungsabschluss 2001 aus. Sie sind Ende 2000 in das Jahr 2001 mit 5,8 Milliarden S Rücklagen eingestiegen. Sie haben zusätzlich Einnahmen vom Bund bekommen, weitere 5,9 Milliarden S. Sie haben Darlehensrückzahlungen bekommen, vorzeitige Rückzahlungseinnahmen von weiteren 1,3 Milliarden S. Und Sie haben Einnahmen aus Verzinsungen von 350 Millionen S. Da habe ich jetzt nicht die Summen des Bodenbereitstellungsfonds mitgerechnet.

Das, meine Damen und Herren, sind die wahren Zahlen. Dazu hat der Bund ganz wesentlich beigetragen, denn das sind lauter Beträge, die vom Bund kommen. Die 5,8 Milliarden S in der Rücklage, die Einnahmen des Bundeszuschusses, 5,9 Milliarden S und auch die Darlehen, die einmal gegeben worden sind aus Bundesgeld, das sind Bundesmittel und die Bundesmittel haben Sie zu verteilen. Sie haben sie aber nicht verteilt, meine Damen und Herren! Das ist ein Skandal! (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Wohnbaustadtrat, Sie müssten eigentlich Sturm laufen gegen die Finanz. Da traut sich der Herr Finanzstadtrat herauszukommen und sagt, die Bundesregierung entzieht sich der Verantwortung bei der Beschäftigungspolitik. Das ist doch ein ganz großer Skandal, so eine Ausdrucksweise zu wählen, obwohl er weiß, dass das ganze Geld vom Bund kommt und das Land Wien keinen einzigen Euro dazu beisteuerte. Wien hat keine Budgetmittel zur Verfügung gestellt. Sie arbeiten nur mit Bundesmitteln.

Meine Damen und Herren, jetzt haben Sie 2001 einen Voranschlag getroffen, weniger Investitionen durchgeführt. Ich kann Ihnen sagen, 4,5 Milliarden S Wohnbauförderung im Voranschlag, Rechnungsabschluss 3,4 Milliarden S; Sanierung 3,1 Milliarden S, Rechnungsabschluss 2,8 Milliarden S. Das sind in der Neubauförderung 1,1 Milliarden S weniger gegenüber dem Voranschlag, obwohl Sie damals beim Voranschlag schon gewusst haben, dass es ein Budget sein muss und ein Budget sein wird, das den Stabilitätspakt erfüllen muss. Die Folge war Arbeitslosigkeit, hausgemacht von Wien. Die Folge war auch eine hohe Abwanderung von Wien.

Jetzt werden Sie fragen, was das damit zu tun hat, weil Sie nicht attraktiven Wohnraum in Wien gebaut haben, weil Sie den Menschen das Wohnen im Grünen verwehrt haben. Das ist das Recht dazu und da gibt es auch genügend Befragungen, dass die Menschen das Grün wollen, dass sie sich wohl fühlen wollen, dass sie in entsprechenden Bauklassen, in niederen Bauklassen, leben wollen, nicht nur in Silos, wie sie in der Vergangenheit fertig gestellt worden sind. Daher auch die Abwanderung in die Umlandgemeinden. Die Umlandgemeinden von Wien nehmen auf Kosten von Wien um 17 Prozent zu. Sie erzeugen dadurch einen gesellschaftspolitischen Sprengstoff. 

Trotz hoher Nachfrage, meine Damen und Herren, keine Aktion für dieses Wohnen im Grünen, um den Abwanderungsstopp zu forcieren, keine Umwidmungen. Natürlich gibt es auch einen Planungsstadtrat, der im letzten Jahr die Gelegenheit gehabt hätte, das Wohnen im Grünen zu forcieren, genauso der Wohnbaustadtrat Faymann, der die Mittel nicht zur Verfügung gestellt hat und der Planungsstadtrat, der das nicht umgeändert, nicht umgeplant und nicht gewidmet hat. Trotz Projekten, wo die Menschen alle warten und es Nachfragen zu Tausenden gibt, haben Sie nichts gemacht. 

Sie haben aber auch in anderen Bereichen, im innerstädtischen Bereich, nichts gemacht. Sie haben auch nicht forciert, dass hier entsprechend gebaut wird. Sie haben auch keine innerstädtischen Förderungen, besondere Förderungen gegeben, obwohl Sie sich die Infrastruktur gegenüber den Randsiedlungen entsprechend ersparen. Ich glaube, dass hier ein Einmalzuschuss für solche innerstädtischen Betriebe unbedingt notwendig ist, um die Kosten zu senken, ein nicht rückzahlbarer Einmalzuschuss.

Meine Damen und Herren, noch einmal: Es wurde trotz Nachfrage weniger gebaut und Sie sind schuld an der Arbeitslosigkeit. Sie sind daran schuld, dass Kapital in das Umland abfließt, das heißt, Investitionskapital, und die Menschen draußen leben müssen. Sie lassen die Menschen aus der Stadt ziehen, weil Sie hier nicht die adäquaten Wohnungen bauen. In Wien bleiben dann Sozialhilfeempfänger, armutsgefährdete Haushalte, weniger Investitionsfreudige. Es sind alle weggezogen.

Statt aktiv zu sein, sieht dieser Wohnbaustadtrat all diese Dinge nicht, obwohl auch sein Parteigenosse, Herr Bgm Häupl, eigentlich den Vorsitz im Städtebund hat und dieses Problem kennen muss. Dass er wenigstens Geld bekommt, müsste ihm doch etwas wert sein, dass er im Städtebund Initiativen ergreift, für eine Umverteilung sorgt und beantragt, dass eine entsprechende Änderung, ein Finanzausgleich, eintritt. Eine Lösung, Herr Wohnbaustadtrat, haben Sie nie angepeilt. Sie sind auch nie beim Herrn Bürgermeister vorstellig geworden, dass er beim Städtebund diese Probleme anspricht. Sie sind säumig für die Region Ost!

Herr Stadtrat, Sie wollen nur Bundesmittel verbrauchen, geben aber in den Wohnbau fast keine zusätzlichen Mittel. Das sind, wie ich bereits gesagt habe, nur Bundesmittel.

Wir glauben, dass wir in Zukunft neue Wege im Wohnbau gehen müssen, vor allem aber auch bei der Transparenz der Erlangung von Wohnungen, im Bereich der Ökologie, dass der einzelne zukünftige Bewohner weiß, was er kauft, wie viel Energie er sich erspart und womit gebaut wurde. Es gibt heute Bauträgerwettbewerbe, wo einiges ausgewiesen wird, aber nicht vollständig. Wenn ich heute einen Kühlschrank kaufe, weiß ich, wie viel Energie ich mir erspare, wie viel Energie der Kühlschrank frisst, wie es ausschaut, auch mit einem Auto. Aber bei einer Wohnung, die 1,5 Millionen S bis 5 Millionen S kostet, gibt es überhaupt keine Information. Das heißt, es müsste ein Gütezertifikat her. Es ist wichtig, auch im Sinne der Verbesserung der Gebäudequalität. 

Ich glaube, dass das eine Maßnahme zur Fortsetzung und zur Verbesserung der Bauträgerwettbewerbe wäre. Daher stelle ich gemeinsam mit meinem Kollegen Wolfgang Gerstl einen Antrag, dass es eine Weiterentwicklung geben muss, um die gesamte Gebäudequalität zu verbessern, dass die Ziele bereits zu Beginn vom Wohnungsneubau oder bei der Sanierung festzulegen sind sowie deren Einhaltung einer späteren Unterprüfung zu unterziehen sind. 

Das reicht von der Projektbeschreibung über die Ressourcenschonung, die verminderten Belastungen von Mensch und Umwelt, den Nutzungskomfort, die Langlebigkeit und die Sicherheit bis zur Planungsqualität. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Stadtrat, es darf in Zukunft nicht mehr so sein, dass Sie Gelder vom Bund einnehmen, dass Sie Gelder von Rückzahlungen und von den Menschen durch die rückzahlbaren Darlehen einnehmen und die Rückzahlungen dann nicht mehr dem Wohnbau zur Verfügung stehen. Wir haben eine Verländerung der Wohnbauför-derung. Sie sind verantwortlich dafür. Sie haben dafür zu sorgen, dass es einen Generationsvertrag gibt, dass die kommenden Generationen ebenfalls Wohnraum bekommen, dass die Wohnhäuser heute saniert werden können. Das ist ein Verdienst des Bundes. Sie müssen aber auch auf die Zukunft schauen, auf die Zukunft der Kinder, auf die kommenden Generationen. Wenn heute alles verbraucht ist und das Geld, das früher zweckgebunden gewesen ist, heute verwendet wird und dann nicht mehr vorhanden ist, dann steht es schlecht darum. 

Ich beantrage daher, dass die Rückflüsse der gegebenen Wohnbaudarlehen - ich sage ausdrücklich die Rückflüsse - in Zukunft zweckgebunden für den Wohnungsneubau, die Althaussanierung und die dazu-gehörige Infrastruktur verwendet werden. Ich meine damit auch sämtliche Erlöse, die beim Verkauf der Kleingärten hereinkommen, sämtliche Erlöse, die beim Baurecht sind, weil dieser Gelder bedarf der Wohnbau. Wir haben die einmalige Chance, dass wir jetzt keine Zuwanderung haben. Wir können die Häuser unserer Stadt, die es notwendig haben, sanieren. Wir haben abgewohnte Viertel. Wir müssen den Menschen, die zu uns gekommen sind, die in diesen Häusern leben und die aus anderen Ländern stammen, auch Wohnraum geben - das habe ich schon zu Beginn gesagt -, ordentlichen Wohnraum. Aber wenn wir diese Mittel nicht zur Verfügung stellen, dann haben wir eine schlechte Integration betrieben. Herr Stadtrat, ich fordere Sie auf, gemeinsam mit Ihrer Fraktion diesem Antrag zuzustimmen, um in Zukunft einen Generationsvertrag zu haben, der das Wohnen in unserer Stadt und das Leben mit Freude und Frieden sichert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir werden, aus all den Gründen, die ich zu Beginn angeführt habe, dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. Ich ersuche Sie, eine Änderung in der Wohnbaupolitik einzuschlagen, damit solche Dinge nicht mehr vorkommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

In der Zeitschrift "Perspektiven über das Wohnen in Wien" war kürzlich zu lesen, dass man bis zum Jahr 2010 einen Wohnungsbedarf von 860 000 Wohnungen hat, eine beachtliche Zahl, wenn man bedenkt, dass derzeit für den Neubau keine Mittel oder kaum Mittel zur Verfügung stehen, die Wohnbauförderung drastisch gekürzt wurde und die Umstellung auf Darlehen, um das Stabilitätsziel der Stadt erreichen zu können, für diesen Neubau drastisch gesenkt worden ist. Weiters gilt es zu bedenken, dass die Sanierung jetzt in den Vordergrund rückt und Sanierung von Wohnbau auch eine Vernichtung von Wohnungen dahingehend bedeutet, dass, wenn man drei Wohnungen auf eine Wohnung oder zwei Wohnungen zusammenlegt, Wohnungen dabei verloren gegangen sind. Zugegebenermaßen ist die Qualität gestiegen, aber die Wohnungen wurden weniger. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch an eine langjährige Forderung der Freiheitlichen, dass man von der Objektförderung weggehen und gezielt Subjektförderung betreiben soll. Durch die Reduktion im Neubau und durch die Wohnungszusammenlegungen stehen weniger Wohnungen zur Verfügung und das, obwohl immer mehr Singles auf den Markt drängen und der Bedarf an Kleinwohnungen steigt. 

Um das vorhandene Wohnungspotenzial optimal zu nutzen, ist es an der Zeit, endlich die Dachgeschossausbauten massiv zu fördern und voranzutreiben. Das ist auch deshalb besonders wichtig, weil Dachgeschossausbauten sich oftmals in Gebäuden befinden, die in infrastrukturell aufgeschlossenen Gebieten liegen, was bei den neuen Wohnbauten nicht der Fall ist.

Gestatten Sie mir schon, dass ich auch ein bisschen in den Bereich der Planung gehe. Wenn ich nur vom 10. Bezirk und von den Großprojekten "Wienerberg", "Laaer Berg", "Schmidt-Stahlwerke", "Thermensiedlung Oberlaa" spreche, dann wurden dort Wohnbauten errichtet, nach dem Motto "Henne - Ei". Baut man in dem nicht verbauten Gebiet zuerst die U‑Bahn, ist das nicht rentabel. Baut man aber zuerst die Wohnhausanlagen, gibt es kein attraktives Verkehrsmittel. Genau dort stehen wir jetzt. Ich glaube, Herr StR Faymann, es kann nicht so sein, dass das ausschließlich eine Sache der Stadtplanung ist, sondern wenn ich Wohnhausanlagen neu errichte, dann ist es eine Sache der Wohnqualität, wie ich diese Wohnhausanlagen erreichen kann. Ein öffentliches Verkehrsmittel muss daher zwingend vorgesehen sein, und zwar ein attraktives öffentliches Verkehrsmittel und nicht eine im Nachhinein angebrachte Straßenbahn- oder Buslinie, die durch die Verstopfung der Straßen sowieso nicht durchkommt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zudem ist dieses Verkehrskonzept schon eine Sache des Flächenwidmungsplans. Das heißt, dort wird schon gefordert, dass im Rahmen der Planung ein zeitgerechtes Verkehrskonzept miterstellt wird. Das wird aber generell abgelehnt, wenn es um den Beschluss des Flächenwidmungsplans geht. 

Bei Sanierungsvorhaben sollte dringend darauf ge-
achtet werden, dass vor allem Flachdächer wieder mehr begrünt werden, um das Raumklima für diese Stadt zu verbessern und auch mehr Wohnqualität zu bieten. In letzter Zeit ist es schon fast täglich so, dass uns Frau StRin Kossina aus irgendwelchen Zeitungen anblickt und auf begrünte Dachflächen deutet. Dazu möchte ich schon sagen, dass es dann gerade in den Bezirken so ist, dass diese Forderungen auf Begrünung von Dachflächen in den Bauausschüssen generell abgelehnt werden, weil man die Kosten einfach nicht übernehmen will und noch immer an der Dichtheit dieser Flachdächer zweifelt, obwohl es mittlerweile sehr gute Erkenntnisse gibt und das keine Kriterien mehr wären, nicht das Raumklima in dieser Stadt zu verbessern. 

Wenn es nach dem Programm der Sozialdemokraten, "100 Projekte für die Zukunft Wiens" geht, dann sollen bis zum Jahr 2005 cirka 40 000 weitere Wohnungen runderneuert werden. Mit Hinblick bis zum Jahr 2010 sollen es letztlich 860 000 Wohneinheiten sein. Es bleibt jedoch die Frage offen, inwieweit dieser selbstgestellten Forderung Rechnung getragen wird, wenn im ersten Quartal 2002 Sanierungsvorhaben lediglich zu einem Fünftel des selbstgesteckten Ziels von 350 Millionen S ausgeführt worden sind. 

Frau Dr Neck-Schaukowitsch ist jetzt leider nicht da, aber als sie gestern auf dieses Papier angesprochen wurde, und zwar auf die Umsetzung dieses Papiers, hat sie gemeint, die Periode ist ja noch nicht zu Ende. Zugegeben, es sind erst eineinhalb Jahre, aber ich möchte meinen, wenn man einer Bundesregierung nicht einmal die Chance gibt, innerhalb von 100 Tagen den Restmüll von sozialistischer Politik der letzten 30 Jahre wegzuräumen, dann muss man sich auch gefallen lassen, dass man nach eineinhalb Jahren auf 100 Projekte für die Zukunft Wiens und deren Durchführung angesprochen wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Allerdings - das möchte ich schon betonen - muss es sich bei all den geplanten Wohnungen um solche handeln, die den Bedürfnissen von Kleinhaushalten entsprechen. Singles wechseln im Schnitt alle drei bis vier Jahre ihre Wohnung. Sie, Herr Stadtrat, schreiben im Amtsblatt, dass bei der Planung dieser Wohnungen Forschungen unterstützt werden müssen. In welche Richtung diese Forschungen gehen und wie dann die Resultate umgesetzt werden, ist eigentlich nicht ersichtlich. Oder hier ist die Rede vom Hinausblicken über den fachspezifischen Tellerrand und die Verbindung zu anderen Lebensbereichen der Bewohner, sie zu erkennen und mit einzubeziehen, oder welche bedeutende Rolle die Ökologie hier spielt. 

Über die Ökologie und Dachbegrünung habe ich schon ausreichend gesprochen. Über den fachspezifischen Tellerrand geht nicht viel hinaus, wenn es allein um die Modulbauweise geht. Ich meine ein Projekt wie das von Frau Dr Bauer-Jelinek, das jetzt schon in Deutschland und in Österreich vorgestellt wurde. Man negiert das hier in Wien, wo ein Zusammenleben von Jung und Alt, Familien und Einzelpersonen gefördert werden soll. Das spricht nicht unbedingt für einen innovativen Wohnbau, wie wir uns diesen vorstellen. 

Die Stadterneuerung in Wien verfolgt das Ziel, die Altsubstanz nach Möglichkeit zu erhalten und, soweit das wirtschaftlich vertretbar ist, auch zu verbessern und zwar - jetzt kommt der springende Punkt - unter Einbeziehung der betroffenen Bewohner. Aber wie tragen Sie diesen Bedürfnissen, vor allem der Jugendlichen und der Senioren, Rechnung? - Ich denke mir, es wäre für Wiener Wohnen nicht nur wünschenswert, sondern auch einmal ein interessantes Experiment, würde man in Wettbewerben - es ist jetzt völlig egal, ob es um Neubauten oder Sanierungen geht - die einzige Hochbau-HTL einzubeziehen. Warum wird so eine Schule nicht herangezogen, auch Projekte zu liefern? Oder die Studenten an der Universität, die nach ihren Bedürfnissen ihren Wohnraum planen. Eine Fachhochschule für Architektur hat Wien leider bis heute noch nicht geschafft. Jugendspielplätze sind sowieso ein oft vergessener Faktor, wenn es um den Neubau geht. Seniorengruppen sind auch noch am Rand. In Graz werden zum Beispiel an runden Tischen mit Kindern und Jugendlichen Ge-spräche unter dem Motto "Kinder rücken ins Zentrum" geführt. Auch in Salzburg gibt es ähnliche Vorhaben. In Wien gab es Ansätze von Jugendparlamenten, die aber letztlich kläglich gescheitert sind. 

Zur Einbindung von Jugendlichen in Planungsabläufe bringen wir einen Beschlussantrag ein und bitten in formeller Hinsicht um die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir Freiheitliche fordern hier mehr Flexibilität und neue Ideen für die Zukunft, die nicht allein die Sache von Bauträgern sein können, sondern vor allem den Wünschen der Bevölkerung gerecht werden müssen. Architekt Buchleitner im Kurier vom 6.10.2001: "Charakteristisch für den Altbau ist die gute Infrastruktur und Verkehrsanbindung. Großzügige Raumhöhen und individuelle Fenstergrößen entsprechen zudem für den Altbau, und bei der Sanierung ist darauf zu achten, Wohnqualität zu schaffen, ökologische Maßnahmen zu berücksichtigen, wie etwa Dachgärten, Innenhöfe, Erholungsplätze." - Dem können wir uns widerspruchslos anschließen. 

Dass Verbesserungen dringend anzustreben sind, kann man im Tätigkeitsbericht des Kontrollamts der Stadt Wien über das Geschäftsjahr 2001 nachlesen, wie etwa was das Blei im Trinkwasser betrifft. Obwohl die Stadt Wien schon bemüht ist, bei Sanierungen die noch vorhanden Bleirohre auszuwechseln, ist erheblicher Handlungsbedarf gegeben. Es sollte dringend darauf geachtet werden, dass nicht erst, wie vorgesehen, bis zum Jahr 2008 der Austausch dieser Leitungen abgeschlossen wird, sondern bereits erheblich früher. Gestern war darüber ein Artikel im "Kurier", wo die Unbedenklichkeit gegenüber den Bleirohren ausgesprochen wurde, dem ich mich aber sicher nicht anschließen kann, weil Sie kennen alle das Gutachten von Dr Rust, wo eindeutig über das toxische Wasser in den Wiener Bleirohren gesprochen wird. Auch die Bevölkerung schließt sich dem nicht an, denn bei der Volksanwaltschaft haben sich die Beschwerdefälle verdoppelt. Es wurden zugebenermaßen in den letzten Jahren schon eine Menge Bleirohre ausgetauscht, aber der Kontrollamtsbericht schreibt noch immer, dass bei 24 Prozent jener Objekte, die vor 1914 errichtet wurden, Handlungsbedarf, und bei 17 Prozent dringender Handlungsbedarf gegeben ist, weiters, dass das Austauschprogramm für Anschlussleitungen aus Blei fortzuführen ist, da dies eine echte Ursachenbekämpfung von Blei im Trinkwasser darstellt. 

Nun muss man sich auch einmal die Konsequenzen vor Augen führen, denn all jene Leute, die in diesen Bauten wohnen, können nicht ungehindert auf dieses Trinkwasser zugreifen, sondern, wenn es länger steht, müssen sie dies mindestens mit fünf bis zehn Litern Wasser - nebenbei bemerkt, Trinkwasser von an sich guter Qualität - ungenutzt aus der Leitung fließen lassen. Das bedeutet aber auch, dass sie die Kosten für dieses ungenutzte Wasser in voller Höhe mittragen müssen. 

Wir Freiheitliche fordern daher, dass man den Mietern solcher Wohnhausanlagen, wo es nicht deren Verschulden ist, dass sie noch immer in Wohnungen leben müssen, die Bleirohre und damit ungenießbares Trinkwasser haben, die Kosten für das Wasser reduziert, die zudem durch die Teuerungswelle noch massiv gestiegen sind, und bringen hier einen entsprechenden Beschlussantrag ein. (Beifall bei der FPÖ.)
Gerade im Zusammenhang mit der Kosten-Nutzen-Analyse ist wieder einmal zu hinterfragen, wie die Gelder, die aus der Vermietung von Flächen für Handymasten erwirtschaftet werden, den Mietern zu Gute kommen. Es sind nicht unbeträchtliche Summen, wie wir kürzlich gehört haben, aber sie fließen auch nicht zur Gänze in die Hauptmietzinsreserve der betreffenden Wohnhausanlagen und kommen daher nicht den Mietern zu Gute. 

Auch hier bringen wir einen Beschlussantrag ein, dass an jenen Bauten, wo sich solche Handymasten befinden und womit Mieteinnahmen erwirtschaftet werden, dies den Wohnhausanlagen zu Gute kommen soll. (Beifall bei der FPÖ.)
Für uns ist es nicht selbstverständlich, dass die Mieter städtischer Wohnhausanlagen durch massive Erhöhungen ständig zur Kasse gebeten und bei den Einnahmen mehr oder weniger ausgeschlossen werden. Wenn das Ganze dann noch in der "Krone" von Ihnen, Herr StR Faymann, immer wieder bei diesen Wohnhausanlagen mit "Wohnen wie im Paradies" verkauft wird, so stelle ich mir das Paradies ein bisschen anders vor. 

Kritik übte das Kontrollamt weiters auch daran, dass durch die Abrechnung bei Sanierungen - Sie kennen diesen Skandal - generell fixe Preise ausgeschrieben wurden und dass für einen relativ geringen Zeitraum erheblichere Mehrkosten entstanden sind, als hätte man mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns für kurze Dauer diese Ausschreibung auf Basis veränderlicher Preise ausgeschrieben. Es ist hier wirklich zu hinterfragen, wie wieder einmal die Mieter zum Zug kommen, denn auch sie müssen damit die erhöhten Sanierungskosten tragen. Nicht genug damit haben Sie sich Baubetreuer bedient und wenn Sie sich erinnern, habe ich sogar einmal im Wohnbauausschuss kritisiert, dass hier die Prozentsätze, die die Baubetreuer für ihre Leistungen bekommen, relativ hoch sind, denn durch diese höheren Abrechnungen bekommen selbstverständlich auch die Baubetreuer ein höheres Honorar, aber sie kommen ihren Leistungen nicht nach und das heißt, dass keine einzige Wohnanlage stichprobenweise Prüfungen unterzogen wurde, ob die Abrechnungen der Professionistenleistungen auch den Tatsachen entsprechen. Ich finde, man müsste hier auf jeden Fall Sanktionen setzen, indem die Baubetreuerhonorare gekürzt werden. Man sollte sich überhaupt überlegen, inwieweit man einerseits den Professionisten, aber andererseits auch den Baubetreuern noch weiter das Vertrauen schenkt oder ob man sie nicht von gewissen Listen ausschließen soll.

Ebenfalls im Internet ist noch die Blocksanierung und wird hier definiert als "eine im Rahmen eines Sanierungskonzepts erfolgende liegenschaftsübergreifende gemeinsame Sanierung von mehreren Gebäuden oder Wohnhausanlagen in Verbindung mit Maßnahmen zur städtebaulichen Strukturverbesserung". Das ist in Ordnung, aber ich meine, man sollte sich, wenn es um Ensembles geht, die man sanieren will, nicht nur auf eine Gasometercity stürzen, sondern es gibt in dieser Stadt noch sehr viele kleinere Industrieprojekte, die aber leider oft bis zur Abbruchreife unbemerkt gelassen werden und dann nicht mehr zu retten sind.

Es gibt international wirklich viele Beispiele, wie man sehr attraktive Wohnungskonzepte entwickeln könnte. Das Ziel der Freiheitlichen ist es, nicht mit Schlagworten über Sanierung zu operieren, sondern diese in strukturell gewachsenen Gebieten gezielt voranzutreiben, wie etwa durch Sanierungen gemeinsam mit Jung und Alt, damit sie den jeweiligen Bedürfnissen angepasst werden können, durch Flachdachbegrünungen, um ökologisch einen wichtigen Akzent zur Verbesserung des Raumklimas zu schaffen, Ensembles stärker und auch Industriebauten zu berücksichtigen, vor allem verstärkt den leistbaren Ausbau von Dachgeschossen voranzutreiben und vor allem durch Kostenminimierung durch umsichtige Ausschreibung und Kontrolle. 

Sie werden verstehen, Herr StR Faymann, dass wir bei der Fülle von Unzulänglichkeiten, wie ich sie eben aufgeführt habe und die sich nicht nur durch Fehlplanungen und Fehlleistungen im Budget der Stadt Wien niederschlagen, sondern leider massiv die Bürger und Bürgerinnen dieser Stadt durch die erhöhten Sanierungskosten belasten, die wiederum oft eine Erhöhung der Miete nach sich ziehen, durch die diversen Steuern wie Wasser und Strom, Verteuerung der Müllgebühren und so weiter, die eine Erhöhung der Betriebskosten nach sich ziehen, dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen können. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ruth Becher. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Ruth Becher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Lebensqualität in einer Stadt ist abhängig von der Beschäftigungssituation, von der Einkommenssituation, aber natürlich auch von der Wohnsituation, die sehr eng damit verbunden ist. Im heurigen Jahr wurden von einer internationalen Unternehmungsberatungsfirma insgesamt 250 Großstädte getestet. Bei diesem Test hat Wien, knapp hinter Zürich, den zweiten Platz errungen, noch vor Vancouver. Im Bereich "Wohnen" waren insgesamt 30 Punkte zu erreichen und Wien hat hier 29 Punkte erlangen können, also noch zwei Punkte mehr errungen, als es Zürich gelungen ist. In diesem "Quality of Living Report" von Wiliam Mercer ist für diese ausgezeichnete Reihung, die hier vorgenommen wurde, besonders die hohe Qualität und die große Auswahl, die in Wien an Wohnungen zur Verfügung steht, ausschlaggebend. So eine Bewertung fällt nicht vom Himmel. Dafür müssen ausreichend Maßnahmen vorbereitet und gesetzt werden. Dafür haben die Stadtregierung und unser Stadtrat sehr hart gearbeitet, dass es zu dieser Bewertung gekommen ist. (Beifall bei der SPÖ.) 
Im Jahr 2001 sind insgesamt 3,428 Milliarden S für den Wohnungsneubau ausgegeben worden. Damit konnten wir, Herr Kollege Fuchs, 5 396 Wohnungen in der Förderung zusichern. Das heißt, dass das Arbeitsprogramm, das sich die Stadtregierung zu Beginn gesetzt hat - 25 000 Wohnungen in fünf Jahren -, in diesem Jahr mit 5 396 Wohnungen überdurchschnittlich erreicht wurde.

Wenn in dieser Rechnungsabschlussdebatte gestern mehrfach behauptet wurde, dass es zu einer Verteuerung der Wohnungskosten gekommen ist, die auch mit der Umstellung der Darlehen von den Einmalzuschüssen zu den Darlehen in der Wohnbauförderdung zusammenhängt, so möchte ich nur in Erinnerung rufen - das ist Ihnen sicher allen bekannt -, dass das erfolgte, um einerseits das Bundesbudget Maastricht-gerecht auszurichten und andererseits auch das Landesbudget. 

Es waren damals, als wir das diskutiert haben, vor allem drei Punkte besonders ausschlaggebend. Der Erste war, dass wir das Darlehen erhöht haben, also dass nicht mehr 6 000 S zur Verfügung gestanden sind, wie bei nicht rückzahlbaren Darlehen, sondern jetzt 7 000 S zugeschossen werden, also hier um 1 000 S erhöht wurde, der Zweite, dass die Rückzahlung dieses Darlehens erst nach der Tilgung des Kapitalmarktdarlehens erfolgt und der Dritte, dass eine äußerst geringe Verzinsung mit 1 Prozent angesetzt wurde. Das heißt, es ist insgesamt kostenneutral und stimmt gerade noch mit den Maastricht-Kriterien überein.

In der Neubauverordnung, die hier damals beschlossen wurde - das ist besonders wichtig, egal ob es jetzt die alte war oder die neue, die jetzt zur Anwendung kommt -, ist eine Mietzinsobergrenze angesetzt, eine Limitierung von 3,63 EUR. Das heißt, für den Mieter ist das vollkommen egal, er hat keinen Vorteil, ob er jetzt nach der alten Novelle oder nach der neuen Variante gefördert wird, das ist für aufkommensneutral. Vielmehr sind hier andere Kriterien ausschlaggebend, die bestimmt werden können, die die Mietzinsbildung beeinflussen. Das heißt: Wie sind die Bankkonditionen? Wie ist der Zinssatz? Wie ist die Laufzeit? Wie ist die Anfangsannuität? Da sind kleine Variablen möglich.

Wir sind in Wien sehr stolz auf die Vielfalt im sozialen Wohnbau und auch auf neue Siedlungshäuser, die errichtet werden können. Dazu möchte ich nur eine ganz kurze Bemerkung machen, dass in der Legislaturperiode von 1996 bis 2001 insgesamt 120 Baulose gewidmet wurden, weil zuerst müssen sie gewidmet werden. Vom März des Vorjahres bis zum Dezember 2001 sind allein 360 Baulose gewidmet worden. Das heißt, die neue Siedlerbewegung ist im Anlaufen, ist in Vorbereitung und wird uns in nächster Zeit, bei künftigen Debatten, noch beschäftigen.

Die Vielfalt wird aber auch durch Bauträgerwettbe-werbe garantiert, eine ganz wesentliche Funktion seit 1995. Damals waren zwei Punkte ausschlaggebend, die Kosten zu senken, was auch gelungen ist. 20 Prozent hat die Errichtungskostensenkung erreicht. Es galt aber auch, einen höheren Wohn- und Freizeitwert zu erzielen und den neuen Wohnbauprojekten mehr Umweltqualität zu geben. Um eine Vielfalt im geförderten Wohnbau zu erreichen, sind Zielgruppenwohnbauten und Themenwohnbauten notwendig, die besonders auf die differenzierten Wünsche und Vorstellungen der zukünftigen Mieter eingehen. Der Bauträgerwettbewerb ist unbestritten. Was aber wesentlich ist - das ist auch etwas, was die Kollegin Frank gesagt hat -, ist, dass dort gebaut werden soll, wo eine gute Infrastruktur vorhanden ist. Das ist durch die Infrastrukturkommission vorgegeben. 

Es hat eine Umorientierung der Bauprojekte gegeben. Das heißt, man muss sich bestimmten Bewertungskriterien aussetzen, um eine Förderung zu bekommen und sozusagen eine gute Benotung zu erreichen. Es zeigt auch, dass von den 36 Projekten, die im Vorjahr positiv beurteilt wurden, 83 Prozent in dicht verbauten Gebieten und 50 Prozent davon in den erneuerungsdringlichen Zielgebieten sind. Ein hoher Teil der Neubauprojekte wird also in diesen dicht verbauten Stadtteilen jetzt vordringlich gefördert, wird besondere Beurteilungen bekommen. 

Der Bauträgerwettbewerb ist auch dazu übergegangen, Themenschwerpunkte zu setzen, wobei im Vorjahr der Themenschwerpunkt "integratives Wohnen" sehr wichtig und ausschlaggebend war. Das war ein sehr weit gespannter Themenschwerpunkt, für behinderte Menschen, für ausländische Mitbürger, Mehrgenerationswohnungen. Auch Angebote für betreutes Wohnen sind hier beinhaltet. Da gibt es jetzt eine Reihe von Projekten, die man nennen könnte, dass sie besonders gut gelungen sind und diesen Vorgaben entsprechen. Ich möchte nur erwähnen, dass zurzeit ein Bauträgerwettbewerb für jugendgerechtes Wohnen läuft. Ganz wichtig ist auch, dass - wie im Vorjahr - das behindertengerechte Wohnen im Vordergrund gestanden ist. In der Troststraße ist das auch ein Punkt gewesen.

Ich möchte bei diesem Punkt etwas anführen, was nicht ganz zu den Bauträgerwettbewerben passt, aber es ist für behinderte Menschen ein sehr wesentlicher Punkt. Und zwar ist die Behindertenkommission mit einer Bitte gekommen, hier einen Antrag einzubringen. Das betrifft den Umbau der Rathaustoiletten, damit sie entsprechend behindertengerecht ausgestattet und umgebaut werden, weil sie nicht mehr ganz den neuesten Normen entsprechen. Es sind meiner Information nach zwölf Toiletten, die davon betroffen sind und die besser nachgerüstet werden müssen.

Ich darf Ihnen den Antrag kurz vorlesen: "Die Behindertentoiletten im Wiener Rathaus entsprechen in vielen Punkten nicht mehr den zeitgemäßen Erfordernissen. Sie sind teilweise zu wenig geräumig. Die Sitzschale ist oft zu hoch. Die Haltegriffe sind falsch ausgewählt und angebracht. Die Benutzung durch die Betroffenen ist dadurch entweder gar nicht oder nur schwer möglich. Auf der anderen Seite verfügt das Rathaus über einen nach dem letzten Stand der Technik ausgestatteten Personenaufzug, der als beispielgebend angesehen werden kann. Angesicht der großen Vorbildwirkung des Rathauses als Aushängeschild der Stadt beziehungsweise des Landes erscheint es geboten, in diesem Bereich die notwendigen Adaptierungsarbeiten vorzunehmen."

Der Antrag lautet dann: "Die Behindertentoiletten im Wiener Rathaus sind schrittweise gemäß den Erfordernissen des barrierefreien Bauens in Absprache mit der Fachstelle für behindertengerechtes Bauen, der MA 12, zu adaptieren." - Ich bringe diesen Antrag gemeinsam mit meinen Kollegen Hora und Malyar ein. 

Der soziale Wohnbau in dieser Stadt zeichnet sich aber auch durch eine ganz ausgezeichnete Architektur aus. Ich kann den Zusammenhang nicht ganz erkennen, wenn Sie von Silos gesprochen haben. Wenn man weiß, dass die Architektur in dieser Stadt auch international große Anerkennung findet, dann können wir darauf sehr stolz sein. Es hat in der "New York Times" im Vorjahr zwei große Artikel zum Gasometer und jetzt zu Projekten im 7. Bezirk gegeben. Dieser Artikel ist vom 2. Mai. Ich glaube, es ist für uns und für unsere Architekten eine wirkliche Anerkennung, dass wir in einer so prominenten Tageszeitung mit einem zweiseitigen Artikel mit der Beschreibung der Wiener Architekturszene sozusagen ausgezeichnet werden. 

Damit das Wohnen auf hohem Niveau für breite Bevölkerungsgruppen zugänglich ist, gibt es die Subjektförderung, eine ganz wesentliche Sache. Sie wissen, das sind das Eigenmittelersatzdarlehen, die Superförderung und die Wohnbeihilfe. Bei der allgemeinen Wohnbeihilfe wurde im Vorjahr das budgetäre Ziel nicht ganz erreicht. Sie ist weniger in Anspruch genommen worden, als es vorgesehen war, wobei man sagen muss, sie ist auch sehr hoch budgetiert worden, weil die allgemeine Wohnbeihilfe erst seit dem Sommer gültig war, also die Möglichkeit der Inanspruchnahme da war. Da sie einen Rechtsanspruch darstellt, muss auch entsprechend vorgesorgt werden. Es sind insgesamt 9 000 Anträge im Vorjahr eingebracht worden. Es mussten 3 000 Anträge zurückgewiesen werden, weil sie in den privaten Althäusern nicht den rechtlichen Bestimmungen entsprochen haben, wobei man sagen muss, im heurigen Jahr ist eine steigende Tendenz bei der allgemeinen Wohnbeihilfe zu erkennen. Wir haben eine verstärkte Anspruchnahme bis zum Juni dieses Jahres mit bereits 7 000 Beziehern. Insgesamt hat im Vorjahr die Subjektförderung 966 Millionen S ausgemacht. Allein auf diese personenbezogene Förderung ist zurückzuführen, dass wirklich dort ganz zielgerecht gefördert wird, wo es die Familien, die das auf Grund ihrer Einkommenssituation brauchen, auch bekommen und dadurch ein leistbarer Wohnraum für alle in Wien zur Verfügung stehen kann. 

Nicht ganz unerwähnt möchte ich den großen Bereich der Sanierungen lassen. Insgesamt wurden im Vorjahr 286 Projekte in der Sanierung zugesichert. Das waren 4,4 Milliarden S. Das ist nur einmal übertroffen worden, nämlich ein Jahr zuvor, aber das war jenes Jahr, als die thermische Sanierung eingeführt wurde und dann natürlich sehr viele Bauträger mit ihren Anträgen gewartet haben und diese dann in einem Jahr zugesichert worden sind, wobei von den 286 Projekten 62 mit dieser Thewosan-Sanierung zugesichert worden sind. Die Aufteilung ist hier in etwa 60 zu 40, also 60 für Gemeindeprojekte und 40 für private Hauseigentümer. 

Die Förderung von Energie- und Klimaschutzmaßnahmen ist im Wohnbereich ganz besonders hervorzuheben, denn durch diese Möglichkeit der Thewosan-Föderung werden einerseits nicht nur bis zu 50 Prozent Kosten für die Mieter gespart, sondern das ist auch ein ganz wichtiger Beitrag im Umweltschutzbereich. Wenn wir allein die Thewosan-sanierten Häuser hernehmen, so sind seit 2000 insgesamt 48 Tonnen weniger CO2-Ausstoss durch diese Förderung gelungen, also ein doch ganz beachtlicher Teil. 

Ganz kurz eine Bemerkung zum Hausbesorgergesetz: Sie alle in diesem Raum wissen, mit 1. Juli des Vorjahres ist das Hausbesorgergesetz von der blau-schwarzen Regierung für neue Dienstverhältnisse abgeschafft worden. Es ist ersatzlos gestrichen worden. Das ist allen bekannt. Umso entlarvender ist für mich eigentlich eine Anfrage eines Bezirksrats, wo sich die FPÖ selbst von dieser Maßnahme zu distanzieren versucht, und eigentlich auch die Unglaubwürdigkeit der gesamten Wien-feindlichen Propaganda, wie wir sie in den letzten beiden Tagen gehört haben, bewiesen wird. 

Ich möchte Ihnen diese Anfrage vorlesen. Sie ist vom 27. Mai und lautet: "In vielen Wohnhäusern der Gemeinde Wien werden die Stellen der Hauswarte bei deren Pensionierung oder sonstigem Abgang ersatzlos gestrichen, was vielfach, vor allem bei älteren Wohnhausanlagen, auf Grund der Altersstruktur der Bewohner zu größeren Problemen führt. Daraus ergeben sich folgende Fragen: Findet sich kein qualifiziertes Personal? Ist die Bezahlung in vor allem kleineren Wohnobjekten nicht ausreichend? Finden Sie es in Ordnung, dass ältere und gehbehinderte Mieter Wege bis zu drei Kilometer zurücklegen müssen, um zu einem Waschküchenschlüssel zu kommen? Glauben Sie, dass bei Eis und Schnee bei derartigen dezentralen Auslagerungen des Personal eine ordnungsgemäße Reinigung überhaupt gewährleistet ist?" 

Ich denke, dass diese Anfrage eines freiheitlichen Bezirksrats für sich selbst spricht. (GR Dr Herbert Madejski: Ich finde das gut! Er macht sich Sorgen!) - Das finden Sie gut? Er macht sich Sorgen seit das Gesetz abgeschafft worden ist. Okay. Ich möchte es auch so im Raum stehen lassen. Es kann jeder für sich überlegen, wie er das zu werten hat, Herr Kollege Madejski. Ich glaube, es kann jeder seine Schlüsse daraus ziehen. (GR Dr Herbert Madejski: Bis zur nächsten Anfrage! Gut!)
Zusammenfassend möchte ich nochmals feststellen, dass die Wiener Wohnbaupolitik einen Weg geht, der Qualität bei ausreichenden Wohnraum sichert, einen Weg der Ökologie, einen Weg der modernen Architektur und das nicht nur für die Reichen in dieser Stadt. Die Wohnbaupolitik in dieser Stadt ist zielgerichtet. Sie ist sozial und sie ist zukunftsorientiert. Aus diesen Gründen wird meine Fraktion dem Rechnungsabschluss zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Harald Troch. Ich ersuche ihn, zum Rednerpult zu kommen. 

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Geschätzte Damen und Herren!

Die Spielbälle von Hausherren und Immobilienhaien - da geht es nicht um einen trendigen Sport, sondern um menschliche Schicksale. Gibt es solche Opfer von Mietwucher und Wohnungsspekulation auch heute oder ist das bloß Geschichte? 

Rückblickend betrachtet war es jedenfalls von Anfang an das Ziel des sozialen Wohnbaus in Wien, gerade jenen Menschen zu helfen, die jahrzehntelang am privaten Wohnungsmarkt eben Spielbälle von Hausherren und Immobilienmaklern waren. Generationen von Wienern könnten eindringlich schildern, wie ihnen 30, 40, 50 Prozent ihres Familieneinkommens für unzumutbare Wohnverhältnisse in Gründerzeithäusern der Liberalen oder in Zinskasernen der christlich-sozialen Ära Wiens zugemutet wurden. 

Bei der Überwindung der katastrophalen Wohnsituation hunderttausender Wienerinnen und Wiener hatte gerade unser kommunaler Wohnbau den entscheidenden Anteil. Nach über 80 Jahren städtischer Wohnbautätigkeit und Wohnbauverwaltung gibt sich die Stadt Wien jedoch keinesfalls mit der bloßen Administration des Gemeindebaus und seinen Errungenschaften zufrieden. Die Wiener Wohnbaupolitik ist ein Garant dafür, dass es zu keinem wohnungspolitischen Stillstand kommt, sondern zu einer zeitgemäßen bürgernahen Weiterentwicklung. Am Beginn des kommunalen Wohnbaus stand der politische Wille, den Ärmeren, den Schwächeren zu helfen. Gerade in diesem Sinne sind etwa die Notfallswohnungen zu sehen, die oft unmenschlichen und dramatischen Wohnverhältnissen von Menschen, Kindern und Familien ein Ende setzen. Die Notfallswohnungen stehen allen Menschen in Wien offen, bei denen akuter Handlungsbedarf besteht. Hier wird sozial und menschlich entschieden sowie sofort geholfen. Ein Drittel der jährlich vergebenen Wohnungen läuft über die soziale Schiene oder über die Wohnungskommissionen. Hier zeigt sich, wie an keinem anderen Beispiel, welche Bedeutung die Gemeindewohnungen als Instrument sozialer Steuerung, aber auch für viele menschliche Einzelschicksale haben. Dass nach wie vor jährlich mehr als 13 000 Wiener und Wienerinnen für eine Gemeindewohnung vorgemerkt werden und doppelt so viele Interesse anmelden, doch die Kriterien nicht erfüllen, zeigt, dass sich diese klassische soziale Institution Wiens nicht abschaffen, nicht abverkaufen und auch nicht wegwünschen lässt. 

Die Wohnbauoffensive der Neunziger Jahre und die gesunkene Zahl der Vormerkungen machen es möglich, dass der Kreis der Vormerkberechtigten ausgeweitet werden konnte. Mit der Kategorie des Jungwiener-Vormerkscheins kann die Stadt Wien erstmals echte Startwohnungen für unsere Jungen auf breiter Basis anbieten: Vormerkungen ab 17 - unbürokratisch. Die Aktion "Wohnen für junge Wiener" erfreut sich hoher Beliebtheit mit mehr als 4 000 vorgemerkten Jungwienern. Die Gesamtzahl der Vormerkungen ging damit allerdings in die Höhe. Am 31. Dezember 2001 waren es exakt 14 477. Insgesamt konnten sich 2001 9 536 Wienerinnen und Wiener über einen neuen Mietvertrag mit Wiener Wohnen erfreuen. Tatsächlich waren es natürlich mehr, weil es mitziehende Partner, Verwandte und Kinder gibt. Allerdings hat sich die Wartezeit für Vorgemerkte dennoch kaum erhöht. Dazu hat die Senkung der Leerstandsdauer einer frei gewordenen Gemeindewohnung auf vier Monate - das ist wohlgemerkt eine raschere Weitervermietung als am privaten Wohnungsmarkt, laut der zuständigen Innung - beigetragen. 

In zunehmendem Maße könnte Wiener Wohnen den Slogan "service is our success" für sich in Anspruch nehmen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Dann geht es Wiener Wohnen wie der Lauda Air!) Die Kundenorientierung ist auch daran messbar, dass das Einreichen um eine Gemeindewohnung kein bürokratischer Spießrutenlauf ist, sondern permanent erleichtert wurde, etwa über die Online-Anmeldung oder auch beim Nachreichen von Dokumenten. 

Ich möchte aber auch kurz zum Stichwort "Delogierung" etwas sagen und nicht unwidersprochen lassen, was in den Raum gestellt wurde, wenn man versucht, die Stadt Wien und Wiener Wohnen als unsozial hinzustellen. Angemerkt sei zuerst einmal, dass Wiener Wohnen die Schwächsten dieser Stadt aufnimmt und ihnen einen Wohnraum gibt. Dass sich damit natürlich auch spezielle Probleme in diesem Bereich vervielfachen können, das liegt auf der Hand. Daher diese Zahlen zu skandalisieren, wie wir heute schon gehört haben, davor möchte ich einfach warnen. Das ist unseriös. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass pro Monat im Schnitt 15 000 bis 17 000 Mahnungen von Wiener Wohnen an zahlungssäumige Mieter verschickt werden, also 8 Prozent der Mieter von Wiener Wohnen - formulieren wir es einmal so - zahlen langsam. 9 157 Klagen wurden im Jahr 2001 eingereicht und davon wurden schließlich nach einem Urteil 4 800 Anträge auf Exekution mit zwangsweiser Räumung. Tatsächliche Delogierungen wegen Mietzinsrückstand: 1 044. Diese Zahl ist heute schon genannt worden. 

Ich möchte aber kurz auf die Bemühungen der Stadt Wien, hier zu helfen und Lösungen zu finden, eingehen, denn mit einer Delogierung ist niemandem geholfen. Jede Klage, die eingereicht wird, geht sofort an das Sozialamt und an das Jugendamt der Stadt Wien. Jeder der Geklagten wird sofort von der MA 11 oder MA 12 oder von beiden eindringlich durch eine Verständigung aufgerufen, zu einer Entschuldungsberatung zu kommen, die von Sozialarbeitern und von geschultem Personal durchgeführt wird. Zum Teil übernehmen sogar das Sozialamt oder das Jugendamt die Bezahlung der Schulden, zum Teil kommt es zu Ratenvereinbarungen. Dieses Spiel zieht sich drei- bis fünfmal, wenn wieder nicht bezahlt wird und bedeutet einen enormen bürokratischen Aufwand. 

Ich glaube, Sozialwesen heißt, dass geholfen wird, aber Sozialwesen heißt auch, dass man selbst einen Beitrag zum Sozialwesen leistet. Ich glaube, das ist ein wichtiger Moment, mit dem in Wien sehr wohl geholfen wird. Insgesamt muss man aber sagen, dass ein halbes Prozent der Mieter von Wiener Wohnen dieses Spiel bis usque ad nausium - wie der Lateiner so schön sagt - treibt. 

Der Wiener Gemeindebau hat sich über Jahrzehnte als urbane Form menschlichen Zusammenlebens bewährt. Die Durchmischung sozialer Milieus, unterschiedlicher Generationen von Menschen, unterschiedlicher nationaler Herkunft und beispielsweise auch von Behinderten und Nichtbehinderten hat sich in Wien als sehr fruchtbar erwiesen und hat verhindert, dass in Wien Gettos und Slums sich gebildet haben. Generationskonflikte und persönliche Spannungen werden heute oft kurzsichtig und populistisch als Folge von Zuwanderung und angeblicher Überfremdung hingestellt. Zu jener kurzsichtigen Politik durch die blaue Brille kann ich nur sagen, unterschätzen Sie die Gemeindemieter nicht. Auch die Gemeindemieter sind an einer seriösen Problemlösung interessiert, an einem entspannten menschlichen Miteinander und nicht an xenophober Rhetorik. (Beifall bei der SPÖ.) 
In diesem Sinn haben die Gebietsbetreuungen für städtische Wohnhausanlagen mit einem ambitionierten Arbeitsprogramm nach ersten positiven Pilotversuchen ihre Tätigkeit aufgenommen. Die MitarbeiterInnen der Gebietsbetreuungen wollen vor Ort sein, die Mieter erreichen und für alle BürgerInnen erreichbar sein. Dabei setzen sie auch auf unkonventionelle Anrainerkontakte durch so genannte Stiegenhausarbeit. Ziel ist, zu helfen und zwischenmenschliche Konflikte kurzfristig zu lösen. Mittelfristig geht es darum, das soziale Miteinander im Gemeindebau zu stärken und zu verbessern. Die geleisteten Vorarbeiten des Teams der Gebietsbetreuungen mit Dipl Ing Löffler sind viel versprechend und dafür möchte ich ganz einfach herzlichst danken! (Beifall bei der SPÖ.)
2001 wurden nachhaltige Akzente in der Sanierung bestehender Wohnhausanlagen gesetzt. Eine deutliche Verbesserung der Wohnqualität brachten etwa die Sockelsanierungen, die in Zwischenkriegszeit-Bauten unter anderem Fernwärme und, wo es sie noch nicht gegeben hatte, auch moderne Bäder brachten.

Ich möchte zu meiner blauen Vorrednerin noch eine kurze Bemerkung zum Thema Sockelsanierung machen: Im Zuge dessen werden nicht nur Wohnungen zusammengelegt, sodass es zu einer Verminderung von Wohnungen kommt. Dafür möchte ich kurz ein Beispiel nennen. Im Breitner-Hof im 14. Bezirk läuft eine entsprechende Sanierung. Sie läuft sehr gut, mit einem hohen Zufriedenheitsgrad der Mieter. Im Zuge des Dachgeschoss-Ausbaus werden an die 200 neue Wohnungen geschaffen werden. Es ist eine große Wohnhausanlage mit, glaube ich, 1 400 Wohnungseinheiten, und es werden 200 neue Wohnungen geschaffen. Natürlich kommt es dort auch zu Wohnungszusammenlegungen, insbesondere von kleinen Einzelräumen, was ja zu begrüßen ist, weil diese mitunter schwer zu vermieten sind.

Kurz zur thermischen Sanierung THEWOSAN, die insbesondere in Gemeindebauten der Nachkriegszeit wirkt und diese Gemeindebauten mit energiesparender Dämmung von Fassaden und obersten Geschossen sowie mit dem Einbau von Wärmeschutzfenstern ökologisch ins 21. Jahrhundert führt: Diese Maßnahmen senken den Energieverbrauch, sie senken die Energie- und Betriebskosten. Diese innovativen Leistungen könnten eigentlich nur Zustimmung finden. Trotzdem verfällt Wiener Wohnen keinesfalls in müßige Selbstzufriedenheit. Nein, noch näher beim Mieter, noch näher bei den Bedürfnissen der Wohnungswerber und noch mehr vor Ort: So sollen Probleme früh, ja früher erkannt, rasch gelöst und die Zufriedenheit der Mieter und Mieterinnen erhöht werden.

In diesem Sinn wurde ein geordnetes, modernes Beschwerdemanagement eingerichtet. Das Wohnservice und das Mieterhilfetelefon stehen allen offen. Mieterbefragungen sind heute für Wiener Wohnen ein selbstverständliches Instrumentarium seiner Service- und Kundenorientierung geworden. Kundenorientierung von Wiener Wohnen heißt allerdings auch Weiterbildung, Motivation und soziale Kompetenz für seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Daran wird gezielt gearbeitet.

Ich wünsche dem Team von Wiener Wohnen mit Frau Dr Payr an der Spitze und ihren MitarbeiterInnen weiterhin Ideenreichtum und Kraft, um das Wiener System sozialen Bauens und sozialen Wohnens weiterhin im Interesse der Wiener und Wienerinnen zu gestalten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist kein unrealistischer Anspruch für Wien, im Welt-Ranking der Großstädte mit bester Lebensqualität den ersten Platz einnehmen zu wollen. Silber hat Wien ja schon errungen. Doch eigentlich ist dieses Silber an bester Lebensqualität hart erarbeitet worden, nicht zuletzt gerade durch die Wiener Wohnpolitik.

Für uns Sozialdemokraten ist Wohnen ein Grundbedürfnis, das für alle leistbar sein muss. In diesem Sinn sagen wir Ja zum Wiener Gemeindebau und sichern ihn auch für kommende Generationen von Wohnungsbedürftigen. Wien macht's besser! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr StR Faymann. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Werner Faymann: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es ist in der Diskussion so vieles angesprochen worden, dass ich es leicht habe und mich daher kurz halten kann. Insbesondere von den beiden letzten Rednern ist so vieles ins Treffen geführt worden, was die Situation in unserer Stadt charakterisiert, dass ich nur zwei, drei kurze Bemerkungen machen möchte.

Erstens zum Kollegen Fuchs, der die Meinung der ÖVP vertreten hat, und ein bisschen zu der Frage "Wohnbauförderungsmittel sind Bundesmittel": Als die ÖVP in Wien noch in der Koalition war, war die Wohnbauförderung immer das besondere Verdienst des Koalitionspartners. Jetzt sind es in der Wohnbauförderung eben Bundesmittel, weil dort die Bundesregierung ist. Wäre die ÖVP im Bund in Opposition, so wären es Oppositionsmittel. Ich glaube, wir nennen es einfach "Fuchs-Mittel". Das ist am kürzesten und es ist dann alles Wesentliche in dem Beitrag gesagt.

Ich sage das deshalb, weil ich weiß, dass Mittel vom Bund ans Land überwiesen werden und dass es dann in unserer politischen Verantwortung liegt, mit diesen Mitteln umzugehen. Das unterscheidet die Verwendung der "Fuchs-Mittel" in Wien von jener in vielen anderen Bundesländern, in denen nämlich die ÖVP das Sagen hat: Dort werden die Wohnbaumittel für ganz andere Dinge verwendet, nur nicht für den Wohnbau!

Wien investiert diese Mittel im Unterschied zu anderen Bundesländern in den Wohnbereich. Diese Beträge stehen dort zur Verfügung, obwohl, seit die Zweckbindung abgeschafft wurde, die Versuchung natürlich groß ist, zu sagen: Damit stopfen wir irgendwelche anderen Löcher und vergessen ein bisschen auf den Wohnbau, da ist die Situation ohnehin gut genug. - Dass dieser Versuchung widerstanden wurde, ist ein Verdienst dieses Hauses, der Mehrheit dieses Hauses, der Zusammenarbeit und natürlich auch des Finanzstadtrats, der dieser Versuchung widerstanden hat.

Den zweiten Bereich hat Kollege Ellensohn angesprochen, das ist der Bereich mit dem Verkauf von 38 - oder, wenn ich jene der MA 69 dazuzähle, ein bisschen über 40 - Häusern. Wenn in einer Stadt, in der wir in unserer Geschäftsgruppe für ein Budget von mehr als 13 Milliarden S zuständig sind und in der es quer über Käufe, Verkäufe, Wohnungsnachfrage, den Bau von neuen Stadtteilen und die Verwaltung von 220 000 Wohnungen gibt, nur die Sorge über den Verkauf von 38 Häusern besteht, dann ist das eigentlich schon ein Kompliment. Ich verstehe es auch so, sage aber trotzdem etwas zu diesen Häusern.

Wenn man 500 Millionen S durch den Verkauf von Häusern an Private einnimmt, dann hat man die Sorgen, die nun einmal entstehen, wenn man etwas verkauft: erstens hat man es nicht mehr, und zweitens hat es jemand anderer. Wenn es Private haben, kann man sich nicht darauf verlassen, dass diese sich lückenlos so wie wir verhalten werden. Das ist ja der Unterschied zwischen der sozialen Verantwortung, die wir haben, und manchen Vorgangsweisen von Privaten. Allerdings muss ich da einige schon wieder in Schutz nehmen: Nicht alle Privaten, die gekauft haben, sind Spekulanten. Auch wenn Sie versuchen, es so darzustellen, besteht doch ein wesentlicher Unterschied zwischen einer Vorgangsweise, wie sie Private tätigen, und der Spekulation, wie sie wirklich vorkommt.

Wir könnten auch nicht irgendwelche Listen - auch nicht jene meiner besonders geschätzten Mietervereinigung oder Gebietsbetreuung - hernehmen und sagen: Jeder, der irgendwo einmal Schwierigkeiten gemacht hat oder etwas falsch gemacht hat, ist ein Spekulant. Das würden wir bei Gericht nicht durchstehen, und Frau Dr Payr als Geschäftsführerin wäre schlecht beraten, würde sie bei einer Ausschreibung jemanden ausschließen, der weder als Spekulant rechtskräftig verurteilt noch als solcher zu bezeichnen ist, sondern lediglich zu den Sorgenkindern der Gebietsbetreuungen gehört. Es ist daher nicht jeder, der sich bei uns um Häuser beworben hat, ein Spekulant. Im Gegenteil, es ist der Nachweis praktisch gegen keinen, der gekauft hat, zu führen.

Sollte es - da kann man es sogar einschränken - in einem oder in zwei Fällen möglich sein - wir werden das jetzt sehr akribisch machen -, demjenigen, der gekauft hat, nachträglich zu beweisen, dass er eigentlich "Spekulant" genannt werden darf, nicht nur von Ihnen in der politischen Argumentation - da ist das unter der Immunität noch relativ locker möglich -, sondern unter dem Gesichtspunkt, dass Frau Dr Payr sagt, er hat zwar am meisten geboten, aber er wird hinausgeworfen und bekommt nichts, weil er nämlich ein Spekulant ist - auf eine Zahl darüber, ob da überhaupt einer oder zwei dabei sind, lege ich mich noch nicht fest -, so ist eines ganz sicher: Sehr weit würde es uns nicht helfen, würden wir diese Vorgangsweise wählen, weil wir doch nicht verhindern könnten, dass jemand etwas kauft, der nicht auf dieser Liste zu finden ist und der es ein oder zwei Jahre später einem verkauft, den zumindest Sie "Spekulant" nennen.

Worin Sie Recht haben, ist: 30, 40, 50 Häuser zu verkaufen, ist für einen Wohnbaustadtrat unangenehmer, als ich würde, statt 500 Millionen S einzunehmen, 500 Millionen S ausgeben. Auch ich tue mir leichter beim Ausgeben als beim Einnehmen. Insbesondere dann, wenn es um den Verkauf geht, habe auch ich immer mit den Nachteilen von Privatisierung zu leben. Das ist sicherlich ein Beispiel dafür, auch wenn Sie es etwas übertreiben, aber das gehört irgendwie zur Darstellung. Ich wollte Ihnen nur sagen, dass dieses Ausscheiden von Angeboten, nämlich von Anbietern, die am meisten zahlen, nach irgendwelchen Listen natürlich nicht so möglich ist, wie sich das in der Debatte anhört.

Nun könnte ich sagen, wir nehmen eine Einschränkung auf Gemeinnützige vor. Dann muss mir klar sein, dass ich bestenfalls ein Drittel des Kaufpreises bekomme. Auch das ist nicht so leicht zu verantworten. Diesen Satz habe ich mir nämlich aufgeschrieben: Einer Ihrer ersten Sätze war "Verkauf zu billig". Daher kann ich Ihnen darin Recht geben: Wenn ich nichts verkaufen würde, hätte ich es leichter. Kaum muss ich etwas verkaufen, weil wir sagen, wir brauchen 500 Millionen S an Einnahmen zur Eigenkapitalbildung von Wiener Wohnen, und wir brauchen auch für den Fall, dass sich etwa Zinsen oder andere Faktoren verschieben, dringend dieses Geld zur Eigenkapitalausstattung - 500 Millionen S einfach so einzunehmen, ist mit Nachteilen verbunden, da haben Sie ganz Recht. Wir überlegen daher, wie wir zukünftig vorgehen werden.

Darin, dass das Kontrollamt das genau prüfen soll, bin ich ganz derselben Meinung. Darüber freue ich mich, das ist Bestandteil meiner Öffentlichkeitsarbeit, dass ich mich nicht davor fürchte, wenn das Kontrollamt etwas prüft. Da nehme ich die Lorbeeren gar nicht an mich, sondern diese sind weiterzugeben an die Kollegin, die dafür zuständig ist, nämlich Frau Dr Payr, die es mit ihrer Korrektheit und Umsicht mir als Stadtrat bisher nach Kontrollamtsprüfungen immer leicht gemacht hat, darzustellen, dass zwar der eine oder andere Formalfehler passieren kann, aber im Großen und Ganzen mit höchster Umsicht und Korrektheit vorgegangen wird. Daher begrüße ich auch diese Kontrollamtsprüfung.

Insgesamt bitte ich Sie, mir zu verzeihen, wenn ich nicht alle Argumente - insbesondere der letzten Beiträge - wiederhole. Ich bedanke mich für die Vorschläge, die gekommen und die zu überlegen sind, und bedanke mich natürlich auch bei den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter meines Ressorts. Es zeigt sich, dass in der Stadt nicht nur neue Stadtteile entstehen, sondern dass in der Sozialpolitik mehr als 10 000 Wohnungen, wenn man den gemeinnützigen Anteil dazurechnet, unter Mithilfe der Stadt vergeben werden und dass in vieles auf Seiten der Mieter eingegriffen wird. Das ist doch etwas Positives und dafür: Danke! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zum Jahresabschluss der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt.

Als Erster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Die Stadträtin kann ich allerdings nicht begrüßen, weil sie nicht da ist - was eigentlich eher ungewöhnlich ist, aber bitte! Fangen wir gleich mit der Sache an. Vor kurzem ... (Zwischenruf des GR Rudolf Hundstorfer.) Ach so, Kollege Faymann war sozusagen zu schnell. Na, macht nichts!

Aber weil sie noch nicht da ist: Es gab vor kurzem in der Zeitung - und zwar heißt die "U‑Bahn-Express" und nicht "G‑Express", wie ja viele von Ihnen mittlerweile wissen - ein Bild, da steht: "So schön kann Politik in Wien sein". Na ja, die Frau Stadträtin mit einen Busch Phacelia - das sind allerdings keine Blumen, sondern eine Gründüngung -, mit der Gründüngung im Weingarten! Dass sie die Gründüngung ein bisschen zusammengetreten hat, wird der Bauer wahrscheinlich verschmerzen können. Aber dann steht darunter: "Isabella Kossina in einem von Blumen durchwachsenen Weingarten. Dieser Schnappschuss gelang unserem Fotografen in Wien-Döbling. Hand aufs Herz: Hätten Sie Frau Umweltstadträtin erkannt?"

Na ja, wenn es oben drübersteht, ist das irgendwie nicht so schwierig. Faktum ist, sie ist schön, in der Politik und in Wien - das steht da. Soweit gut, aber hier ist sie jetzt nicht! Das ist einmal das eine. (GR Christian Oxonitsch: Da hätte sie aber auch nichts versäumt!) Ist auch wahr - was Sie jetzt gesagt haben, oder ich? (GR Christian Oxonitsch: Bei dem, was Sie jetzt gesagt haben!) So weit, so gut.

Ich habe mir natürlich jede Menge Themen herausgeschrieben. Aber da die Frau Stadträtin heute ohnehin noch einmal sprechen wird - zumindest steht sie auf der Liste -, möchte ich mir von den 40 Minuten doch noch ein paar aufheben. Also greife ich mir zunächst einmal nur ein paar wichtige Sachen heraus, die die Wiener Umweltpolitik, das Budget und letztendlich auch den Rechnungsabschluss betreffen.

Faktum eins: Es hat wahrscheinlich kaum eine Geschäftsgruppe gegeben, die so abgeräumt worden ist wie die Umwelt. Es gibt einen relativ hohen Anteil an Reduktionen des Budgets der Gruppe, und natürlich sieht man das auch im Rechnungsabschluss. Einer meiner wichtigsten Punkte ist der Folgende. Die Frau Stadträtin ist ja als jemand angetreten, der sozusagen im großen Müllofen gerne Feuer macht - deswegen wahrscheinlich auch die Reduktion des Müllvermeidungsbudgets. 57 Millionen sollen dafür ausgegeben worden sein, insgesamt sind 70 Millionen versprochen worden.

Die SUP, von der wir hier auch schon einmal gesprochen haben, hat es ja nicht gegeben, und was es nicht gibt, kann man auch nicht kritisieren. - Erster Punkt. (Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina betritt den Saal und nimmt ihren Platz ein.) Na, schon da!

Zweiter Punkt: Nachdem diese Müllvermeidungsgeschichte eigentlich überhaupt nicht funktioniert, hindert niemand die SPÖ - in dem Fall als Mehrheitspartei - daran, hier im Haus dies zu beschließen: Es wird ein riesengroßer Müllofen in Simmering kommen, und die SUP ist in Ordnung, alles ist bestens und auf dem höchsten Stand der Technik, Wien ist super und Umweltmusterstadt - wir wissen ohnehin, was alles da immer so kommt. Dann spricht der Herr Bürgermeister ein Machtwort, schon ist die Müllverbrennungsanlage in Simmering um 200 000 Tonnen kleiner geworden, und der Flötzersteig ist plötzlich ein Sauberbrenner. Das ist ganz einfach und überhaupt kein Problem für die Stadt. Ich denke, dass auch die SPÖ damit kein Problem hat.

Eine Kleinigkeit: Wir haben diesmal nicht an die Frau Stadträtin, weil sie dafür nicht zuständig war, sondern an Herrn Kollegen Rieder eine Anfrage gemacht, wie es dann mit dem Sauberbrenner am Flötzersteig so ist und warum dieser keine Aktivkohleanlage hat. Er hat uns geantwortet und in dieser Antwort steht: "Die MVA Flötzersteig ist eine moderne, dem Stand der Technik entsprechende Müllverbrennungsanlage, die sämtliche Emissionswerte laut Luftreinhaltegesetz für Kesselanlagen einhält" - na, das war eh klar, diese Antwort war selbstverständlich - "beziehungsweise sogar wesentlich unterschreitet, wie zum Beispiel bei Quecksilber" - obwohl das die SUP für den neuen Ofen für Simmering vorschreibt, der ja demokratischerweise dort gebaut wird! Und: "Nur 41 Prozent des Grenzwertes werden dort erreicht. Aber auch die Grenzwerte der Richtlinie über die Verbrennung von Abfällen bis Jahresende" und so weiter - "können problemlos eingehalten werden."

Da haben wir uns gedacht: Also schon wieder eine dieser Antworten, dass alles super ist! Aber - und jetzt kommt es - im dritten Punkt heißt es: "Bei Einbau einer Aktivkohleanlage könnten folgende Luftschadstoffe, welche sowieso nur zwischen 5 Prozent und 40 Prozent des gesetzlichen Grenzwerts betragen, reduziert werden." Da denkt man sich: wunderbar - und dann steht darunter: "Staub um 50 Prozent sowie Blei und Quecksilber um je 80 Prozent". Das heißt, die Stadt Wien - in dem Fall die Fernwärme als Betreiberin, wie auch immer, die MA 48 oder die Frau Stadträtin als Leiterin des Umweltressorts - will weiterhin, dass die angrenzenden Bezirke rund um die Anlage des Flötzersteigs mit, sagen wir, plus 80 Prozent Schwermetallen und plus 50 Prozent Staub belästigt werden.

Na, das wollen wir doch wirklich einmal an die Öffentlichkeit bringen! Das ist uns auch gelungen und hat natürlich dazu geführt, dass man jetzt ein kleines Problem mit dem Flötzersteig hat, weil medial feststeht, dass die Stadt Wien sich weigert, ihn nachzurüsten, obwohl er angeblich ein Sauberbrenner ist!

In Zahlen bedeutet das, dass die Spittelau allein bei Quecksilber 9,8 Kilogramm im Jahr ausstößt. Die Spittelau ist ein bisschen größer als die MVA Flötzersteig. Im Flötzersteig sind es nicht 9,8 Kilogramm, sondern einfach 43,2 Kilogramm. Bei Blei sind es 83 Kilogramm gegenüber 16,8 Kilogramm. Das klingt zwar nicht nach viel, ist aber ganz schön! Ich denke mir, die Stadt Wien hätte die Möglichkeit, etwas zu tun.

Die zweite Sache, bevor ich dann noch auf positive Dinge eingehen möchte, ist Folgende. Vor kurzem - ich habe das hier schon einmal gesagt - war in einer Zeitung, die an alle Haushalte geht - es war keine SPÖ-Postille -, die Frau Stadträtin mit diesem Sager zitiert: "Wien hat die beste Luft." Mittlerweile hat sie das revidiert und gesagt: "Die Luftqualität ist befriedigend."

Leider Gottes war sie vor kurzem nicht befriedigend, sondern schlecht. Die ganze Woche - bis auf heute; nein, heute eigentlich ebenso - hatten wir, von Montag voriger Woche bis heute, entweder unbefriedigende oder schlechte Luftqualität. Schlechte Luftqualität heißt in dem Fall: Wir hatten drei Stunden lang einen Mittelwert von 0,18; das ist genau der Wert, der in der EU die Vorwarnstufe auslösen würde. In Österreich ist das nicht so, aber das macht nichts. Wien hat also doch eine halbwegs ordentliche Luft. Interessant war es, bei der Lektüre der "100 Projekte für die Zukunft Wiens" zu sehen, dass das Ozon oder die Ozonproblematik irgendwie gefehlt hat - wahrscheinlich deswegen, weil ohnehin alles in Ordnung ist.

Aber jetzt muss ich den Herrn Bundesvorsitzenden der Gewerkschaft Bau-Holz zitieren - er blättert gerade in seinen Unterlagen -, wie er die Ozonproblematik in Österreich beziehungsweise in Wien sieht. Das ist irgendwie ganz anders. Er sagt das in einer Presseaussendung - da kann er dann nachschauen - vom 21. Juni 2002 mit der Nummer 535, Rückfragehinweis: Gewerkschaft Bau-Holz. Keine Frage, ich will das nicht herunterspielen, es ist ein Problem, und ich gebe ihm vollkommen Recht. Aber es ist nur ein Herumdoktern an den Auswirkungen, das sage ich gleich von vornherein.

Da steht: "Die Gefahren der UV-Strahlung können durch geeigneten persönlichen Schutz wie durch die Verwendung von Schutzbrillen, Sonnenbrillen" - ich denke mir, die kann man aufsetzen, dann hat man ein geringeres Problem mit dem UV-Licht -, "geeignete Kleidung und Sonnenlotion noch herabgesetzt werden. Der Ozonbelastung" - jetzt kommt es - "sind jedoch gerade Menschen wie die Bauarbeiter" - und das ist eine sehr wichtige Bevölkerungsgruppe -, "die ihren Beruf im Freien ausüben, völlig schutzlos ausgesetzt."

Das heißt, im Grund genommen haben wir diese Woche, und zwar eigentlich bis gestern Vormittag, eine Situation gehabt, in der die Bauarbeiter völlig schutzlos dem bodennahen "bösen" Ozon ausgesetzt waren. Ich bin ganz dafür und sage, diese Ozonbelastung muss im Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetz Auswirkungen und Folgen haben, keine Frage. (GR Johann Driemer: Das heißt Einstellung der Arbeit, wenn das auftritt!) Völlig d'accord mit Ihnen, völlig d'accord! Das Problem ist allerdings, wenn ich die Arbeit am Bau eingestellt habe, ändert das überhaupt nichts an den Ursachen und daran, warum es so gekommen ist. Da sind wir sicherlich ganz einer Meinung.

Aber meine Frage an die Frau Stadträtin war vor kurzem, welche Maßnahmen wir ergreifen werden, wenn die Vorwarnstufe eintritt. Da geht es nicht nur um die Vorwarnstufe, weil der Gesundheitsschutz schon zu einem Zeitpunkt nicht mehr gewährleistet ist, zu dem wir noch befriedigende Luftqualität und nicht einmal schlechte Luftqualität haben. Genau da sagt die Frau Stadträtin: Es werden Maßnahmen ergriffen werden. Auf die Frage, welche es sein werden, harre ich noch immer der Antwort. Vielleicht erfahren wir es heute.

Faktum ist, zu sagen - das hat sie schon einmal kundgetan -, Wien allein kann das Problem nicht lösen, stimmt schon. Aber vor kurzem habe ich auf der niederösterreichischen Homepage gelesen: "Südostwind hat in Klosterneuburg die Ozonwerte hinaufgetrieben." Wenn man sich die Landkarte genau anschaut, sieht man, woher dieser Südostwind in Klosterneuburg kommt: Er kommt aus Wien! Das heißt, die Niederösterreicher sagen, Wien ist an der Ozonbelastung schuld, und die Wiener sagen, Niederösterreich ist schuld. Die Burgenländer sagen wahrscheinlich, Niederösterreich, Wien und die Slowakei sind schuld, und das geht dann im Kreis.

Aber im Grunde genommen erwarte ich mir ein Maßnahmenbündel - bei den 100 Projekten steht es nicht drin -, ein Maßnahmenbündel als Grundgedanken dafür, was passiert, wenn verstärkte Ozonbelastung auftritt. Das kann nicht allein darin bestehen, Sonnenbrillen aufzusetzen oder Sonnenlotion zu verwenden. Sie wissen alle, in den letzten Tagen hat es Beschwerden wie Augenbrennen und Schleimhautbrennen gegeben, und alles das war auf die sehr schlechte Luftqualität zurückzuführen. Zu sagen, "Wien hat die beste Luft", ist eine Verhöhnung, eine unglaubliche Verhöhnung! Wien hat vielmehr eine ganz schlechte Luft. Die Frau Stadträtin müsste wissen, dass durch die geografische Lage Wiens eine Ozonbelastung relativ leicht herbeigeführt wird. Von "bester Luft" kann keine Rede sein. - Erster Punkt, zum Ozon.

Nun wieder eine Kleinigkeit: Vor kurzem haben uns Herr Bundesminister Molterer und die Frau Stadträtin mit einem Holzschlag-ähnlichen Ausstellungsstück beim Volksgarten erfreut. Ein Wildbach ist da vom Gartenzaun auf Straßenniveau in ein paar Baumstrünke heruntergeflossen. Dann hat es - das war besonders nett - eine Presseaussendung gegeben, die ich irgendwie witzig gefunden habe. Die Schlagzeile war: "Minister Willi und Wasserfee Isabella berichten". Jetzt ist es schwierig, das zu kommentieren. "Wasserfee Isabella" klingt ja wahnsinnig schön, aber bei "Minister Willi" haben viele von uns möglicherweise noch die Biene Maja im Kopf, da gibt es auch einen Willi, aber das ist kein Minister, sondern davor gibt es ein Eigenschaftswort, das ich jetzt nicht sagen darf, weil ich dann, glaube ich, ein Problem habe. Mit f fängt es an. (Ruf bei der SPÖ: Fauler Willi!) Ja, genau! Unser Bundesminister, der dafür zuständig ist, hat wahrscheinlich viel zu tun und kann sich deshalb um verschiedene Dinge nicht kümmern.

Auf jeden Fall geht es ums Wasser und da gibt es auch einen der vielen Punkte, die sich die SPÖ in den Projekten für Wien vorgenommen hat. Es gibt darin einen Punkt, der heißt: Wien wird forcieren, die Bleileitungen auszuwechseln. - Wunderbar, da denkt man sich: Endlich, wir hatten das schon einmal! Der Kollege Blind hat mich damals ein bisschen herausgefordert und dann habe ich vorgelesen, was alles passieren kann, wenn Blei in der Wasserleitung ist. Das möchte ich jetzt aber nicht wiederholen, weil er sich sonst ärgert.

Aber, wie gesagt, dann schaut man sich an, was zu dem Thema Blei passiert oder nicht passiert, und da gibt es zwei Aussagen. Die eine Aussage heißt: "Warum Bleileitungen auswechseln". Dafür gibt es zum Beispiel folgende Begründung: "Das Hochquellenwasser ist durch seinen geringen Gehalt an Calciumhydrogencarbonat" - das ist Kalk - "charakterisiert und nur von geringer und mäßiger Härte." Da denkt man sich: Super, das Wiener Wasser ist eigentlich gar nicht hart, das ist toll für die Waschmaschine, man braucht den Heizstab nicht wie in der Werbung auszuwechseln und die armen Hausfrauen oder Hausmänner brauchen sich nicht zu sorgen. Wien hat ein super-gutes Quellwasser, keine Frage!

Aber vor kurzem, und zwar am 24. Juni, lese ich im "Kurier" etwas ganz anderes. Bürgerinnen und Bürger haben die Volksanwaltschaft bemüht, und zwar ging es um das Auswechseln der Bleileitungen. Sie wissen ohnehin, Global 2000 hat Proben genommen, und 16 Prozent davon hatten recht viel Blei drinnen. Bei dem, was da steht, kann man natürlich nicht genau nachprüfen, ob es stimmt, aber sie zitieren hier die betroffene Magistratsabteilung, wobei ganz klar ist, wer die betroffene Magistratsabteilung ist. Daraus möchte ich zitieren: "Allerdings, so meint die betroffene Magistratsabteilung, habe der hohe Kalkgehalt ..."

Das heißt, das eine Mal hat das Wasser einen geringen Kalkgehalt gehabt: bei der zuständigen Magistratsabteilung, auf der Homepage und so, wie gesagt, ein geringer Kalkgehalt. Aber da steht jetzt: "Hoher Kalkgehalt verhindert, dass Blei ins Wasser kommt". Was stimmt also jetzt, der hohe Kalkgehalt oder der niedrige? - Ist ja Wurscht, irgendetwas wird schon stimmen!

Aber schauen wir weiter zu meinem Lieblingsgebiet; jetzt muss ich noch einiges zum Wienerwald sagen. Dazu hat es eine Enquete der Naturfreunde gegeben, auch die Frau Stadträtin war dort. Es ging darum, welche Schutzgebietskategorie der Wienerwald bekommen soll. Dort gab es richtungsweisende Worte, sehr zahlreiche Worte. Wir haben dazu schon ein bisschen früher eine Pressekonferenz gemacht und zwölf Punkte präsentiert. Unsere zentrale Forderung war, einen Biosphärenpark mit einer Kernzone, die als Nationalpark ausgewiesen ist, zu errichten. Interessanterweise habe ich heute bei der Rede einer FPÖ-lerin ein bisschen einen Wiedererkennungseffekt verspürt: Ich habe mir gedacht, der FPÖ-Antrag stammt Wort für Wort aus unserem Zwölf-Punkte-Programm. Da freue ich mich und stimme zu, aber so abzukupfern traut sich nicht einmal der Kollege Klucsarits. Gleichgültig, wir freuen uns: Die FPÖ hat einen tollen Antrag und dem werden wir selbstverständlich zustimmen.

Ein paar Kleinigkeiten kommen noch auf Sie zu. Vorhin habe ich ja das Bild der Frau Stadträtin in der Zeitung "U‑Bahn-Express" - oder "G‑Express", oder wie auch immer - gezeigt. Wir haben folgende Anfrage gemacht: Warum kommt die Umweltabteilung so oft in der Zeitung vor und was kostet das?

Da wurden wir belehrt: Dies sind keine Artikel, sondern das nennt sich Medienkooperation. Wenn ich also ein schönes Bild von der Frau Stadträtin in der Zeitung habe, ist das Medienkooperation. Nicht schlecht! Ein Teil der Medienkooperation, zum Beispiel damals jene mit dem "Standard", ist nicht aus dem Medienkooperationsbudget bezahlt worden - weil es das nämlich nicht gibt -, sondern aus dem Müllvermeidungsbudget. Das wollen wir nicht. Was ist denn das für eine Müllvermeidung, wenn drinsteht: Alles ist super? Da habe ich nichts vermieden, sondern da habe ich nur gesagt: Es ist alles super, oder "superer" oder "am supersten".

Das ist sehr polemisch, das weiß ich schon. Aber spätestens die Frau Stadträtin wird mir schon noch erklären, dass alles Blödsinn ist, was die GRÜNEN sagen. (GR Heinz Hufnagl: Vielleicht war in dem Medienkonzept der 48er-Block mit all seinen interessanten Themen auch dabei? Kann das sein?) Ja, das war richtig. Aber ich wollte jetzt eigentlich darauf hinaus - da waren Sie möglicherweise noch nicht hier -, wie das mit der schönen Stadträtin im "U‑Bahn-Express" war. (GR Heinz Hufnagl: Das habe ich schon gehört!) Das war, glaube ich, nicht der 48er-Block. Es ist aber Wurscht. (GR Heinz Hufnagl: Man hat eben Medienkontakte, oder nicht!) Ja, das ist richtig! Wir haben welche, und Sie haben auch welche, wir finden uns beide manchmal in den Zeitungen. Das macht aber nichts, ich möchte eigentlich auf etwas anderes hinaus. 

Einen Punkt der Müllvermeidungsstrategie der Frau Stadträtin finde ich ganz toll. Es ist das der Punkt, die Pfandflasche zu bewerben, das Pfand ganz in den Vordergrund zu stellen und zu sagen, damit kann man wirklich Müllmengen reduzieren. Warum stimmt dann im Parlament die SPÖ dem AWG und all seinen Folgen zu? Die Mehrwegflasche ist gestorben! (Zwischenruf des GR Paul Zimmermann.) Ich weiß schon, vielleicht gehen wir gemeinsam aufs Begräbnis, Kollege Zimmermann. Oder war das schon? - Macht aber nichts.

Faktum ist, Müllvermeidung findet in Wien eigentlich nur auf dem Papier statt. Ich hoffe, es wird das - da jetzt sogar eine Monitoring-Gruppe eingesetzt wurde - im neuen Budget, das Sie uns im Herbst präsentieren werden, endlich vorkommen. Im alten Rechnungsabschluss habe ich es nicht gefunden. Da ich ein bisschen schlecht sehe, könnte es sein, dass ich es übersehen habe, ich hoffe aber nicht. Das ist ganz wichtig. 

Am Schluss hätte ich gerne noch eine Kleinigkeit angesprochen. Ein paar andere Dinge - etwa das Thema Altlasten, oder auch die Wahl von Frau Schnattinger und wie es dazu gekommen ist - lasse ich heute aus. Aber am Schluss - ich brauche dann möglicherweise noch Zeit für eine Replik - komme ich auf den Donaukanal zu sprechen. 

Der Donaukanal ist meiner Meinung nach ein tolles Beispiel dafür, wie man virtuelle Politik machen kann. Stellen Sie sich vor, drei StadträtInnen - in dem Fall mit großem I - treffen sich am Donaukanal und sagen: Alles, was Sie da sehen, wird in Kürze verändert werden. Es gibt einen Wildwasserparcours, es gibt ein riesiges Hotel, es gibt eine Brücke über die Wien, es gibt eine Brücke über den Donaukanal, es gibt einen mädchengerechten Kinderspielplatz im 2. Bezirk, konzipiert von Mädchen, die bald ihre eigenen Kinder werden hinschicken können. Weiters gibt es das Zaha-Hadid-Projekt, das schon seit 15 Jahren schlummert. Außerdem gibt es im ehemaligen U‑Bahn-Tunnel im Alsergrund das Sunshine-Projekt, dort kann man laut Musik hören - das gibt es auch schon seit 15 Jahren nicht. Aber es wird das alles geben.

Die Medien sind voll, und dann stellen sich alle drei StadträtInnen hin und sagen unisono: Aber das alles kostet uns nichts, das zahlt irgendjemand! Der gute Onkel aus Amerika ist es nicht, sondern der Betreiber des möglichen Hotels im Hermannpark. Man wird sehen, ob der Hermannpark verbaut wird. Im Moment ist er eher eine Baustelle, aber man wird sehen.

Faktum ist: Wenn man sich das Budget anschaut, dann hat die für den Wasserbau zuständige Gruppe nicht einmal so viel Geld, dort auch nur eine einzige Klokabine hinzustellen. Es ist so stark reduziert worden. Dort gibt es eine kleine Ausstellungsmeile, die Umweltmeile, bei der man sich das die ganze Zeit fragt. Es war allerdings nicht die Frau Stadträtin, sondern es war ihr Vorgänger, der sich gedacht hat: Umweltmeile am Donaukanal, da stellen wir ein paar Glaskästen hin. Da ist es zwar im Sommer nicht heiß - es hat drinnen wahrscheinlich 60 oder 70 Grad -, aber da geben wir möglicherweise ein Kühlaggregat hin und dann werden wir schon ein paar Ausstellungsstücke finden. Aber ein Klo darf es dort nicht geben.

Wie gesagt, es gibt überhaupt kein Geld für den Donaukanal, aber ein wunderschönes Projekt. Ich würde mir wünschen, es würde verwirklicht werden. Aber da es kein Geld und keinen Betreiber gibt, ist es eigentlich nur virtuell. Ich würde mir wünschen, dass in der Medienkooperation vielleicht ein bisschen weniger mit Medien kooperiert und stattdessen mehr Müll vermieden wird. Dann gibt es vielleicht mehr Geld für andere Projekte wie zum Beispiel - jetzt ist mir schon wieder etwas eingefallen - das Wiental. 

Ganz zum Schluss möchte ich sagen, ich habe so etwas noch nie gesehen. Man macht sozusagen eine tolle Geschichte, eröffnet das Retentionsbecken, die Journalisten freuen sich: Wunderbar, Natur in Wien, die Fischlein schwimmen herum! Man macht ein künstliches Hochwasser und schaut, ob sich das alles ausgeht, und am nächsten Tag steht in der Zeitung: Alles abgeblasen! Das ist wirklich wahr, das Wiental geht sich nicht mehr aus - kein Geld, keine Musi'!

Dann der wirklich zynische Satz von der Frau Stadträtin: Ich brauche in fünf Jahren auch noch schöne Projekte. Gut, wir werden sehen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr GR Maresch, kommen Sie zurück. (GR Mag Rüdiger Maresch begibt sich zum Vorsitz.)
Das ist ein Antrag, der gestern von den GRÜNEN eingebracht wurde, der Antrag Nummer 10. Dieser wurde heute geändert und ist jetzt der 47. oder 48. Antrag. (GR Mag Rüdiger Maresch leistet eine Unterschrift.) Entschuldigen Sie, Sie bringen selbst mich in Verwirrung, Herr Kollege Maresch.

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Klucsarits. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wieder einmal liegt der Rechnungsabschluss vor uns. Nicht nur mit den Worten des Herrn VBgm Dr Rieder ist das die in Zahlen gegebene Willenskundgebung der sozialistischen Alleinregierung. Wenn man sich diese Budgetzahlen gerade im Umweltressort anschaut, was sieht man dann? - Weniger Investitionen bei steigenden Personalkosten, ist gleich Führender in der Arbeitslosenstatistik, was Wien leider Gottes auch durch diese Budgetpolitik geworden ist!

Das Einzige, was uns positiv auffällt, ist eine Uralt-Forderung der ÖVP: Sanierung der Altlasten. Hiefür sind - verzeihen Sie mir, ich rechne noch immer in Schilling; ich glaube, damit tun wir uns alle leichter - 180 Millionen S vorgesehen. Das ist erfreulich, aber wer zahlt es? - Das zahlt der viel geschmähte Bund! Der Bund gibt zu 100 Prozent dieses Geld für die Altlastensanierung her. 

In einem Punkt werden Sie mir Recht geben: Gerade die Bauindustrie in Wien würde so dringend Investitionen brauchen. Die gesamte Umweltindustrie in Wien würde Investitionen brauchen. Was machen wir in der Umwelt? - Wir nehmen diese Investitionen zurück, im Gegenteil, wir drehen an der Schraube der Gebühren. Der viel gepriesene Wirtschaftsstandort Wien wird damit in eine noch schwierigere Lage versetzt, weil es so viele Wien-spezifische Belastungen gibt, die ein niederösterreichischer Unternehmer schon nicht mehr zahlt. Ich möchte sie nicht alle aufzählen, Sie kennen sie ohnehin ganz genau.

Was kommt jetzt noch dazu? - Eine Gebührenerhöhung um fast 26 Prozent für die Wiener Wirtschaft, die Wiener Wirtschaft allein zahlt 100 Millionen S mehr im Jahr! Wie soll das ein Wiener Unternehmer zusätzlich verdienen? (Beifall bei der ÖVP. - GR Friedrich Strobl: In Niederösterreich zahlen Sie mehr! - GR Heinz Hufnagl: Dann gehen Sie nach Niederösterreich und zahlen das Doppelte!)

Das stimmt nicht, alle Untersuchungen besagen das! Das ist nichts anderes als eine zusätzliche Müllsteuer in Wien. Die Unterdeckung der Müllgebühren hat 65 Millionen S betragen. Wenn jetzt nur die Wiener Wirtschaft 100 Millionen S bezahlt - da sind die Haushalte noch nicht mitgerechnet, mit denen sich dann eine Summe von 130 Millionen S ergibt -, dann ist das eine reine Müllsteuer, die in das normale Budget fließt und nicht der Umwelt zugute kommt. (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Die steigenden ...-Beiträge zahlt uns das Christkind!)
Eines wissen Sie, wir in der ÖVP sind nicht eine Opposition der Opposition wegen. (GR Heinz Hufnagl: Nein? - Oh-Ruf des GR Harry Kopietz.) Wir würden gerne ja dazu sagen. Aber was ist mit der Überdeckung beim Abwasser? Was ist mit der Überdeckung beim Wasser? Was ist jetzt mit der Überdeckung beim Müll? - Das ist ein Etikettenschwindel! Das ist nichts anderes als eine zusätzliche Steuer, die Sie hier in Wien einführen. Daher sagen wir aus reinster Überzeugung: Nein zu dem Ganzen! (Beifall bei der ÖVP.)
Wir hätten uns diese Erhöhung auf Jahre hinaus sparen können. Sie können uns noch immer nicht erklären, warum die MA 48 dieses Grundstück im 22. Bezirk kauft. (GR Mag Rüdiger Maresch: Waagner-Biro heißt es!) Waagner-Biro, ja. Das Einzige, was wir wissen, ist, dass es dort mehr Verkehr geben wird. Es gibt dort eine Altlast. Aber, Frau Stadträtin, Sie haben uns noch nicht gesagt, was mit diesem Grundstück geschehen wird. Wir hätten uns auf Jahre hinaus eine Erhöhung ersparen können, wenn wir nicht um 527 Millionen S dieses unnötige Grundstück für die MA 48 dazugekauft hätten. Was machen wir damit?

Da kommt jetzt ein Spruch Ihres Vorsitzenden Alfred Gusenbauer, der laut "Presse" gesagt hat: Österreich ist ein reiches Land, auch Wien ist eine reiche Stadt und ein reiches Land. Es kann doch nicht sein, hat er gesagt, dass Sozialpolitik auf Schulden gemacht wird. - Da gehe ich mit ihm konform. Das Gleiche gilt für die Umwelt. Wir können nicht einfach auf Schulden Umwelt betreiben, weil wir eben eine reiche Stadt sind, weil wir Ideen haben, wie wir das anders machen können. Aber mir fehlen die Umweltstrategien, Frau Stadträtin!

Zu einem kann ich Ihnen wirklich aus ganzem Herzen gratulieren - da ist auch ein bisschen Neid dabei -, nämlich zu Ihrer PR-Abteilung. Wie machen Sie das? (GR Harry Kopietz: Gescheit!) Wirklich, da ist Neid dabei. Ich bin auch eitel, ich hätte ebenfalls gerne - Kollege Maresch hat es ja schon gebracht - mein Bild jeden Tag in der "Kronen Zeitung", und ich wäre auch gerne im "Kurier". Gestern war ich ganz begeistert, als ich die U‑Bahn-Zeitung aufgeschlagen habe. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe Sie gesehen mit einer Feuerwehruniform! Prächtig, muss ich sagen! Aber das ist das falsche Thema!) Ja, das ist auch schön. Nur gibt es bei dem Ganzen einen kleinen Unterschied! Ich war ganz begeistert, dass das nichts gekostet hat. Diese PR-Aktionen gehen nämlich auf Kosten von Steuergeldern, das möchte ich hier auch einmal ganz klar sagen!

Mir wäre es wesentlich lieber, wir würden eine Müllvermeidungsstrategie machen. Von mir aus geben Sie bei der Müllvermeidungsstrategie Ihr Bild dazu, Frau Stadträtin. Es ist ja ein angenehmes Bild, das ist nicht böse, man freut sich, wenn man Sie sieht. Aber allein Ihr Bild und dass dieses allein dort steht - die Politik kann etwas Wunderschönes sein; die Politik ist schön, darum machen wir sie alle, ich glaube, wir machen sie auch alle gern -, das war mir ganz einfach zu wenig! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich habe mich noch gefreut, als ich über die Dachbegrünungsaktion in der Zeitung gelesen habe. Das ist eine super Sache, was unsere Stadträtin - ich glaube, es war in einer Pressekonferenz; ich weiß es nicht genau, ich habe es in den Zeitungen gelesen - vorgestellt hat. (GR Harry Kopietz: Rauchfangkehrer ins Grüne, heißt das!) Das ist doch etwas Herrliches, nicht! Ein Schwarzer im Grünen ist etwas Schönes. (Heiterkeit bei der ÖVP.)
Aber diese Dachbegrünungsaktion, Frau Stadträtin, war das nicht eine Forderung der ÖVP? Habe ich da nicht - ich glaube, in der vorhergehenden Gemeinderatssitzung war das - einen Antrag gestellt? - Ich freue mich, dass Sie das verkaufen und dass Sie sagen, wir machen eine Dachbegrünungsaktion. Ich freue mich genauso darüber, dass Sie es auch verkaufen, dass bei der Hundesteuer ein Informationsblatt beigelegt wird. Und ich freue mich darüber, dass wir beide anscheinend eine Ideenkoalition haben. Sie verkaufen unsere Ideen, die Ideen der ÖVP! (GR Mag Rüdiger Maresch: Dann ist es eh super!)
Aber vielleicht kann man doch ein Wort dazu sagen. Die ÖVP hat die Idee gehabt. Da geht s euch Grünen besser, wesentlich besser! Die Agenda 21 ist eine alte ÖVP-Idee, ja, aber ihr verkauft sie mit Unterstützung der Frau Stadträtin. Da hilft sie euch, bei uns vergisst sie es! Nur eines: Was bei dieser Agenda 21 jetzt herausgekommen ist, ist nicht mehr unsere Idee, weil es jetzt weniger Einfluss der Bezirke gibt. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... aber sie wissen es nicht!) Wenn Rot-Grün zusammenarbeitet, kommt das immer heraus. Das ist Dezentralisierung, wie Sie es meinen. (Beifall bei der ÖVP.)
Weniger Einfluss der Bezirke, aber dafür mehr Einfluss des zuständigen Stadtrats: So sehen wir das Ganze nicht. Genauso: Was ist denn bei Rot-Grün herausgekommen? - Kollege Maresch, schau einmal hinaus auf deinen Radweg da draußen: Einsam ist er, es gibt dort keinen Radfahrer. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber Sie wissen schon, dass die Agenda 21 eine andere Geschäftsgruppe ist?) Ich werde jetzt einmal mit dem Rad kommen, damit dort ein Radfahrer auf eurer Idee fährt. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: Aber das ist die falsche Geschäftsgruppe!)
Dasselbe ist diese "ViennaBike"-Aktion. Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern - da warst du noch nicht dabei -, wie das im Umweltausschuss war. Du wirst mir Recht geben, es gab keinen Umweltausschuss, in dem der Kollege Chorherr nicht gefragt hätte: Wann kommt endlich das Gratisfahrrad in Wien? - Es hat keinen gegeben! StR Svihalek hat mit seiner charmanten Art, wie er es immer gemacht hat, gesagt: Das kommt schon, das machen wir schon!

Frau Stadträtin! Ihnen war es vorbehalten, 24 Millionen S an Steuergeldern total zu vergeuden. Einen Einsager wie Herrn Chorherr würde ich mir überlegen, der zuerst voll dafür war (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist die falsche Geschäftsgruppe!), und auf einmal hat er im "Falter" geschrieben: In einer kapitalistischen Gesellschaft wie in Wien lässt sich dieses Gratisfahrrad eben nicht durchführen. - Ja, wir haben schon ein bisschen früher gewusst, dass es sich so, in dieser Art, nicht durchführen lässt. Es ist schade um diese 24 Millionen S, das möchte ich hier ganz offen sagen.

Ich sehe, dass die Zeit schon wieder fortgeschritten ist. Ich könnte noch sehr viel anführen. (GR Heinz Hufnagl: 20 Minuten! - GR Erich Valentin: Sie haben noch Zeit!) Nein, ich könnte noch sehr viel anführen.

Kollege, eines möchte ich noch sagen, und das ist wirklich meine Überzeugung. Wenn es 1 Uhr früh ist, hier Abgeordnete dieses Hauses stehen und ein Konzept mit sieben Seiten mit Beistrich und allem vorlesen - und er lässt nichts aus -, dann wird das der Würde dieses Hauses nicht gerecht. Das sage ich Ihnen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Erich Valentin: Wer war das? - GR Franz Ekkamp: Wer war das?) Geh, das wisst ihr ja! Wen soll ich hier jetzt annageln? Es waren einige, sagen wir es so. Ich sage es dann unter vier Augen, ich werde es hier nicht öffentlich sagen. Wer hat denn hier 21 Minuten heruntergelesen? - Aber lassen wir das. Ich glaube, einer Demokratie ist das nicht zuträglich, und bei dem Ganzen ist es nicht hilfreich.

Eines möchte ich noch sagen - ganz kurz, damit ich die Zeit nicht überbeanspruche - zu dem Antrag der Freiheitlichen bezüglich des Wienerwalds, Unterschutzstellung und so weiter. Wir werden dem nicht zustimmen, weil wir ganz genau wissen, dass es ein Abkommen zwischen Bgm Häupl beziehungsweise Lhptm Häupl und Lhptm Pröll gibt. Wir halten uns an diese Vereinbarung.

Ich glaube, Sie werden auch bereits erraten haben - es wird Ihnen nicht schwer fallen -, wir können dem Rechnungsabschluss Umwelt leider Gottes nicht zustimmen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Geehrte Damen und Herren!

Herr StR Rieder hat gestern gesagt, es gibt Umfragen, wonach die Wiener mit ihrer Stadt hoch zufrieden sind. Ja, mit der Stadt, das mag richtig sein. Wien ist eine schöne Stadt, das ist schon richtig. Aber was Wien schön macht, ist sicher nicht die Leistung der SPÖ. (GRin Ursula Lettner: Oh ja!) Die Lage im Donauraum haben wir sicher nicht der SPÖ zu verdanken. (GRin Ursula Lettner: Wir haben die Wahl gewonnen!) Denken Sie ein bisschen weiter zurück als nur bis zum vorigen Jahr. Vielleicht können Sie sich erinnern, Wien gibt es ein bisschen länger als die SPÖ, und es wird Wien auch noch geben, wenn es die SPÖ in der Form, als absolute Mehrheit im Wiener Rathaus, dann hoffentlich nicht mehr geben wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Eben diese Lage hier an der Donau, diese Lage hier am Wienerwald haben wir sicher nicht Ihrer Politik zu verdanken. Trotz Ihrer Politik gibt es das noch, trotz Ihrer Politik lebt der Wienerwald noch und gibt es die Donau noch. (GRin Ursula Lettner: Trotz Ihrer Politik lebt Österreich auch noch!) Die gute Luft, die wir als Großstadt vergleichsweise haben, haben wir auch nicht Ihnen zu verdanken, sondern ganz einfach dem Umstand, dass es bei uns immer ein bisschen Wind gibt, sodass wir nicht diese Dunstglocke wie andere Großstädte haben.

Was sicherlich mit zu verantworten ist, ist, dass wir hier ein Budget verwalten und dass Magistratsabteilungen es ermöglichen, gute Arbeit zu leisten, die auch dazu beitragen, dass diese Stadt schön ist: wie die MA 42, das Stadtgartenamt, wie auch die MA 48, die dazu beiträgt, dass Wien die zweitsauberste Stadt sein kann, oder die MA 45, die mit dem Hochwasserschutz einen Schutz für die Wienerinnen und Wiener leistet. All das, was hier geschieht, ist sehr gut. Darüber freuen wir uns alle, und das ist auch wichtig, aber das zahlt ohnehin der Steuerzahler und nicht die SPÖ!

Betrachten wir jetzt, welche Signale diese Stadtregierung setzt. Die Vorredner gestern und heute in den anderen Ausschüssen haben schon aufgezeigt, welche soziale Kälte hier durch Gebührenerhöhungen, durch Belastungen, durch Leistungskürzungen gesetzt wird. Ich möchte das jetzt aus der Sicht des Umweltschutzes einmal in Angriff nehmen. Was bedeutet es für die Umwelt und die Umweltmusterstadt, wie hier damit umgegangen wird?

Einige Beispiele greife ich heraus, zunächst die Erhöhung der Tarife der Wiener Linien. Im Klimaschutzprogramm will oder soll man die öffentlichen Verkehrsmittel forcieren. Aber eine Tariferhöhung, noch dazu eine teilweise so drastische, ist sicher kein Anreiz, auf öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen, schon gar nicht spontan, sodass man sagt: heute ist schlechtes Wetter oder gutes Wetter, aus diesem oder jenem Grund fahre ich einmal mit der Straßenbahn oder mit der U‑Bahn, ich probiere das aus. (GR Paul Zimmermann: Wien ist die einzige Stadt mit Zuwächsen im öffentlichen Verkehr!) Womit? (GR Paul Zimmermann: Ja, tatsächlich! Wien ist die einzige Stadt!)

Mit Zuwächsen - na ja, auch das werden Sie noch verhindern! Wenn Sie nur ordentlich die Preise erhöhen, dann wird auch das wieder rückgängig gemacht werden. Entweder steigt das Schwarzfahren oder die Leute fahren lieber mit dem Auto. Der Individualverkehr wird mit dieser Maßnahme sicher nicht reduziert, und wenn der Individualverkehr nicht reduziert wird, dann belastet das die Umwelt, und das widerspricht klassisch dem Klimaschutzprogramm, das Sie beschlossen haben!

Die Erhöhung der Abschleppgebühren: Wir alle kennen den zum Teil schwer nachvollziehbaren Schilderwald. Es kann also durchaus einmal sein, und immer wieder kommt es auch vor, dass Autos abgeschleppt werden, obwohl nicht eindeutig klar ist, ob sie tatsächlich irgendwo behindernd geparkt haben und ob das wirklich nachvollziehbar ist an den Verkehrstafeln, die dort aufgestellt sind. Strittige Fälle sind immer wieder anhängig. Aber es mag schon sein, der Großteil ist zu Recht abgeschleppt worden.

Doch wenn man das jetzt betrachtet: Wie komme ich zu dem Abschleppplatz? - Gesetzt den Fall, das Auto wurde abgeschleppt, es gibt keine öffentlichen Verkehrsmittel zum Abschleppplatz: Auch da muss ich wieder mit einem Auto hinfahren. Das freut die Taxi-Innung, die Taxler machen ein gutes Geschäft damit, weil man nur mit dem Taxi hinfahren oder zu Fuß gehen kann, aber es ist eben ein bisschen weit. Auch das forciert den Individualverkehr und nicht die öffentlichen Verkehrsmittel. Daher kann auch das nicht im Interesse der Umwelt sein. (GR Heinz Hufnagl: Also eine eigene Autobuslinie für Verkehrssünder kann ich mir nicht wirklich vorstellen! Dort draußen wohnt auch niemand! Und einen Abschleppplatz in einem Innenbezirk wird es auch nicht geben können!) Na ja, zumindest irgendwo in der Nähe - das wäre nicht schlecht, wenn man sich ein Konzept überlegt, wie man so etwas vernünftig macht.

Die Erhöhung der Bädertarife beziehungsweise die Reduktion der Leistungen: Die Bäder waren früher auch im Umweltausschuss, daher haben wir da vielleicht sogar eine intensivere Nahebeziehung. Aber wenn man sich so anschaut, was mit den Bädern in den letzten zwei, drei Jahren geschehen ist - es ist eigentlich traurig! Die Investitionen dort laufen ins Leere, jetzt werden die Leistungen gekürzt und die Tarife erhöht, das heißt, für Familien werden die Wiener Bäder immer uninteressanter und unleistbarer.

Was geschieht? - Man weicht ins niederösterreichische Umland aus. Dort gibt es kleine Bäder, die vielleicht nicht so tolle Attraktionen wie die Wiener Bäder haben, aber es sind gemütliche, kleine Familienbäder mit wesentlich geringeren Tarifen, und dort hat man keine Parkraumbewirtschaftung. Die Leute fahren mit dem Auto hin, das heißt, sie belasten die Umwelt. Auch das kann nicht im Interesse der Umweltmusterstadt sein.

Die neue Stromsteuer, der KWK-Zuschlag: Grundsätzlich ist die Kraft-Wärme-Kopplung per se sehr positiv und gut, und ein Zuschlag ist durchaus gerechtfertigt, aber - und das haben auch schon die Vorredner gestern gesagt - absolut nicht in dieser Höhe! Man heuchelt hier Umweltfreundlichkeit, lebt sie aber nicht. Denn der Einsatz erneuerbarer Energie steckt in Wien nach wie vor in den Kinderschuhen, und forciert wird das, was die Lobbys wollen, nämlich WIENSTROM und die Fernwärme Wien.

Der KWK-Zuschlag wird kassiert, aber eine Gegenleistung, nämlich eine Leistung im Sinne der erneuerbaren Energien, fehlt, und zwar in der Form der kostengerechten Einspeisevergütung für erneuerbare Energie. Die Verordnung gibt es noch immer nicht, und ich bin sicher, wenn sie irgendwann einmal kommt, dann wird dies wieder Anlass sein, eine neue Ökosteuer, nämlich eine Ökostromsteuer einzuführen. Für diesen Zuschlag wird es die Frage sein, ob dann die Einspeisevergütungen kostengerecht sein werden. Daran wage ich zu zweifeln.

Die Erhöhung der Müllgebühren: Wir haben schon intensiv darüber diskutiert. Was ist passiert? - Die Müll-gebühren sind erhöht worden, ohne alle Einsparungspotenziale auszuschöpfen, ohne die Vermeidungs- und Verwertungsmöglichkeiten wahrzunehmen. Dafür kommt die dritte Müllverbrennungsanlage. Der letzte Stand scheint zu sein, dass der Flötzersteig offen bleibt und die Anlage etwa in der Größenordnung der beiden vorhandenen gebaut wird. Zumindest hat das Herr OSR Bortenschlager bei der Tagung der kommunalen Unternehmen gesagt.

Vor einem Jahr sind die ersten Ergebnisse der SUP-Abfallwirtschaft durchgesickert. Kurz danach haben wir das ganz dringend im Ausschuss behandeln und beschließen müssen, mit höchster Dringlichkeit. Mir kommt das so vor wie ein Versuchsballon, der vorgeschossen worden ist: Es kommt eine 450 000-Tonnen-Anlage, und man schaut einmal, wie die Reaktion ist. Die Opposition ist aufgebracht, die Bevölkerung ist aufgebracht und dann folgt das große Schweigen. Man hört überhaupt nichts mehr, nur noch kleine Gerüchte. Wo da die Dringlichkeit war, wenn bis jetzt keine Entscheidung gefallen ist oder zumindest der Bevölkerung noch nicht zugänglich gemacht wurde - ich weiß es nicht!

Was diese Müllverbrennungsanlage anbelangt, hat es vor kurzem eine Veranstaltung gegeben, da haben Kapazitäten auf dem Gesundheitssektor gesagt, dass diese Müllverbrennungsanlagen außer Dioxin noch Dutzende andere hoch gefährliche Stoffe produzieren, die nicht beobachtet werden, wie zum Beispiel polychlorierte Biphenyle, also so genannte PCB, oder Krebs erregende polyaromatische Kohlenwasserstoffe.

Der Umweltmediziner Klaus Rhomberg hat gesagt, dass Müllverbrennungsanlagen zu den wesentlichen Emittenten von vier Schadstoffgruppen gehören, die durch internationale Verträge eliminiert werden sollten, nämlich Dioxine, Furane, PCB und Hexachlorbenzol, und dass bei diesen Substanzen mehrfach wissenschaftlich abgesicherte Daten für die gesundheitliche Beeinträchtigung am Menschen vorlägen. Wann immer jemand die Gesundheitsgefährdung von Müllverbrennungsanlagen in dieser Stadt anspricht, wird es abgetan, und es wird gesagt: die modernsten, besten und gesündesten Anlagen schlechthin. Auf die Bedenken der Bevölkerung in dieser Hinsicht wird ganz einfach nicht eingegangen, diese werden vom Tisch gefegt.

Ein weiterer Punkt ist die Wasser- und Kanalsteuer. Da kann ich die ÖVP sozusagen nicht aus der Haftung entlassen. Mein Vorredner GR Klucsarits hat gesagt, wir haben hier eine Wasser- und Kanalsteuer. Sie haben vollkommen Recht, 1,3 Milliarden S - ich bleibe auch bei den Schillingbeträgen - an Überschuss gehen ins Gesamtbudget. Das ist aber leider nichts Neues, das geht schon seit Jahren so, und auch die ÖVP hat nichts Wesentliches dagegen getan, als sie mit am Ruder und mit in der Regierung war. (GR Rudolf Klucsarits: Keine Gebührenerhöhungen hat es bei uns gegeben!)
Na ja, das wäre ja noch schöner. Wenn wir ohnehin einen Überschuss haben, dann auch noch eine Gebührenerhöhung, das wäre ja ... (GR Rudolf Klucsarits: Wieso? Jetzt haben wir ja auch eine Gebührenerhöhung! Da ist kein Unterschied!)
Ich meine aber, dass da den Wienerinnen und Wienern Gebühren, also Steuern abgeknöpft wurden, die dann ins Gesamtbudget geflossen sind, und dass dem nichts Wesentliches entgegengesetzt wurde, ist auch evident.

Der seinerzeitige Umweltstadtrat Häupl hat für das Jahr 2000 versprochen, dass Wien zu 100 Prozent am Kanal angeschlossen sein würde. Dieses Versprechen ist nicht eingehalten worden; das ist sich halt zeitlich irgendwie nicht ausgegangen. Nunmehr hat man eine neue Finanzierungsmethode entdeckt, mit der man den Kanal günstig und schnell ausbauen kann. Grundsätzlich ist das zu begrüßen - wir haben dem auch zugestimmt -, die Frage ist nur, ob der Kanalausbau jetzt tatsächlich schneller und günstiger erfolgt, ob tatsächlich eine Beschleunigung stattfindet oder ob die positiven finanziellen Effekte wieder anderen Bereichen zugute kommen. 

Die Investitionen in diesem Bereich sinken ja schon seit Jahren. Was das Wassersparen betrifft, so hat es dazu keine nennenswerten Signale gegeben; dafür haben wir ein drittes Wasserwerk.

Das alles sollen Gründe sein, um mit dieser Stadtregierung zufrieden zu sein? - Nein, wirklich nicht! Die Bevölkerung mag zwar mit der Stadt zufrieden sein, aber mit dieser Stadtregierung und mit diesen Maßnahmen kann man doch nicht zufrieden sein!

Welche weiteren Signale gibt es denn in der Umweltmusterstadt? - Naturschutz, Landschaftsschutz, 1 000 Jahre Wienerwald.

Auf Bezirksebene wird jetzt in einigen Bezirken die Wienerwald-Deklaration 2002 diskutiert. Ja, sie hat gute Ansätze, und ja, es ist richtig - damit richte ich mich an die ÖVP -, es werden mit Niederösterreich Gespräche geführt. Aber es ist halt schon ein bisschen schwierig. Der Spagat ist halt schon ein wenig weit, muss ich sagen, wenn ich mir ansehe, was man da alles unter einen Hut bringen will: Da soll einerseits die Erholung und die Ruhe forciert werden, auf der anderen Seite forciert man den Tourismus, und die Wirtschaft darf auch nicht leiden. - Da kann ich mir beim besten Willen nicht vorstellen, wie man das ordentlich gestalten will, wenn man dem allem gerecht werden soll.

In Wien haben wir Bereiche mit einem sehr hohen Schutz, wie er zum Beispiel für die Donauauen im Rahmen des Nationalparks besteht. Es gibt auch einen guten Schutz für den Lainzer Tiergarten und wir haben da und dort weitere Gebiete, die unter Schutz stehen. Nur: Wir wissen auch, dass trotz aller bestehenden Schutzgebiete der Wienerwald nicht ausreichend vor der aktuellen Entwicklung und Bedrohung geschützt ist. Nach den vielen schönen Worten zum 1 000-Jahre-Jubiläum des Wienerwalds müssen endlich auch konkrete, und zwar zielführende Taten gesetzt werden. Wir versuchen schon seit zehn Jahren, mit konstruktiven Vorschlägen in diese Richtung etwas zu tun, und sind damit immer wieder abgeblitzt. 

Vielleicht haben wir in der Vergangenheit auch den Fehler begangen, nur Wien zu betrachten. Es ist sicher auch ein Fehler, wenn wir jetzt nur Wien allein als Wienerwald-Stadt betrachten. Es muss hier natürlich auch Niederösterreich mit einbezogen werden, denn gerade in Niederösterreich ist die Siedlungstätigkeit im Wienerwald sehr stark. Wir haben ein starkes Verkehrsaufkommen, und in den letzten 20 Jahren hat auch die Zersiedelung in diesem Bereich sehr stark zugenommen. In einigen der 56 Wienerwald-Gemeinden betrug der Bevölkerungszuwachs über 50 Prozent. Es hat eine Zersiedelung gegeben, landwirtschaftliche Betriebe wurden aufgegeben, und das alles hat dazu geführt, dass die typischen und wertvollen Wienerwald-Wiesen schön langsam verschwunden sind.

Auch der wachsende wirtschaftliche Druck auf die Forstwirtschaft führt zu einer Intensivierung der Bewirtschaftung und schadet damit natürlich dem Wienerwald in seiner herkömmlichen Art. 

Was die Ankündigung des Biosphärenparks Wienerwald anbelangt, so möchte ich dazu sagen, dass grundsätzlich natürlich jeder Versuch einer Unterschutzstellung positiv ist, nur: Ein Biosphärenpark kann nur ein erster Schritt sein. Das ist eher ein Signal, aber es geht nicht weit genug. Das Biosphärenpark-Konzept ist weitgehend unverbindlich und bietet daher keinen ausreichenden Schutz für die in höchstem Maße schützenswerten Teile des Wienerwalds. Die Erfahrung hat ja gezeigt, dass alle diese nationalen und internationalen Schutzkategorien, vom Landschaftsschutzgebiet bis zum Biosphärenpark, eine drohende Zerstörung nicht abwenden können. Das sagt auch der WWF. Das ist also nicht nur unsere Behauptung, sondern das sagen auch renommierte NGOs. 

Auch die Untersuchungskommission im Zusammenhang mit den Flächenwidmungen hat ja gezeigt, wie man mit übergeordneten Schutzzielen oder mit übergeordneten Zielen, die zwar einmal beschlossen worden sind, letztlich umgeht, wie leicht solche Grundsatzentscheidungen wie ein Stadtentwicklungsplan oder ein Grünraumplan von einzelnen Beamten im Zusammenhang mit Flächenwidmungen ausgehebelt werden können. Es ist daher auch zu befürchten, dass solch ein unverbindlicher Biosphärenpark die bisherigen Schutzmaßnahmen auf Wiener Gebiet verwässert, wenn wir versuchen, mit Niederösterreich sozusagen einen Level zu erhalten.

Wir meinen, dass lediglich die Errichtung eines Nationalparks den Schutzgedanken in den absoluten Vordergrund stellt. 

Ich bringe daher im Namen meiner Kollegen folgenden Beschlussantrag ein: 

"Der Wienerwald soll auf Dauer in seiner Vielfalt und Besonderheit erhalten werden. Zu diesem Zweck ist gemeinsam mit dem Bundesland Niederösterreich ein entsprechendes Konzept zu erarbeiten. Die wesentlichen Eckpunkte sind: höchstmögliche Schutzstellung durch Deklaration der Kernzone des Wienerwalds zum Nationalpark Wienerwald; Umfang des Nationalparks: etwa 10 Prozent der Gesamtflächen des Wienerwalds" (GR Heinz Hufnagl: Frau Kollegin! Wo würden Sie denn die Kernzone ansiedeln? Sagen Sie mir das! Wo mache ich die Kernzone im Wienerwald?); "Anhebung des Schutzes der Restflächen durch Erklärung zum Biosphärenpark mit entsprechender rechtlicher Absicherung."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert. (Beifall bei der FPÖ. - GR Heinz Hufnagl: Die 10 Prozent schauen nicht anders aus! Da gibt's weder Biotope, noch gibt's Aulandschaft! Da gibt's nichts!) 

Der nächste Bereich ist der Tierschutz. Dieser ressortiert zwar teilweise auch zur StRin Brauner, aber dennoch möchte ich ihn hier erwähnen. Es hat der 5. Wiener Tierschutztag stattgefunden und gerade das Thema Tier ist etwas, das sehr bewegt. Die Tiere waren ursprünglich den Sachen gleichgestellt und unterlagen damit auch den diesbezüglichen rechtlichen Bestimmungen. Gott sei Dank hat es da Weiterentwicklungen gegeben: Das Tier ist von der Sache unterschiedlich und daher der Schutz der Tiere auch umfassender geregelt worden. Auch die ethische Grundhaltung den Tieren gegenüber hat sich stark geändert. Tiere haben eine höhere Wertigkeit in unserem Leben und in der Gesellschaft, und gerade in der Stadt, möchte ich sagen, vielleicht sogar noch stärker als im ländlichen Bereich. Für viele allein stehende ältere Menschen ist das Tier ganz einfach zum treuen und liebenswerten Gefährten geworden. Diese Achtung der Tiere als Mitgeschöpfe sollte daher nicht nur gelebt, sondern auch in einem stärkeren Maße rechtlich verankert werden. 

Dem Landtag war es in einem anderen Zusammenhang wichtig, ein grundsätzliches Signal zu setzen, nämlich beispielsweise mit dem Wasserversorgungsgesetz. Wir meinen, dass wir das im Tierbereich auch tun sollten, und wir werden daher am Donnerstag im Landtag einen Initiativantrag einbringen, dass dem Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz eine Präambel im Verfassungsrang vorangestellt wird, dass die Tiere als Mitgeschöpfe zu achten und im Rahmen der Gesetze vor vermeidbaren Leiden und Schäden zu schützen sind.

Traurig ist in diesem Zusammenhang, dass man gerade jetzt hören und miterleben muss, wie eine traditionelle Einrichtung wie der Wiener Tierschutzverein in den Ruin treibt und dass das unverzichtbare Tierschutzhaus vielleicht demnächst geschlossen werden muss. Jetzt weiß ich schon, dass das sicher nicht die Schuld der Stadt Wien ist, dass da sicher viele der Probleme hausgemacht beim Wiener Tierschutzverein waren. Aber es muss für uns alle doch unvorstellbar sein, dass eine Umwelt- und Tierschutz-Musterstadt wie Wien ohne ein Tierschutzhaus auskommen soll! Das ist ganz einfach undenkbar! Ich hoffe, dass diese Katastrophe noch abwendbar ist, und ich denke, dass die Stadt Wien auch da eine tatkräftige Unterstützung bieten sollte, weil, wie gesagt, eine solche Einrichtung für eine Großstadt ganz einfach notwendig und unverzichtbar ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sich hier an einem Verein abzuputzen, wie das eben leider manchmal passiert, dass man die Vereine tun lässt und sie ein bisschen sozusagen an der langen Leine und am langen Arm verhungern lässt, das ist einer Umweltmusterstadt ganz einfach nicht würdig.

Traurig ist in diesem Zusammenhang auch die Vorgangsweise bei der Umsetzung des Tierschutz- und Tierhaltegesetzes. Sie kennen meine Vorwürfe. Ich habe gesagt, es hilft nichts, viele Bestimmungen in Gesetze aufzunehmen, wenn nicht sichergestellt ist, dass sie auch vollzogen werden - wobei dieses Gesetz, möchte ich sagen, auf fahrlässige Weise nicht vollzogen wird. Hier kommt die Bevölkerung immer wieder mit massiven Vorwürfen und Wünschen und Anregungen, denn hier sind die WienerInnen überhaupt nicht zufrieden mit Wien als Stadt: Hundekot, Hunde ohne Leine und Beißkorb auf Spielplätzen, auf Spielwiesen, fehlende Lösungsansätze, fehlende Kontrolle, die Untätigkeit der Stadtregierung - hier sind die Wienerinnen und Wiener absolut unzufrieden mit dieser Stadtregierung! Sie ärgern sich und sie haben Angst, dass etwas passieren könnte, dass Hunde zum Beispiel Kinder beißen. Allein schon der Hundekot, der Kinderspieleinrichtungen verunreinigt, stellt eine Gesundheitsgefährdung dar. 

Dieser Ärger und diese Angst werden von der SPÖ kalt ignoriert. Und weil Sie gestern gesagt haben, Sie sind ja gewählt worden: Dafür sind Sie sicherlich nicht gewählt worden!

Wir Freiheitliche meinen daher, dass dieser sozialen Kälte, die durch Gebührenerhöhungen, durch Belastungen, durch Leistungskürzungen, durch Nichthandeln dieser Stadtregierung zum Ausdruck kommt, eine Absage erteilt werden muss. Es müssen Zeichen der Menschlichkeit, des Schutzes der Lebensqualität gesetzt werden. Im Bereich des Umweltschutzes haben wir dieses Mal mit diesen beiden Initiativen, die wir gesetzt haben, ein Zeichen setzen wollen, in Richtung höchstmöglicher Schutz unseres Wienerwalds und Verfassungsschutz für das Mitgeschöpf Tier. 

Dem Rechnungsabschluss mit Rekordbelastungen und Rekordarbeitslosigkeit können wir nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Herr GR Blind hat sich zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet. 

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da ich nur 3 Minuten Zeit habe, möchte ich es wirklich rasch und ordentlich machen.

Ich bitte die Vorsitzende, den Ordnungsruf, den ich gestern bekommen habe, weil ich im Anschluss an mein Zitat des Bürgermeisters gesagt habe, dass es Schwachsinn sei, dass man das behaupten dürfe, zurückzunehmen, und ich begründe dies wie folgt.

Ich habe hier das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 21.11.2001, Seite 13, und damals sagte Herr GR Ing RUDOLPH: "Ich danke für die Klarstellung, dass die SPÖ, dass die Sozialdemokratie quasi mit heutigem Tag aus der Politik des Ausstiegs aus der Atomkraft ausgestiegen ist." - Klammer auf: "(Bgm Dr Michael Häupl: Purer Schwachsinn! Hört doch auf! Da sitzen die Atomlobbyisten herum, und Sie reden so!)"
Gut. - Also der Herr Bürgermeister hat voll und ganz gesagt: "Purer Schwachsinn!"

Dann ist auf Seite 14 zu lesen, dass GR Dr Wilfried Serles sagt: "Der Herr Bürgermeister hat als Zwischenrufer - das ist interessant, dass ein Bürgermeister als Zwischenrufer fungiert - bei der Zusatzfrage des Herrn GR RUDOLPH festgestellt, seine Ausführungen seien 'purer Schwachsinn'!" 

Also unser GR Dr Wilfried Serles war da schon viel genauer als ich. Ich habe ja nur "Schwachsinn" gesagt, er hat "purer Schwachsinn" gesagt, hat also Bgm Häupl ganz genau zitiert, und hier steht in Klammer: "(Bgm Dr Michael Häupl: Jawohl!)"

Gut. Und daher steht auch noch auf Seite 14: "Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren! Ich werde das Protokoll studieren. Ich sehe" - Anführungszeichen oben - "'Schwachsinn'" - Anführungszeichen - "nicht als Schimpfwort an ..."

Wenn Sie es auf Seite 14 des Wörtlichen Protokolls vom 21.11.2001 nicht als Schimpfwort ansehen, dann frage ich mich schon, wieso ich dann einen Ordnungsruf bekommen kann.

Dann haben wir noch auf Seite 23 die GRin Jerusalem. Da spricht natürlich wieder ein Freiheitlicher - es ist ja egal, ob das Herr Blind ist oder ein anderer Freiheitlicher; in diesem Fall ist es eben DDr Schock -, und dann spricht eben Frau Jerusalem über einen Freiheitlichen wie folgt: "Trotz Vorsitzwechsels möchte ich jetzt sagen, dass ich persönlich diese Politik - und das sage ich jetzt mit dem Herrn Bürgermeister gemeinsam - für Schwachsinn halte." - Also durchaus das, was auch ich gestern gesagt habe.

Also eine Vorsitzführung, die immer nur auf die Freiheitlichen losprügelt, egal, ob dasselbe auch die Sozialisten sagen - Bgm Häupl möchte ich durchaus zu den Sozialisten zählen (GR Heinz Hufnagl: Das ist ein echter Sozialist!) - oder ob das Frau GRin Jerusalem macht! - Ich sage Ihnen eines: Entweder Sie nehmen diesen Ordnungsruf zurück - denn es kann ja wohl nicht darauf ankommen, dass ich nur "Schwachsinn" gesagt habe und nicht "purer Schwachsinn", darauf kann es, bitte, nicht ankommen! -, oder ich kann, solange Sie den Vorsitz führen, heute hier keine Rede halten. (Beifall bei der FPÖ. - Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ. - Bravo-Rufe bei den GRÜNEN. - GR Volkmar Harwanegg: Einstimmig angenommen!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren! Wir werden das Protokoll vom gestrigen Tag besonders genau prüfen und hier dann feststellen, was Herr GR Blind genau gesagt hat und ob der Ordnungsruf gerechtfertigt war oder nicht. 

Es ist gestern ein Kollege Ihrer Partei, von der FPÖ, hier gesessen, als Herr GR Blind noch ärgere Dinge hier hereingerufen hat - und, meine Damen und Herren, ich bin nicht schwerhörig; ich sehe nur schlecht, aber schwerhörig bin ich nicht; und ich möchte hier jetzt nicht wiederholen, was Herr GR Blind hier noch hereingerufen hat -, und Ihr Kollege hat mich beruhigt und hat gesagt, ich soll mich bitte nicht aufregen.

Herr GR Blind, wenn Sie heute nicht mehr sprechen, würde es mich natürlich sehr kränken! (Ironische Heiterkeit bei Gemeinderäten der GRÜNEN.)

Als Nächste ist Frau GRin Klier zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Helga Klier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Zuallererst möchte ich auf die Ausführungen meiner Vorredner eingehen:

Herr Kollege Maresch! Sie haben die Umweltmeile angesprochen. - Hören Sie mir, bitte, zu? Ich möchte Ihnen dazu nur noch etwas sagen! - Die Umweltmeile war seinerzeit eine Idee des Herrn StR Svihalek, nur konnte sie dann nicht mehr fertig ausgeführt werden, da Svihalek nicht mehr da war. - Nur so viel dazu. Es wäre sicher auch zu dem WC gekommen, dessen Nichtvorhandensein Sie irgendwie beanstandet haben. Ich wollte das nur festhalten, damit Sie wissen, dass dieses Projekt eigentlich inmitten seiner Realisierung unterbrochen wurde. 

Zum Thema Altlasten, lieber Rudi: Erstens einmal stimmt es nicht, dass der Bund 100 Prozent zahlt, sondern er zahlt 95 Prozent; 5 Prozent zahlt die Stadt Wien. Außerdem ist es so, dass die ersten diesbezüglichen Beschlüsse schon aus dem Jahr 1993 oder 1994 stammen. Das hätte ich mir angeschaut, was passiert wäre, wenn der Bund jetzt einfach gesagt hätte, er zahlt nicht, wo das schon so lange beschlossen ist! Ich glaube, das hätte sich der Bund gar nicht leisten können. - Nur weil du gesagt hast, dass der so sehr beschimpfte Bund - oder wie immer - hiefür Zahlungen leistet. Ich betone nochmals: Das hätte sich der Bund gar nicht leisten können, auf einmal zu sagen, er zahlt die Altlastensanierung nicht!

Auch zum Thema Gratis-Räder muss ich dir etwas sagen: Auch die Gratisräder waren eine Idee Svihaleks, nur: Heute gehören sie schon lange nicht mehr in unseren Bereich. Du weißt, das gehört zu Rudi Schicker. Wie gesagt, auch das ist hier der falsche Platz.

Und dann wurde die Frage aufgeworfen, ob es demokratisch ist, wenn jemand zu fortgeschrittener Stunde 21 oder 22 Minuten lang etwas vorliest. Jetzt frage ich allen Ernstes: Ist es demokratischer, wenn derselbe Mensch oder ein anderer das zwei Stunden früher macht? - Ich denke, jeder hat dasselbe Recht, und wenn der eine eben sagt, ich mache es um 22 Uhr oder um 24 Uhr immer noch, dann ist es sein gutes Recht, das zu tun! Das heißt, die Demokratie wird dadurch bei Gott nicht angekratzt, denn dann müsste es bei dem anderen, der es vorher macht, genauso heißen, er ist undemokratisch. 

Eine Anmerkung noch zum Thema Luftqualität - damit wende ich mich wieder an Kollegen Maresch -: Sie wissen ganz genau, dass es an neuralgischen Punkten in Wien elektronische Messgeräte gibt, computergesteuerte Messgeräte. Diese lügen nicht und diese machen auch kein ... (Zwischenruf des GR Rudolf Stark.) Nein, nein! Da kann man natürlich schon sagen: Wenn diese Geräte anzeigen, dass die Luftqualität in Wien so gut ist, dann ist sie das auch! Darüber gibt es, glaube ich, keine Diskussion, denn ein computergesteuertes Messgerät, an neuralgischen Punkten angebracht, bringt sicher ein zuverlässiges Ergebnis. - Ich sage das nur zur Klarstellung. (GR Rudolf Stark: Die zeigen nur Durchschnittswerte an!)
Nun zum eigentlichen Thema: "Wien macht's besser!" - Auch ich bin der Meinung, Wien macht's besser. Wir bleiben dabei. Wien macht's nicht nur besser, sondern sogar viel besser! Aber, meine Damen und Herren, das wissen Sie ja alle, und genau das ist auch der Grund, warum Sie auf die rote Stadtregierung in letzter Zeit immer mehr und mehr losgehen, würde ich sagen. Ich muss Sie aber schon an eines erinnern - weil auch das angesprochen wurde -: Die rote Stadtregierung hat ihr Mandat in vollem Umfang vom Wähler in Wien erhalten - und nicht, so wie im Bund, über irgendwelche Heckmeck-Geschichten, die da gedreht wurden, sondern der Wiener Wähler hat entschieden, dass die Stadtregierung ... (GR Dr Matthias Tschirf: 47 Prozent ...?) - Trotzdem! - (Weiterer Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Ja, aber im Bund war der Schwächste derjenige, der durch irgendwelche Aktionen das an sich ... (GR Dr Matthias Tschirf: Mit Mehrheit! Ein mit Mehrheit gewählter Bundeskanzler!) Nein, nein! Das war sicher nicht der Wählerwille! Aber - noch einmal - in Wien war es der reine Wählerwille, dass Wien das rote Wien bleibt! Daran ist nicht zu rütteln. Das ist so und das bleibt auch so! (Beifall bei der SPÖ.)  

Aber ich möchte eigentlich gar nicht auf unwichtige - weil unrichtige - Aussagen von ÖVP und FPÖ eingehen. Dass der Rechnungsabschluss von FPÖ und GRÜNEN - wenn auch aus unterschiedlichen Motiven, das weiß ich schon - nicht angenommen wird beziehungsweise abgelehnt wird, ist ja nicht neu. Neu aber - wenngleich ebenso wenig unerwartet, das muss man auch dazusagen - ist das Verhalten der ÖVP, die offensichtlich immer noch nicht verkraftet hat, dass sie das unfreiwillige Ausscheiden erleben musste. 

Wien macht's besser - obwohl oder vielleicht gerade, weil wir es jetzt allein machen. Ein gutes Beispiel dafür ist die MA 30. Ich möchte jetzt einmal all das Positive, das in unseren Abteilungen geschieht, hervorkehren, denn bisher wurde ja immer nur irgendetwas Negatives, etwas, was eben nicht passt, herausgesucht. Deshalb möchte ich jetzt gerne einmal die positiven Dinge beleuchten.

Beachtliche Investitionen wurden im Bereich der MA 30 in das Wiener Kanalnetz getätigt. So wurden zum Beispiel die Bauarbeiten zum zweiten Bauabschnitt für die Herstellung der Donaukanalverbindungsleitungen zwischen dem rechten und dem linken Hauptsammelkanal abgeschlossen. 

Die Vollkanalisierung aller Wiener Haushalte ist vorgesehen, wobei der Schwerpunkt im vergangenen Jahr im 21. und 22. Bezirk lag und auch künftig dort liegen wird. Zusätzlich zu den bereits laufenden Arbeiten wurden 23 neue Baulose begonnen und insgesamt 19 konnten abgeschlossen werden. 

Im Rahmen des Stadtentwicklungsprogramms wurden ebenfalls Kanalbauten durchgeführt. Die Sanierung des schon über 100 Jahre alten Kanalnetzes im Wiener Zentrum beziehungsweise im innerstädtischen Bereich wurde ebenfalls vorangetrieben. Neun neue Umbauten konnten im Jahr 2001 begonnen werden, wobei großer Wert auf die Minimierung der Behinderung der Anrainer beziehungsweise der Bewohner der umliegenden Gegend während der Arbeiten gelegt wurde. Das heißt, die Sanierung und Instandsetzung wurde vorwiegend unterirdisch durchgeführt. 

Weiters wurden Untersuchungen vorgenommen, die zu Rückschlüssen bei Geruchsbelästigungen aus dem Kanalnetz führen sollten. 

Ganz wichtig ist, dass die Arbeiten zur digitalen Erfassung des Kanalnetzes, zum Aufbau des Kanalinformationssystems, KANIS genannt, größtenteils abgeschlossen wurden. Erstmals - weltweit erstmals! - werden Informationen zum Kanalnetz in digitaler Form im Internet angeboten. 

Der Einsatzdienst der MA 30, der für die Beseitigung von Verstopfungen und ähnliche Arbeiten zuständig ist, hat 1 781 Einsätze geleistet; die Tendenz ist fallend. 

Ebenso hat die MA 30 3 903 Tonnen Kanalschutt und Rechengut gefördert. Aus Schotterfängern wurden 1 269 Tonnen, aus den Hauptsammelkanälen 1 275 Tonnen, aus den Straßenkanälen 691 Tonnen, aus der Kläranlage Blumental 452 Tonnen und aus dem Pumpwerk Linker Donausammler 216 Tonnen Kanalschutt geräumt. 

Senkgruben: Die Senkgrubenräumung ist ein wichtiger Aufgabenbereich der MA 30. Der Senkgrubenbestand hat sich allerdings im Jahr 2001 weiter verringert, dennoch belief sich die Zahl der durch die MA 30 durchgeführten Räumungen auf 35 168. 

Erhaltungsarbeiten fanden an 1 912 Kleinbaustellen statt, 641 Schachtabdeckungen wurden repariert und erneuert, und es wurden Erhaltungsarbeiten an 292 Baustellen der Hauptsammelkanäle durchgeführt. 

In der Kläranlage Blumental wurden 19 743 964 Kubikmeter Abwasser gereinigt. 

Eines der wichtigsten Projekte ist die Kanal-TV-Untersuchung - darüber haben wir auch schon einmal gesprochen -: Insgesamt wurden 143 Kilometer nicht begehbare Kanäle auf diese Art und Weise überprüft. 

Ja, meine Damen und Herren: All diese Dinge geschehen, ohne dass man es eigentlich in der Öffentlichkeit bemerkt und trotzdem sind sie ganz wichtig für eine reine, saubere Stadt zum Wohl der Bürger. - Wien macht's besser! (Beifall bei der SPÖ.)  

Auch die MA 31 leistet einen wunderbaren Beitrag zu einer wunderbaren Stadt. Über das Wiener Wasser wurde in der letzten Zeit sehr viel gesprochen; dennoch möchte ich noch einiges hinzufügen. 

Die Aufgabe der MA 31 ist ja nicht nur, uns das Wasser ins Haus zu liefern, sondern sie setzt sich aus mehreren Bereichen zusammen. Dazu gehören die Wassergewinnung aus den Quellgebieten und die Wasserzuleitung nach Wien, wobei insgesamt Leitungen von 319 Kilometern Länge durchlaufen werden. Weiters zählt dazu die Wasserverteilung. Es gibt auch den Bereitschafts- und Gebrechensdienst im öffentlichen Rohrnetz, das 3 261 Kilometer umfasst. - Das muss man sich einmal vorstellen: 3 261 Kilometer öffentliches Rohrnetz! - Auch die Wassermessungen gehören in diesen Bereich. Insgesamt gibt es 100 860 Wasserzähler. An Wasserbehältern gibt es insgesamt 32, davon sind 30 allein in Wien, und diese 30 Behälter fassen 1 551 080 Kubikmeter und müssen auch gewartet und gepflegt werden. 

Eine ganz wichtige Sache sind vor allem die Wassermuseen Kaiserbrunn und Wildalpen, die hier besonders zu erwähnen sind. 

Von den insgesamt 146 761 164 Kubikmetern gewonnenen Wassers werden allein für Wien in das Wiener Rohrnetz 143 868 126 Kubikmeter abgeleitet. - Soll ich die Zahl wiederholen? (StRin Karin Landauer: Nein! - GR Dr Wilfried Serles: Bitte!) 143 868 126 Kubikmeter. (GR Kurth-Bodo Blind: Wie viel sind das in Kilo?) 

Aber es gibt in diesem Bereich auch eine Reihe anderer Investitionen: die Instandsetzung des Aquädukts Mödling; das Grundwasserwerk Wöllersdorf erhielt einen neuen Anschluss an die Hochquellwasserleitung, sodass die Ortsversorgung mit Hochquellwasser hergestellt wurde. 

Ich möchte Sie nicht zu lange langweilen. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) - Ich sage das bewusst, ich weiß, was ich sage! Ich sage bewusst "langweilen", denn wenn ich in Ihre Gesichter sehe, dann denke ich mir: Es interessiert Sie ja gar nicht! (Rufe bei der FPÖ: Oh ja! Oh ja!) - Ja, ja, ich weiß!

Bei Hausanschlussleitungen - und das ist jetzt an Frau Schmalenberg gerichtet, aber sie ist leider jetzt nicht da (GR Mag Hilmar Kabas - auf die auf dem Platz des Schriftführers sitzende GRin Mag Heidrun Schmalenberg weisend -: Oh ja! Da sitzt sie! Da!) - aha, da hinten; dann hören Sie mir gut zu! - ist vorwiegend auf den Austausch von Bleirohren Wert gelegt worden. Auch das ist ja Ihr Steckenpferd, das Thema Bleirohre. 

1 095 Gebrechen wurden behoben. Der Bereitschaftsdienst hat insgesamt 1 906 Einsätze geleistet. - Ich sage das nicht aus Jux und Tollerei, sondern ich will damit klar machen, was die MA 31 und alle anderen Magistratsabteilungen in dieser Stadt eigentlich leisten! (Beifall bei der SPÖ.)  

Auch im Bereich der MA 31 wurde die Anschlussleitung zur Datenbank fast vollständig fertig gestellt. 527 Mitarbeiter sind hier ständig im Einsatz und sie versorgen uns mit dem besten Trinkwasser. 

Die MA 42: Wien macht's besser! - Wenn man durch unsere Stadt fährt oder geht, sieht man überall die Hand und das Wirken der MA 42. In keiner anderen Stadt gibt es so viele schön gepflegte, liebevoll gepflegte Rasenflächen und Gartenanlagen wie in Wien. (GR Mag Harald STEFAN: In Hamburg!) Natürlich bedarf es hier auch einer aufwendigen Arbeit. Hier sind 960 Fixarbeitskräfte beschäftigt und 540 Saisonkräfte. (GR Mag Harald STEFAN: Ach so? So viele Saisonkräfte? So viele Saisonniers?) - Das ist etwas anderes! Ein Saisonnier ist etwas anderes. Es geht hier um Saisonkräfte. Vorsicht!

Insgesamt wurden 3 799 öffentliche Gartenanlagen und Spielplätze mit einer Gesamtfläche von 18 286 022 Quadratmetern gepflegt, der grüne Prater mit 6 034 984 Quadratmetern, und insgesamt 82 586 Alleebäume wurden gepflegt und erhalten.

Einen ganz wichtigen Beitrag stellen auch die Schulgärten dar, wie etwa der Berufsschulgarten in Kagran, der immer noch Lehrlinge ausbildet - Gott sei Dank -, und nicht wenige! 

Außerdem werden 13 öffentliche Grünflächen in Siedlungen sowie Grünanlagen, Kindergärten und Horte von der MA 42 gepflegt und gärtnerisch betreut.

Ein Problem in diesem Bereich ist die Kastanienminiermotte. Sie wissen, es wurde hier beanstandet, dass mit Dimilin gespritzt wird. Daraufhin hat man im vergangenen Jahr diese Spritzungen reduziert und hat versucht, die Miniermotte mit anderen Mitteln, mit natürlichen Mitteln einzudämmen. Leider hat das nicht zu dem gewünschten Erfolg geführt und man wird daher auch nächstes Jahr wieder zum Teil mit Dimilin spritzen müssen.

Die MA 42 betreut auch "Spielplätze für alle", auch für Behinderte. Im Kurpark Oberlaa ist, wie gesagt, ein "Spielplatz für alle" neu errichtet worden.

Wien-Präsentationen im In- und Ausland; Wien-Tourismus - national, international präsentiert: Wir waren bei Ausstellungen in Genua, Cervia, Olmütz, Villach und Tulln. Für das nächste Jahr liegen ebenfalls bereits wieder Einladungen vor.

Das Österreichische Gartenbaumuseum, das sich im Kurpark Oberlaa befand, wurde im Oktober 2001 geschlossen und wird in den Park nach Kagran verlegt. Das Museum soll im Jahr 2004 dort eröffnet werden.

All das ist zur MA 42 zu sagen. Aber wir haben auch eine Stadt-Wien-Rose - ich weiß nicht, ob Ihnen das bekannt ist. Das ist eine rot blühende Sorte, die sich zu einem Exportschlager entwickelt hat. Im Jahr 2001 wurden zahlreiche Rosenstöcke auf dem diplomatischen Weg unter anderem zur Auspflanzung im japanischen Kaisergarten nach Tokio verschickt. Die Stadt-Wien-Rose wird von unseren Baumschulen veredelt und kultiviert.

Ein ganz wichtiger Beitrag besteht jedoch darin, dass sich die MA 42 auch um behinderte Jugendliche kümmert. Sie hat ein Programm für Gärtnerlehrlinge, bei dem behinderte junge Menschen im Schulgarten Kagran ausgebildet werden und bereits nach zwei Jahren so weit sind oder sein sollen, dass die Integration abgeschlossen ist, sodass diese jungen Menschen dann in normale Arbeitsstätten und Arbeitsverhältnisse eintreten können. Ich glaube, das ist sehr wichtig.

Insgesamt hat die MA 42 für Investitionen - auch ich nenne hier Schilling-Beträge, da der Rechnungsabschluss das Jahr 2001 betrifft, in dem wir noch den Schilling als Zahlungsmittel hatten - 205 818 015,35 S aufgewendet, für Instandhaltungen 58 412 433 S. Mit den Personalkosten und dem Sachaufwand wurden insgesamt 942 589 187,66 S an Aufwendungen getätigt. - Wien macht's besser!

Damit ich nicht zu lange werde, werde ich jetzt die MA 45 relativ schnell behandeln. Die Hautprojekte der MA 45 sind erstens die Renaturalisierung des Liesingbachs, die bereits im Fortschreiten ist, und die Altlastensanierung, wobei hier insgesamt fünf Altlasten zur Diskussion stehen, deren Sanierung auch durchgeführt wird. Es handelt sich hiebei um die Breitenleer Straße, um das ehemalige Shell-Gebiet Pilzgasse, das Tanklager Lobau, Siebenhirten, und dann gibt es noch sonstige Altlasten. Die Bauarbeiten sollen in den meisten Fällen noch im Jahr 2002 beginnen und sollen im Jahr 2003 beziehungsweise 2004 abgeschlossen sein.

Die MA 45 beschäftigt sich weiters auch mit der Reinigung von Stränden entlang der Alten Donau, mit Bauarbeiten für den öffentlichen Parkplatz im Bereich des Segelhafens Nord, mit der Herstellung des Busumkehrplatzes auf der Donauinsel, mit Untersuchungen der Wassergüte, mit Erhaltungsarbeiten für den fertig gestellten Teil der Neuen Donau und so weiter.

Letztendlich möchte ich aber auch die MA 36 nicht unerwähnt lassen. Die MA 36 ist eine Abteilung, die kaum in Erscheinung tritt, aber trotzdem sehr gute Arbeit leistet. Sie umfasst seit der Integration der MA 35 insgesamt 103 Mitarbeiter, die viele Angelegenheiten erledigen. In ihren Aufgabenbereich fallen gewerbetechnische Angelegenheiten, landesgesetzliche Bauverfahren, sanitätsrechtliche Verfahren, technische Bäderangelegenheiten, abfallrechtliche Bestimmungen und vieles mehr.

Abschließend möchte ich mich bei allen Mitarbeitern und ihren Abteilungen ganz herzlich für die geleistete Arbeit bedanken. Sie haben einen Großteil dazu beigetragen, dass Wien es doch besser macht! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Parzer zum Wort gemeldet. - Bitte. Maximale Redezeit: 20 Minuten.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorweg einmal ein paar Worte zu meiner Kollegin GRin Klier. Das eine hat mir sehr gut gefallen: Sie hat uns erzählt, was all die Magistratsämter machen. Dem Dank möchte sich unsere Fraktion natürlich anschließen. Die Menschen, die dort arbeiten, sind sicher gefordert und leisten auch gute Arbeit, und dafür danke ich! (Beifall bei der ÖVP sowie Beifall und Bravo-Ruf des GR Heinz Hufnagl.)

Aber nun zum Zweiten, Frau Klier: So ganz Heckmeck war das nicht mit der Bundesregierung, denn 26 plus 27 sind 53, aber 46 sind nicht leicht 52! Aber Letzteres gibt es in Wien und Ersteres ist beim Bund der Fall - das ist der Unterschied. Im Bund haben wir Demokratie - und das kann man nicht als Frage in den Raum stellen -, da haben wir die Mehrheit. Hier habt ihr die Mehrheit, obwohl ihr keine Mehrheit von über 50 Prozent erreicht habt. (Zwischenruf des GR Franz Ekkamp.) Ich weiß, das ist das Wahlrecht. Es ist in Wien eben anders. Wien macht's nicht besser, Wien macht's anders! (Beifall bei der ÖVP.) 
Jetzt komme ich auf das eigentliche Thema zu sprechen, denn sonst kommen wir gar nicht mehr weiter. (Zwischenruf bei der SPÖ.) - Danke, Herr Valentin! Ganz reizend von Ihnen! Ich werde Sie dann nächstes Mal erwähnen. Danke schön!

Meine Damen und Herren! Im Gegensatz zu den GRÜNEN neigen wir von der Volkspartei natürlich nicht zur Panikmache in Fragen des Umweltschutzes. Aber das heißt nicht, dass wir uns mit den Herausforderungen des Umweltschutzes nicht auseinander setzen beziehungsweise entsprechende Alarmzeichen übersehen und in eine Beschwichtigungspolitik verfallen.

Gerade in der Luftreinhaltepolitik tun wir das nicht. Natürlich müssen wir unseren Stellenwert in der Luftreinhaltepolitik realistisch einschätzen. Selbst wenn in Wien null Tonnen Emissionen in die Luft hinausgehen würden, hätten wir sicherlich nicht das weltweite Problem des Treibhauseffekts und des Klimawandels gelöst. Aber es geht bei der Einhaltung des Klimaschutzes oder der Klimaschutzziele dieser Stadt immerhin um eine Vorbildfunktion, die Österreich hat und die in Europa fixiert ist, und darüber hinaus gerade um eine Stärkung der österreichischen Position in der weltweiten, allzu oft von der starren Haltung der USA - wir wissen das alle: Treibhaus - und mancher asiatischer Länder dominierten Diskussion um diese Luftreinhaltepolitik. 

Meine Damen und Herren! Es ist wissenschaftlich noch immer nicht eindeutig geklärt, was eigentlich die genaue Ursache des Klimawandels ist. Aber wenn man bedenkt, dass aus dem Eis des Südpols eine Inselscholle in der Größe von Mallorca herausgebrochen ist, kann man davon ausgehen, dass wir uns wirklich in einem Klimawandel befinden. Ich erspare Ihnen und auch mir jetzt die Präsentation einer Klimawandelbilanz, aber eines soll erwähnt sein: Wenn der Trend der Klimaveränderung und des Temperaturanstiegs weiter anhält, dann sind in zehn Jahren Schäden in Milliardenhöhe zu erwarten. 

Dem steht ganz sicher unsere Einstellung entgegen, dass wir hier etwas tun müssen. Lassen Sie mich einmal die Bereiche, die unserer Meinung nach in der Umweltpolitik einen hohen Stellenwert genießen, aufzählen. 

Die Luftreinhaltung habe ich bereits erwähnt. Die Qualität der Luft, die wir atmen, hat entscheidenden Einfluss auf unsere Lebensqualität, und von Ihrer Kapitulation in dieser Frage war schon die Rede. Bei der Frage der Luftreinhaltung geht es in erster Linie um den Verkehr, der jedoch immer mehr statt weniger wird. Natürlich gestehen wir Ihnen zu, dass Ihre Möglichkeiten auf Grund der Kompetenzverteilung im Wiener Stadtsenat eher kleiner sind, aber bis auf das Stadtrad - das eigentlich, wie wir heute schon gehört haben, damals von Svihalek initiiert wurde - ist noch nicht sehr viel an Initiativen im Sinne der Verkehrsvermeidung gekommen. Ich weiß schon, dass da viele Kompetenzen in die Geschäftsgruppe von StR Schicker fallen, aber es ist in diesem Zusammenhang auch sehr wichtig, eine Verbesserung der Luftqualität zu erleben. 

Nur ein Wort zu den Leihrädern, weil ich gerade Herrn Klubobmann Chorherr sehe. Ich sage nur ganz kurz: Wenn Sie Regierungsverantwortung übernehmen wollen, lieber Herr Klubobmann Chorherr, dann genügt es in Hinkunft nicht mehr, nur die Ideen - und das sind ja wirklich gute Ideen - einfach in die Welt zu setzen, sondern Sie müssen auch für die Umsetzung garantieren. Und da haben Sie in Ihrer Rolle - ich sage das einmal so salopp - als "Stadtrat in spe" noch versagt. Aber Sie haben ja noch einige Jahre Zeit und können sich darauf vorbereiten, vielleicht dann einmal als Stadtrat eine Idee zu haben, die kein Flop wird - denn ein Flop war es! Wir wissen ja alle, und wir haben es heute auch schon gehört: 1,24 Millionen EUR hat uns dieses Spiel bis jetzt gekostet, denn der Verein Viennabike macht das ja nicht umsonst. Das zahlen wir Steuerzahler und das ist nicht wenig, meine Herrschaften! 

Noch etwas möchte ich sagen: Ich habe jetzt Gelegenheit gehabt, ganz kurz Kopenhagen aufzusuchen. Auch dort gibt es Stadträder und auch dort wird es hier ein Terminal und dort ein Terminal geben. Dort gab es aber Räder, die tatsächlich an ihrem Platz waren! Das konnte ich gar nicht fassen! Wir hingegen haben Terminals, in denen kein Rad steht. 

Ich habe mich dort einmal ein bisschen erkundigt, woran das liegen mag, und da wurde von den Leuten zum Ausdruck gebracht, dass sie eben ein etwas anderes Verantwortungsgefühl haben und dass sie auch einen Chip im Rad eingebaut haben. Das heißt, wenn der Benützer sich mit dem Rad etwas weiter fort bewegt, wird der Chip aktiv, und dann kann man nachforschen, wo die Räder sind. Ich weiß schon, dass das nicht eine 100‑prozentige Sicherheit bietet, aber es ist immerhin ein Vorteil, wenn man die Räder nicht erst vor der Grenze aus einem Bus herauszuholen braucht. - Nur so viel zum Stadtrad.

Der nächste Punkt in der Umweltagenda, wie wir sie fordern, ist ein Eindämmen der Mülllawine. Diesbezüglich haben Sie uns im vergangenen Jahr leider etwas den Glauben genommen, dass auf Basis des durchaus praktikablen SUP-Verfahrens eine Weichenstellung in diese Richtung erfolgt. Es gibt noch immer keine praktikable Standort-Entscheidung und die angekündigten Vermeidungsstrategien sind eigentlich die alten. Da stellt sich uns die Frage, ob man damit den Zuwachs überhaupt in den Griff bekommen wird. 

Geschehen ist also in diesen Punkten nicht sehr viel. Dafür gibt es eine Erhöhung der Müllgebühren, die immerhin - Sie wissen es alle - 26 Prozent ausmacht. Jetzt habe ich von Bekannten das Argument gehört, die Müll-gebühren seien jetzt schließlich neun Jahre lang nicht erhöht worden - das weiß ich schon! - und so tragisch sei die Sache ja auch wieder nicht. - Es geht nicht um die Tragik, meine Damen und Herren, es geht um die Erhöhung! Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, wie am 26. oder 27. April vorigen Jahres Finanzstadtrat Rieder auf Fragen der Opposition - und es ist ja das gute Recht der Opposition, Frage zu stellen - als Antwort gab: Erhöhungen werden wir nach Möglichkeit keine haben. - Jetzt, nach einem Jahr, kann ich die Erhöhungen, die wir bereits gehabt haben, schon gar nicht mehr alle aufzählen, so schnell ist das gegangen! Es ging bis zu den Straßenbahntarifen. Es sind dies natürlich Erhöhungen, die alle in der Geldbörse zu spüren bekommen, meine Damen und Herren, und Sie werden das auch immer wieder verantworten müssen. 

Unsere Hauptkritikpunkte fasse ich wie folgt zusammen: Die Müllgebühr belastet die Haushalte und die Wirtschaft, und Sie haben wieder einmal die Gelegenheit verpasst, diese Erhöhung für eine Umstellung des Systems zu nutzen, nämlich auf ein System, das eine Verrechnung nach dem Pro-Kopf-Anfall ermöglicht. 

Einen Umweltbereich, der wesentlich für die Lebensqualität der Bürger ist, stellt auch der Lärmschutz dar. Aber der Wiener will nicht nur saubere Luft und Ruhe haben, sondern braucht auch Grünraum, um sich in dieser Stadt wohl fühlen zu können. Ich selbst kann ein Lied davon singen. Ich wohne ein bisschen außerhalb der Stadt und kann diesen Grünraum benützen. 

Damit bin ich auch schon beim nächsten Thema, meine Damen und Herren, und das ist der Kanal in Wien. Frau Klier hat schon angeschnitten, was in diesem Bereich alles gut gemacht wird. - Ja, das hört sich gut an, aber bei uns im 22. Bezirk - das möchte ich schon einmal erwähnen - gibt es laufend Reinigungen des Kanals, weil es wirklich sehr stinkt. Ich weiß schon, das liegt daran, dass wir ein eher flaches Gebiet haben. Vielleicht hat man beim Bau des Kanals ein zu geringes Gefälle vorgesehen. Die Belästigung ist jedenfalls gegeben und dieses Problem kann auch durch die Zugabe von noch so vielen Pestiziden nicht unbedingt gelöst werden. 

Noch etwas zum Kanalproblem in unserem Bezirk: Wenn die Frau Stadtrat sagt, dass 95 Prozent Wiens kanalisiert sind, dann sind wir offenbar die restlichen 5 Prozent, denn bei uns gibt es noch wahnsinnig viele Bereiche ohne Kanalisierung. Ich weiß auch wiederum, dass der 22. Bezirk ein sehr großer Bezirk ist - das gilt auch für Floridsdorf - und dass hier noch viele Kanalmeter - und das ist nicht billig! - zu bewältigen sind. Rieder hat in seiner Rede am Beginn der Generaldebatte gesagt, er wird das Kanalnetz besonders in den beiden großen Bezirken wieder aktivieren oder mehr aktivieren - denn nur von der Senkgrubenaktion Svihaleks werden wir nicht ewig leben können. 

Während wir in der vorhergehenden Periode bei der Grünhofförderungsaktion einen eindeutigen Schwerpunkt setzen konnten, ist es sich heuer gerade noch ausgegangen, um die laufenden Projekte zu finanzieren. Wenigstens so viel Geld wurde bereitgestellt. Von einer Ausdehnung der Dachbegrünung ist leider keine Rede. 

Wie soll nun die Umweltpolitik sein, die wir fordern? - Bei der Luftreinhaltung muss wirklich das Klimaschutzprogramm in seinem vollen Umfang umgesetzt werden. 

Wir erwarten uns auch vom Ökokauf entsprechende Umsetzungserfolge. 

Wir brauchen einen Straßenbau - auch wenn heute Mag Chorherr gesagt hat, dass Straßen wieder neue Geschäfte und neue Leute anziehen und die Infrastruktur nachhinkt. Ich werde ihn einmal einladen, zu mir zu kommen und von dort in der Früh in die Arbeit zu fahren. Dann wird er mit mir im Stau stehen und wird sich freuen, dass er eine halbe Stunde über die Brücke braucht. Er kann wahrscheinlich gar nicht ermessen, was dabei an Schadstoffen in die Luft geht! - Ich weiß schon, was jetzt kommt: Es kommt die U‑Bahn, es kommen andere Möglichkeiten. Aber Sie werden den Fahrer eines Autos erst dann aus dem Auto herausbringen können, wenn er die Möglichkeit hat, eine U‑Bahn direkt anzufahren, denn der Autobus bringt nichts, weil niemand zweimal umsteigt - das ist eine alte Geschichte. Ebenso ist es bei uns in Eßling mit der Straßenbahn. 

Es gibt sehr viele Projekte, die bei uns laufen, und darum sage ich jetzt schon: Wir brauchen diese Donaubrücke unbedingt, um den Verkehr, der ja - und das muss man auch dazusagen - nicht nur von den so genannten Zusiedlungsgebieten bei uns, sondern vor allem auch aus dem Nahbereich des Marchfelds kommt, aus den Ortskernen wegzubringen. Wir haben in unserem Gebiet wirklich sehr viele Zufahrer; die "GF"-Fahrer überwiegen bei uns die Wiener Fahrer! Daher ist dort eine wahnsinnige Struktur gegeben, sodass wir unbedingt für die alten Ortskerne - Eßling, Stadlau, Aspern, Breitenlee, auch Kagran und Kaisermühlen - sorgen und eine Entlastung durch diese Brücke schaffen müssen. Ob das ein Tunnel oder eine Überfahrung wird, wird eine Streitfrage werden. Sie wird hoffentlich bald gelöst sein und nicht erst in vielen Jahren. Dann wäre es für mich nämlich zu spät, denn dann bin ich nicht mehr da, und Sie, Herr Chorherr, sind auch schon ein alter Herr - trotz Glatze; aber es macht nichts. (GR Mag Christoph Chorherr: Kabrio ...!) Kabrio-Glatze! - Es ist kein Nachteil, Herr Chorherr! - Gut.

Zum Thema Müll: Wir fordern eine fristgerechte und soziale Entscheidung über einen Standort für die dritte Müllverbrennungsanlage, meine Damen und Herren, und gleichzeitig die Schließung der Anlage Flötzersteig. Wir wollen eine detailliert ausgearbeitete Liste von Vermeidungsvorschlägen, wie wir sie in der Koalition für das KliP, das Klimaschutzprogramm, ausgearbeitet haben. Die Sammelaktionen müssen entsprechend optimiert werden, vor allem die Biotonnenaktionen. 

Ich möchte nicht zu langatmig werden, denn ich weiß, es ist spät, und ich habe gestern schon gehört, dass man nicht zu lange reden soll, weil die Zeit schon fortgeschritten ist. - Frau Klier hat mir das gesagt. 

Ich stelle zum Schluss meiner Ausführungen bewusst unseren Forderungskatalog vor - ich lese ihn nicht zur Gänze vor -, weil ich Ihnen nicht die Chance lassen möchte, alle von mir in meinen Ausführungen geäußerten berechtigten Kritikpunkte als grundlose Oppositionskritik darzustellen. Eines muss uns schon zugebilligt werden: Als Opposition, Frau Klier, kann man sich nicht hier herstellen und sagen: die MA 31 ist super!, die MA 36 ist super! (GRin Helga Klier: Aber einer muss das sagen!) - das ist ohnedies klar, das habe ich auch nicht bestritten; aber in der Opposition muss ich natürlich meine Kontras zum Ausdruck bringen, die auch Sie zum Nachdenken darüber veranlassen sollten, wie es bei uns weitergehen wird. 

Mein Resümee zur derzeitigen Umweltpolitik hat als Grundlage eine gewisse Sorge um die Umweltqualität. Diese ist berechtigt, solange von Ihrem Ressort, Frau Kossina, nicht endlich die längst notwendigen Weichenstellungen für mehr Lebensqualität - obwohl wir in Wien durchaus über Lebensqualität verfügen - vorgenommen werden. (GR Heinz Hufnagl: Wir sind die Zweitbesten der Welt!) Danke, Herr Hufnagl, ich weiß das! (GR Heinz Hufnagl: Viel steigern können wir uns nicht mehr!) Herr Hufnagl, glauben Sie mir, ich bin schon viel in der Welt herumgekommen und mir gefällt Wien! Ich bin kein Gegner Wiens. 

Ihr schreibt: "Wien macht's besser!". Natürlich sind da wir dabei! Ich würde daher nicht nur sagen: "Wien macht's besser!", sondern: "Gesamtwien macht's besser!". (GR Heinz Hufnagl: Einen eigenen Planeten können wir noch gründen!) Na ja, wir werden schauen, das wird sich alles ausgehen!

Zum Schluss möchte ich noch sagen, dass ich hoffe, im nächsten Jahr beim Rechnungsabschluss 2002 nicht wieder hier zu stehen, um herunterzuzählen, was wir alles noch gerne hätten, sondern ich hätte dann ganz gerne schon gesagt: Dies ist geschehen und das ist geschehen und dort und da und überall können wir zustimmen! 

Das kann man leider heuer nicht, und daher werden wir diesem Rechnungsabschluss, meine Damen und Herren, nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr GR Blind, darf ich Sie fragen: Ist Ihre Wortmeldung aufrecht? (GR Kurth-Bodo Blind bejaht diese Frage. - GR Mag Christoph Chorherr - in Richtung des GR Kurth-Bodo Blind -: Sie reden doch nichts mehr!) - Danke! Ich frage nur deshalb, weil Sie zuerst etwas anderes zum Ausdruck gebracht haben. 

Ich erteile Herrn GR Blind das Wort. (GR Mag Christoph Chorherr - in Richtung des GR Kurth-Bodo Blind -: So ernst muss man Sie nehmen?)

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Aus Verantwortung dieser Stadt gegenüber muss ich natürlich meine Rede halten. (Beifall bei der FPÖ. - Lebhafte ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Heinz Hufnagl: Einfach ehrlich, einfach Blind!) So ist es! - Es wäre ja ansonsten der regierenden Sozialdemokratie ein Leichtes, zu sagen, man habe sie auf die Fehler nicht aufmerksam gemacht. Wir wollen all das, was da bei der Planung passiert, was Sie alles nicht gewusst haben, hier nicht wiederholen. Daher gebe ich Ihnen die Chance, auch meine Kritik anzuhören. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Stadt ist, wie ich so sehe, schlecht verwaltet, denn trotz ungeheurer Einnahmen von mehr als 136 Milliarden S wird das Umweltressort geplündert. "Geplündert" ist der richtige Ausdruck, denn Sie müssen sich die Ausgaben und die Einnahmen einmal ansehen:

Wir haben jährliche Ausgaben von - unter Anfüh-rungszeichen - "nur" 1,6 Milliarden S bei Wasser und Einnahmen, sprich Steuern, von 2,6 Milliarden S - denn man kann ja nicht mehr von einer Gebühr sprechen, wenn die Einnahmen weit höher als die Ausgaben sind.

Zweitens. Bei jährlichen Ausgaben von "nur" 2,2 Milliarden S für den Kanal betragen die Einnahmen, sprich die Steuern, 2,5 Milliarden S, und das ist die Wiener Kanalsteuer. 

Das Bemerkenswerte an diesen beiden Positionen ist, dass es Verbrauchssteuern sind, die jeden gleich und daher die "kleinen Leute" ganz besonders treffen. Das ist zwar sehr, sehr sozialistisch, aber sicher alles andere als sozial. 

Sieht man sich die Zahlen des Jahres 2001 beim Müll an, so stehen Einnahmen von 3 Milliarden 86 Millionen S Ausgaben von 3 Milliarden 151 Millionen S gegenüber. Dieses Defizit von 65 Millionen S berechtigt aber keineswegs zu einer Gebührenerhöhung in der Höhe von 26 Prozent per 1. Juli 2002. Hier wird ganz klar das Wahlversprechen gebrochen und die Bürger werden abkassiert. Schließlich beträgt das Defizit ja nur 2 Prozent, was eine Gebührenerhöhung von 26 Prozent wirklich überhaupt nicht rechtfertigt. 

Wir als Kontrollpartei haben dies aufgezeigt; Sie haben daraus die Konsequenzen zu ziehen. 

Wenn man Ihnen den Wirtschaftsbericht von 2001 abnehmen will und wenn man dem Glauben schenken darf, dann kommt es derzeit und auch in naher Zukunft zu einer Abnahme der Müllmengen und gleichzeitig zu einer Zunahme der Einwohner, sprich der Zahler. Jetzt müssen Sie uns erklären, wie Sie bei einer sinkenden Müllmenge von 305 auf 302 Kilogramm pro Einwohner und bei nur 2 Prozent Defizit zu einer Gebührenerhöhung von 26 Prozent kommen! Das ist, bitte, aufklärungsbedürftig. 

Ich möchte Sie in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, dass auch die Mengen an Streusplitt, an Altstoffen, an biogenen Abfällen und an Problemstoffen sanken. Wir konnten, offensichtlich weil wir so wenige Problemstoffe haben, auch eine Problemstoff-Sammelstelle auflassen. 

Alle Müllmengen gehen zurück, aber die sozialistische Misswirtschaft bedingt eine Müllgebührenerhöhung von sagenhaften 26 Prozent! - So einem Rechnungsabschluss werden die Freiheitlichen als Kontrollpartei in Wien natürlich keineswegs zustimmen. So etwas ist für uns nicht akzeptabel. 

Jetzt werden Sie, bei allem Gelächter, das es vorher gab, auch verstehen, warum ich meine Rede halten musste. Außerdem bin ich ja sicher, dass unsere charmante Vorsitzende morgen meinem Ersuchen ... (Allgemeine Heiterkeit angesichts der inzwischen erfolgten Übernahme des Vorsitzes durch GR Rudolf Hundstorfer. - Die auf ihren Sitzplatz zurückkehrende GRin Josefa Tomsik: Herr Bodo Blind, ich wollte nur sehen, ob Sie mir das antun, dass Sie nicht sprechen!) Das ist ja lieb - aber wenn hinter meinem Rücken der Vorsitz wechselt, dann glaube ich doch, dass Sie nicht erwarten werden, dass ich das auch bemerken muss!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Blind, es sei Ihnen verziehen!

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Danke, großer Vorsitzender! Danke! (GR Heinz Hufnagl: Eine lässliche Sünde! 3 Minuten weniger Redezeit!) Ich möchte heute sagen: Der Vorsitz "woglt" nicht - wenn ich auf dieses Wort von gestern zurückkommen darf. Der Vorsitz "woglt" nicht. - Ist das in Ordnung? - Gut. 

Dass Sie von der Sozialdemokratischen Fraktion mit dem Geld nie auskommen, ist, bitte schön, seit dem alten Kreisky bekannt und auch seit der "Konsum"-Pleite. Es gibt gar nicht so viel Geld im Land, dass Sie jemals damit auskommen würden. Sie verwechseln allerdings Geld verschwenden mit richtig Investieren, meine Herrschaften von der Sozialdemokratie! Viel Geld zu verbrauchen, ist keine Kunst, sondern es geht darum, das Geld richtig und zielgerichtet ... (GR Heinz Hufnagl: Was war denn mit der einzigen Wohnbaugesellschaft der Freiheitlichen?) Bitte nicht, Herr Hufnagl! Ich habe ohnedies nur so wenig Zeit, und Sie brauchen es! Bitte nicht! (GR Heinz Hufnagl: Also die ... Freiheitlichen vergessen wir?) - Und außerdem: Keine Zwischenrufe, denn Sie wissen, Zwischenrufe werden vom Vorsitzenden bestraft! (GR Heinz Hufnagl: Streng?) Strengstens! (GR Heinz Hufnagl: Strengstens?!) - Aber Sie wissen ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Vor allem haben wir nicht wie beim Fußball eine Verlängerung der Redezeit!

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Nein, ich komme schon durch. - Sie können also mit dem Geld nicht auskommen, und das liegt daran, dass Sie nicht ordentlich budgetieren können. 

Schauen wir uns einmal an, wie Sie budgetieren. Sehen wir uns den Budgetposten der MA 48 an, zum Beispiel den Ansatz 8120. Da sehen wir Budget, Rechnungsabschluss und Differenz.

Bei den Einnahmen haut es so halbwegs hin. Da haben wir 7 Millionen Einnahmen budgetiert. Laut Rechnungsabschluss sind die Einnahmen so ungefähr 8,5 Millionen gewesen. Das heißt, wir haben eine Differenz von 1,5 Millionen S. Das geht gerade.

Anders ist es bei den Ausgaben. Da haben wir eine Budgetzahl von 1 452 000 S, der Rechnungsabschluss beweist aber, dass Sie Ausgaben von 53 395 977 S gehabt haben. Das sind mehr als 51,8 Millionen S Differenz. Glauben Sie wirklich, zum Beispiel Herr Kollege Hufnagl, dass Sie dieses Budget richtig lesen konnten? (GR Heinz Hufnagl: Ja, das glaube ich!) Sie vielleicht, vielleicht haben Sie Insider-Information. (GR Mag Christoph Chorherr - wie GR Kurth-Bodo Blind das Wort "Information" englisch ausgesprochen hat -: Multi-Kulti-Blind!) Jedenfalls für uns als Opposition ist es nicht möglich, dass wir, wenn Ausgaben von 1,4 Millionen S geplant sind und dann laut Rechnungsabschluss tatsächlich Ausgaben von 53,3 Millionen S erfolgt sind, sagen, das ist eine ordentliche Gebarung. Das ist ja bitte Kaffeesudlesen, das hat mit einem Budget nichts zu tun, und darum kommen Sie auch mit dem Geld nicht aus. So einfach ist die Erklärung.

Apropos, wir haben da noch etwas: die Dezentralisierung. Das wird es wahrscheinlich sein, dass nämlich alle Posten, die der Dezentralisierung unterliegen, in diesem Budget nicht richtig erfasst sind und daher auch nicht kontrolliert werden kann, ob Sie beim Rechnungs-abschluss in etwa diese Zahlen einhalten konnten.

Und wenn wir bei der Dezentralisierung sind, dann kommen wir auch zum Wirtschaftsbericht. Dort steht: Laut Wirtschaftsbericht mussten für die erweiterte Dezentralisierung Taglöhner eingesetzt werden. Ja, was sind denn Taglöhner? Die Taglöhner sind, wie im Wirtschaftsbericht steht, eingesetzt worden, und in zwei Bezirken hat man zum Beispiel auch, wie hier steht, Langzeitarbeitslose beschäftigt. 

Als ich in der Pressekonferenz vorgeschlagen habe, das Geld aus der Hundesteuer zweckgewidmet den Bezirken zur Verfügung zu stellen - immerhin sind es 29 Millionen S -, sodass jeder Bezirk 9 Taglöhner von der MA 48 anmieten kann, gab es linkes Geheule durch die Presse. Die ganze Presselandschaft hat aufgeheult und hat gesagt: Na, das geht doch überhaupt nicht. Taglöhner kann man da nicht einsetzen. Ich habe damals in der Pressekonferenz gesagt: Das sind Freiwillige, die sich bei der MA 48 melden. Da hat die Presse nachgefragt, was das für Freiwillige sind, und ich habe gesagt, laut Auskunft der MA 48 sind das eben Arbeitslose, Asylanten und jeder, der halt arbeiten will, auch Flüchtlinge und Leute, die von der Caritas kommen. Und da hat es eben ein ganz linkes Geheul gegeben. 

Dann habe ich eines gemacht, ich habe mir einmal angeschaut, was denn der Herr Erich Hohenberger macht. Der Herr Erich Hohenberger, seines Zeichens sozialistischer Bezirksvorsteher, schreibt da in einem Bezirksjournal: "Erich Hohenberger: Wir haben ja eine Umfrage gestartet. Das Ergebnis war so überraschend eindeutig. Alle Landstraßer ärgern sich am meisten über die Trümmerl auf der Straße." Das ist in jedem Grätzel so, darum hat der Chef im Gespräch mit dem Bezirksjournal angekündigt: "Wir sehen uns in ganz Europa nach einer Lösung um, auch im Interesse der anderen Bezirke in Wien." 

Das hat er im April gesagt, meine Pressekonferenz war erst im Mai. Vielleicht habe ich dem Herrn Hohenberger die Idee weggenommen und habe gesagt, die Leute wollen, dass die Hundstrümmerl wegkommen, und vielleicht habe ich ihm auch seine Lösung weggenommen. Denn was sagt der Hohenberger, Sozialist natürlich, da ist ja alles gut. Noch einmal der Chef: "Wir stellen jetzt Taglöhner ein. Damit dürfte sich auch der Fall des Ankaufs der Maschine" - und so weiter, da ist so ein Fahrzeug abgebildet - "erübrigt haben." - Das heißt, der Hohenberger, ein Sozialist, sagt, wir nehmen Taglöhner, und die Taglöhner - das können die GRÜNEN vielleicht auch nachlesen, weil sie mich auch immer so gerne verreißen mit diesem Thema - lassen wir jetzt Hundstrümmerl putzen. 

Und jetzt kommt es darauf an, wer denn diese Taglöhner sind. Daher habe ich angefragt und Frau StRin Kossina - da muss ich fairerweise sagen, dass sie relativ prompt geantwortet hat - hat gesagt, bei den von der MA 48 stundenweise eingesetzten Aushilfsbediensteten werden nach den mit dem AMS abgestimmten Aufnahmekriterien sowohl Langzeitarbeitslose als auch Flüchtlinge und Asylanten eingesetzt. 

Das heißt, wenn der Hohenberger sagt, mit den Aushilfskräften möchte er das Problem lösen, und wenn ich dann die Frau Stadträtin frage, was das für Aushilfskräfte sind, dann sind das genau die, die ich in der Pressekonferenz vorgeschlagen habe, nämlich Leute, die sie sich freiwillig bei der MA 48 melden. Und wenn die Bezirke die Leute so einsetzen, dann machen sie auch Reinigungsarbeiten. Das steht ja auch bei der Stadträtin so: Es wird bei Reinigungsarbeiten auch Hundekot entfernt.

Gut. Nichts anderes haben wir Freiheitliche verlangt und dafür werden wir von der linken Presse (GR Dipl Ing Martin Margulies: Von der linken Presse?) und natürlich von den linken Parteien verteufelt. Ich habe nur gesagt - und das ist die einzige Sache -, die Bezirke haben nicht die Möglichkeit, diese Geldmittel aufzubringen, daher soll man die Hundesteuer zweckbinden. Und da gibt es schon ein linkes Geheul, und Sie von den GRÜNEN waren ja sicher maßgeblich daran beteiligt. Und ich möchte jetzt wissen, was denn daran so falsch war. Meine Idee war nur die Zweckbindung.

Wie sich die Taglöhner zusammensetzen, war bekannt, das musste man wissen, wenn man Fachmann ist, da braucht man nicht zu heulen, und dass der Herr Hohenberger als Sozialist die Taglöhner für so etwas einsetzen will, das schreibt er sogar in der Zeitung. Aber Sie wollen mich ins rechte Eck schieben, weil ich das Geld aus der Zweckbindung der Hundesteuer den Bezirken geben will, damit die Bezirke wirklich Geld für diese Aktionen haben, wo doch sogar der sozialistische BV Hohenberger sagt, das regt die Leute wirklich auf. Nur, wenn wir eine fachliche Lösung haben, da wird herumgeheult, dass es nicht zum Anhören ist. 

Gut, und der Herr Bürgermeister hat dann natürlich auch noch was schreiben müssen im "Kurier". Im "Kurier" vom 15.5.2002 steht Michael Häupls Kommentar: "So etwas kommentiere ich nicht. Die Vorschläge sprechen für sich selbst." - Na freilich!

Nobel geht die Welt zu Grunde, aber Gott sei Dank ist es die sozialistische Welt, die nun endlich zu Grunde geht, und zwar in ganz Europa. Das ist eine Erscheinung nicht in Österreich allein. Das Blatt hat sich gewendet, und ich bin sehr, sehr froh, dass wir jetzt endlich unsere Wertvorstellungen verwirklichen können. 

Wir haben hier ein Beispiel, was die Presse mit uns aufführt. Als wir 1997 im Gemeinderat gesagt haben, wir wollen einen Nationalpark haben, wurde das abgelehnt. Als wir es im 19. Bezirk im Jahre 2001 gesagt haben, dass wir einen Nationalpark Wienerwald haben wollen, wurde das abgelehnt. Aber als jetzt der Herr Häupl eine Pressekonferenz mit Herrn Lhptm Pröll gegeben hat, ist auf einmal herausgekommen, man wird bis Herbst untersuchen, damit man vielleicht am 1. November des Jahres 2115 diesen Nationalpark Wienerwald haben kann. Man wird also bis zum Herbst, bis zum 1. November, schauen, ob es nicht doch machbar ist, einen Nationalpark Wienerwald zu kreieren. 2115 - das ist die germanische Zeitrechnung, die der Bgm Häupl so gerne verwendet. Das heißt, im Jahre 2115 nach germanischer Zeitrechnung wird dann die Schenkung des deutschen Kaisers Heinrich II. an die Babenberger würdig gefeiert. 

Ich glaube, es ist Ihnen ja allen bekannt, dass Bgm Häupl in seiner Jugend so gerne die germanische Zeitrechnung verwendet hat. Er hat nicht etwa deutschgetümelt, sondern er hat die germanische Zeitrechnung verwendet. Ich würde Sie bitten, sich einmal mit ihm zu unterhalten, denn mir und vielen meiner Freunde war diese germanische Zeitrechnung schier unbekannt. Das ist eine Sache, die Herr Bgm Häupl Ihnen einmal unter vier Augen erklären kann, was er in seiner Jugend so gemeint hat mit dieser germanischen Zeitrechnung.

Vielen von Ihnen ist auch nicht bekannt, dass der sehr geehrte Herr Bürgermeister acht Jahre lang ein Deutschnationaler war, ein deutschnationaler Waffenstudent, der auch ordentlich, tapfer und forsch gefochten hat. (GR Heinz Hufnagl: Einen Schmiss hat er sich aber nicht geholt!) So ist es. Er war auch geschickt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was waren Sie? Waren Sie nicht geschickt? Kollege Kowarik war auch nicht geschickt!) 

Wissen Sie, Waffenstudent gewesen zu sein und gleichzeitig auf Waffenstudenten hinzuhauen, bedarf einer Erklärung. Ich habe daher an Bgm Häupl diesbezüglich Anfragen gestellt und wir dürfen gespannt auf seine Antworten sein. Ich würde Ihnen diesmal eines raten: Schmeißen Sie vielleicht die schriftlichen Anfragebeantwortungen dieses Mal nicht weg. Sie können dort meine Fragen lesen und es wird auch ganz, ganz überraschende Antworten des Herrn Bgm Häupl zu seiner waffenstudentischen und deutschnationalen Vergangenheit geben. (Beifall bei der FPÖ. - GR Heinz Hufnagl: Das war eine super Umweltrede!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Polkorab zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

In keiner anderen Großstadt leben die Bürgerinnen und Bürger so gesund wie in Wien. Ob saubere Luft oder hoch qualitatives Wasser, Wien kann mit idealen Umweltbedingungen aufwarten. - Wien macht's besser. 

Die Wiener Stadtregierung hat ihren erfolgreichen Weg auf dem Umweltsektor mit StRin Kossina und ihrem Team fortgeführt. Sie hat dafür gesorgt, dass sich Wien mit Recht Umweltmusterstadt wie auch Klimamusterstadt nennen kann. Ich möchte den Oppositionsparteien nur einige Punkte in Erinnerung rufen, denn die Ablehnung des Budgets zeigt wieder einmal, dass die Opposition glaubt, Opposition heißt, auf alle Fälle dagegen zu sein. Es liegt der Verdacht nahe, dass die Opposition gar nicht will, dass Wien weiterhin weltweit als Umweltmusterstadt anerkannt wird. 

Sie kennen ja den Satz: Ohne Göd ka Musi! Also Sie haben wohl vergessen, was alles erreicht wurde: Verfassungsschutz für das Wiener Trinkwasser, zügige Entwicklung der Abfallwirtschaft, Öko-Business-Plan Wien, Zusammenarbeit mit 300 Wiener Unternehmern, Schaffung der Funktion eines Atomschutzbeauftragten, laufende Erhöhung des Bioanteils bei Lebensmitteln, Novelle zum Tierschutzgesetz zur Erleichterung des Zusammenlebens von Mensch und Tier, Präsentation des Lärmsanierungskonzepts mit praktikablen Lösungen zur Lärmreduzierung, erfolgreiche Umweltaktion "Saubere Stadt", laufende Umsetzung des Klimaschutzprogramms, Hochwasserschutz Wiental abgeschlossen, Ozonfibel der MA 22, Städtepartnerschaft mit Berlin, gemeinsames Projekt der MA 48 mit den Berliner Stadtreinigungsbetrieben und noch vieles andere mehr. - Wien macht's besser.

Und das alles ist für Sie nichts? Ablehnenswert? - Die MA 48 ist eine der wichtigsten der Magistratsabteilungen der Stadt. Sie sorgt dafür, dass die Straßen sauber sind, dass der Müll entsorgt wird, dass der Fuhrpark funktioniert und dass wir saubere öffentliche Bedürfnisanstalten benützen können. Und dafür aufrichtigen Dank an alle 3 111 Mitarbeiter der MA 48! (Beifall bei der SPÖ sowie der GRin Marie Ringler.) 

Heiße Diskussion gab und gibt es zur Erhöhung der Müllgebühren. Herr Kollege Maresch, Herr Kollege Klucsarits hat Ihnen letztens ja bereits bestätigt, dass Sie außer Müll vermeiden überhaupt keine Ideen haben, aber scheinbar schlägt jetzt Herr Kollege Klucsarits auch schon in dieselbe Kerbe. Ich glaube, die Grünen warten wirklich auf ein Wunder. 

Herr StR Schock, der Erfinder der Müllsteuer und der Kanalsteuer, die es beide nicht gibt, hat uns letztens lang und breit erklärt, wie super die blau-schwarze Bundesregierung ist. Und Klubobmann Kabas hat mit einer Aussendung überhaupt den Vogel abgeschossen, er schreibt: "Nein zur Erhöhung der Müllgebühren, Ja zur Gebührensenkung in Wien." - Für wie dumm halten Sie die Wiener Bevölkerung? Einerseits zahlt Wien einen erheblichen Beitrag wegen Grasses Nulldefizit und auf der anderen Seite wollen Sie Wien aushungern. Seit neuneinhalb Jahren wurde die Müllgebühr nicht erhöht, seit 1993 wurde mehr als eine halbe Milliarde investiert, die Altlastenbeiträge im Sinne der Deponieverordnung werden ab 1.1.2004 von 43,60 EUR auf 65 EUR und dann ab 1.1.2006 auf 87 EUR erhöht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Ich verstehe, wenn man schon 28 Stunden zusammen ist, einen gewissen gruppendynamischen Prozess, aber ich würde Sie wirklich um eine gewisse Disziplin bitten, denn das Thema der Müllgebühren ist ja angeblich für alle so wichtig. 

GRin Rosemarie Polkorab (fortsetzend): Die Müllgebühren in Wien kosten 2,15 EUR für ein 120‑Liter-Abfallgefäß, in Innsbruck 3,50 EUR, im blau-schwarzen Klagenfurt 3,70 EUR, in Bregenz 6 EUR und im tiefschwarzen Eisenstadt 7,40 EUR. Das ist fast das Dreifache. Ich verstehe daher weder die Aufregung bei der FPÖ noch bei der ÖVP anhand dieser Zahlen. 

Kollege Klucsarits! Warum soll privatisiert werden? Nur um die Müllabgabe um 50 Prozent erhöhen zu müssen? Das wäre sinnlos. Dort, wo private Firmen sinnvoll eingesetzt werden können, geschieht es bereits. Immerhin wurden im Jahre 2000 Fremdfirmenvergaben im Werte von 883 Millionen S, das sind 60,6 Millionen EUR, durchgeführt. Das betrifft Sperrmüll, Problemstoffentsorgung, Teile der Altpapiersammlung, Winterdienst und diverse Transportleistungen.

Und daher - ohne Göd ka Musi, das wissen wir schon - gibt es ab 1. Juli 2001 eine Tariferhöhung, aber die Tariferhöhung - das hat Herr Kollege Stefan heute in der Kulturrede falsch festgestellt - betrifft die Abschleppkosten kennzeichenloser Fahrzeuge - für alles andere bleibt der Tarif gleich -, weil die umweltgerechte Verwahrung und die umweltgerechte Reinigung der Straße, zum Beispiel bei Ölaustritt, Glassplittern und so weiter, natürlich zusätzliche Kosten verursachen. 

Das Thema dritte Müllverbrennungsanlage ist ein Dauerbrenner. Die FPÖ ist für das Florianiprinzip, hat aber vergessen, dass das einfache Parteimitglied, Landeshauptmann von Kärnten, für Müllverbrennungsanlagen ist. Arnoldstein sage ich nur. Haben Sie, meine Damen und Herren von der FPÖ, hier verschiedene Ansichten? Da weiß der eine nicht, was der andere tut. Müllverbrennungsanlagen werden gebaut in Wörgl, in Lenzing, in Trieben, in Leoben, in Niklasdorf und, liebe ÖVP, vor den Toren Wiens, in Niederösterreich, in Zwentendorf.

Wir alle sind für Müllvermeidung, das zeigt das hervorragende Konzept der MA 48 in Zusammenarbeit mit der MA 22, aber wie wir alle wissen, gibt es die Deponieverordnung und daher ist Handlungsbedarf angesagt. Nicht nur in Wien.

Die Strategische Umweltprüfung und der Abfallwirtschaftsplan sind der richtige Weg für die Zukunft. In diesem Zusammenhang aufrichtigen Dank an alle 115 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 22 für die hervorragend geleistete Arbeit für Wien im Bereich Umweltschutz, Natur- und Landschaftsschutz. (Beifall bei der SPÖ und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) 

Das Forstamt der Stadt Wien, dem auch noch der Landwirtschaftsbetrieb der Stadt Wien mit dem Weingut Cobenzl und das Ludwig-Boltzmann-Institut für biologischen Landbau und angewandte Ökologie eingegliedert sind, ist verantwortlich für Wiens Wälder. Insgesamt werden vom Forstamt 43 603 Hektar Fläche bewirtschaftet, davon 8 532 Hektar in den Stadtwäldern, 32 000 Hektar in den Quellenschutzforsten, 2 600 Hektar werden landwirtschaftlich genutzt. 

In der Zentrale und in den fünf Forstverwaltungen - Hirschwang, Lainz, Lobau, Naßwald, Wildalpen - arbeiten 326 ständige Mitarbeiter und 160 Saisonarbeiter für Wiens Wälder und Erholungsgebiete unter der hervorragenden Leitung unseres Forstdirektors Dipl Ing Andreas Januskovecz. Sein und unser Ziel ist es, den Wald für Erholungszwecke der Bevölkerung zu sichern und die Quellen für das Wiener Trinkwasser zu schützen. Das Forstamt trägt damit wesentlich dazu bei, neue Grünräume in der Stadt zu schaffen. 

Unser Wienerwald feiert heuer seinen 1 000. Geburtstag, er ist das grüne Markenzeichen Wiens. Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten schließen uns der Meinung unseres Bgm Dr Michael Häupl voll und ganz an: Die Kulturlandschaft Wienerwald ist ein Geschenk, das auch unseren Kindern noch viel Freude bereiten soll. Eine wissenschaftliche Untersuchung wird ergeben, welche Schritte für unseren Wienerwald die besten sind, damit unser Wienerwald auch in Zukunft Erholungsraum für die Menschen bleibt. Eine Sperre im Sinne eines Nationalparks wäre nicht besonders dienlich. Ein Biosphärenpark würde eine vielfältige Nutzung des Wienerwalds zulassen, denn derzeit gibt es rund 400 benutzerfreundliche Schutzgebiete in 94 Ländern der Welt. 21 Millionen Menschen besuchen jährlich den Wienerwald. Seine wichtigste Funktion ist und bleibt Erholung und Freizeit. 

Zum Schluss möchte ich noch dem Leiter der MA 58, Herrn OSR Dr Roman Merth, der für rechtliche Angelegenheiten der Landeskultur, des Wasser- und Schiffbauwesens über viele Jahre zuständig war und hervorragende Arbeit geleistet hat, aufrichtigen Dank aussprechen. Wir wünschen ihm für den kommenden Lebensabschnitt viel Glück, Freude und Gesundheit. 

Natürlich ergeht unser Dank auch an die 20 Mitarbei-terinnen und Mitarbeiter der MA 58, aber auch an die Mitarbeiterinnen der einzelnen Magistratsabteilungen, die im Umweltbereich tätig sind, für ihre ausgezeichnete Arbeit. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau amtsf StRin Dipl Ing Kossina zum Wort gemeldet. - Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!

Heute sprechen wir über den Rechnungsabschluss 2001, das heißt, das ist ein Blick zurück, ein Blick zurück in das vorige Jahr, aber wenn wir zurückblicken, müssen wir gleichzeitig auch die Zukunft betrachten, und mein Ziel ist es zu wissen: Wohin wollen wir? Was wollen wir in Wien, was wollen wir in Wien in zehn Jahren? - Das heißt, für mich ist es wichtig, die Weichen richtig zu stellen, die Weichenstellung so zu orientieren, dass wir eine zukunftsorientierte Umweltpolitik für uns und für die Wirtschaft sicherstellen und garantieren. Ich will Strategien, die realisierbar sind, Strategien, die dazu führen, dass wir die Lebensqualität, die wir jetzt in Wien haben - es wurde heute schon mehrmals gesagt, die Lebensqualität in Wien ist die zweitbeste Lebensqualität weltweit -, erhalten, sicherstellen und auch noch verbessern für uns und unsere nachfolgenden Generationen. 

Es geht hier nicht um eine kurzfristige Politik, es geht hier nicht darum, kurzfristige aktionistische Aktionen zu setzen, Panikmache zu unterstützen, hier geht es um eine langfristige Politik, die sicherstellt, dass wir auch für nächste Generationen alles das garantieren, was wir jetzt in Wien lebenswert und liebenswert finden. 

Es geht mir darum, eine klare Linie in der Umweltpolitik zu fahren, es geht mir darum, Neues zu entwickeln und nicht stehen zu bleiben auf einem Status quo und diesen Status quo womöglich zu zementieren. Die Innovation steht im Vordergrund, Innovation mit der Wirtschaft, Innovation mit neuen Strategien, mit neuen Technologien. Das kurbelt die Wirtschaft an, das gibt eine Dynamik, eine Dynamik für uns alle.

Die nachhaltige Umweltpolitik ist auch immer wieder ein Schlagwort, ein Schlagwort auch der Bundesregierung, nur Wien macht es auch hier besser. Die nachhaltige Umweltpolitik wird hier in Wien gelebt. Die Früchte einer nachhaltigen Umweltpolitik sind oft erst später zu ernten. Das sehen wir an Strategien, die schon sehr lange vor uns vorbereitet wurden. Ich spreche hier über den Nationalpark Donauauen. Vor 30 Jahren wurde von der UNESCO bereits festgestellt, dass es sich bei diesem Gebiet um einen schützenswerten Raum handelt. Jetzt ist es Nationalpark. 

Altlastensanierung. Auch hier wurde vor 20 Jahren begonnen. Jetzt sieht man die Früchte der Altlastensanierung. Hier gibt es zahlreiche Verfahren, die entsprechend kurzfristig angedacht wurden, langfristig umgesetzt wurden und jetzt Erfolge zeigen. 

Mir geht es daher darum, einerseits zu reparieren. Eine Reparaturgesellschaft ist notwendig, das erkennen wir an der Altlastensanierung. Mit der Altlastensanierung können wir die Sünden der Vergangenheit reparieren im Bewusstsein dessen, dass hiefür Millionen bis zu Milliarden S oder Euro zu investieren sind, und für diese Reparatur müssen wir vorsorgen. Das heißt, wir gehen einen Weg von der Reparaturgesellschaft hin zur Vorsorgegesellschaft, hin zu einem nachhaltigen Wirtschaften, zu einem nachhaltigen Wirtschaften für uns alle. 

Hier steht die Daseinsvorsorge im Vordergrund, auch ein Begriff, der jetzt immer stärker in unser Bewusstsein kommt und diskutiert wird in der EU und auf kommunaler Ebene. Die Daseinsvorsorge, ein sehr alter Begriff, der schon bis in das letzte, eigentlich schon vorletzte Jahrhundert zurückreicht, hat erst im Jahr 1992 auch Eingang in die EU gefunden, und diese Daseinsvorsorge, das heißt, die kommunale Dienstleistung für die Menschen im Bereich der Versorgung, im Bereich der Entsorgung macht die Originalität Europas aus, so sagt es die EU. Hier gilt es, diese Originalität im Bereich der Daseinsvorsorge Europas zu erhalten und darauf zu achten, dass das nicht dem neoliberalen Zeitgeist geopfert wird, der darauf abzielt, zu deregulieren, zu privatisieren in einem Bereich, wo es darum geht, die Daseinsvorsorge für uns alle und auch für die Menschen der nächsten Generationen sicherzustellen. (Beifall bei der SPÖ.)  

Ich möchte noch einmal betonen: Es geht hier um eine Daseinsvorsorge, die nicht eine leere Worthülse darstellt, hier geht es um konkrete Zahlen, um unser konkretes Budget, um unseren Rechnungsabschluss. 

75 Prozent unserer Budgetmittel aus der Geschäftsgruppe wurden für die Bereiche der Daseinsvorsorge bereitgestellt und auch entsprechend effizient eingesetzt für die Abwasserentsorgung, für die Wasserversorgung, für die Abfallentsorgung. Denn die Daseinsvorsorge ist für uns die Sicherstellung der Lebensqualität für alle nachfolgenden Generationen abseits jeglicher Geschäftemacherei, darauf abzielend, dass es um eine Qualitätsmaximierung geht, um eine Qualitätsmaximierung für uns alle. Das ist zentrale Aufgabe der Kommune, das ist ein zentrales Anliegen dieser Stadtregierung, und diesen Weg werden wir massiv beschreiten. 

Diese Daseinsvorsorge - hier komme ich noch einmal zurück auf die Vorsorge im Umweltschutz - ist auch ein wesentlicher Bestandteil der kommunalen Umweltvorsorge, das heißt, die beiden Begriffe sind eine Einheit, und diese Einheit muss auch gewahrt bleiben.

In den konkreten Bereichen der Daseinsvorsorge steht das Wasser im Vordergrund. Das Wasser - das wurde heute schon mehrmals angesprochen - hat beste Qualität in Wien, und weltweit gesehen ist es einzigartig, dass Hochquellwasser für uns Wienerinnen und Wiener zur Verfügung steht. Diese Qualität gilt es zu erhalten. Daher mein Dank an die Wasserwerke, allen voran Herrn SR Sailer für die Sicherstellung dieser Leistungen für uns alle, für uns Wienerinnen und Wiener. Diese Leistung ist tatsächlich einzigartig, die Effizienz dieser Leistung muss hervorgehoben werden. 

Es geht darum, einerseits die Qualität zu erhalten, aber auch die Sicherheit zu garantieren, dass jeweils auch die Qualitätskontrolle im Vordergrund steht. Die Wasserversorgungseinrichtungen werden auch entsprechend erhalten, umgebaut, neu errichtet. Daher war es auch ein wesentliches Anliegen dieser Stadtregierung, die Wasserversorgungseinrichtungen dem Verfassungsschutz zu unterstellen, was auch geschehen ist. Der Verfassungsschutz - das ist österreichweit und auch weltweit einzigartig - könnte beispielgebend für ganz Österreich sein, auch hier die Wasserversorgungseinrichtungen dem Verfassungsschutz zu unterstellen, um sicherzustellen für nachfolgende Generationen, dass Wasser nicht privatisiert werden darf und dass Wasser als Lebensmittel für alle, für alle im gleichen Ausmaß, zur Verfügung stehen muss und nicht einer Gewinnmaximierung unterliegen darf.

400 000 Kubikmeter Trinkwasser werden geliefert, doch das - das muss man immer wieder hervorheben - sind nur 3 Prozent aus der regionalen Wasserressourcenmenge, die uns zur Verfügung stehen würde. Das heißt, Ökologie steht hier im Vordergrund. Nur 3 Prozent des vorhandenen Wasserreservoirs werden für Wien entnommen.

Was heißt das nun in Zahlen gegossen? - Für diese Qualitätsmaximierung, für diese Sicherstellung der Qualität des Wiener Trinkwassers, wurden Investitionen von 100 Millionen S für die Revitalisierung, für die Erneuerung des alten Rohrnetzes getätigt. 

35 Millionen S - das wurde schon angesprochen - gingen in Investitionen für den Austausch der Bleileitungen, 35 Millionen S also für die Sicherstellung höchster Qualität im Bereich der Rohrleitungen.

55 Millionen S für den Bereich Quellschutz, Waldbewirtschaftung.

26 Millionen S für Behältersanierung; ein Behälter, nämlich Michaelerberg, wurde erst heuer eröffnet.

Ein wesentlicher Bereich - auch das wird vom Wasserwerk geliefert - ist der Ökostrom. Wir haben in Wien ein einzigartiges Ökostromgesetz erlassen. 4 Prozent und mehr können eingespeist werden. Das Wasserwerk erzeugt aus seinen entsprechenden Wasserversorgungseinrichtungen Ökostrom. Dieser Ökostrom könnte 23 000 Haushalte in Wien versorgen. Dieser Strom wird genutzt, dieser Strom wird umgesetzt, und das aus dem Betrieb der Wiener Wasserwerke.

Die Wasserversorgung und die Quellschutzwaldbewirtschaftung stellen eine Einheit dar. Hiermit komme ich zum Forstamt. Auch hier wurde schon angesprochen, dass ein neuer Forstdirektor in den Dienst gestellt worden ist, und auch er sieht die Sicherheit für das Wiener Trinkwasser im Vordergrund. Hier geht es darum, den Wald zu erhalten, damit auch die Quellschutzfunktion des Waldes so erhalten bleibt, wie wir es gewohnt sind. Das Forstamt tut alles dafür, dass die Filter- und Speicherwirkung des Bodens so erhalten bleibt, dass das Grundwasser, das für Wien genutzt wird, auch diese hohe Qualität aufweist. 

Dieser Schutz ist sichergestellt durch die schonende Waldbewirtschaftung. Ein zentrales Anliegen unseres Forstamts, unseres Forstdirektors ist es selbstverständlich, hier die Seilkrantechnologie verstärkt einzusetzen. Das heißt, im Bereich des Forstamts sind keinerlei Traktoren notwendig, das Holz kommt nicht mit dem Boden in Berührung, dass heißt, diese Filterwirkung des Bodens, die für unser Trinkwasser so wichtig ist, geht somit nicht verloren. 

Für diese Bewirtschaftung, für diese Pflege, für diesen Erhalt dieser Waldflächen setzt die Stadt Wien 100 Millionen S ein, und das wiederum abseits von der Gewinnmaximierung, also auch wieder im Hinblick darauf, den Quellschutzwald zu erhalten. Die Stadt Wien hat in Form des Forstamts, in Form des Wasserwerks einen Vertrag abgeschlossen, einen Vertrag zur gegenseitigen Sicherheit zum Erhalt des Quellschutzwaldes für das saubere Trinkwasser in Wien. 

Der Landwirtschaftsbetrieb - auch dieser wurde heute schon angesprochen - ist der größte Biobetrieb in Österreich. 600 Hektar werden bereits jetzt schon biologisch bewirtschaftet. Die Diskussion um biologische Lebensmittel erscheint mir in der heutigen Zeit sehr be-deutend im Hinblick darauf, dass sehr viel Ware auch importiert wird, die belastet sein kann. Bioprodukte aus Wien sind sicherlich nicht belastet. Das ist kontrolliert, das ist nachgewiesen, und unser Landwirtschaftsbetrieb der Stadt Wien stellt sicher, dass hier höchste Qualität auch ohne landwirtschaftliche Förderung erzielt werden kann und diese Waren auch am Markt entsprechend abgesetzt werden können, und das mit Gewinn.

Eine Idee, die auch im letzten Jahr entwickelt wurde und deren Umsetzung im nächsten Jahr erfolgen wird, ist die Kinderbauernhofidee. Mit diesem Bauernhof für Kinder - aber auch für Erwachsene - soll den Kindern die biologische Landwirtschaft und die Landwirtschaft generell näher gebracht werden. Dieser Kinderbauernhof soll neben dem landwirtschaftlichen Betrieb am Cobenzl errichtet werden. 

Eine Arbeit, die von der Umweltschutzabteilung der Stadt Wien durchgeführt wurde, erscheint mir sehr zentral, es ist die Arbeit zum ökologischen Fußabdruck. Man spricht immer wieder von Nachhaltigkeit, vom nachhaltigen Wirtschaften, von Vorsorge im Umweltschutz, aber darunter kann man sich oft sehr schwer etwas vorstellen. Wir haben eine Studie in Auftrag gegeben, die zu dem Ergebnis kommt: Jeder Wiener verbraucht rund 3,9 Hektar an Fläche. Das ist ein Ausdruck für die Ressourcen, für den Ressourcenverbrauch. 

Unsere Umweltpolitik, meine Umweltpolitik ist darauf ausgerichtet, die Ressourcen so weit wie möglich schonend zu verwenden und auch Ressourcen einzusparen. Der Sollwert, so sagt die Wissenschaft, liegt bei 1,7 Hektar. 3,9 Hektar verbraucht jeder Wiener, jede Wienerin. Hier gilt es, die Ressourcenschonung massiv voranzutreiben. Hier liegt Wien im internationalen Vergleich sicherlich oft gleichwertig. Holländer verbrauchen im Vergleich rund 14 Hektar. Wien liegt sehr gut, aber Wien muss noch besser werden. Daher ist es mein Anliegen, die Ressourcen, die wir nun einmal brauchen, verstärkt zu schonen und den Verbrauch entsprechend zu minimieren.

Ein wesentlicher Auftrag der MA 22, der Umweltschutzabteilung, ist selbstverständlich auch, in die Genehmigungsverfahren ihr Wissen einzubringen, ihr Wissen einzubringen bei Umweltverträglichkeitsprüfungs-verfahren, bei AWG-Verfahren, bei anderen Verfahren, die entsprechende behördliche Auflagen verlangen.

Auch das Wiener Messnetz - das wurde heute schon angesprochen - wird von der MA 22 betrieben und das garantiert, dass immer aktuelle Informationen zur Verfü-gung stehen. Alle aktuellen Informationen über die Luftqualität in Wien sind für jedermann zugänglich, sei es übers Telefon, sei es über Anzeigetafeln, sei es übers Internet.

Forschungsprojekte: Auch die Forschungsprojekte liegen der Umweltschutzabteilung der Stadt Wien sehr am Herzen. Hier möchte ich beispielhaft eine Stofffluss-analyse über PCP in der Müllverbrennungsanlage Spit-telau erwähnen. Diese Anliegen werden von der MA 22 massiv verfolgt und auch entsprechend gefördert.

Ein wesentlicher Punkt ist auch der Öko-Buisness-Plan. Auch hier erkennt man wieder: Umweltschutz und Wirtschaft sind kein Widerspruch, Umweltschutz und Wirtschaft müssen miteinander gehen. Mit diesem Öko-Buisness-Plan haben wir gewonnen. Wir haben gewonnen an Energie, wir haben Wasser eingespart, wir haben Abfall eingespart, alles zugunsten der Betriebe, zugunsten der Umwelt, und das gemeinsam, als einen gemeinsamen Prozess der Umweltschutzabteilung mit der Wirtschaft.

Biomassekraftwerk: Auch das ist ein wesentlicher Punkt, ein zentraler Punkt unserer Ökostromstrategie in Wien. Ein Arbeitskreis für das Biomassekraftwerk wurde von mir ins Leben gerufen. Dieser Arbeitskreis hat auch Informationen aus dem Ausland eingeholt. Das Grobkonzept zum Biomassekraftwerk liegt bereits vor. Ein erster Bericht zeigt, dass es technisch machbar wäre, ein 62‑MW-Biomassekraftwerk zu errichten. Jetzt geht es darum, entsprechende Rahmenbedingungen festzulegen und auch hier insbesondere darauf zu achten, dass im Rahmen eines strengen UVP-Verfahrens auch die strengsten Grenzwerte entsprechend dem Stand der Technik vorgeschrieben werden. Dann gilt es zu überlegen, inwieweit dieses Kraftwerk wirtschaftlich ist.

Zum Bereich Abfall: Die Abfallmengen steigen, das ist nachgewiesen, auch wenn sich hier eine statistische Ungenauigkeit ergeben hat. Statt 305 Kilo pro Einwohner und Jahr ist ein Rückgang auf 302 Kilo pro Einwohner und Jahr zu verzeichnen, weil nun einmal der Winter sehr viel wärmer war, weniger Streuriesel eingesetzt wurde. Ein Erfolg ist auch dahingehend festzustellen, dass weniger Kühlschränke anfallen. Aber der Hausmüll - und darum geht es -, der ist gleich geblieben und der wird auch in den nächsten Jahren ansteigen. 

Das sind Effekte, die wir erkennen, denen wir entgegenarbeiten müssen. Tatsache ist, dass hier in Wien bereits jetzt schon die Deponieverordnung für das Jahr 2004 fast erfüllt wird. Ich sage fast. 90 Prozent werden bereits verbrannt, 10 Prozent fehlen noch. Diese 
10 Prozent gilt es jetzt noch zu verbrennen. Das ist unser Ziel.

Gleichzeitig muss aber auch die Deponie Rautenweg für die Abfälle fit gemacht werden. Hier geht es darum, den Rautenweg so optimal zu nützen, dass entspre-chende Kapazitäten auch für die nächsten Generationen sichergestellt werden können. Auf einer Seite soll Abfall vermieden werden, verwertet werden, aber Reststoffe fallen an und die müssen sicher deponiert werden. Die-se Daseinsvorsorge auch für die Deponien muss ge-währleistet werden, und das geschieht mit dem Rautenweg. Dieser Rautenweg muss daher auf den letzten Stand gebracht werden, und auch das ist ein zentrales Anliegen des letzten Jahres gewesen. Auf diesen Studien aufbauend werden wir den Rautenweg noch besser nützen können. 

Die Strategische Umweltprüfung - sie wurde heute schon angesprochen - wurde voriges Jahr fertig gestellt. Aussage ist: Wir brauchen eine dritte Müllverbrennungsanlage, verstärkte Abfallvermeidung, Errichtung einer Biogasanlage und eine entsprechende Einrichtung einer Monitoringgruppe. 

Diesen Empfehlungen sind wir gefolgt. Derzeit findet eine vertiefte Standortprüfung für eine dritte neue Müllverbrennungsanlage in der Größenordnung von 250 000 Tonnen pro Jahr statt und das Ergebnis dieses vertieften Standortprüfungsverfahrens wird bis Ende dieses Sommers vorgelegt werden. 

Abfallvermeidung: Auch die Abfallvermeidung wird hier entsprechend angeführt. Auch im letzten Jahr wurde diese Abfallvermeidungsgruppe eingesetzt. Auch in den vergangenen Jahrzehnten war die Abfallvermeidung ein zentrales Anliegen der MA 48. 

Das Reparaturnetzwerk gibt es schon seit Jahren. Es arbeitet erfolgreich. 

Verleihführer wurde neu aufgelegt. 

Abfallberater arbeiten mit Erwachsenen, arbeiten mit Kindern, denn die Kinder - davon habe ich mich persönlich überzeugen können - sind nun mal die besten Lehrmeister für uns alle, für uns Erwachsene, und für sie ist es wichtig, zu erkennen, welche Abfälle wie vermieden werden können und vor allem wie die Abfälle entsorgt werden und wie sie nicht entsorgt werden sollen. Sie sehen die Deponie, sie sehen die Müllverbrennung, und sie machen sich dann ein eigenes Bild, was für sie aus ihrer Sicht besser ist. 

Broschüren für die Schulen werden neu aufgelegt, um die Information entsprechend voranzutreiben. Ich glaube, auch hier ist es immer notwendig, darauf hinzuweisen, dass im Hausmüll hohe Schadstoffgehalte nachgewiesen sind, hohe Schadstoffgehalte auch in organischen Substanzen. Die Müllverbrennung ist das einzige Verfahren, mit dem 90 bis zu 99 Prozent dieser Schadstoffe nachweislich zerstört werden. Bei der Deponierung gelangen diese Schadstoffe unkontrolliert in die Umwelt und das zum Schaden nachfolgender Generationen. 

Die Splittinganlage, auch ein wesentlicher Punkt des letzten Geschäftsjahres, dient zur Abscheidung von Eisen und Grundmetallen, aber auch zur Abscheidung von hochwertigen kalorischen Fraktionen und niederwertigen kalorischen Fraktionen. Die höherwertigen kalorischen Fraktionen sollen verbrannt werden, die niederwertigen kalorischen Fraktionen werden derzeit mangels thermischer Kapazitäten entsprechend deponiert. 

Pfand: Das Pfandsystem wird immer wieder gefordert, wird immer wieder von mir gefordert. Es ist ein zentrales Anliegen zur Abfallvermeidung, und um diese Forderung auch entsprechend umsetzen zu können, bedarf es einer Änderung der gesetzlichen Grundlagen durch den Umweltminister. Die Stadt Wien hat daher eine Klage beim Verfassungsgerichtshof hinsichtlich der Verfassungszielverordnung eingereicht. Es bleibt abzuwarten, wie die Entscheidung ausfällt. Ich erhoffe mir davon, dass die Verfassungszielverordnung entsprechend geändert werden wird, um dem Pfandsystem Raum zu geben. 

Altlastensanierung, ein Punkt der MA 45. Die Altlastensanierung ist mir ein besonderes Anliegen, ein besonders Anliegen dahingehend, dass wir damit die Sünden der Vergangenheit beheben. Für Mobil Breitenleerstraße, für das Zentraltanklager Lobau, für Siebenhirten haben wir bereits im vorigen Jahr die Ausschreibungen begonnen und heuer abgeschlossen, sodass wir heuer mit den Sanierungen beginnen können. Das bedeutet 1 Milliarde S, 1 Milliarde S Investitionen in die Wirtschaft, Investitionen für die Zukunft. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Frau Stadträtin, 1 Minute noch.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina (fortsetzend): Gut. 

Hier möchte ich dann kurz doch noch einen herzlichen Dank an alle Abteilungsleiter richten, wo ich jetzt nicht mehr dazugekommen bin, entsprechend zu danken. Ich bedanke mich bei diesen Abteilungsleitern für ihr Engagement. Sie haben ihren Einsatz geltend gemacht für die Umwelt, für uns alle. Danke also für ihr großartige Engagement. Sie haben effizient gehandelt, sie haben flexibel gehandelt und sie haben kompetent gehandelt. Sie haben abteilungsübergreifend gearbeitet - auch das ein zentrales Anliegen, das sie verwirklicht haben -, sie haben Teamwork gezeigt, sie haben Idealismus gezeigt, und dafür möchte ich mich herzlich bedanken, denn Ihre Leistungen sind herzeigbar. - Danke (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zur Geschäftsgruppe Umwelt liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Ich erteile nun Herrn VBgm Dr Sepp Rieder zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2001 das Schlusswort.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Unüberhörbar ist aus den Reihen vor allem der Oppositionsabgeordneten der Wunsch an mich herangetragen worden, eine umfassende Darstellung und Kommentierung dieser zweitägigen intensiven Beratungen vorzunehmen. (Bravo-Rufe und Beifall bei den GRÜNEN.) Ich muss mich bei denjenigen, die diesen Wunsch an mich herangetragen habe, wirklich entschuldigen. Ich kann diesem Wunsch nicht entsprechen. (Gespielte Unmutsäußerungen bei den GRÜNEN und bei der FPÖ.) Aber wenn Herr Mag Kabas noch lang auf mich eindringt, lasse ich mich vielleicht doch umstimmen. (GR Mag Hilmar Kabas: Natürlich! Bitte!) 

Ich möchte das in zwei, drei Sätzen sagen. (GR Mag Christoph Chorherr: Zwei, nicht drei!) Kürzer geht es wirklich nicht. Was mir aufgefallen ist, ist, dass auch diesmal wieder eine große Zahl von Anträgen hier eingebracht worden ist, die man unter zwei Gesichtspunkten sehen kann. Der größere Teil setzt voraus, dass wir mehr Geld ausgeben. Einsparungen dazu werden eigentlich nicht vorgeschlagen. Aber es gibt auch Anträge, die darauf ausgerichtet sind, unsere Einnahmen zu reduzieren. Ich sage nur: Zukunftorientiert ist das nicht wirklich, weil wir alle wissen, dass wir ein stabiles Budget haben. 

Zum Zweiten: Gestatten Sie mir auch eine selbstkritische Bemerkung im Hinblick auf den Verlauf der Rechnungsabschlussdebatte. Ich kann mich erinnern, dass schon vor einiger Zeit überlegt worden ist, Rechnungsabschluss und Budgeterstellung in einem zusammenzuführen, weil das den Vorteil hätte, dass wir vor dem Sommer das Budget beschließen könnten. Damit bestünde nicht mehr diese Diskrepanz zu den Bezirksbudgets und natürlich wäre auch die Umsetzung des Budgets um einiges leichter. 

Ich füge hinzu, das wäre mit einer ziemlich beachtlichen Belastung der Finanzverwaltung verbunden, weil sie Rechnungsabschluss und Budgeterstellung zusammenführen müsste, aber die Sache wäre es wert, sich das zu überlegen, ob wir nicht einen Weg finden könnten, in diesem Bereich rationeller vorzugehen. 

Eine weitere Bemerkung möchte ich machen. Es ist ein Rechnungsabschluss einer sozialdemokratischen Alleinregierung, aber es sind am 23. November des Jahres 2000 eigentlich die Freiheitlichen, die Grünen und das LIF gewesen, die das Budget, das diesem Rechnungsabschluss zugrunde gelegen ist, abgelehnt haben, während die ÖVP hier mitgestimmt hat. Ich war einigermaßen überrascht, dass im Verlauf der Rechnungsabschlussdebatte eigentlich auch die ÖVP so getan hat, als wenn sie mit der Grundlage dieses Rechnungsabschlusses nichts zu tun hätte. (GR Dr Matthias Tschirf: Es geht um den Vollzug!) 

Herr Klubobmann, es war eine gewisse Parallele zum Verhalten Ihres Bundesparteivorsitzenden Schüssel erkennbar, der auch immer von den Schulden der früheren Regierung spricht, aber aus seinem Kurzzeitgedächtnis gestrichen hat, wie massiv die ÖVP an dem Schuldenmachen, wenn man davon überhaupt reden kann, mitgetan hat. (GR Gerhard Pfeiffer: Die Abweichungen füllen ein ganzes Buch!) Also ich wollte es nur in Erinnerung rufen.

Eine letzte Bemerkung inhaltlicher Art: Ich denke, dass der Rechnungsabschluss bei aller zulässiger Kritik, die ich auch verstehe, insgesamt doch ein Beweis dafür ist, dass man Stabilitätspolitik mit Verantwortungsbewusstsein gegenüber gesellschaftlichen Werten und Zukunftsorientierung auf einen Nenner bringen kann. Ich weiß schon, dass ich Sie als Oppositionsabgeordnete, einschließlich der ÖVP, nicht überzeugen kann, aber es soll gesagt sein. 

In formeller Hinsicht weise ich darauf hin, dass nach § 87 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien der Rechnungsabschluss 2001 in der Zeit vom 12. Juni bis 19. Juni 2002 zur öffentlichen Einsicht aufgelegen ist. Die Aufliegefrist war in der "Wiener Zeitung" vom 6. Juni 2002 und durch Anschlag in den Magistratischen Bezirksämtern verlautbart worden. Vom Recht der Einsichtnahme haben - hört, hört! - zwei Gemeindemitglieder Gebrauch gemacht. Eine Stellungnahme wurde jedoch nicht abgegeben. Ein Antrag an den Gemeinderat ist daher nicht erforderlich. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und bitte um Zustimmung zum Rechungsabschluss. (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Das war aber sehr kurz!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Ich darf den Herrn Vizebürgermeister ergänzen. Es ist bezüglich der Einsichtnahme in den öffentlich aufgelegten Rechnungsabschluss eine 100‑prozentige Steigerung erfolgt, denn im Jahr 2000 war es einer. 

Ich unterbreche nun die Sitzung bis 21 Uhr.

(Die Sitzung wird um 20.49 Uhr unterbrochen und um 21.02 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen. - Wir kommen nun zur Abstimmung.

Es liegt kein Gegen- oder Abänderungsantrag vor. 

Ich lasse somit die Anträge des Berichterstatters zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2001 abstimmen. Sie sind im Rechnungsabschluss auf der Seite XXIX abgedruckt. Ich lasse zuerst über den aus acht Punkten bestehenden Antrag zur Erledigung der Rechnung abstimmen und dann über den Antrag zum Inventar.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die den acht Antragspunkten zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist die Mehrheit, ohne die vereinigten Oppositionsparteien.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zum Inventar, abgedruckt auf der Seite XXIX im Rechnungsabschluss, zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist ebenfalls mit den Stimmen der SPÖ mit Mehrheit so angenommen worden.

Damit ist der Rechnungsabschluss für das Jahr 2001 angenommen.

Ich komme nun zur Abstimmung der vorliegenden 46 Beschluss- und Resolutionsanträge. Ich darf nochmals darauf hinweisen, dass wir insgesamt 49 Beschluss- und Resolutionsanträge abstimmen, aber 3 der abgegebenen Anträge betreffen die Postnummer 2 der Tagesordnung, Wiener Wohnen. 

Ich beginne nun.

Antrag 1 ist von den GRÜNEN, betreffend Wahlrecht von Nicht-EU-BürgerInnen bei Bezirksvertretungswahlen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nur mit den Stimmen der GRÜNEN, ohne die anderen Parteien und somit abgelehnt.

Antrag 2 kommt vom Klub der ÖVP und betrifft die Senkung des Kraft-Wärme-Kopplungs-Zuschlags. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies erfolgt nur mit den Stimmen der FPÖ und ÖVP, und ist somit abgelehnt. (GR Dr Matthias Tschirf: Was heißt "nur", Herr Vorsitzender?) Entschuldige dieses Wort der Wertung. (GR Johann Römer: Leider nur!) Es haben zwei Parteien zugestimmt. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Als Drittes lasse ich einen Antrag abstimmen, der ebenfalls von der ÖVP kommt, betreffend Gebührenerhöhungsstopp. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit den Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der GRÜNEN ab-, an-, abgelehnt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. (GR Harry Kopietz: Er wollte sagen, an und für sich abgelehnt!) Ja, eh. Ich wollte irgendeinen lustigen Scherz noch machen, aber man muss aufpassen. 

4. Antrag, von den GRÜNEN, betreffend Inserate der Stadt Wien. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit, hat nur die Stimmen der GRÜNEN, ist abgelehnt.

5. Antrag, ebenfalls von den GRÜNEN, betreffend Position der Stadt Wien zu den gegenwärtig laufenden Verhandlungen im Rahmen des GATS-Abkommens. Hier wird die Zuweisung an den GRA für FIWI und Wiener Stadtwerke verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Mehrheit, ohne die Stimmen der FPÖ und ÖVP, angenommen.

6. Antrag, ebenfalls von den GRÜNEN, mehrjährige Finanzzusagen für Frauenprojekte. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist abgelehnt. Er hat nur die Unterstützung der Antragssteller.

7. Antrag, von den GRÜNEN, betreffend Maßnahmen gegen die Frauenarbeitslosigkeit. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das hat nicht die erforderliche Mehrheit, weil die SPÖ nicht mitgestimmt hat.

Der 8. Antrag kommt von den GRÜNEN und betrifft Finanzmittel für Gender Mainstreaming. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der ÖVP und der GRÜNEN nicht genügend unterstützt und somit abgelehnt.

9. Antrag, von den GRÜNEN, betreffend Tätigkeits- und Leistungsbericht des Psychosozialen Dienstes Wiens. Hier wird die Zuweisung an den zuständigen Gemeinderatsausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Der 10. Antrag, von den GRÜNEN, betreffend Fairtrade-Produkte für Wiener PensionistInnenklubs und ‑wohnhäuser. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. (GR Christian Oxonitsch: Der wurde zurückgezogen!) - Entschuldigung! Pardon! (GR Mag Christoph Chorherr: Der kommt dann als Nummer 48 noch einmal!) Ja, der taucht dann als Nummer sowieso auf. Ich danke für die Aufmerksamkeit.

11. Antrag, von den GRÜNEN, Gleichstellung von Nicht-EU-BürgerInnen bei Sozialleistungen der Stadt Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nur von den Antragsstellern unterstützt und somit abgelehnt.

Der 12. Antrag, von der ÖVP, betreffend Finanzierungsmodelle im Gesundheitsbereich. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss Gesundheits- und Spitalswesen und FIWI verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist angenommen ohne die GRÜNEN, alle anderen sind dafür.

Antrag 13, von den GRÜNEN, betreffend betreute Wohngemeinschaften. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss Gesundheits- und Spitalswesen verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen.

Antrag 14, von den GRÜNEN, betreffend allgemeine Sozialhilfe für alle nicht-österreichischen StaatsbürgerInnen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von den Antragsstellern unterstützt und somit abgelehnt.

Antrag 15, von den GRÜNEN, Ausbildung von Tagesmüttern und ‑vätern. Hier wird die Zueisung an den zuständigen Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Antrag 16, von den GRÜNEN, betreffend Finanzierung von mobilen Tagesmüttern und ‑vätern durch die Stadt Wien. Hier wird ebenfalls die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Antrag 17, von den GRÜNEN, Finanzierung von SpringerInnen in der Kindergruppenbetreuung durch die Stadt Wien. Hier wird ebenfalls die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne die ÖVP angenommen.

Antrag 18, von den GRÜNEN, betreffend Sozialstaffelung der Elternbeiträge. Hier ist ebenfalls die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Antrag 19, von den GRÜNEN, Kinderhöchstzahl in Kindertagesheimen. Hier wird ebenfalls die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Antrag 20, von den GRÜNEN, Gutschriften von Elternbeiträgen in Kindertagesheimen der Stadt Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht die erforderliche Mehrheit, ist somit gegen die Stimmen der SPÖ abgelehnt. 

Antrag 21, von den Grünen, betreffend mehr Platz für Kinder. Hier wird die Zuweisung an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport sowie an den GRA für Stadtentwicklung und Verkehr verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Antrag 22, von den Grünen, betreffend Ausweitung des Projekts "mehr platz! Für Kinder. Beteiligung und Umsetzung - Pilotprojekt Leopoldstadt" auf andere Bezirke. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an die beiden vorher schon genannten Fachausschüsse verlangt.

Wer ist dafür bitte? - Das ist einstimmig so angenommen. 

Antrag 23, von den Grünen, betreffend ExpertInnenkommission Spielplatzgestaltung. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer ist dafür bitte? - Dieser Antrag ist nicht erforderlich unterstützt und somit abgelehnt. 

Antrag 24, von den Grünen, betreffend Kinder- und Jugendmitbeteiligung. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer ist dafür? - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Antrag 25, von den GRÜNEN, Öffnung der Wiener PensionistInnenwohnhäuser für Nicht-EU-StaatsbürgerInnen. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer ist dafür bitte? - Das ist die Mehrheit, ohne ÖVP und FPÖ angenommen. 

Antrag 26, von den Grünen, Einsetzung einer gemeinderätlichen SeniorInnenkommission. Sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nicht erforderlich unterstützt und ist somit abgelehnt. 

Antrag 27, von den Grünen, Überprüfung und Anpassung der Wiener Marktordnung. Hier wird die Zuweisung an den GRA für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt.

Wer ist dafür bitte? - Dieser Antrag ist mehrheitlich angenommen, ohne die ÖVP. 

Antrag 28, von den GRÜNEN, Ausschreibung der Direktion der Museen der Stadt Wien. Sofortige Abstimmung.

Wer ist dafür bitte? - Das ist nur mit der ÖVP und den Grünen, somit zu wenig und abgelehnt. 

Antrag 29, ebenfalls von den Grünen, Personalhoheit der Museen der Stadt Wien. Ebenfalls sofortige Abstimmung.

Wer ist dafür bitte? - Das ist das gleiche Abstimmungsergebnis, somit abgelehnt. 

Antrag 30, von den GRÜNEN, betreffend Inventar Museen der Stadt Wien. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer ist dafür bitte? - Das ist ebenfalls nur von der ÖVP und den Grünen unterstützt. Das ist zu wenig und somit abgelehnt. 

Antrag 31, von den GRÜNEN, betreffend Museen der Stadt Wien als Ort der wissenschaftlichen Produktion. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer ist dafür. - Das sind ebenfalls nur Grüne und ÖVP, somit abgelehnt. 

Antrag 32, von den GRÜNEN, betreffend Organisationsentwicklung in den Museen der Stadt Wien. Ebenfalls sofortige Abstimmung. 

Wer ist dafür bitte? - Das sind ebenfalls nur die ÖVP und die Grünen und somit abgelehnt. 

Antrag 33, von den GrüneN, Klimaprobleme in der Schausammlung des Historischen Museums. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer ist dafür bitte? - Das ist nur wiederum das Gleiche: ÖVP und Grüne. Das ist somit abgelehnt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Beim Klima hat die SPÖ Schwierigkeiten!) Ich ersuche, keine Zwischendiskussionen über eine gewisse Abstimmungsachse zu entwickeln. 

Antrag 34, von der FPÖ, betreffend Mozart-Festwochen im Theater an der Wien. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer ist dafür bitte? - Das ist einstimmig angenommen. 

Antrag 35, ebenfalls von der FPÖ, betreffend Gründung einer Betriebsgesellschaft und Hereinnahme privater Partner für die beiden Musical-Bühnen Raimund Theater und Ronacher. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer ist dafür bitte? - Das ist nur die ÖVP und die FPÖ, ist somit abgelehnt. 

Antrag 36, ebenfalls von der FPÖ, betreffend "Figarohaus". Hier wird ebenfalls die Zuweisung verlangt. 

Wer ist dafür bitte? - Das ist einstimmig so angenommen. 

Antrag 37, von den Grünen, betreffend Erhöhung des Budgets für Förderung von Forschung und Wissenschaft im Budgetvoranschlag für 2003. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer ist dafür bitte? - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Das war ohne SPÖ und ist somit abgelehnt. Alle anderen waren dafür. 

Antrag 38, von der ÖVP, betreffend Gefahr der Schließung des Theaters beim Auersperg. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer ist dafür bitte? - Das sind nur ÖVP und FPÖ und ist somit abgelehnt. 

Antrag 39, von der ÖVP, ebenfalls betreffend "Figarohaus". Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer ist dafür bitte? - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Es waren nur drei Parteien dafür, ohne SPÖ. 

Antrag 40, von den Grünen, betreffend Zugang zu Gemeindewohnungen für MigrantInnen ohne österreichische Staatsbürgerschaft. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind nur die Grünen und die ÖVP und ist somit abgelehnt. 

Der Antrag 41 kommt bei der Postnummer 2. 

Antrag 42, von der ÖVP, betreffend neue Wege beim Wohnungsneubau und bei der Sanierung durch Bewertung von Wohngebäuden durch einen Qualitätsnachweis. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Antrag 43, von der ÖVP. Hier geht es um die Zweckbindung der Darlehensrückflüsse für Wohnbau, Sanierung und Infrastruktur. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Antrag 44, von der FPÖ, betreffend Mitwirkung von Jugendlichen bei der Wohnraumplanung. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Die Anträge 45 und 46 kommen dann bei der Postnummer 2, 

Antrag 47, von der SPÖ, betreffend behindertengerechte WC-Anlagen im Wiener Rathaus. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Antrag 48, von den GRÜNEN, betreffend Fairtrade-Produkte für Wiener PensionistInnenklubs und –wohnhäuser. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne die FPÖ so angenommen. 

Antrag 49, von der FPÖ, betreffend Schutz des Wienerwalds. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur mit den Stimmen der FPÖ und der Grünen unterstützt und somit abgelehnt. 

Ich danke recht herzlichen für diesen Abstimmungsmarathon. 

Wir kommen nun zur Postnummer 2 (02464/2002-GWS). Sie betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2001. 

Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung durchgeführt, wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Wer für den vorliegenden Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig so angenommen. 

Es liegen drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor.

Der erste Antrag ist von den Grünen, betreffend Überprüfung des Verkaufs von Städtischen Wohnhäusern. Hier wir die Zuweisung an den Kontrollausschuss beantragt.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Von der FPÖ kommt ein Antrag betreffend Senkung der Wasserkosten. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Der Antrag 46 kommt ebenfalls von der FPÖ. Hier geht es um die Einnahmen aus Vermietung von Handymasten. Es wird ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Somit ist auch die Postnummer 2 erledigt. 

Wir gelangen nun zur Postnummer 3 (02700/2002-MDALTG) der Tagesordnung. Sie betrifft die Vorlage des Tätigkeitsberichts des Kontrollamts der Stadt Wien über das Geschäftsjahr 2001. 

Ich bitte Herrn GR Prochaska als Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Johannes Prochaska: Herr Vorsitzender! Herr Kontrollamtsdirektor stellvertretend für die anwesenden Bediensteten des Kontrollamts! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nach einer kurzen Nacht und an eines langen Tages Abend kommen wir zu einer an sich viel wichtigeren Debatte als es die zeitliche Positionierung vermuten lässt. Ich finde es auch ungerecht. Während bei der Rechnungsabschlussdebatte durch das Rotieren einmal das eine Ressort den begünstigten Vormittag bekommt und die anderen am Nachmittag oder in der späten Nacht drankommen, ein anderes Mal wieder getauscht werden kann, ist der Tätigkeitsbericht des Kontrollamts zeitlich stets so positioniert wie die berühmte Abschiedssymphonie, wo durch Ausdünnen der Musiker das Echo ein immer leiseres wird.

Ich glaube, meine Damen und Herren, das hat sich der Tätigkeitsbericht des Kontrollamts nicht verdient, der heuer ein besonders umfangreicher ist, mit sage und schreibe 1 400 Seiten. Ich habe mich der Mühe unterzogen, nachzusehen, wie das in den letzten zehn, zwölf Jahren war, und ich darf Ihnen, nur um die Relation herzustellen, sagen: 1992 hatten wir die dünnste Ausgabe mit 342 Seiten, der bisherige Rekordhalter erreichte uns 1998 mit 854 Seiten. Heute, meine Damen und Herren - und ich meine das gar nicht abträglich, ich sage das gleich dazu -, liegt dieser Wälzer vor uns, der von einer enormen und dankenswerten Einsatzfreude und einem Arbeitseinsatz in erster Linie der Bediensteten des Kontrollamts zeugt. Es finden sich darin immerhin 169 einzelne Berichte, die gewissenhaft und manchmal auch findig ausrecherchiert und erarbeitet wurden. Er zeugt aber auch von der Einsatzfreude der Mitglieder des Kontrollausschusses, die sich ja all dieser hier drin befindlichen Berichte schon einmal mit Liebe zum Detail und Akribie haben annehmen dürfen, und als momentaner Vorsitzender des Kontrollausschusses gilt mein Dank beiden Gruppierungen. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 

Sollten sich, meine sehr geehrten Damen und Herren, in diesem edlen Rund auch noch andere Abgeordnete oder Mandatare befinden, die ihr strapaziertes Augenmerk zumindest dem einen oder anderen Bericht oder der Recherche des Kontrollamts zugewendet haben, verdienen sie ganz besonderen Respekt. Aber ich nehme an, dass zumindest für die einzelnen Ausschüsse doch die Fachkritik der direkten persönlichen Fachbereiche angesehen wurde, sodass Hintergrundwissen vorhanden ist. Eventuelle Wissenslücken werden hoffentlich in der folgenden Debatte dann noch geschlossen werden können. 

Ich möchte mich daher auf einige wenige Bemerkungen beschränken, meine Damen und Herren, welche anhand dieses massiven Tätigkeitsberichts auch Problematiken unserer Arbeit im Kontrollausschuss aufzeigen. Gerade weil Kontrolle nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit, der Zweckmäßigkeit und auch der Sicherheit in einem Gemeinwesen unverzichtbar ist, unverzichtbar nämlich im Sinne des Steuerzahlers, im Sinne der Verwaltung und damit auch der Politik, sind wir angehalten, alles zu tun, meine Damen und Herren, um Kontrolle zu erleichtern, transparenter und für den Bürger zugänglich zu machen. 

Diesem Anliegen können sich hier hoffentlich alle zuneigen oder verpflichtet fühlen, wenn sie als einzig wirklichem Souverän dem Bürger, Wähler und Steuerzahler verpflichtet sind. Und da kann einiges verbessert werden angesichts dieses Konvoluts. Es ist so stark, und das ist auch ein Spiegel der vergangenen Periode, in der es nach jahrelangem Ringen gelungen ist, die Zugänglichkeit zur Kontrolle etwas zu erleichtern, auch für die Minderheit zu erleichtern, und das ist begrüßenswert. 

Nicht mithalten mit diesem Fortschritt, meine Damen und Herren, kann allerdings das Follow up - es tut mir Leid, ich bin kein Anhänger der ungebremsten Anglizismen, aber da gibt es nicht viel anderes als das Follow up; Sie können eventuell Evaluierung nehmen, aber einen anderen Begriff habe ich nicht gefunden -, das heißt die Kontrolle, wie und in welchem Umfang Anregungen und Forderungen des Kontrollamts an die geprüften Stellen befolgt und umgesetzt wurden. Da greift unser bisheriges Instrumentarium nicht in befriedigender Weise und die Gegenüberstellung von 169 Prüfberichten zu ganzen 12 Stellungnahmen, meine Damen und Herren, unterstreicht das überdeutlich. Das Vorjahresverhältnis war 81 zu 13, das Vorvorjahresverhältnis 112 zu 4. Es wird doch nicht so sein, dass alle anderen Bemerkungen in den Berichten tatsächlich nur formelle und unerhebliche Mängel aufgewiesen haben. Da wäre ich wahrscheinlich im falschen Ausschuss gesessen. Nach meiner Erinnerung waren da ganz massive Dinge dabei. 

Mir scheint also dieses Verhältnis in der Tat spärlich in Anbetracht der Qualität der geleisteten und wertvollen Arbeit. Vielleicht liegt es auch daran, dass es sich im § 11 der Geschäftsordnung nur um eine Kannbestimmung handelt, dass solche Berichte einfließen können. Wie viele Abteilungen für diese Kannbestimmung dankbar sind, weil sie sich mehr oder weniger elegant auf leisen Füßen nach der Behandlung im Kontrollausschuss entfernt haben nach dem Motto: Guat is 's gangan, nix wird gschehn!, wage ich mir gar nicht vorzustellen. 

Meine Damen und Herren! Nehmen wir uns selbst in unserer Verantwortung und nehmen wir die gute Arbeit des Kontrollausschusses und des Kontrollamts mehr ernst. Es ist gerade in einer Zeit, in der wir alle im Lande jeden Euro - beinahe hätte ich jetzt Schilling gesagt -, umdrehen, ein Gebot der Stunde. 

Ein weiteres schmerzliches Moment besteht darin, dass es diesen Tätigkeitsberichten an Vollständigkeit mangelt, an Vollständigkeit nicht aus Schuldhaftigkeit des Kontrollamts, sondern auf Grund unserer legistischen Lage. Es spiegelt sich in diesen 1 400 Seiten nicht der gesamte Arbeitseinsatz des Kontrollamts wider. Das heißt, Prüfaufträge, die vom Bürgermeister oder einzelnen Stadträten in Auftrag gegeben wurden, ergehen nur an den Auftraggeber selbst. In anderen Bundesländern und auch Städten, meine Damen und Herren, gehen sämtliche Prüfanträge und Prüfberichte an den Landtag respektive den Gemeinderat, mit Sicherheit aber an den Kontrollausschuss. In der Folge sind dort dann die geprüften Stellen, die kritisierten Stellen und auch die Landesregierung verpflichtet, in Jahresfrist eine Nichtbefolgung der Vorschläge und Anregungen öffentlich zu rechtfertigen. Da ist ein bisschen ein anderer Druck dahinter, als bei dem von mir schon vermuteten Motto: Guat is 's gangan, nix wird gschehn! Es ist auch dies eine Frage des Selbstver-ständnisses, des Selbstbewusstseins, der Selbstein-schätzung und der Bewertung der kontrollierenden Organe, aber auch des Kontrollausschusses. 

Meine Damen und Herren! Es gäbe noch eine Fülle von Anregungen und Ideen, ich glaube aber, der Tätigkeitsbericht selbst hat es sich verdient, diskutiert und nicht zu lange einbegleitet zu werden. Es gibt also, wie gesagt, eine Fülle bis hin zum ganz heftigen und sehnlichen Wunsch nach einer notwendigen Reform der schriftlichen Darstellung, des Lay-outs hinsichtlich leichterer Lesbarkeit dieser umfangreichen, respektgebietenden Dokumentation. 

Ich freue mich in diesem Sinn auf eine interessante Debatte. Der Tätigkeitsbericht ist damit für die Diskussion freigegeben. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke dem Berichterstatter für seinen Bericht. 

Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm. 

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor und alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kontrollamts, die heute anwesend sind!

Kollege Prochaska hat schon erwähnt, dass es erstmals ein exorbitantes Werk geworden ist von der Seitenzahl. 1 400 Seiten Kontrollamtsbericht, das würde beim ersten Hinsehen darauf hindeuten, dass es in der Verwaltung in dieser Stadt eigentlich drunter und drüber gehen muss, wenn ein solcher Bericht dem Gemeinderat vorgelegt wird. Er ist wahrlich einerseits Zeugnis umfangreicher Arbeit des Kontrollamts, er ist aber andererseits auch - das muss man auch ganz deutlich sagen - ein Zeichen dafür, dass durch effiziente Oppositionsarbeit, durch Nachfragen, durch Informationen, durch Prüfaufträge natürlich auch dieser Umfang zustande gekommen ist. 

Da ist auf der einen Seite der so genannte Bauskandal, der sich mit seinen Ausläufern noch in diesem Kontrollamtsbericht wieder findet und der ja von Anfang an kein Bauskandal war, wenn man der Diktion der Sozialdemokratischen Fraktion seinerzeit Folge geleistet hätte, es finden sich auch die umfangreichen Akten des so genannten Widmungsskandals, der ja auch - in der derzeitigen Situation zumindest - von der Sozialdemokratischen Fraktion und von Teilen der ÖVP nicht als Widmungsskandal gesehen wird. Aber da haben wir noch alle gemeinsam die Möglichkeit, gescheiter zu werden und uns noch auf ein Kürzel zu einigen, auf das es dann hinausläuft. Ich glaube, dass sowohl der Bauskandal als auch der Widmungsskandal durchaus diese Bezeichnung verdient haben. 

Man muss aber auch sagen - und das ist sicherlich auch anzumerken -, dass viele Prüfberichte es deutlich machen, dass es sehr wohl viele Abteilungen in diesem Hause gibt, die anstandslos ihre Tätigkeit wahrnehmen, denn es gibt durchaus eine Vielzahl an Berichten, die so gut wie ohne Diskussion im Kontrollausschuss zur Kenntnis genommen wurden, da eben auch eine Kontrolle durch das Kontrollamt und durch die Prüforgane zu keinen wesentlichen Beanstandungen geführt hat.

Wichtig ist aber - und das hat Kollege Prochaska auch schon eingeleitet -, dass gerade die Abteilungen, die geprüft wurden und wo es Beanstandungen, Mängel, Hinweise und Vorschläge gegeben hat, sich ein bisschen ernsthafter mit den Kontrollamtsberichten und deren Ergebnissen auseinander setzen sollten. Denn wenn man so wie ich einige Jahre im Kontrollausschuss verbringt, dann kommt einem das eine oder das andere Mal der Ärger ziemlich hoch, wenn eine bereits geprüfte Dienststelle nach einem gewissen Zeitraum wieder der Prüfung des Kontrollamts anheim fällt und man merkt, dass sich eigentlich nichts geändert hat und dass das, was vor vier, fünf, sechs Jahren bereits einmal beanstandet wurde, in dieser Abteilung offensichtlich nach wie vor gang und gäbe ist.

Ich glaube, da sind vor allem die politisch Verantwortlichen in den Ressorts, da ist aber auch jeder einzelne Abgeordnete aufgerufen, klar und deutlich zu machen, dass Kontrollamtsprüfungen nicht aus Jux und Tollerei stattfinden, dass Prüfberichte - in diesem Umfang noch dazu mit 1 400 Seiten - nicht aus Jux und Tollerei und zur Unterstützung der Drucker und der Buchdruckindustrie oder des Gewerbes angefertigt werden, sondern dass das sehr wohl den Nachweis erbringt, dass es Beanstandungen gibt, dass aber auch oft massive Kritik negiert wird.

Es gibt durchaus unterschiedliche Ansätze, auch in den Diskussionen im Kontrollausschuss. Man merkt schon, welche Abteilungsleiter und welche verantwortlichen Beamten sich das zu Herzen nehmen und mit Lösungsvorschlägen und mit Argumenten in die Sitzung des Kontrollausschusses kommen, während andere wieder sich wie der berühmte nasse Hund abbeuteln und so tun, als wenn diese Kontrolle an ihnen spurlos vorübergegangen wäre.

Ich glaube, dass es wichtig ist, dass diese Arbeit vom Kontrollamt in diesem Umfang, in dieser Häufigkeit getätigt wird, weil das einen wichtigen Beitrag für die Verwaltung, für die Effizienz in dieser Stadt darstellt. Ich möchte aber noch mit einem Satz darauf hinweisen, dass es auch im letzten Jahr, in den letzten eineinhalb Jahren sehr unterschiedliche Auslöser für Kontrolle gegeben hat. War es früher der klassische Kontrollamtsantrag, der dem Ausschuss zugewiesen und dann dort mit Mehrheit oder auch nicht beschlossen wurde - wenn er beschlossen wurde, hat es eine Prüfung zur Folge gehabt -, plus die Wünsche und Anregungen der amtsführenden Stadträte oder des Bürgermeisters, das eine oder andere zu überprüfen, so sind es jetzt, zumindest meinem Empfinden nach, viel öfter auch Hinweise auf der einen Seite aus der Bevölkerung, auf der anderen Seite Informationen, die an viele Personen hier im Hause herangetragen werden, aber auch an das Kontrollamt direkt. Und sehr häufig ist eine sehr hohe Trefferquote bei stichprobenartigen Überprüfungen durch das Kontrollamt gegeben.

Ich glaube, man sollte auch die sensible Wahrnehmung sowohl in der Bevölkerung als auch in der Beamtenschaft ernst nehmen und hier auch denen ein Lob aussprechen, die den Mut haben, zum Kontrollamt oder zu einem Mandatar zu gehen und mit seinen Informationen nicht hinter dem Berg zu halten, und die auf der anderen Seite auch bei den Prüfungen des Kontrollamts immer wieder darauf dringen, dass tatsächlich Konsequenzen aus Verfehlungen gezogen werden.

Denn sollte sich eine Mentalität breit machen, dass aus Kontrollamtsberichten keine Konsequenzen gezogen werden, dass sich aus Kontrollamtsberichten und dargelegten Verfehlungen keine Konsequenzen für die einzelnen Personen ableiten lassen, keine bemerkbaren Veränderungen im Verhalten in der Verwaltung und in den Abläufen des Magistrats erkennbar sind, dann würden wir eine wichtige und ausgezeichnet arbeitende Institution wie das Kontrollamt ad absurdum führen. 

Das möchte ich nicht. Ich möchte mich bedanken für die Arbeit, die geleistet wurde, denn sie ist ausgezeichnet, und ich hoffe, dass wir sie in den nächsten Jahren in der selben Qualität weiterhin so geliefert bekommen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Pfeiffer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann Ihnen versichern, einer der interessantesten Ausschüsse ist der Kontrollausschuss. Was man hier alles erfährt, verdeutlicht den Unterschied zwischen Theorie und Praxis. Nirgends lernt man die tatsächlichen, manchmal liebenswerten, manchmal auch bedenklichen Vorgänge in unserer Stadtverwaltung besser kennen, nirgends erlebt man so viele blaue Wunder.

1 400 Seiten Bericht sind ein beredtes, ja man muss sagen, beschriftetes Zeugnis davon. Vor uns liegt nun dieser Jahresbericht, der laut § 11 im Anhang 3 der Geschäftsordnung für den Magistrat vorgeschrieben ist, der Tätigkeitsbericht des Kontrollamts, der einerseits zeigt, dass zwar sehr viel mehr als bisher, aber doch Business as usual gemacht wird und wo klar und deutlich zum Ausdruck kommt, dass 50 Prozent massive administrative Fehler, teilweise haarsträubende Zustände zu finden sind. Das beruht erstens auf mangelndem Fachwissen in den Abteilungen, mangelndem Verantwortungsgefühl und mangelnden Regelungen und Vorgangsweisen, die in privaten Institutionen zum Handwerkszeug des Alltags gehören. 

90 Prozent davon wieder sind typische Führungsfehler, fehlende Dienstaufsicht, hier wiederum erstens mangelnde Vorgaben, zweitens mangelnde Qualitätssicherung, drittens mangelnde Kontrolle. 

Checklisten, andere Kontrolleinrichtungen, schriftliche Grundlagen, routinemäßige Vorgänge und deren Dokumentation fehlen oft in einem ganz erstaunlichen Ausmaß, und nahezu 100 Prozent - das wurde schon angesprochen - stellen keine klaren Konsequenzen daraus dar, und eine Maßnahmenkontrolle ist nur in Ausnahmefällen erkennbar. 

Vom Kontrollamt erkannte Fehler müssen behoben werden und darüber muss berichtet werden. Das muss eine ganz klare und deutliche Aufgabe hier bei uns und in unserer Stadt werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Zwei große, mit wahnsinnig viel Arbeitsaufwand verbundene Prüfverfahren haben dieses vergangene Jahr gekennzeichnet. Erstens die zu den Einkaufzentren. Auch hier war wiederum typisch: keine klaren Regelungen - Bauordnung sage ich nur, da müssen wir uns selbst an die Brust klopfen -, keine konsequente Qualitätssicherung - Baupolizei sage ich nur dazu - und keine durchgehende Kontrolle. Es müsste in diesem Zusammenhang auch Vorschriften dafür geben, wie Berichte anderer Abteilungen beziehungsweise Außenstehender, etwa Arbeitsinspektorat, oder die laufenden Betriebsanlageüberprüfungen einfließen in die Kontrolle hier in unserer Stadt.

Dieser Punkt hat noch etwas gezeigt, nämlich deutliche Differenzen in der Rechtsauffassung innerhalb der eigenen Stadtverwaltung, denn wenn man diesen Bericht gelesen hat, in dem es seitenweise Divergenzen zwischen den rechtsvertretenden Abteilungen gegeben hat in diesem Zusammenhang, dann muss man sagen: Hier ist der Magistratsdirektor aufgefordert, eine Stelle zu schaffen, die eine klare und deutliche Rechtsmeinung der Stadt Wien zu Vorgängen innerhalb ihrer eigenen Verwaltung feststellt und klarstellt. Denn Diskussionen zwischen Kontrollamt und Rechtsabteilungen dieser Stadt müssen ja tatsächlich nicht sein und verwirren nur zusätzlich. 

Das zweite große Prüfverfahren waren die fünf Flächenwidmungspläne. Jeder Einzelne davon hat rund zwei Mann/Monate an Arbeit erfordert. Das muss man sich vorstellen, was das für eine Arbeit ist! Zehn Mann/Monate stecken da drinnen. Und hier wurden Fakten aufgedeckt, die jenes Bild der unzulässigen Verflechtung zwischen Magistrat einerseits und der Sozialdemokratischen Partei auf der anderen Seite aufzeigen. Das ist typisch für 80 Jahre sozialistische Dominanz in der Verwaltung, für 80 Jahre Vereinnahmung der Beamtenschaft, für 80 Jahre Bestimmung über alle Ressourcen, die diese Stadt zur Verfügung hat. Und daher, meine sehr geehrten Damen und Herren, gibt es dank der Volkspartei und ihrer Mitwirkung in der vorigen Legislaturperiode jetzt auch die erste Untersuchungskommission dazu. (Beifall bei der ÖVP.) 

Einem ist es allerdings gründlich gelungen, diese Premiere schon am Beginn tatsächlich schlecht zu machen. Dem Herrn Chorherr ist es am Beginn der Debatte des Rechnungsabschlusses gelungen, aus dieser Untersuchungskommission, nein, aus der laufenden Arbeit dieser Untersuchungskommission, ein Politspektakel sondergleichen zu machen. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Damit haben Sie diesem demokratiepolitischen Instrument wahrlich keinen guten Dienst erwiesen, das muss man schon sagen. Vorverurteilungen seitens der Vertreter der GA muten nicht unbedingt neu an, denn gesetzliche Unschuldsvermutungen und dergleichen mehr gilt ja offensichtlich für sie nicht, Vorverurteilungen sind wir also schon gewohnt, aber dass sie hier am Rednerpult ausgesprochen werden, ist schon etwas seltsam. 

Ich bin schon einmal dagegen aufgetreten, dass in Presseaussendungen Teilaussagen schon als endgültiges Statement und mehr oder weniger schon als der Beweis für irgendwelche Ergebnisse der Untersuchungskommission dargestellt werden. Das hat eigentlich gewirkt. Nur dem Herrn Chorherr ist es vorbehalten geblieben, den einzigen Skandal, den es bis jetzt in diesem Zusammenhang gibt, hervorzurufen, nämlich sein Auftreten, seine Desavouierung dieser laufenden Arbeit der Untersuchungskommission. 

Und nun noch ein wenig zum Kontrollamt selbst und zu einigen Wünschen und Hoffnungen in Bezug auf eine Erneuerung, besonders im Hinblick darauf, dass der neue Kontrollamtsdirektor erst seit knapp einem Jahr im Amt ist, sodass die Kreativität für neue Dinge ja durchaus noch lebt. Da hätte ich mir gewünscht, dass es in Zukunft besser lesbare Berichte gibt, dass die Gestaltung in Form und Inhalt in Bezug auf die Konsistenz, das heißt die Gleichartigkeit der Berichte, gegeben ist. Hier möchte ich, ohne böses Blut zu machen, aber schon auf die Veränderungen, die bei den Rechnungshofberichten stattgefunden haben, hinweisen, denn die sind tatsächlich - und das war damals ein Anliegen des Herrn Fiedler - für jeden Bürger und für jeden Nichtfachmann wirklich klar und deutlich zu lesen. Mit wenig Aufwand bekommt man einen großen Überblick. Das ist wichtig für uns, denn durchschnittlich sind pro Kontrollausschusssitzung 280 Seiten zu lesen, und das in fünf Arbeitstagen. Das ist ja kaum zu erlesen, noch weniger zu recherchieren. Daher ist es wichtig, dass man sehr rasch in die Materie hineinkommt und dass man sich leicht tut beim Lesen. Zahlen müssen grundsätzlich tabellarisch dargestellt werden, sie dürfen nicht in 40- oder 50‑zeiligen Absätzen von irgendwelchen Aufzählungen im Text ausgeschrieben sein und dergleichen mehr. 

Das ist keine große Kritik, aber eine Anregung an die Kreativität, hier etwas auch für uns zu verbessern, denn letztendlich sind wir der Adressat dieser Berichte. 

Ich wünsche mir auch eine konsequentere Verfolgung der Verbesserungsvorschläge, die seitens des Kontrollamts kommen, und auch der Kritik, insbesondere eine Berichterstattung hier im Gemeinderat darüber, denn das ist wichtig und zeigt den Beamten auch, nicht nur denen des Kontrollamts, sondern auch den kritisierten, dass wir ihre Arbeit ernst nehmen und dass wir an Verbesserungen interessiert sind. 

Und noch etwas wünsche ich mir, nämlich eine Überlassung der Berichte zum Fertigstellungszeitpunkt. Das ist ja wirklich nicht erforderlich, dass man innerhalb der letzten fünf Tage vor der Sitzung dann 280 Seiten auf den Tisch geknallt bekommt. Die Berichte werden ja nicht in der letzten Minute fertig werden. Das wäre durchaus eine zumindest diskutierbare Anregung, so einen Bericht, wenn er fertig ist, zur Verfügung zu stellen. Dann kann man ihn bearbeiten und hat die Möglichkeit, auch qualitative Arbeiten dazu zu leisten. 

Ich möchte aber auch im politischen Bereich unmissverständlich feststellen: Sollte es wie in den anderen Ressorts fraktionelle Vorbesprechungen zwischen der Sozialdemokratischen Fraktion mit Beamten des Kontrollamts geben, so gewinnt das im Lichte der Objektivität hier eine besondere Qualität, die in Hinkunft von uns auch einer besonderen Beachtung unterliegen wird. Die Kontrolle in Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist fachlich hervorragend. Sie ist politisch schaumgebremst, von den Konsequenzen her überwiegend wirkungslos. Das muss sich ändern! Denn Fehler sind nicht nur ein Anlass zu Maßregelungen, sondern immer auch eine Chance zu Verbesserungen. Das Kontrollamt und der Kontrollausschuss sind aus dieser Sicht Hoffnungsträger für die Politik und für die Verwaltung unserer Stadt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Kenesei gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. Er weiß, dass er 3 Minuten Redezeit hat.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! 

Nur in der Kürze und um ein bisschen auch die Qualität des Debattenbeitrags des Herrn Kollegen Pfeiffer ins rechte Licht zu rücken, möchte ich richtig stellen: Der Herr Kontrollamtsdirektor Dr List ist seit Juni 2000 Kontrollamtdirektor, also seit zwei Jahren, und vorher ist er ein Jahr interimistischer Leiter des Kontrollamts gewesen; also insgesamt sind es drei Jahre und nicht, wie fälschlich vom Herrn Kollegen Pfeiffer gesagt wurde, ein Jahr.

Aber das erkennt man dann auch an der Qualität der Arbeit im Ausschuss und hier im Gemeinderat. Da gibt es eine Nuance an Unterschied. Ihre Wahrnehmung ist offensichtlich eine andere als die tatsächliche Realität. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Serles zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es wurde im Laufe der heutigen Diskussion vom Herrn Berichterstatter zu Recht darauf hingewiesen, dass sich die Besprechung des Tätigkeitsberichts des Kontrollamts wahrlich einen besseren Zeitpunkt in diesem Haus verdient hätte, als im Anschluss an die Rechnungsabschlussdebatte regelmäßig zur späten Nachtzeit. 

Ich möchte daher den Vorschlag vom Kollegen Prochaska aufgreifen und ganz konkret vorschlagen, im nächsten Jahr den Tätigkeitsbericht des Kontrollamts am nächsten Tag ganz in der Früh in diesem Haus zu diskutieren. Wir könnten damit klar machen, dass uns allen Kontrolle nicht nur ein Lippenbekenntnis wert ist, das um 22 Uhr vielleicht leichter über die Lippen geht, als am nächsten Tag zu prominenter Zeit, wo man auch eine Chance hat, mit diesem Thema öffentlichkeitswirksam umzugehen. Also ich würde vorschlagen, im nächsten Jahr den sicher annähernd gleich dicken Bericht des Kontrollamts zu prominenterer Tageszeit zu diskutieren. 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen vom Kontrollausschuss! Werte Damen und Herren vom Kontrollamt! Hinter uns liegt jede Menge Arbeit, dokumentiert in einem Werk von mehr als 1 400 Seiten, hinter uns liegt jede Menge auch von interessanten politischen Diskussionen und Themen im Ausschuss. Ich bedanke mich bei allen, die an diesen Diskussionen teilgenommen haben, insbesondere bei den Damen und Herren vom Kontrollamt für das Verfassen der sehr oft sehr präzisen Berichte. Einen herzlichen Dank dafür von unserer Seite. (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 
Der politische Schwerpunkt - aus meiner Sicht - in dieser letzten Session des Kontrollausschusses war zweifellos die Diskussion um fünf dubiose Flächenwidmungsakte in Wien. Diese Flächenwidmungsakte haben in der Zwischenzeit zur Einsetzung einer Untersuchungskommission geführt. 

Wir haben durch die Berichte des Kontrollamts erfahren, dass beispielsweise Grundstückseigentümer widerrechtlich bevorzugt wurden, dass beispielsweise am Maurer Hauptplatz 7 eine wundersame Vermehrung des Bauvolumens stattgefunden hat, interessanterweise in einer Schutzzone, wo es bekanntlich besonders schwer ist, zu einer Vermehrung des Bauvolumens zu gelangen. 

Wir haben anlässlich der Widmung mehrer Grundstücke in der Aßmayergasse zur Kenntnis nehmen müssen, dass in der ehemaligen MA 21B getürkt und geschwindelt wurde, Videnden ausgelackt wurden, mit Akten umgegangen wurde, wie das an sich jeder Beschreibung spottet. 

Wir haben an Hand von zwei Fällen zur Kenntnis nehmen müssen, dass es bevorzugte Bauträger in Wien gibt, solche, die der SPÖ nahe stehen, bevorzugte Wohnbaugenossenschaften in Wien gibt, solche, die der SPÖ nahe stehen, und der Gipfel der ganzen Angelegenheit war der Versuch der Umwidmung von 8 Hektar Grünland in Bauland beim Atzgersdorfer Friedhof. 

Es ist daher richtig - und da befinde ich mich völlig im Gegensatz zum Kollegen Pfeiffer -, von Zeit zu Zeit Resümee zu ziehen, persönliches Resümee zu ziehen, und ich tue das heute bei diesem Anlass. 

Klar ist, meine Damen und Herren, dass im Zusammenhang mit der Flächenwidmung in Wien die fachliche Dienstaufsicht völlig versagt hat. Herr SR Vatter hat beispielsweise bereits in der Untersuchungskommission ausgesagt, dass die fachliche Dienstaufsicht in die Handakte überhaupt nicht Einschau genommen hat. Die Handakte, in denen das Kontrollamt besonders belastendes Material fand, haben die fachliche Dienstaufsicht überhaupt nicht interessiert. Das heißt, die fachliche Dienstaufsicht hat gar nicht existiert. Und das ist besonders bemerkenswert. 

Klar ist, meine Damen und Herren, dass auch die disziplinäre Dienstaufsicht im Magistrat völlig versagt hat. Die Tätigkeit des Herrn Vokaun, eines Spitzenbeamten dieses Hauses, für die Wien Süd ist der klassische Fall von Unvereinbarkeit. Das Personalamt ist in einer Art und Weise lax mit Genehmigungen von Nebenbeschäftigungen von Beamten umgegangen, die jeder Beschreibung spottet. Mir ist es völlig schleierhaft, wie die Ernennung des Herrn Vokaun zum Senatsrat stattfinden konnte, bei gleichzeitiger Duldung der Nebenbeschäftigung des Herrn Vokaun für einen seiner Hauptklienten, die Wohnbaugenossenschaft Wien Süd. Und die Verantwortung dafür tragen die sozialdemokratischen Politiker dieser Stadt - vom Bürgermeister abwärts. 

Klar ist, meine Damen und Herren, dass sich die Kooperationsbereitschaft des Magistrats in seinem Umgang mit der Untersuchungskommission dramatisch steigern muss. Es geht nicht an, dass heikle Akte wie der Personalakt Vokaun als Verschlusssache gehandelt werden. Es geht nicht an, dass die Mitglieder der Untersuchungskommission wochenlang darauf warten müssen, bis sie Unterlagen aus dem Personalakt vom Herrn Vokaun bruchstückhaft erhalten. Ich habe bis zum heutigen Zeitpunkt nicht mehr erhalten als ein paar Kaaszetteln, ein paar kopierte Kaaszetteln aus diesem Personalakt. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das sämtliche Unterlagen sein sollen, die im Zusammenhang mit der Nebenbeschäftigung vom Herrn Vokaun stehen. Wir fordern hier eine deutlich erhöhte Kooperationsbereitschaft des Magistrats ein. 

Klar ist auch, dass das Ziel des Widmungskarussells in Wien, roten Bauträgern satte Widmungsgewinne zu verschaffen, im Fall der Wien Süd rund um Atzgersdorf komplett in die Hose gegangen ist. Denn die Wien Süd hat in Atzgersdorf keinen satten Widmungsgewinn eingestreift - das war zwar ihr erklärtes Ziel und ihre erklärte Absicht -, sondern sie sitzt jetzt auf einem Riesenberg von überteuert eingekauften Grundstücken. Sie müssen sich das vorstellen! Die Wien Süd hat Grünland in Atzgersdorf um durchschnittlich 2 800 S pro Quadratmeter eingekauft. Der Schaden, der der Wien Süd dadurch entstanden ist, geht in die Millionen S. Ich quantifiziere mit 100 Millionen S Schaden, den die Wien Süd damit erlitten hat, den die Genossenschafter der Wien Süd damit erlitten haben, einer gemeinnützigen Genossenschaft, deren gesetzliche Verpflichtung es ist, mit ihren Mitteln nach den Bestimmungen des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes sparsam und zweckmäßig umzugehen. 

Klar ist auch, meine Damen und Herren, dass das Verhalten des Herrn OSR Vokaun offensichtlich politisch motiviert war. Und erschütternd für mich war es, mit anzusehen in welchem Klima das alles hier im Rathaus stattgefunden hat. Wenn Beamte der Stadt Wien Angst haben müssen, wenn sie erkennen, dass bestimmte Dinge nicht rechtens sind, dann müssen doch bei Ihnen allen hier die Alarmglocken läuten. Dann dürfen Sie das Wort "Kontrolle" überhaupt nicht in den Mund nehmen. Dann existiert doch Kontrolle im Rathaus überhaupt nicht. In einem Klima des Terrors, der Angst ist die Kontrolle ausgeblendet. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Daher, meine Damen und Herren von der SPÖ: In einem Klima des Meinungsterrors im Rathaus, wo Spitzenbeamte die Augen schließen müssen, weil sie um ihre Existenz fürchten, brauchen Sie von Kontrolle überhaupt nicht mehr zu sprechen. Da haben Sie jede Menge Handlungsbedarf. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir werden daher miteinander im Laufe der nächsten Wochen und Monate im Herbst noch eine Reihe von interessanten Sitzungen in dieser Untersuchungskommission erleben. Wir werden eine Reihe von interessanten Zeugen einvernehmen. Wir werden eine Reihe von interessanten Beweisanträgen stellen, und ich bin mir sicher, dass wir der Frage der politischen Verantwortung für die unhaltbaren Zustände im Bereich der Flächenwidmung in Wien bereits ein gutes Stück näher gekommen sind und diese Dinge restlos aufgeklärt werden. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Reindl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor! Kolleginnen und Kollegen vom Kontrollamt!

Ich möchte mit dem Dank an Sie, Herr Dr List, für den Bericht, beginnen, den Ihre Mannschaft uns vorgelegt hat und den wir in fünf Sitzungen durchgearbeitet haben. Wir haben es uns nicht immer leicht gemacht, auch die Opposition hat es uns nicht immer leicht gemacht. Aber ich glaube, alles in allem: Danke für die gute Arbeit. Danke für die guten Anregungen, die in den Berichten sind. Kritik kann nur konstruktiv sein und in diesem Sinne verstehen wir auch Kritik und auch die Kontrollamtsberichte. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich habe allerdings den Eindruck, dass die Kolleginnen und Kollegen der Opposition offensichtlich nicht genau mit den Kontrollamtsberichten umzugehen wissen, indem Sie behaupten - Kollege Kenesei, Sie sind da vielleicht ein bissel eine Ausnahme, das erlaube ich mir zu sagen (GR Günter Kenesei: Danke!), ein bissel, aber Sie werden doch nicht ernstlich glauben, dass die Stadt Wien, dass die politisch Verantwortlichen die Kontrollamtsberichte sozusagen zur Kenntnis nehmen, ablegen und dann passiert nichts. (GR Heinz Christian Strache: Das wollen wir schriftlich, bitte!)
Die Inhalte der Kontrollamtsberichte laufen in die tägliche Arbeit der Abteilungen ein. Sie sind Auftrag an die Stadt und an die Abteilungen, und wenn es hier Kritik gegeben hat, sind diese als konstruktiv zu verstehen, wie ich es schon erwähnt habe, und es sind hier Verbesserungen vorzunehmen.

Wir haben auch einen Meilenstein mit der neuen Geschäftsordnung erreicht, meine Damen und Herren. Wir haben in Wien ein Minderheitenrecht, das der Opposition die Möglichkeit gibt, Prüfaufträge an das Kontrollamt zu geben. Wir würden uns wünschen, dass auch im Bund so eine vorbildliche Lösung, wie sie in Wien gefunden wurde, angewandt wird. Aber die Bundesregierung wehrt sich ja mit Händen und Füßen gegen Antrag, gegen einen Minister auf Prüfung oder gegen manche dubiose Geschäfte, die hier stattfinden, zu machen.

Aber diese Minderheitenrechte haben natürlich einen Vorteil, nämlich dass die Opposition wirklich agieren kann und sie macht es, aber auch einen Nachteil, dass man vielleicht die Prüfungsziele, die vorgegeben werden - und wir haben das im letzten Ausschuss ein paar Mal erlebt -, doch ein bisschen klarer definiert haben möchte und definieren sollte, was geprüft werden soll und nicht. So wie es oft mit pauschalen Anträgen passiert, die hier beim Kontrollamt Prüfaufträge auslösen, die mitunter die Kapazität des Kontrollamts bis an die Grenze des Unmöglichen, was die Prüfungsmanntagskapazität betrifft, ausreizen. Wir wollen ja das Kontrollamt mit solchen Prüfungen nicht lahm legen, sondern das Kontrollamt soll ja hier positive Ergebnisse bringen.

Zum Kollegen Prochaska möchte ich kurz anmerken: Also mir ist nicht bekannt, dass sich ein Prüfauftrag des Herrn Bürgermeisters oder eines Stadtrats nicht in den 1 400 Seiten befindet, sofern er in der letzten Berichtsperiode in Auftrag geben wurde und die Prüfung auch abgeschlossen wurde. Meines Wissens steht immer gleich am Anfang von einem Prüfungsauftrag 

a) wer ist der Auftraggeber? 

b) um welche Prüfung geht es? und 

c) wann wurde geprüft? 

Und im Anhang sozusagen das Prüfungsergebnis. 

Also den Vorwurf muss ich hier ganz massiv zurückweisen, dass sich Prüfaufträge im Kontrollamt nicht finden. (GR Gerhard Pfeiffer: Steht ja in der Geschäftsordnung, bitte schön!)
Herr Kollege Pfeiffer, ich führe Ihre Wortmeldung auf die Hitze der letzten beiden Tage zurück. Ich muss Ihnen das wirklich sagen (GR Gerhard Pfeiffer: Das steht in der Geschäftsordnung!), weil wenn Sie da sprechen von ... (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist eine dumme Frechheit! - Aufregung bei der SPÖ.) Dumm darf er sagen. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist eine dumme Frechheit, sonst nichts!) Also, okay. (Heiterkeit bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Ich muss zugeben, dass ich schon bitte, Herr Kollege Pfeiffer (Aufregung des GR Gerhard Pfeiffer.), auch wenn es sehr spät ist, sich die Zeit zu nehmen.

GR Mag Thomas Reindl (fortsetzend): Danke. - Also sich auf der einen Seite zu beschweren, dass man in fünf Tagen 280 Seiten lesen muss - Sie haben wahrscheinlich noch nie ein gutes Buch gelesen, weil ich schaff' das in einer halben Nacht, wenn mich das wirklich interessiert. Und das sind 56 Seiten pro Tag! Also, 56 Seiten pro Tag! (Aufregung bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Ich kann mir vorstellen, dass ich unseren Klub überreden kann, dass er Ihnen so einen Kurs spendiert, damit Sie ein bissel besser mit den Berichten klar kommen. Vielleicht kann der Klubobmann ein Zeichen geben. (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Christian Oxonitsch nickt.) Er macht es.

Aber was mich wirklich magerlt, meine Damen und Herren, ist zu sagen ... Ja, vielleicht kann man einen Vorleser einstellen, aber das ermüdet, wenn man ... Vielleicht kann man einen Burgschauspieler engagieren, der Ihnen das macht!

Kollege Pfeiffer (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Kurt Wagner: Er hat eh nichts zu tun!), in einem Punkt stimme ich mit Ihnen überein: Die Kontrolle der Stadt Wien, das Kontrollamt, arbeitet fachlich gut, haben Sie gesagt. Ich sage: Fachlich sehr gut, sehr gut, sehr gut und hervorragend. Dass das Kontrollamt politisch schaumgebremst arbeitet, ist ein ungeheuerlicher Vorwurf, den ich auf das Schärfste zurückweise, den ich auf das Schärfste zurückweise! (Heiterkeit bei der FPÖ.) Sie können sicher sein, das Kontrollamt prüft unabhängig und nicht politisch schaumgebremst. (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz Christian Strache: Sie schwören? Sie schwören? Sie schwören?) Ich schwöre, ja.

Der dritte Punkt ist, dass Sie dann noch sagen, die Konsequenzen sind nicht vorhanden, und da komme ich wieder zur Einleitung: Damit sprechen Sie aber in Wirklichkeit dem Kontrollamt die Qualität ab, dass das, was geprüft wird, dann auch zu Konsequenzen in den Abteilungen führt beziehungsweise dass hier auch sozusagen das Kontrollamt auf Luft arbeitet. Also, das weise ich auf das Schärfste zurück!

Und über Ihre Meinung über die Beamten im Haus, dass sie mangelnde Fähigkeiten haben, dass die Dienstaufsicht miserabel ist, dass alle sozusagen im luftleeren Raum agieren, das weise ich auch auf das Schärfste zurück. Unsere Beamten sind Spitzenarbeitskräfte und ich würde mir wünschen, dass eine jede Stadtverwaltung so gute Leute im Haus hat wie wir das haben! 

Meine Damen und Herren! Abschließend, weil ich auch von meiner Fraktion den Auftrag bekommen habe, nicht die volle Zeit auszunutzen, möchte ich noch zu meinem Vorredner ein paar Punkte sagen.

Herr Serles, ich verstehe schon: Viel Lärm um nichts. Ich verstehe das. Sie haben politisch (Aufregung des GR Dr Wilfried Serles.) ein kleines Problem, nämlich viel Lärm um nichts zu machen. Und ich sage Ihnen: Die fünf untersuchten Fälle, die das Kontrollamt bei den Flächenwidmungen untersucht hat, haben bis jetzt keine Beweise für politische Verantwortlichkeit gebracht, noch keinen Beweis, keinen einzigen. Wenn Sie genau zuhören, was die Zeugen sagen, dann werden Sie mir das auch bestätigen müssen. Für rechtlich bedenkliche Einflussnahme hat es bis jetzt noch keinen Beweis gegeben, keinen einzigen. (GR Günter Kenesei: Also, alles in Ordnung!) Das hab' ich nicht gesagt. Sie behaupten etwas, Sie behaupten, es hat politische Einflussnahme gegeben. Bis heute haben Sie keinen Beweis am Tisch gelegt! Sie sprechen von rechtlich bedenklicher Einflussnahme - auch nichts gegeben. 

Wir sehen mit Interesse dem nächsten Untersuchungskommissionstermin entgegen, meine Damen und Herren von der Opposition (GR Günter Kenesei: Ja, wir auch!), und wir würden uns wünschen, dass Sie endlich einmal gescheite Beweise auf den Tisch legen. (GR Günter Kenesei: Ja!) Wir haben massivstes Interesse daran, dass Sie die Behauptungen, die Sie aufstellen, auch beweisen können. Wir würden uns freuen, wenn Sie uns dann endlich einmal wahre Beweise auf den Tisch legen können.

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, ein Jahr erfolgreiche Kontrollarbeit der Stadt Wien, 1 400 Seiten, ein unglaublicher Erfolgsbeweis.

Nochmals der Dank an das Kontrollamt, an die Spitze des Kontrollamts, an alle Beamtinnen und Beamten. Ich hoffe, dass wir auch weiterhin eine sehr gute Zusammenarbeit im Ausschuss haben und dass uns das Kontrollamt ab September wieder mit den entsprechenden Arbeiten für den Ausschuss versorgt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Bevor ich die Debatte schließen kann, gebe ich noch Herrn Kollegen Pfeiffer 3 Minuten Redezeit für eine tatsächliche Berichtigung. (Aufregung bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - GR Harry Kopietz: Er liest 60 Seiten!)
GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nicht deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, aber man muss schon, glaub' ich, etwas sachlich richtig stellen, denn so, wie Herr Kollege Reindl das gehört hat, hab' ich es nicht gesagt. Er hört zwar offensichtlich 

manches, versteht aber nicht alles, und unhöfliches Verhalten ist nicht unbedingt eine sinnvolle Ergänzung dazu. 

Ich habe gesagt: Kontrolle in Wien ist fachlich hervorragend, Kontrolle in Wien, politisch schaumgebremst, und das betrifft absolut nicht das Kontrollamt, sondern die Kontrolle an sich. Sie ist in Wien fachlich hervorragend, politisch schaumgebremst und von den Konsequenzen her überwiegend wirkungslos. Das habe ich gesagt und nichts anderes. Wenn Sie was anderes verstanden haben sollten, dann tut es mir Leid, dann sollten Sie sich einen Vorleser suchen. Der wird Ihnen vielleicht auch zusätzlich noch Erklärungen geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist nun geschlossen. 

Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Johannes Prochaska: Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will es kurz machen.

Ich bedanke mich für die Debattenbeiträge im eigentlichen Sinn. Die Ausflüge in die Polemik wollen wir hintanstellen. Die Debattenbeiträge im eigentlichen Sinn, die stark mehrheitlich eine ernsthafte Bereitschaft erkennen lassen, die Kontrolleinrichtungen in dieser Stadt über das erreichte Ausmaß hinweg zu stärken und mit Nachdruck den Verbesserungsvorschlägen zum Durchbruch zu verhelfen, um jenen Zustand zu erreichen, den der Letztredner hier erahnt hat.

Ich bin auch gerne bereit, Ihnen den Quantensprung in den Vorschriften, was mit einem Bericht, den ein Stadtrat in Auftrag gegeben hat, nur geschehen kann, aber nicht muss, in anderen Bundesländern, aber in jedem Fall der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden muss, in einer Gegenüberstellung der jeweiligen Passagen zur Verfügung zu stellen, damit sich die Zusammenarbeit in Hinkunft noch weiter verbessern kann.

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, empfehle ich Ihnen die positive Zurkenntnisnahme des Tätigkeitsberichts und füge der Ordnung halber hinzu: 5 Teilberichte auf den Seiten 432 bis 554 haben wir schon am 22. März zur Kenntnis genommen. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Danke schön, dies ist einstimmig der Fall. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich schließe die Sitzung des Wiener Gemeinderats.

Es folgt morgen die 18. Sitzung. Wir beginnen um 9 Uhr. Ich wünsche einen guten Nach-Hause-Weg und eine gute Nacht!

(Schluss um 22.12 Uhr.) 

